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Beginn der Enquete: 9 Uhr 6 Minuten 

V o r  s i  t z e n  d e: Zweiter Präsident des Natio­
nalrates Dr. Robert Lichal, Abgeordneter Erhard 
Koppler, Abgeordneter Dr. Martin Barteinstein. 

***** 

Vorsitzender Präsident Dr. Robert Lichal: Mei­
ne sehr geehrten Damen und Herren! Ich darf Sie 
al le recht herzl ich hier im Plenarsaal des österrei­
chischen Nationalrates begrü ßen .  

Ich e r  ö f f n e hiemit die Enquete. 

Der Hauptausschuß  des Nationalrates hat die 
Abhaltung e iner parlamentarischen Enquete zum 
Thema "Die Zuk unft des Ind ustriestandortes 
Österre ich" beschlossen .  

Es so ll a l len Tei lnehmern d ie  Möglichkeit ge­
boten werden, ihre Vorstell ungen zu d iesem 
wichtigen Thema vorzubringen. Ich möchte I h­
nen al len, insbesondere aber den aus dem Aus­
land angere isten Referenten, für I hr Erscheinen 
wirk l ich herz l ich danke sagen. Ich bin überzeugt 
davon, daß d ie Disk ussionsbeiträge wesent liche 
Anregungen hinsichtlich der .�ukünftigen Gestal­
tung des Industriestandortes Osterreich darstel len 
werden. 

Ich darf Sie also herzl ich wil l kommen hei ßen 
und nochmals  danke sagen. 

Ich muß aber einige technische Anmerkungen 
machen, bevor ich das Wort an die Referenten 
wei tergeben kann. 

Al le  Beiträge zur Enquete, meine sehr geehrten 
Damen und Herren. werden eng lisch-deutsch be­
ziehungsweise deutsch-engl isch gedolmetscht. 
Die entsprechenden Kopfhörer l iegen auf Ihren 
Sitzplätzen. Ich möchte darauf aufmerksam ma­
chen. daß Kanal  I deutsch- und Kanal 2 engl isch­
sprachig e ingerichtet ist. 

Die Enquete ist zwar zeitl ich nicht begrenzt, 
ich würde aber trotzdem vorschlagen. zu versu­
chen. diese bis etwa 17 Uhr zu beenden. um den 
aus den Bundesländern angereisten Tei lnehmern 
eine Rückre ise noch bei Tages l icht zu ermögl i­
chen. 

Ich beabsichtige wei ters, die Si tzung von etwa 
1 2.30 Uhr bis 1-l- Uhr zu unterbrechen. Im 
Sprechzimmer ist für al le Tei lnehmer ein k le ines 
Mittagsbuffet vorbereitet. 

N un zum Ablauf: In der Vorsitzführung werde 
ich mit dem Präsidenten des Nationalrates Dr . 
Heinz Fischer und auch mit dem Obmann des 
Ausschusses für Verstaatl ichte Betriebe Erhard 
Koppler und erforder lichenfa l ls mit dem Ob­
mannstel lvertreter Dr. Martin Bartenstein ab-

wechse ln .  Ich darf bi tten, daß die beiden Herren 
über die zeitliche Vorsitzführung eine Überein­
stimmung finden. 

Das E in leitungsreferat wird von Bu ndesmin i­
ster für wirtschaft l iche Angelegenheiten Dr. 
Wolfgang Schüssel übernommen ,  dem im An­
sch l u ß  die Ausführungen unserer Referenten fol­
gen werden.  

Für die Dauer jedes Referats sind in etwa 
20 M inuten vorgesehen. Danach wird in die Dis­
k ussion e ingegangen, wobei für die Statements 
der einzelnen Parlamentsfraktionen 10 Minuten, 
für jede weitere Wortmeldung 5 Minuten Rede­
zeit  vorgesehen sind. 

Die Zusammenfassung wird vom Bundesmini­
ster für öffentl iche Wirtschaft und Verkehr Mag . 
Viktor Kl ima nach Erschöpfung der Redner liste 
übernommen werden. 

Es l iegt auf a l len P lätzen ein Zette l für eine 
mögl iche Wortmeldung auf. Ich ersuche Sie,  
wenn Sie von Ihrem Rederecht in der Diskussion 
Gebrauch machen wol len. diesen auszufü l len und 
den Parlamentsbed iensteten, die l inks - von Ih­
nen aus  gesehen rechts - neben mir am Präsidi­
um sitzen ,  zu übergeben. 

Die Bundesminister und die Referenten werden 
von der Regierungsbank .  a l le anderen Tei lneh­
mer vom Rednerpult aus das Wort ergreifen . 

Damit sind eigentlich meine Ausführungen 
zum Organisatorischen schon beendet. Falls e in­
zelne Anwesende noch Fragen oder Wünsche äu­
ßern möchten, bitte ich Sie .  diese an die mir ass i­
stierenden Parlamentsbediensteten zu richten. 

Ich glaube, daß im großen und ganzen der Ab­
lauf nunmehr k lar ist. 

I. und 11. Punkt: Referate 

Vorsitzender Präsident Dr. Robert Lichal: Wir 
beginnen nun mit den Referaten. 

Ich darf den Herrn Bundesminister für wirt­
schaft l iche Angelegenheiten Dr. Wolfgang Schüs­
sel bitten ,  das E inleitungsreferat zu dieser parla­
mentarischen Enquete zu halten .  - Bitte, Herr 
Bundesminister. 

Einleitungsreferat 

'1.11 
Referent Bundesminister für wirtschaftliche 

Angelegenheiten Dr. Wolfgang Schüssel: Mor­
gendl ichen Respekt,  Herr Präsident u nd hohes 
Publ ikum! Ich danke, daß ich eröffnen darf. Ich 
werde mich sehr bemühen ,  den vorgegebenen 
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Referent Bundesminister für wirtschaftliche Angelegenheiten Dr. Wolfgang Schüssel 

Zeitrahmen penibel einzuhalten, wenn nicht, 
höre ich einfach auf zu reden. Ich begrüße auch 
den Ministerkollegen, der gerade gekommen ist. 

Ich fange damit an, uns ganz k urz die gegen­
wärtige Situation in der Konjunkturfrage in Zah­
len in Erinnerung zu rufen. Wir haben im vergan­
genen Jahr - natürlich von der europäischen Re­
zession beeinflußt - angeblich minus 0,3 Pro­
zent Wirtschaftsrückgang gehabt. Ob das wahr 
ist, werden wir erst in zwei Jahren wissen. Ich 
vermute, wir werden ungefähr plus/minus null  
ausgestiegen sein.  

Für heuer schaut es wesentlich günstiger aus. 
Die Prognosen liegen in etwa bei 2 Prozent. Das 
hängt natürlich sehr stark davon ab, wie die Ab­
stimmung am 1 2. Juni ausgehen wird. Für das 
nächste Jahr sind die Prognosen noch optimisti­
scher und sagen ein Wirtschaftswachstum von 2,5 
voraus, manche Wirtschaftsforscher sagen sogar 
3,9 Prozent voraus. 

Für den industriellen Sektor bedeutet das, daß 
die konjunkturellen Impulse für die Industriepro­
duktion deutlich besser geworden sind. Die Wert­
schöpfung in der Industrie und die Produktion 
werden nach einem realen Rückgang von 3 Pro­
zent im Vorjahr heuer und nächstes Jahr deutlich 
zunehmen. 

Vor allem ist die Entwicklung der Stundenpro­
duktivität interessant, die heuer und nächstes Jahr 
um 4,5 Prozent zulegen wird, und interessant ist 
auch die Entwicklung der Lohnstück kosten. Wir 
haben im vergangenen Jahr eine kleine Steige­
rung um etwa 0,3 Prozent gehabt. Heuer hinge­
gen sinken die Lohnstückkosten um 1 Prozent 
und 1 995 um 0,45 Prozent, während sie in der 
Gesamtwirtschaft mit 1 ,5 Prozent leicht steigend 
sind. 

Das heißt, wir haben in der Rezession - und 
das ist, glaube ich, ein sehr wichtiges Zeichen -
die Chance genützt, die Industrie, d ie produzie­
rende Wirtschaft schlanker, wettbewerbsfähiger 
zu machen. Das wird sich sicherlich auch als Aus­
gangsposition für die nächsten Jahre sehr positiv 
bemerkbar machen. 

Wir haben in  der Industrieproduktion im Früh­
jahr eine deutliche Steigerung gegenüber jener 
des Vorjahres zu verzeichnen. Ohne Einbezie­
hung des Energiebereiches liegt d ie Energiepro­
duktion im heurigen Februar um 5 Prozent hö­
her als im selben Monat des Vorjahres. An Pro­
dukten ,  die als Vorleistungen verwendet werden, 
wurden im heurigen Februar sogar um 7 Prozent 
mehr erzeugt. 

Läßt sich nun daraus schon der Schluß ablei­
ten, daß Österreich nicht nur in der Hochkon­
junktur besser abgeschnitten hat als der Durch-

schnitt Europas, sondern daß wir auch die Rezes­
sion besser durchgetaucht haben und daß mögli­
cherweise sogar diese Enquete zu spät kommt 
oder vielleicht gar überflüssig wäre? - Ich glaube 
es nicht. 

Ich glaube, daß sie etwas tun sol l ,  was dringend 
notwendig ist: Sie sol l  zu einem ganz bestimmten 
Zeitpunkt einer Zäsur, die ja zufällig - aber ich 
glaube nicht an Zufälle - wenige Tage vor einer 
entscheidenden Volksabstimmung stattfindet, 
eine Standortbestimmung für Österreich machen. 

Meine persönliche Überzeugung ist, daß wir in 
dieser Dekade - fünf Jahre zurück, fünf Jahre 
im voraus, 1 989 bis 1999 - die wahrscheinlich 
entscheidendste Weichenstel lung überhaupt in 
der Wirtschaftsgeschichte seit dem Zweiten Welt­
krieg erleben .  1989 die Ostöffnung, die ja einer­
seits faszin ierende Perspektiven eröffnet, auf der 
anderen Seite natürlich auch eine bedeutende 
Strukturveränderung für die österreich ischen 
Standortfaktoren bewirkt hat. Ab jetzt wird die 
Westintegration die nächsten fünf Jahre das ent­
scheidende Thema sein, beginnend mit dem 
1 .  Jänner dieses Jahres, wo wir den Europäischen 
Wirtschaftsraum in Kraft gesetzt haben. Ein Jahr 
später - voraussichtlich 1995 oder knapp danach 
- der Volleintritt in die Europäische Union und 
damit in den Binnenmarkt, mit allen vol len Frei­
heiten. 

Zunächst einmal  zur Ostöffnung: Man darf 
nicht übersehen, daß sich derzeit rund 2 Mil l iar­
den Menschen aus ehemals geschlossenen soziali­
stischen Wirtschaftssystemen in die Weltwirt­
schaft integrieren wollen und müssen.  Sie wollen 
ihre Produkte international verkaufen und sind 
damit natürlich auch beachtliche Mitbewerber 
auf dem internationalen Markt. 

Nur wenige Kilometer östlich von Wien ent­
steht ein Niedriglohnstandort, der in manchen 
Bereichen qualitätsmäßig gar nicht so schlecht ist 
und natürlich gewaltige Strukturverschiebungen 
für die österreichische Produktionslandschaft be­
wirken wird . Wir nützen das besser als al le ande­
ren europäischen Mitbewerber insofern, a ls wir 
über mittlerweile 1 5  000 Joint-ventures voll in 
diesen mittel- und osteuropäischen Märkten drin­
nen sind. Natürlich wollen die österreichischen 
Unternehmer, die dorthin Direktinvestitionen 
verlagert haben, dies n icht nur aus karitativen 
Überlegungen machen, sondern sie wollen mit 
der Kombination der Standortvorteile Öster­
reichs - high quality, h igh-tech - mit einer sehr 
gut motivierten Mitarbeiterschaft und den Pro­
duktionsfaktoren in Mittel- und Osteuropa den 
Weltmarkt optimal bedienen. 

Dennoch, brutto gesehen, wird diese Ostöff­
nung eine beachtliche Verschiebung bedeuten. 
Wenn man dazu noch die Verschiebungen und 
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Referent Bundesminister für wirtschaftliche Angelegenheiten Dr. Wolfgang Schüssel 

Veränderungen durch die West integration be­
rücksichtigt. dann sieht man deutl ic h ,  daß hier 
Bruttoverschiebungen von 3 bis 5 P rozent der 
Beschäftigten insgesamt möglich sind. - Das wä­
ren etwa 1 00 000 bis 1 50 000 Beschäftigte, die 
aber in Summe natürlich sowoh l  positive als auch 
negative Faktoren haben .  Wir rechnen damit -
ich glaube. das ist auch gut durch entsprechende 
Studien abgesichert -, daß netto die positiven 
Effekte sowoh l  aus der Ostöffnung als auch der 
EU-Integration natürlich überwiegen werden .  

I ch  kan n natürlich jetzt nicht umhin ,  wen ige 
Tage vor d iesem 1 2 . Jun i  auch die Konsequenzen 
der Europäischen I ntegration für den Produk­
tionsstandort Österreich ,  für den  Wirtschafts­
und I nd ustriestandort Österreich zu beleuchten .  
I ch  gla ube, man braucht gar nicht ins Detail zu 
gehen .  Der Trend al ler Umfragen ,  a l ler  Bewer­
tungen - ob sie jetzt optimistischer oder vorsich­
tiger s ind - liegt klar auf der  Hand.  Ob Wifo, ob 
IHS ,  ob frühere Prognosen, ob heutige Progno­
sen :  Der Trend ist eigentl ich klar erkennbar. Die 
Vol lintegration bringt uns letzt lich mehr Wachs­
tumschancen, br ingt uns mehr Exportmöglichkei­
ten und bringt u ns damit auch wesentl ich meh r  
Beschäftigungschancen .  Der Standort Österreich 
als I nvestitionszie lpunkt  für Auslandsinvestitio­
nen. für Eigen investitionen,  für Geschäftsmög­
lichkeiten wird bedeutend gestärkt.  

I n  Zahlen gesehen - ich beziehe mich jetzt auf 
das I H S  - werden die realen Güterexporte in den 
nächsten fünf Jahren gegenüber dem Nichtbei­
trittsszenario um fast 40 \ilil liarden Schil ling stei­
gen .  Bei einem N ichtbeitritt würden die Import­
preise um etwa 5 Prozent höher sein ,  ein kumu­
lierter Wachstumsverlust nomine l l  von etwa 
100 Mil liarden Schilling würde entstehen.  Das ist 
eine nicht unbeträchtliche Gesamtsumme, die 
sich als Wohlstandseffekt  hier zu B uche schlägt. 
Die Arbeitsplatzeffekte werden je nach I nstitut 
zwischen 40 000 und 60 000 netto besser e inge­
schätzt, wen n  wir beitreten .  

Ich meine daher, d a ß  wir das an d e n  Beginn der 
Überlegungen ste l len müssen ,  wei l  Österreich bei 
jedem I ntegrationsschritt die gleiche Diskussion ,  
die wir jetzt erleben ,  gehabt hat. näml ich:  Werden 
wir von dieser I n tegration zusätzlich profitieren ,  
wird e s  die österreichische I ndustrie schaffen,  i n  
diesem internationalen Wettbewerb bestehen zu  
können'? 1 972 etwa wurde d ie Frage des  Freihan­
delsabkommens gerade in der I nd ustrie sehr oft 
von der Seite her diskutiert. ob der wegfa l lende 
Zollsch utz für die österre ichische I ndustrie ei­
gentlich noch aushal tbar ist. Tatsache war. daß 
wir von dieser I n tegration und von a l len  Integra­
tionssc h ritten überd urchschn ittlich p rofitiert ha­
ben und uns daher von dieser Seite her nicht zu 
fürchten brauchen .  

Auf  der anderen Seite muß aber k l a r  se in ,  daß 
es auch zu den Standortfaktoren gehört. daß wir 
sehr intensiv Prioritäten im öffentlichen Sektor 
setzen .  Es ist ganz k lar ,  daß man nicht nur  von 
einem schlanken Produktionssektor reden darf, 
sondern daß man sich auch in der öffentlichen 
Wirtschaft auf einen sch lanken öffentlichen Sek­
tor e in lassen muß. Ich bejahe daher ausdrück l ich, 
gerade an dieser Stel le .  d ie Fortsetzung des Kon­
solidierungskurses im Staatshaushalt, weil es 
letztlich ein ganz entscheidendes As im Ärmel ist. 
wie sicher und stabil unsere Währung ist. wie 
hoch die Belastungen für d ie Steuerzah ler. aber 
natür lich auch für die prod uzierende Wirtschaft 
sind und wie die Wettbewerbsbedingungen und 
Rahmenbedingungen insgesamt in der Wirtschaft 
aussehen. 

Ich glaube. daß wir zusätzlich versuchen müs­
sen .  gerade auch durch das Integrationsszenario 
neue Ansätze in der Subventionspolitik zu su­
chen. Wir sind hier i n  ein europaweites System 
eingebunden. Es kann keine verzerrenden Stand­
ortsubventionen geben,  das ist von uns aus vol l  
akzeptiert. Wir werden daher i n  manchen Berei­
chen neue I nstrumente - vor a l lem regionalpoli­
tische Instrumente im Ein klang mit den Ziel-2-. 
-3- und -4-Gebieten. sowie -5a-. -Sb-Gebieten .  Sa­
nierungselemente, Stiftungen et cetera - entwik­
kein müssen .  auf der anderen Seite aber auch 
manche Bereiche und Subventionsansätze ändern 
müssen. 

Ein ganz wichtiger Bereich scheint mir zu sein ,  
daß  wir als Standortpolitik der  nächsten Jahre ein 
Bündel von angebotsse itigen Maßnahmen auf 
volks- und betriebswirtschaftlicher Ebene anbie­
ten so l l ten .  die zusammengenommen eine umfas­
sende Standortpolitik e rgeben und zur Erhöhung 
der Prod uktivität führen .  Zie l ist einerseits eine 
Nachfragesteigerung aufgrund gesenkter Stück­
kosten .  niedrigerer Preise, andererseits aber ein 
gesteigertes Oual itätsniveau.  das uns insgesamt 
seh r helfen wird. 

Was kann von der Seite des Wirtschaftsressorts 
zu der Standortdiskussion eingebracht werden ,  
und  worauf sol lten wir uns  konzentrieren'? 

.. Erstens: Ich b in  fest davon überzeugt, daß 
Osterreich aufgrund seiner geographischen Lage 
für die Zukunft nicht bange zu sein braucht. Wir 
liegen nach wie vor - das wird sich nie ändern -
an der Schnittstelle zwischen Nord und Süd, Ost 
und West. Wir  haben eine faszinierende geogra­
phische Ste l l ung: Wir sind nahe dran an großen 
Nachfragemärkten in Süddeutsch land , Nordita­
lien ,  der Schweiz. Aber auch die erwachenden 
Marktwirtschaften in Mittel - und Osteuropa sind 
für uns hochinteressante Märkte, die genützt wer­
den können und auch in der Vergangen heit ge­
nützt wurden .  
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Referent Bundesminister für wirtschaftliche Angelegenheiten Dr. Wolfgang Schüssel 

Der Beitrag der öffentlichen Hand dazu ist -
das wird sicher auch mein Banknachbar Klima sa­
gen - ,  besonders behutsam in die Infrastruktur 
zu investieren. Wenn wir d ie Chancen dieser geo­
graphischen Vorteile nützen wollen, dann bedeu­
tet das natürlich Investitionen in Bahn,  Straßen, 
Wasserwege, Telekommunikation, Energie und, 
und, und. All d ies sind enorme Faktoren ,  um den 
Standort Österreich höher zu qualifizieren. Wenn 
allerdings n ichts geht, wenn alles blockiert wird 
und sich überall die Neinsagerfronten breitma­
chen - Stichwort jetzt wiederum Blockaden, weil 
es halt nett ist und wei l  das Aufmerksamkeit 
schafft - ,  dann sind das genau die Punkte, d ie 
den Standort gefährden oder jedenfalls schwä­
chen. 

Zweitens: Ich bin sehr optimistisch, was die Si­
tuation und die Wettbewerbsstärke Österreichs 
betrifft. 

Ich darf nur noch einmal in Erinnerung rufen: 
Was die Kreditwürdigkeit betrifft, hat die März­
Nummer von "EURO-Money" Österreich hinter 
den USA an zweite Stelle jener Länder gereiht, 
die das geringste Länder-Risiko haben .  Der 
"World-Competitiveness-Report" aus 1 993 führt 
in seinem score-board Österreich unter den west­
l ichen Industrienationen auf Platz sieben,  in Eu­
ropa sogar auf Platz fünf. Wenn man sich wirt­
schaftliche Eckdaten, wie etwa die Exportent­
wicklung ansieht, dann sieht man im Volumen, 
Basisjahr 1 9 74, daß Irland mit einem Faktor von 
380 an der Spitze l iegt - das Jahr 1 9 74 ist mit 
Hundert gerechnet - ,  Österreich hat 305. Dann 
kommt Norwegen, und dann geht es weiter hin­
unter: fünfter Platz Japan, zwölfter Deutschland, 
1 4. Schweiz, 1 5 .  USA. 

Das soll uns nicht stolz machen, weil es natür­
l ich noch immer stärkere Exportländer gibt als 
Österreich. Aber in  der Aufholjagd gibt es im­
merhin wenige Länder, die es so wie Österreich in 
der Vergangenheit geschafft haben, Wettbewerbs­
stärke zu demonstrieren. 

Dritter Punkt - ein großer Vorteil für uns und 
daher auch sehr behutsam zu behandeln - ist der 
Faktor Arbeit und der Umgang mit den Arbeits­
kräften. Wir haben eine unglaublich motivierte 
Arbeitswelt und Arbeitskräfte. In Deutschland 
oder in anderen europäischen Ländern herrscht 
fälschlicherweise das Gerücht vor, die Österrei­
cher sind bequem, ein bißchen lässig, freundlich 
und nett. Freundlich und nett stimmt, aber alles 
andere stimmt nicht. Wir gehören in Wahrheit, 
was Produktivität, was Fleiß, was Einsatzbereit­
schaft betrifft, zu den stärksten Nationen. Das 
hängt damit zusammen, daß wir in Wahrheit un­
geheure Leistungstiger sind, und das hängt auch 
wiederum damit zusammen, daß die Österreicher 
eine hervorragende Ausbildung - nimmt man al­
les in allem - genießen. 

Wenn man nur die Bi ldungsausgaben her­
nimmt - ein Faktor, der wenig bekannt ist -
dann sieht man, daß Österreich etwa 5,6 Prozent 
seines Bruttoinlandsproduktes für öffentliche Bil­
dung ausgibt. Das ist mehr, als Deutschland, die 
Schweiz, Japan oder gar die USA ausgeben. Wir 
sind hier weit, weit vorne. Hinzu kommen aber 
noch etwa 10 Milliarden Schil l ing, die die Betrie­
be selbst für die Schulung ihrer Mitarbeiter aus­
geben. 

Das ist wiederum kein Grund, selbstzufrieden 
in d ie bequemen Sessel zurückzusinken, sondern 
wir müssen uns noch mehr  anstrengen, wei l  es 
auch Schwächenprofile gibt. Wir haben eine 
enorme Fehllokation im Bildungssystem.  Ich 
weiß  nicht genau, was 7 000 Psychologen einmal 
machen werden, wenn sie fertigstudiert haben. 
Nicht einmal das Land Sigmund Freuds wird aus­
reichende Beschäftigungsmöglichkeiten für Ab­
gänger mancher Studienrichtungen schaffen kön­
nen. 

Wir haben eine zu lange Studiendauer. Wenn 
die durchschnittliche Studiendauer 14 bis 
1 8  Semester beträgt, dann muß ich sagen, das ist 
ganz einfach international gesehen zu lang. Wir 
müssen daher Kurzstudien anbieten. Wir haben 
keine vernünftigen Fachhochschulen. Gott sei 
Dank sind jetzt die Grundsteinlegungen für zehn 
konkrete Fachhochschulen erfolgt und ist der 
Startschuß gegeben worden .  

Wi r  müssen uns etwas e infallen lassen, damit 
wir dieses lebenslange Lernen, und zwar bitte 
möglichst unbürokratisch, wirtschaftsnahe orga­
nisiert umsetzen können, um diesen Standortvor­
teil Arbeit/Ausbildung wirklich optimal nützen zu 
können. 

Wir haben Probleme, was den Einsatz der Ar­
beit betrifft. Es ist jetzt ein k leiner Schritt vom 
Parlament beschlossen worden, ein moderneres 
Arbeitszeitgesetz, aber von einem wirklich mo­
dernen, leistungsstarken, flexiblen Arbeitszeitge­
setz, das im 2 1 .  Jahrhundert Bestand hat, sind wir 
noch etwas weit entfernt. Diese Arbeitsaufgabe 
wird sicherlich in der nächsten Legislaturperiode 
noch sehr energisch angegangen werden müssen. 

Ein wesentlicher Punkt scheint mir zu sein, daß 
wir uns auch mit der Frage beschäftigen, wie wir 
die steuerliche oder sonstige Beitragsbelastung 
des Faktors Arbeit reduzieren können. Wir ha­
ben, im internationalen Schnitt gesehen, d iesbe­
züglich eine recht hohe Belastung, auch wenn al le 
Studien in Wahrheit falsch sind, wei l  sie Direkt­
Iohntangenten, wie etwa 1 3. und 14.  Gehalt und 
ähnliches mehr, immer mit hineinnehmen. Aber 
trotzdem, die Entwicklung ist in diesem Bereich 
nicht positiv. Wir müssen bedenken, daß wir 
nicht unbegrenzt Sozialoffensiven verkraften 
können wie in den letzten drei, vier Jahren, wo 
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das zweite Karenzjahr.  die Pflegevorsorge, Fami­
lien leistungen eingeführt worden sind. Das sind 
a l les notwendige Maßnahmen ,  die sind sozial 
höchst gerechtfertigt. aber sie müssen verkraftet, 
sie müssen konsolidiert werden . Und in diesem 
Bereich liegen natürlich P roblempunkte, die man 
sehen muß.  

Hier hilft die EU.  weil sie sich interessanterwei­
se eine Diskussion über die Umle n k ung im Steu­
ersystem in Richtung E nergiesteuern vorgenom­
men hat. die wir aus österreichischer Sicht absol ut 
begrüßen .  weil nur  so eine Uml.�nkung tatsäch­
lich möglich ist. Ein Al leingang Osterreichs wäre 
so ziemlich das Tödlichste. was man überhaupt 
machen könnte im Lichte der österreichischen  I n­
dustriebedingungen .  

Ganz  gro ße Wirtschaftsbereiche,  die seh r  e ner­
gieintensiv sind,  wie Stah l ,  Al uminium. aber auch 
Papier und andere. wären blitzartig vom Produk­
tionsstandort Österreich weggetil gt. Es hieße 
dann nicht meh r I ndustriestandort. sondern  " I n­
dustrie stand dort". und das ist genau das Gegen­
teil von dem. was wir haben wol len .  

Ein  sehr  wesentlicher Bereich scheint mit der 
Kapital - und Beteiligungsmarkt zu sein .  F rüher 
war hier ein echter E ngpaß gegeben. Wir waren 
auch ein armes Volk .  mehrere Male sind die Er­
sparnisse vernichtet worden .  Mittlerweile haben 
wir enorm aufgeholt .  Wir haben ein p rivates 
Geldvermögen im I n land in Höhe von rund 
3 300 Mil liarden Schil ling. das sind 1 50 P rozent 
des Bruttoin landsprod uktes. Auch der Beteili­
gungsmarkt se lbst. die Börse n kapitalisierungen 
haben sich in den letzten zehn hhren verzwölf­
facht auf weit über 330 Mil liarden Schil ling. Wir 
haben den Kapitalverkehr total libera lisiert. Wir 
haben in einer ersten Etappe der Privatisierung 
von 1987 bis 1 990 30 Mil liarden Schilling an die 
Börse gebracht. Dann war eine k leine Den k- und 
Konsolidierungspause. 

Jetzt geht es wieder los, jetzt kommt die näch­
ste Etappe in Höhe von rund 40 Mil liarden Schil­
ling. Das sind wesentlic he Bereiche, die a l lerdings 
österreichische Kernbereiche enthalten sol lten .  
Das so l l ten  wir auch als Wirtschaftspolitiker, 
glaube ich. in den Vordergrund rücken,  da ß wir 
nicht einfach wegverkaufen wol len, sondern 
österreichische Kernbereiche woh l  auch u nter 
österreichischem Einflu ß  und österreichischer 
Steuerung gerade im Energie-. im Bankenbereich 
oder in sonstigen Sektoren haben wol len .  

Die Steuerreform ist ein ganz wichtiger Be­
reich .  Es gibt eine Studie der deutschen I ndustrie, 
die zeigt. daß die durchschnittliche Belastung ei­
nes deutschen Industrieunternehmens 62 P rozent 
ausmacht. in Frankreich  52. in den USA 45 Pro­
zent. in Österreich 39 Prozent .  Ich glaube. das ist 
ein ganz interessanter Pun kt. Dafür haben wir 

wieder einen Nachholbedarf in anderen Steuerbe­
reichen,  wie etwa bei der Mehrwertsteuer und an­
derem. 

Export - vorletzter Punkt - ist ein wichtiger 
Bereich für uns. weil die Hälfte unseres Volksein­
kommens letztlich über Güterexporte oder 
Dienstleistu ngsexporte verdient  werden muß .  
Österreich hat hier eine bedeutende Ste l l ung er­
reicht. Wir haben aber al lerdings eine enorme 
Eurozentrierung. Wir sind von den vier Beitritts­
kandidaten zur E uropäischen Union jenes Land,  
das den bei weitem höchsten Eu rofaktor hat. Das 
ist ein Vortei l ,  weil wir wirtschaftlich längst in der 
U nion d rinnen sind.  ist aber auch ein gewisser 
Nachteil .  weil etwa unsere Asienexporte 5 Pro­
zent ausmachen ,  u nd dies auf einem Markt. der 
letztlich immerhin  die Hälfte der Menschheit ab­
deckt. Daher sind hier Schwächen.  

Ganz wichtig scheint mir daher zu sein wir 
haben das gestern verhandelt mit dem Sozialmini­
ster,  mit den Sozialpartnern -, daß wir in einem 
eigenen Außenhandelsbeirat mit einer neu und 
modern organisierten Außenhandelsorganisation 
der Wirtschaftskammern Österreichs die Aktivi­
täten der Exportindustrie u nd der Exportwirt­
schaft echt unterstützen .  Wir wollen natürlich a l ­
l es  tun.  damit die Finanzierung dieses so  wichti­
gen Auße nhandelsnetzes in den nächste n Jahren 
auch wirk lich gesichert wird. 

Wesentlich schein t  mir zu sein - und das kann 
ein wichtiger Beitrag der öffent lichen Hand sein 
-. daß wir über Forschung und Entwick lung, 
über Patentinformation. über Techno-counsel ­
l ing .  über Technologieoffensive und Cluster-Bil­
dung im I ndustriebereich.  auch über verschiedene 
Auftragsvergaben sprechen.  die ja bitte im rei­
chen Maße in der öffentlichen Wirtschaft kom­
men.  ganz gleich ,  ob das jetzt Bahntechnologie ist 
- Ressort Klima -. ob das Telekommu nikation 
ist - auch Ressort Klima -. ob dies Energiebe­
reiche sind.  Netze - mein Ressortbereich -. ob 
dies etwa moderne Abrechnungssysteme sind wie 
im Stra ßensektor.  Stichwort Road-pricing -
mein Ressortbereich -. in Abstimmung mit der 
Bundesrepublik u nd anderen eu ropäisc hen 
Trends. 

Das sind schon Punkte, die meiner Meinung 
nach z u  einer echten Cluster-Bi ldung führen 
könnten und daher letztlich auch wel tweit eine 
interessante Exportchance werden kön nen .  

Meine Redezeit ist um.  Ich werde daher jetzt 
schließen. Es gäbe noch viel zu  sagen ,  aber Sie 
werden ja auch noch sehr  viel hören.  Danke! ( Bei­
fall.) 9.31 

Vorsitzender Präsident Dr. Robert Lichal: 
Danke. Herr Bundesminister. für die einleitenden 
Worte u nd für die Zeitdisziplin. 
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Vorsitzender Präsident Dr. Rohert Lichal 

"Die I ndustriepolitik der EU -
Wetthewerbsfähigkeit und Beschäftigung" 

Vorsitzender Präsident Dr. Robert Lichal: Ich 
darf nunmehr Herrn Dr. Paul Weissenberg, Kabi­
nettschef von Kommissar Dr. Bangemann, bitten, 
zum Thema "Die Industriepolitik der EU -
Wettbewerbsfähigkeit und Beschäftigung" das 
Wort zu ergreifen. 

9.32 

Referent Dr. Paul Weissenberg (Kabinett Dr. 
Bangemann): Vielen Dank, Herr Präsident. -
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich 
danke Ihnen sehr, daß Sie einen Vertreter der Eu­
ropäischen Kommission eingeladen haben, denn 
diese Einladung und die Aussagen von Minister 
Schüssel zeigen ja ganz deutlich, daß zwischen 
der Zukunft Industriestandort Österreich und der 
europäischen I ndustriepolitik Querverbindungen 
bestehen.  

Die Kommission hat sich vor fünf Jahren Ge­
danken darüber gemacht, wie man die Vorausset­
zungen für Unternehmen verbessern kann, in be­
stimmten Regionen zu investieren oder dort zu 
bleiben. Und ich sage bewußt "Regionen",  weil 
für uns die Industriedebatte mittlerweile eine eu­
ropäische Dimension hat. 

Wenn wir über Industriestandorte reden, reden 
wir derzeit natürlich zwölfmal über Industrie­
standorte, aber wir reden bei dem globalen Wett­
bewerb natürlich auch über den Industriestandort 
Europäische Union. 

Als wir vor nunmehr vier Jahren im Europäi­
schen Ministerrat dieses Thema diskutierten, stie­
ßen wir auf religiöse Debatten zwischen den ver­
schiedenen Ländern der damaligen Europäischen 
Gemeinschaft, weil das Thema Industriepolitik 
immer noch emotional besetzt ist. Das zeigt, daß 
wir in der Europäischen Union verschiedene in­
dustriepolitische Kulturen haben. Da gibt es Län­
der wie Großbritannien und Deutschland, die 
eher mit Adam Smith und Ludwig Erhard groß 
geworden sind, und da gibt es eben Länder wie 
Frankreich, die mit Industriepolitik natürlich 
Colbert assoziieren. 

Es gab und gibt immer noch das Vorurteil ,  daß 
eine Industriepolitik aus Brüssel inhaltlich bedeu­
tet: Subventionen nach innen für die Unterneh­
men und Abschotten der Märkte nach außen, und 
diesem Vorurteil mußten wir entgegentreten. Wir 
konnten die Minister überzeugen, daß europäi­
sche Industriepolitik vom Inhalt her weder Sub­
vention nach innen noch Protektionismus nach 
außen bedeutet. Und ich will Ihnen anhand eini­
ger Beispiele deutlich machen, was für uns der 
Inhalt europäischer Industriepolitik bedeutet. 

Ich fange mit einem Thema an, das politisch -
vielleicht erfreulicherweise - abgehakt ist, näm-

lieh dem Europäischen Binnenmarkt. In der Poli­
tik geht ja schnell unter, was ein Erfolg gewesen 
ist, hingegen wird lange über Mißerfolge disku­
tiert. 

Wir weisen immer wieder darauf hin, daß der 
Europäische Binnenmarkt ein Erfolg war und ein 
Erfolg ist. Dieser Europäische Binnenmarkt ist 
ein Stück europäischer I ndustriepolitik, denn die­
ser Binnenmarkt trägt dazu bei ,  Unternehmen für 
größere Märkte fitzumachen, weg vom nationa­
len Markt, in vielen Fällen über den europäischen 
Markt hin zum globalen Markt. 

Erstaunlicherweise haben ja Drittländer die 
Kraft des Europäischen Binnenmarktes sehr 
rasch erkannt, sie haben den Binnenmarkt antizi­
piert, indem sie verstärkt in die Europäische Ge­
meinschaft investiert haben, lange bevor der Eu­
ropäische Binnenmarkt eine Realität war. 

Zurzeit kommt es für uns darauf an, diesen 
Binnenmarkt zu kontrollieren und ihn teilweise 
auch noch umzusetzen. Diese Implementierungs­
arbeiten bedeuten natürlich Arbeit für die Kolle­
gen in Brüssel. Und ich will hier auch ziemlich 
ungeschützt sagen, daß wir in monatlichen Ab­
ständen eine sogenannte Hitliste führen, welches 
Land der Europäischen Union der Musterknabe 
in der Umsetzung des Binnenmarktes ist. Bei die­
ser Hitliste stellen wir immer wieder fest, daß 
nicht die Länder auf Platz eins der Hitliste stehen, 
die man sich an sich vorstellen könnte, sondern 
daß durchaus kleinere Länder im Süden, im Süd­
westen der Europäischen Union die Hitliste an­
führen. Das ist für uns eine erstaunliche Erkennt­
nis. 

Ein zweiter Punkt unserer europäischen Indu­
striepolitik ist eine aktive Wettbewerbspolitik. 
Für uns steht außer Frage, daß nur durch einen 
intensiven Wettbewerb der Strukturwandel be­
schleunigt werden kann. Wir haben aber immer 
auch hinzugefügt, daß Wettbewerb bedeutet, daß 
sich der Bezugsrahmen für Wettbewerb geändert 
hat. Der sogenannte relevante Markt ist nicht 
mehr der nationale Markt, der sogenannte rele­
vante Markt ist die Europäische Union geworden 
- mit erheblichen Konsequenzen für diejenigen, 
die im Wettbewerb stehen, die kooperieren wol­
len, ebenso aber auch für diejenigen, die letztlich 
Wettbewerbsgesetze anwenden oder interpretie­
ren müssen. 

Unternehmen haben ein Anrecht darauf, wenn 
sie im größeren Europäischen Binnenmarkt ko­
operieren, daß diese Kooperationen auch ent­
sprechend in der Wettbewerbsgesetzgebung be­
rücksichtigt werden. Mit anderen Worten: Wir 
sind in Brüssel dazu aufgerufen, bei der Interpre­
tation der Regeln auf diesen größeren Wettbe­
werbsmarkt Rücksicht zu nehmen. Unternehmen 
kooperieren grenzüberschreitend, aber die grenz-
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überschreitende Kooperation a l leine reicht natür­
lich in vielen Fä l len  nicht aus - ob es Flugzeuge 
sind.  ob es Schiffe sind, da ist der sogenannte rele­
vante Markt längst der Weltmarkt und nicht mehr 
die Europäische Unio n .  

Ein wesentliches E lement des Wettbewerbes ist 
natürlich die Beihilfenkontrolle. Die Beihilfen­
kontro l le  ist in Brüssel zentral angesiedelt. den n  
es gibt keine andere Alternative. Wer in Europa 
sol l  eine Kapitalerhöhung von Air F rance kon­
tro l lieren? Wer in  Europa sol l  kontrol lieren .  ob 
Rover in Gro ßbritannien mit Recht bestimmte 
Kapitalvergünstigu ngen bekommen hat? Wer in 
Europa so l l  kontro l lieren .  ob ECO-Stah l  in dieser 
Form. mit Beihi lfe n .  gebaut werden kann? - Zu 
dieser Kontrolle gibt es keine andere Alternative 
als die Europäische Kommission .  

Wen n  Sie gestatten .  wi l l  i ch  gerne den  Exkurs 
zur Subsidiarität an dieser Stelle machen. weil 
hier immer wiede r  die Auffassung vertreten wird. 
die Europäische Kommission verstoße gegen die­
sen Grundsatz. Die Debatte über Subsidiarität ist 
politisch sehr aktue l l .  aber sie wird von vielen 
mi ßverstanden.  

Viele glauben.  Subsidiarität bedeutet. daß die 
Hauptstädte in der Regel a l les machen und in 
Ausnahmefä l len B rüssel tätig werden darf. L' nse­
re Definition im Ein k lang mit Maastricht ist, daß 
diejenige Ste l le tätig werden muß und sol l .  die am 
geeignetsten für die Lösung eines Problems ist -
und das kann unterschied lich  sein.  Was die Har­
monisierung von Betriebszu lassungen im Auto­
mobilbereich an langt.  liegt es auf der Hand, daß 
es sinnvol ler ist. dies einmal auf der Ebene der 
Union zu regeln .  als zwölfmal nationa l .  

I c h  komme zum dritten Punkt  einer Industrie­
politik der Europäischen Union :  Es ist dies die 
Forschung und E n twick lung,  die Minister Schüs­
sel bereits angesprochen hat. Es ist unbestritten ,  
daß Forschung und Entwick lung zu lässige Mittel 
nationa ler Industriepolitik sind .  Auf europäischer 
Ebene ste l lte sich für uns die Frage, ob es nicht 
besser ist. nationale Forschungs- und Entwick­
lungsaktivitäten zu bünde l n .  Verk ürzt gespro­
chen:  statt zwölfmal national bei bestimmten Pro­
jekten einmal europäisch .  Diese Erkenntnis hat 
sich durchgesetzt. 

Aber es gibt ein weiteres P roblem der europäi­
schen Forschungs- und Entwick l ungspolitik, 
nämlich die Frage der Marktnähe. Wie nahe kann 
ich a ls  öffentliche H and die Förderung von For­
sch ung und Entwick lung du lden? Und auch hier 
gibt es in bestimmten Kreisen der Gesellschaft 
noch immer einen religiösen Krieg zwischen den­
jenigen ,  die sagen, wir müssen uns ausschlie ßlich 
auf den vorwettbewerblichen Bereich der For­
schung beschränken .  und denjenigen .  die sagen .  

wir d ürfen keine Scheu haben.  ein bißehen näher 
an den Markt heranzugehen.  

U nsere Antwort war relativ pragmatisc h .  Wir 
haben gesagt: Wenn wir im Wettbewerb mit inter­
nationalen Partnern stehen - Japan. USA -. 
müssen wir uns auch anschauen, was diese Länder 
machen .  Lnd wir ste l len in der Tat fest. daß diese 
Länder weniger Hemmungen haben .  Forschung 
und E n twick lung in der Marktnähe zu finanzie­
ren .  E U RE KA ist ein typisches Beispiel für die 
Europäische U nion. wo es uns gelungen ist. im 
I n teresse der Industrie ein bißehen marktnähere 
Forschungsmöglichkeiten zu gewähren .  

Das heißt nicht - und auch gegen diesen Vor­
wurf müssen wir uns immer wieder wehren - .  
daß europäische I ndustriepolitik bedeutet: You 
are pie king the win ners - ihr sucht die Gewin ner 
von morgen aus. Das kann nicht unsere Aufgabe 
sein. Auf der anderen Seite wissen Unternehmen 
besser als wir, wohin die Reise geht. Aber es ist 
klar .  daß es bestimmte Märkte gibt .  die zuku nfts­
trächtiger sein werden als andere. ob es nun  I ndu­
striegesundheitsmärkte sind. Biotechnologie­
märkte. Wissensmärkte. Multimedia und so wei­
ter. 

I n  diesem Zusammenhang taucht auch immer 
die Frage auf: I ndustriestandort E uropa - bl ue­
print-society. Das heißt: Können wir es uns lei­
sten. bestimmte traditionel le  Ind ustrien zugun­
sten von Drittl ändern aufzugeben? Wir in der 
U nion sind der Auffassung, wir können uns dies 
nicht leisten .  Wir brauchen industrielle Struktu­
ren .  traditione l le industrie l le Stru kturen .  um auf 
dieser Basis intelligenter und k reativer zu produ­
zieren .  Wir können natürlich nicht  konkurrieren 
mit einigen Drittländern, in denen die Arbeitsko­
sten wesentlich geringer sind.  aber wir können in­
tel ligentere, qualitätsvol lere, anspruchsvollere 
Produkte herste l len .  

Der dritte Punkt  ist die Verbesserung der Infra­
struktur .  Bislang war es so. daß der Europäische 
Bin ne nmarkt in einem Abbau von Handels­
schranken bestand. Die Zeit ist vorüber. Wir sind 
dabei, konstruktive Verzahnungen zwischen den 
Mitgliedstaaten zu schaffen ,  und dazu gehört die 
Schaffung der sogenannten europäischen Netze. 
Die europäischen Netze bestehen aus Telekom­
m unikation,  aus Verkehr, Straße, Schiene, Luft­
fah rt und aus E nergie. Das sind d rei europäische 
Netze, die zurzeit intensiv vorbereitet werden .  

Sie sind insofern von Bedeutung, als die I ndu­
strie in Europa einen Anspruch darauf hat, eine 
optimale I nfrastruktur vorzufinden.  Und die In ­
d ustrievertreter wissen besser a l s  wir, daß  es  zum 
Beispiel darauf ankommt, ein funktionsfähiges 
Netz der Telekommunikation vorzufinden .  In der 
Europäischen U nion gibt es national  höchst un­
terschiedliche I n frastrukturnetze im Bereich der 
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Telekommunikation, und unsere japanischen 
Freunde wissen sehr wohl, wo die besten Tele­
kommunikationsnetze sind. Ein Kriterium für die 
I nvestition in Europa ist auch die Frage eines 
funktionsfähigen Telekommunikationsnetzes. 

Außenwirtschaft - auch ein Bereich europäi­
scher Industriepolitik; ich will das wegen der Kür­
ze der Zeit nur schlaglichtartig beleuchten. Wir 
sind der Auffassung, daß wir einen offenen Au­
ßenhandel brauchen, aber wir haben auch keine 
Scheu, den Begriff der Reziprozität im internatio­
nalen Handel anzuwenden. - Auch ein Reizwort 
übrigens: Reziprozität. 

Wir sagen, wir als Europäische Union sind be­
reit, unsere Märkte zu öffnen, wenn ihr Drittlän­
der im Gegenzug bereit seid, unseren europäi­
schen Unternehmen die gleichen Chancen zu ge­
ben. Chancengleichheit bedeutet aber nicht in je­
dem Fall die gleichen Erfolgschancen. 

Heute diskutiert die Kommission in Brüssel die 
Frage der sogenannten Entwicklungsländer und 
ihre Präferenzen. Auch hier müssen wir uns Ge­
danken machen, ob es nicht möglicherweise Ent­
wicklungsländer gibt, die schon lange keine mehr 
sind, gleichwohl aber immer noch in den Genuß 
der Vorteile von Entwicklungsländern kommen. 
Das ist also das berühmte Präferenzsystem der 
Europäischen Union. 

Es gibt Länder wie Hongkong und Singapur, 
um zwei zu nennen, deren Bruttoinlandsprodukt 
über dem Bruttoinlandsprodukt einiger Länder 
der Europäischen Union liegt. Angesichts dessen 
muß man sich schon die Frage stellen, ob diese 
Länder noch als Entwicklungsländer behandelt 
werden können. Sie sind nämlich knallharte 
Wettbewerber der europäischen Industrie gewor­
den. 

Anti-Dumping spielt eine wesentliche Rolle für 
die europäische Industrie, denn zum offenen 
Handel gehört fairer Handel. Wir müssen auf eu­
ropäischer Ebene Instrumente entwickeln, um 
diese Praktiken von dritten Ländern kontrollieren 
zu können. Und da fehlen uns in Brüssel immer 
noch Instrumente und Manpower, um dieses effi­
zient zu tun. Es kann nicht richtig sein, daß Anti­
Dumping-Verfahren in Japan oder in Kanada 
oder in den USA in wenigen Monaten abgeschlos­
sen sind, die Europäische Union dafür aber län­
ger braucht. Hier hat die europäische Industrie 
ein Recht darauf - bei freiem Welthandel -,  
daß wir über effektive Instrumente verfügen, um 
unsere europäische Industrie im wohl verstande­
nen Sinne zu schützen.  

Ich komme zum Schluß. Europäische Indu­
striepolitik hat auch eine institutionelle Kompo­
nente, nämlich die Frage, in welcher Form Politik 
und Wirtschaft miteinander u mgehen. D ie Kolle-

gen in Bonn und London neigen zu der Auffas­
sung, daß Unternehmen und Politik zwei Katego­
rien sind, und auch wir sind der Auffassung, dies 
sind und bleiben zwei Kategorien, Verantwortun­
gen dürfen nicht verwischt werden. Gleichwohl 
müssen wir uns die Frage stellen, ob wir im Ver­
hältnis zu unseren Mitbewerbern in der soge­
nannten Triade optimale Dialogstrukturen haben, 
um mit den Problemen der nächsten Jahrzehnte 
fertig zu werden. Mit anderen Worten: Wenn sich 
in regelmäßigen Abständen die amerikanische 
Administration oder die japanische Seite mit der 
Industrie zusammensetzt, um dort Fragen der 
Wettbewerbsfähigkeit zu diskutieren, dann stellt 
sich für uns die Frage, ob wir nicht gut beraten 
wären, dies auf europäischer Ebene auch zu tun. 

Und wir kommen zu dem Ergebnis, daß wir die 
Dialogstrukturen in der Europäischen Union zwi­
schen Wirtschaft und Administration verbessern 
müssen .  Ob man das "konzentrierte Aktion" oder 
"Runder Tisch" nennt, ist völlig sekundär. Ent­
scheidend ist, wir brauchen einen permanenten 
Dialog mit der I ndustrie, um zu wissen, wo die 
Probleme sind und wie wir eure Interessen dann 
politisch optimal einbringen können. 

Dies hat, und damit möchte ich schließen, 
nichts damit zu tun, daß wir das japanische MITI 
kopieren möchten - auch ein Vorwurf, der uns 
oftmals entgegengehalten wird aus bestimmten 
Ländern der Europäischen Union. Das japanische 
MIT! hat seinen Mythos weitgehend verloren. Die 
Musik in  Japan wird nicht mehr, wenn ich das so 
offen sagen darf, in  MIT! gespielt. Da gibt es an­
dere I nstanzen, die wichtiger geworden sind. Eu­
ropa kann MITI n icht kopieren, weil MITI nur 
konzipiert worden ist vor dem Hintergrund einer 
japanischen Gesellschaft. 

Nein, wir plädieren als Kommission für eine 
Dialogform sui generis in Europa - wir brau­
chen sie. - Vielen Dank. 9.50 

Vorsitzender Präsident Dr. Robert Lichal: 
Danke, Herr Dr. Weissenberg, für Ihre Ausfüh­
rungen. 

"Industriestandort Europa im internationalen 
Wettbewerb aus der Sicht der Auto- und 

Autozulieferindustrie" 

Vorsitzender Präsident Dr. Robert Lichal: Ich 
darf nun Herrn Dr. Hanns Glatz, Konzern-Re­
präsentant von Daimler-Benz, um sein Referat 
"Industriestandort Europa im internationalen 
Wettbewerb aus der Sicht der Auto- und Autozu­
lieferindustrie" bitten. 

9.51 

Referent Dr. Hanns R. Glatz (Daimler-Benz): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren Abge­
ordneten zum Nationalrat! Meine Damen und 
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Herren Bundesräte! Meine Herren Bundesmin i ­
ster! Meine  Damen und Herren !  Es  freut mich 
ganz besonders, heute hier von I h nen eingeladen 
worden zu sein, um zu dem genannten Thema zu 
sprechen .  Es ist  das n icht die übl iche Formel e i ­
nes Redners, der  nett behandelt worden ist, wen n  
e r  i rgendwo h inkommt, sondern ich habe d re i  
ganz präzise G ründe dafür: 

Der e rste G rund ist. daß ich sto lz b in ,  a ls Ver­
treter von Daimler-Benz  zu diesem Thema spre­
chen zu dürfen .  denn das hei ßt. daß Ihre Wahl 
auf ein Unternehmen gefal len ist .  dem S ie Ver­
trauen schenken ,  daß es die globa le Sicht hat, um 
das Thema der i nternationalen Wettbewerbsfä­
higkeit des I ndustriestandorts Europa zu beurtei­
len.  

Der zweite G rund ist. daß ich als Österreicher 
besonders sto l z  darauf bin. hier als Vertreter des 
grö ßten deutschen und des dri ttgrößten europäi­
schen Unternehmens zu Ihnen zu sprechen.  

Und der dr i tte Grund ist e in  persönl icher. Vor 
über 25 Jahre n  war ich auch schon hier i n  d iesem 
Raume. a l lerd ings hi nten be i der Regierungsbank .  
a l s  i ch  meinen damaligen Yl in ister in  die Frage­
stunden begleitet habe. Lnd es ist schön.  auch 
e inmal hier von dieser Ste l le aus zu  sprechen.  

Aber gen ug der E i n leitungen .  lassen S ie mich 
zum Thema kommen .  

Die europäische Automobi l industrie, a lso d ie 
Herste l ler von Automobi len und die Zulieferer. 
beschäftigen derzeit deutl ich über 1 .5 M i l l io nen 
Personen.  Die  Automobi l industrie ist n icht  nur  
e iner  der  wichtigsten Arbeitgeber. sondern auch 
ganz k lar eine Sch lüsse l i ndustrie. die vieles an 
Prod ukt- und Proze ßtec hnik  erarbeitet, was dann 
in  anderen I nd ustrien verwendet wird.  die vie les 
an Ausbi ldung br ingt, was sich dann auch in der 
wei teren Industriestruktur niedersch lägt, die e i­
nen posit iven Beitrag zur Außenhandelsb i lanz 
l iefert. 

Anderersei ts .  meine Damen und Herren ,  wen n  
Sie sich das letzte Jahr ansehen. k a n n  man etwas 
Zweife l  daran haben. ob denn diese Automobi l i n ­
d ustrie noch so  kräftig ist. Etwa 20  Prozent  der 
Prod uktionskapazitäten waren n icht genützt. Seit 
1989 hat s ich in Stückzahlen die E xportbi lanz i n  
e in  Defizit verwandelt .  W i r  sind i n  Japan und 
USA relativ schwach vertreten .  Seit dem 
Jahr 1 992 hat sich die Beschäftigung um nahezu 
10 Prozent verringert. und sie wird sich weiter 
verri ngern . 

Die Frage. ob denn Europa noch der P latz für 
e i ne Automobi l industrie se i - Herr Dr. Weissen­
berg hat das bereits angesprochen. als er von  tra­
dit ionel len  I nd ustrien in Europa sprach -,  hat 
sich schon in den siebziger Jahren geste l l t. und 

damals grassierte der Gedanke,  man müßte i n  
N iedrigloh n länder - man dachte vor al lem a n  
Nordafr ika - gehen und d i e  I ndustrien dorth i n  
ver legen .  

Nichts dergleichen ist geschehen,  u nd - um 
das Ergebn is meines Vortrages vorwegzunehmen 
- n ichts dergleichen wird auch in  Zuk unft ge­
schehen .  Europa hat durc haus sehr gute Chan­
cen ,  ein wei terer wichtiger Standort der Automo­
bi l ind ustr ie ,  einer weltwei t  wettbewerbsfäh igen 
Automobi l industrie zu  bleiben. 

Meine Damen und Herre n !  Das Ganze ist n icht 
nur  e ine akademische Cbung. was Europa be­
trifft. sondern das betrifft ganz klar auch Öster­
reich.  Die österre ichische Automobi l industrie 
schafft etwa 50 000 Arbeitsp lätze. etwa 50 M i l l i ­
arden Sch i l l ing werden dort umgesetzt, u n d  e i n  
nicht geri nger Te il ist als Zul iefer industrie für die 
europäische Industrie  tätig; d ie beiden Industrien 
sind also schon gan z  eng mitei nander verbunden. 

Die europäische Automobi l industrie ist nach 
wie vor der größte K raftfahrzeugherste l ler in  der 
Welt .  Der Europäische Binnenmarkt ist nach wie 
vor der grö ßte Bin nenmarkt für Kraftfahrzeuge. 
Und wen n  wir nicht den Ei nbruch vergangenen 
Jahres gehabt hätten .  dann wären etwa 13 Mi l l io­
nen PKW, etwa 1.3 M il l ionen leichte N utzfahr­
zeuge und 250 000 schwere N utzfahrzeuge i n  der 
Europäischen Gemei nschaft produziert worden .  
E in  Großte i l  wäre auch dort verkauft worden , e i n  
anderer Tei l  in d e n  übrigen europäischen Län­
dern. Ich habe ja bere i ts gesagt, in den USA und 
i n  Japan ist die europäische Automobi l i ndustrie 
- das gilt zum Glück nicht so sehr für mei n  Un­
ternehmen - noch relativ sc hwach vertreten .  

Wir  s ind auch, und das g i l t  eben für die gesam­
te Industrie. techno logisch nach wie vor an der 
Weltspitze. wenn uns auch d ie Japaner u nd Ame­
rikaner ganz hart auf den Fersen s ind .  Viele 
Techn iken, ABS und andere Sicherhe itstechn i ­
ken .  s ind  in Europa entwickelt worden.  Wir  ha­
ben ausgezeichnete U n iversitäten.  wi r haben sehr  
gute Wissenschafter - das g i lt ja auch i nsbeson­
dere für Österreich -.  w i r  können also durchaus 
positiv in die Zukunft b l icken .  

Jedes Jahr investiert die europäische Automo­
bi l industrie etwa 4 M i l l iarden Ecu in i h re For­
schung.  Die Europäische Gemei nschaft gibt noch 
etwas meh r  als 100 M ill ionen Ecu dazu. Das zeigt 
ganz deutl ich - und auch hier  l iege ich voll auf 
der Linie, die Herr Weissen berg vertreten hat - ,  
die Verantwortung l iegt bei der I ndustrie. Und 
nur  dort. wo Anschubfinanzierung, wo H il fsmit­
tel nötig s ind, tritt dann die Forschungsförderung 
der Europäischen Union h inzu .  

I ch  möchte. um e i n  paar Sch laglichter zu wer­
fen .  fünf Themen h ier  behande l n :  das e i ne ist die 
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Kostenfrage, das zweite die Internationalisierung 
und die Globalisierung, das dritte ist die Handels­
politik ,  das vierte die Industriepolitik, und das 
fünfte Thema ist das Umfeld, um dann zu meinen 
Schlußfolgerungen zu kommen. 

Meine Damen und Herren! Das heikelste The­
ma ist die Kostenfrage, denn es gilt, insgesamt so­
wohl die Arbeits- als auch die Kapital- und die 
Strukturproduktivität - und ich nenne alle drei 
gleichwertig - um etwa 3 0  Prozent zu steigern, 
damit wir den derzeitigen Kostenvorteil der Japa­
ner und der Amerikaner einholen können. Zum 
Teil liegt er auch schon etwas höher. Herr Mini­
ster Schüssel hat hier die Lohnstückkostensen­
kung in Österreich aufgeführt und stolz auf ein­
zelne Prozentzahlen verwiesen .  Das reicht nicht 
aus. Wir haben bei uns, bei Mercedes -Benz, also 
dem Automobilteil des Daimler-Benz-Konzerns, 
im vergangenen Jahr die Produktivität um etwa 
1 0  Prozent erhöht, und wir werden dies in den 
nächsten zwei Jahren genauso durchziehen, damit 
wir dann einmal auf ParisteIlung sind mit unseren 
japanischen und amerikanischen Kollegen, und 
wir müssen dann bereit sein, mit dem dort noch 
immer fortschreitenden Produktivitätswachstum 
mitzuziehen. Eine gewaltige Anstrengung also, 
die aber durchaus durchführbar ist. 

Insbesondere die deutsche Automobilindustrie, 
die innerhalb der Gemeinschaft etwa 5 0  Prozent 
der automobilen Wertschöpfung erbringt, leidet 
relativ stark unter den hohen Lohn- und Lohnne­
benkosten, die gekoppelt sind mit relativ kurzen 
Arbeitszeiten. Andererseits, meine Damen und 
Herren, sehen wir schon heute, daß die lohnbezo­
genen Kosten im Gesamtumsatz eines Automo­
bilherstellers etwa nur ein Fünftel, also 2 0  Pro­
zent, ausmachen. Und daher ist der Ansatz eben 
nicht der - entschuldigen Sie den Ausdruck -
Dagobert-Duck-Ansatz, daß man versucht, hier 
einfach Löhne zu senken und Arbeitszeiten zu 
verlängern, um das Problem zu lösen, sondern es 
ist ein sehr komplexer Systemansatz. 

Wir müssen zum einen versuchen, die Arbeits­
produktivität zu erhöhen, zum anderen müssen 
wir auch versuchen, die System- und Kapitalpro­
duktivität so ZU erhöhen, daß hier entsprechende 
Fortschritte erzielt werden können. 

Was zum Beispiel die Lohnkosten im Gesamt­
umsatz betrifft, werden wir versuchen, diese 
2 0  Prozent auf 1 5  oder 1 0  Prozent herunterzu­
drücken und dann weitere Maßnahmen in den 
übrigen Bereichen zu ergreifen. Natürlich führt 
das dazu, daß die Beschäftigung bei den Automo­
bilherstellern selbst weiter sinken wird, daß die 
Anforderung an die Qualifikationen der Mitar­
beiter steigen wird und daß wir eine relativ hohe 
Rate der Maschinenlaufzeit durchsetzen müssen. 
Wir brauchen also flexiblere Gestaltungen der 
Produktion, und wir haben auch ein Beispiel in 

unserem eigenen Unternehmen.  Wir sind zuver­
sichtlich, daß wir die Produktion der neuen klei­
nen A-Klasse in Rastatt 1 99 7  mit Kosten durch­
führen können, die man sonst nur in Großbritan­
nien oder in Tschechien erlangt hätte - wobei 
die Realeinkommen dort in etwa gleich gehalten 
werden können. Es waren nur ganz geringe Ab­
striche, kombiniert auch mit einer gewissen Ar­
beitszeitverkürzung, vorzunehmen, aber es war 
vor allem das Bündel aller Maßnahmen im Ge­
samtunternehmen, das uns diese Hoffnung gibt. 

Die Zulieferindustrie, meine Damen und Her­
ren ,  steht natürlich vor dem gleichen Problem, 
hat aber nicht unbedingt die gleichen Lösungs­
möglichkeiten .  Denn eine unserer Lösungsmög­
lichkeiten ist, daß wir die Zulieferung - im Au­
genblick sind es etwa 45 Prozent der Wertschöp­
fung, 55 Prozent der Wertschöpfung machen wir 
noch im Unternehmen - deutlich erhöhen, um 
dann zu einem Wertschöpfungsanteil von 45 Pro­
zent oder darunter zu gelangen. Es muß mehr 
Verantwortung für Entwicklung, für Produkte, 
für Qualität nach außen an die Zulieferer gege­
ben werden, damit sie dann von sich aus bessere 
Losgrößen - größere economies of scale - er­
reichen können. 

Aber mit den Lohnkosten werden sie allein 
nicht fertig werden. Nehmen Sie die deutsche Zu­
lieferindustrie, und ich setze das Wort "deutsche" 
unter Anführungszeichen - :  Sie produziert be­
reits in 65 Ländern auf der ganzen Welt. Die In­
ternationalisierung ist, zum Teil auch wegen der 
Lohnkostenvorteile bei einfacheren Fertigungen, 
eine Notwendigkeit, an der man hier schlichtweg 
nicht vorbeikommt. 

Der Binnenmarkt hat mit dem Wegfall der Be­
hinderungen - wie es Herr Weissenberg bereits 
geschildert hat - auch einen großen Beitrag dazu 
geleistet, und wir legen großen Wert darauf, daß 
das erhalten bleibt. Für Österreich ist das eine 
Chance. Das Draußenbleiben aus dem Binnen­
markt bringt überhaupt nichts, ganz im Gegen­
teil: Sie werden dazu verurteilt, bei erheblich klei­
neren Losgrößen steckenzubleiben, das heißt, 
hoffnungslos mit Kosten zu arbeiten, die nicht 
mehr wettbewerbsfähig sind. 

Es ergibt sich daraus unter dem Titel der Ko­
stenfrage für Unternehmer, Regierungen und Ar­
beitnehmervertreter folgendes Bündel von Maß­
nahmen, d ie nötig sind, damit der Produktions­
standort Europa gehalten werden kann: Europa 
muß die Strukturmaßnahmen konsequent fort­
setzen ,  auch wenn die Marktnachfrage jetzt wie­
derum etwas anzieht und damit die größten Ge­
witterwolken vom Himmel zu verschwinden 
scheinen, um dieses Ziel der Produktivitätssteige­
rung zu erreichen; ferner sind mehr Delegation 
von Verantwortung, flachere Hierarchien, effi­
zienterer Kapitaleinsatz und so weiter nötig. -
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Auch hier möchte ich Herrn Weissenberg zustim­
men: Japan zu kopieren wäre der falsche Ansatz; 
wir müssen eigenständige Lösungen finden. 

Die Regierungen d ürfen das Augenmaß dafür 
nicht verlieren. welche Kosten ih re H erstel ler sich 
im internationalen Wettbewerb noch leisten kön­
nen .  Sozialer Abbau ist n icht  angesagt. H i ngegen 
sol len wir uns seh r  gründlich überlegen,  ob neue 
Maßnahmen wirkl ich erforder l ich und zu recht­
fertigen sind.  Die Pflegeversicherung in Deutsch ­
land ist das Paradebeispiel .  Aber - ich greife d ie 
heiße Kartoffel gerne an - auch der Europäische 
Betriebsrat ist  eine Sache, die dem Zweck.  näm­
l ich der Information der Beschäftigten. nicht 
dient und Herste l lern.  wie unserem U nterneh­
men .  Mehrkosten vom mi ndestens 500 000 - ei­
ner ha lben Mi l l ion !  - D-Mark im Jahr verur­
sacht. Solche Sachen sol lte man sich also gut 
überlegen .  

Eine stabile Wirtschafts- und Währungspol i t ik  
i s t  wichtig. damit der Kreditrahmen .  der zur Ver­
fügung steht. nicht durch eine übermäßige Auf­
nahme der öffentl ichen Hand überstrapaziert 
wird. 

U nternehmen stehen im internationalen Wett­
bewerb. daran kommen wir nicht vorbei. Auch 
die Arbeitsmärkte müssen .,ich diesem Wettbe­
werb stel len .  Arbeitnehmervertreter müssen ler­
nen.  nicht in alter Klassenkampfmanier nur für 
ihre Mitglieder Vorteile herauszuschlagen und 
sich einen bestimmten Sockel gesetzlich absegnen 
zu  lassen .  auf dem sie dann weiterkämpfen.  son­
dern sie müssen lernen. unternehmerisch zu den­
ken .  Nur ein Unternehmen.  das erfo lgreich ist .  ist 
i n  der Lage. Arbeitsplätze zu halten und vernünf­
tige Sozial le istungen zu erbringen .  U nterneh­
mensleitungen und Arbeitnehmervertreter müs­
sen daher gemeinsam das gleiche Ziel haben und 
im Rahmen dieses Ziels versuchen, mögl ichst viel 
der Besitzstände zu erhalten .  um in Zukunft auch 
weiteren sozialen Fortschritt finanzieren zu kön­
nen .  

Zur I nternational isierung und Globalisierung: 

H ier kön nte man sich fragen :  Wenn sich e in  
U nternehmen wie  Mercedes-Benz  zu nehmend in 
B rasil ien. i n  Mexiko. i n  den USA oder in  I ndone­
sien und vielen a nderen Staaten engagiert. han­
delt es s ich dann nicht doch um diese Abwande­
rung, von der man gesprochen hat, um dieses 
F l iehen aus dem teuren Standort Europa? -
Nein. meine Damen und Herren.  es handelt sich 
nicht darum. Es ist heute nötig. daß man markt­
nah produziert und spürt. wie die Nachfrage auf 
den Wachstumsmärkten Asiens und auf dem re i­
chen Markt Amerika - ich denke hier an d ie 
USA, Nordamerika - ist. Sie können e infach 
n icht h ier produzieren und ins Ausland verkau­
fen .  Sie müssen auch vor Ort produzieren. 

Es handelt sich h iebei eben um keine Reduk­
tion dessen ,  was S ie  h ier  tun können,  sondern um 
e ine echte Bereicherung, weil Sie durch Tech no­
logiel ieferungen ,  durch Produktl ieferung, d urch 
Erfahrungen aus dem Ausland den Produktions­
standort E uropa stärken.  Ich nehme hier Beispie­
le wie etwa B rasil ien oder den LKW-Markt in 
Nordamerika: Das wäre uns von hier aus nie ge­
lungen.  Nur dadu rch,  daß wir die Mercedes- Benz  
AG Bras i l ien  und daß wir d ie  P roduktion von 
Freightl inern in den USA haben, war es möglich,  
dort zusätzliche Märkte aufzurol len und unse r  ei­
genes Unternehmen zu  stärken.  

Ein paar Worte zur  Handelspol i t ik :  

Die EU ist - wie auch Herr Weissenberg schon 
ausgeführt hat - ein offener Handelsbloc k,  u nd 
wir hoffen. daß es so ble ibt. Eine Industrie wie die 
Automobi l ind ustrie. die global tätig ist. muß den 
Protektion ismus fürchten wie der Teufel das 
Weihwasser. Als U nternehmer kan n man es sich 
natürlich n icht aussuchen. in welchem Markt man 
operiert. und man muß daher auch in  :vIärkten 
operieren.  d ie geschlossen s ind .  Die Lnternehmer 
werden sich darauf ei nstel len.  aber stets mit dem 
gesunden Augenmaß.  daß das keine Lebensgaran­
tie auf Dauer ist und daß sie in e inem geschlosse­
nen Markt keine Lebensrente beziehen können .  
\1an so l l  daher auf ke inen Fal l  versuchen ,  Europa 
in  einen solch gesch lossenen Y1arkt umzuwan­
deln .  Protektion ismus schwächt den Geschützten 
strategisch .  

Das ist auch d i e  Gberzeugung d e r  meisten eu­
ropäischen Automobi lherste l ler und sicher l ich 
der EU-Kommission und der meisten Mitglieds­
länder. Trotzdem hat d ie Europäische Union als 
Übergangslösung mit Japan ein Mäßigungsab­
kommen für die Zeit von 1 993 bis 1 999 getroffen. 
wei l  nämlich d urch Öffnung des Binnenmarktes 
etliche Länder - mehr als die Hälfte der Länder 
des Eu ropäischen Binnenmarktes. darunter 
Frankreich.  Ital ie n .  Spanien,  Portugal und G roß­
britannien - plötzlich dem japanischen Wettbe­
werb geöffnet worden wären .  was vor al lem d ie 
dort ansässigen Automobi lherstel ler nicht über­
lebt hätten .  um es k raß auszudrücken.  Das war 
die ei nzige Lösung. um den offenen Binnenmarkt 
zu schaffen und trotzdem die Zustimm ung der 
dort ansässigen Regierungen zu bekommen .  

F ü r  uns - ich spreche jetzt n icht für d ie eu­
ropäische Automobi l industrie. sondern als Ver­
treter von Mercedes-Benz - ist es ganz wichtig. 
daß dieses Sch lu ßdatum 1 999 e ingehalten wird .  
daß  es  keine Verlängerung gibt und daß  d ie  Kom­
mission al les tut, daß bis dah in  d ie Voraussetzun­
gen geschaffen werden.  daß der  Markt  bruchfrei 
geöffnet werden darf. - Die europäische Auto­
mobi l industrie steht weitgehend auch auf d iesem 
Standpunkt .  
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Zur Industriepolitik: Die Automobilindustrie 
befindet sich, wie schon ausgeführt, in einer 
schwierigen Phase der Strukturanpassung, und 
die schlechte Konjunktur hat das sicherlich noch 
erschwert. Aber es kann nicht sein, daß die Kom­
m ission jetzt - gestützt auf die neuen Zuständig­
keiten, die ihr der Vertrag von Maastricht gege­
ben hat - einen Restrukturationsplan für die Au­
tomobilindustrie entwickelt. Das tut sie auch 
nicht, ganz im Gegenteil. Sie tritt voll dafür ein, 
daß man die Verantwortung im Rahmen der In­
dustriepolitik wahrnimmt und sowohl auf euro­
päischer Ebene als auch auf nationaler Ebene die 
entsprechenden Rahmenbedingungen schafft, die 
es der Industrie ermöglichen, nach eigener Ent­
scheidung wettbewerbsfähig zu werden und zu 
bleiben. 

Ein wesentlicher Teil davon ist, wie schon aus­
geführt, die Wettbewerbspolit ik,  die sich aber 
vielfach erst damit anfreunden muß, in diesen 
neuen Dimensionen der Globalität zu denken. Ich 
würde sagen, Brüssel hat das weitgehend verstan­
den, im nationalen Bereich ist das jedoch leider 
noch nicht der Fall. Hier steht die "Kirchturm­
spitzenpolitik" noch manchmal etwas im Vorder­
grund; Umdenken und Umlernen ist hier noch 
erforderlich. 

Und nun zum letzten der Punkte, die ich an­
sprechen wollte, zum sogenannten Umfeld. Was 
meine ich damit? - Standortbedingungen er­
schöpfen sich ja nicht nur in gesetzlichen und an­
deren Regierungsrnaßnahmen oder in den Bezie­
hungen der Sozialpartner zueinander, sondern in  
diesem Zusammenhang ist auch das sozialpoliti­
sche Umfeld wichtig. Dazu gehören etwa Fragen 
wie die der Technologiefeindlichkeit oder Tech­
nologiefreundlichkeit oder der zukünftigen Ak­
zeptanz des Automobils vom verkehrs- und um­
weltpolitischen Standpunkt. 

Wir glauben, daß die Automobilindustrie hier 
vor erheblichen Herausforderungen steht, denen 
sie sich aber auch stellen muß. Gerade Daimler­
Benz steht der verkehrspolitischen Debatte sehr 
offensiv gegenüber. 

Meine Damen und Herren! Wir haben Interes­
se an nahezu allen Transportmitteln, sei es an de­
nen auf der Straße, auf der Schiene oder in der 
Luft und wir haben auch gute Kompetenzen im 
Bereich der Verkehrsplanung und der Verkehrs­
leittechnik .  Es hat aber keinen Sinn, sich irgend­
weIchen romantischen Vorstellungen hinzuge­
ben. Es steht außer Zweifel, daß der innerstädti­
sche und auch der interurbane Verkehr und 
Transport noch auf viele Jahrzehnte hinaus auf 
das Automobil angewiesen sein wird. Der Ver­
kehr auf der Schiene, die Binnenschiffahrt und 
zum Teil auch die Küstenschiffahrt sind interes­
sante und wichtige Ergänzungen,  die gezielt ein­
gesetzt werden können. Die Brenner-Diskussion 

ist sicher ein Beispiel dafür .  Aber daß man 
Schlagworte wie "Verlagerung von der Straße auf 
die Schiene" als Hauptlösung betrachtet, ist 
schlichtweg nicht drin .  

Wir betrachten es  daher als eine Aufgabe der 
Verantwortlichen der Automobilindustrie, daß 
sie sich mit den dadurch bedingten Problemen 
auseinandersetzt, wie mit der Verstopfung von 
Innenstädten mit konventionellen Autos, mit der 
Problematik der Verkehrsunfälle, mit Umwelt­
verschmutzung, Lärm, Emission und ähnlichem 
mehr. 

Es ist sehr vieles geschehen, aber es gibt noch 
immer Raum für Verbesserungen. Es geht um -
Sie lesen davon bereits in der Zeitung, und dieser 
Trend wird sich in der nächsten Zeit noch verstär­
ken - intelligente und phantasievolle Lösungsan­
sätze, d ie von der Industrie gebracht werden. 
(Abg. Dr. Martin B a r  t e n s t e i n übernimmt den 
Vorsitz.) 

Gerade diese kritische Auseinandersetzung mit 
dem Umfeld ist für das Industriewachstum wahr­
scheinlich ein positives Element, denn es wird 
hier nicht dem quantitativen Wachstum,  sondern 
dem qualitativen Wachstum Raum gegeben. 
Fahrzeuge, die noch sicherer, noch umwelt­
freundlicher, noch bequemer und für den Zweck 
adäquat sind, werden eben eine höhere Wert­
schöpfung erfordern; dort liegt das Wachstum 
eben bei der Qualität. Die öffentliche Debatte 
wird oft subjektiv und emotionell geführt, staatli­
che Vorschriften müssen jedoch von einer trocke­
nen Kosten-Nutzenanalyse ausgehen, dem Prin­
zip der Subsidiarität und der Verhältnismäßigkeit 
entsprechen und der Industrie Raum für eigen­
ständige Lösungen bieten. Es hat keinen Sinn -
wie es leider derzeit die Realität ist - ,  wenn man 
auf der einen Seite verlangt, daß die Emissionen 
des Einzelfahrzeuges im Schadstoffbereich deut­
lich gesenkt werden ,  dann aber zwei Drittel dieses 
technischen Fortschritts dadurch verlorengehen, 
daß die Fahrzeuge beim Parkplatzsuchen oder im 
sonstigen Verkehr blockiert sind oder im Kreis 
um die Blocks herum fahren ,  wie es zum Beispiel 
derzeit in Deutschland der Fall ist. 

Meine Damen und Herren !  Hohes Haus! Woll­
te dieses Referat Anspruch auf Vollständigkeit er­
heben, dann würde ich Sie jetzt noch stundenlang 
langweilen und müßte noch Themen wie Unter­
nehmensbesteuerung, unternehmensrechtlicher 
Rahmen für grenzüberschreitende Zusammenar­
beit, Energie- und COrBesteuerung, die Tele­
kommunikationsinfrastruktur und etliches mehr 
diskutieren, was als Standortnachteil in Frage 
käme. Das will ich aber n icht tun. Ich möchte 
mich auf das Automobilspezifische beschränken, 
wie es gefordert war, und komme daher nun zu 
meinen Schlußfolgerungen. 
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Der Standort Europa für die Automobi l indu­
strie ist nicht problemlos - ich glaube , das haben 
Sie meinen Ausführungen entnehmen können - ,  
aber e r  bietet durchaus gute Perspektiven .  Die In ­
dustrie befindet sich in  einem wesentlichen Struk­
turwandel, der vor al lem dadurch geprägt ist ,  daß 
sich d ie Automobilherste l ler auf ei nen kleineren 
Teil der Wertschöpfung besc h rä n ke n  werden und 
meh r  Verantwortung, mehr Arbeitsplatzmöglich­
keiten ,  mehr Wertsch�pfung in d ie Zu lieferindu­
strie verlagert wird. Osterreich ist von diesem 
Prozeß voll erfaßt und kann d urch den Beitritt 
sei ne Chancen weitaus mehr verbessern,  als wen n  
e s  d raußen b liebe. 

Zur Durchführung d ieses Strukturwandels 
brauchen wir bestimmte Rahmenbedingu ngen .  
Diese Notwendigkeit wurde von  der  Kommission 
erfaßt und von den M itgl iedsregierungen der Eu­
ropäischen Union gutgehei ßen .  Es b leibt jetzt 
noch zu sehen .  ob das auch i n  die Praxis umge­
setzt wird. Dazu gehört die Bereitschaft der Re­
gierungen zu akzeptieren ,  daß bei den Automo­
bilherstel lern der Beschäftigtenstand abnehmen 
wird und daß \lIarktk räfte frei walten .  In der 
Stru kturumwandlung wird es e ine Beseitigung 
und e ine I\euschaffung von Arbeitsplätzen geben.  

Es gehört weiters dazu, daß der Binnenmarkt 
international offengehalten wird .  Andererseits 
m u ß  das Automobil den soz ialen.  verkehrs- und 
umweltpol it ischen E rfordernissen angepa ßt wer­
den . 

Meine Damen und Herren !  Repressive Lösun­
gen werden jedoch n u r  zu Störungen führen und 
nicht zur Problem lösung. 

Weiters gehört dazu, daß die Regierungen be­
reit sind, stabile Wirtschafts- und Währungspol i ­
t iken zu verfolgen ,  die den entsprechenden Rah­
men geben .  Ich denke hier vor a l lem auch an die 
e inheit l iche europäische Wäh rung,  die sicherl ich 
ein für die Industrie seh r  wichtiges Ziel ist. 

Und sch l ießl ich ,  meine Damen und Herren, 
müssen Regierungen davon Abstand nehmen ,  So­
zialstandards durchsetzen oder festschreiben zu 
wol len ,  die zu teuer sind u nd die Sozialpartner 
daran hindern ,  gemei nsam die flexib len Lösungen 
zu finden ,  mit denen die unternehmenspoliti­
schen Ziele realisiert werden können,  ein hohes 
N iveau an sozialer Absicherung gehalten werden 
kann und Raum für e ntsprechende weitere Fort­
schr itte vorhanden ist, soba ld man sie sich ver­
dient hat. 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren !  Ich 
danke herzlichst für I h re Aufmerksamkeit. ( Bei­
falL. i llilfi 

Vorsitzender Abgeordneter Dr. Mart in  Barten­
stein :  Herr Dr. G latz! Ich danke Ihne n  für Ihre 
Ausführungen. 

Ich darf nunmehr Herrn Dr.  Dieter B runke ,  
Vorstandsmitglied der Preussag AG , um seinen 
Vortrag mit dem Titel " Ind ustriestandort Europa 
im internationalen Wettbewerb aus der S icht der 
Stah l ind ustrie" bitten .  

"Industriestandort Europa im internationalen 
Wettbewerb aus der Sicht der Stahlindustrie" 

1 0.1 7 

Referent Dr.  Dieter Brunke (Preussag AG) :  
Herr  Präsident! Meine sehr  verehrten Damen! 
Meine Herren ! Ich danke Ihnen sehr - und ich 
empfinde es als e ine Auszeichn ung - ,  daß ich 
heute an lä ßl ich I h rer Enquete zum Thema . . Indu­
striestandort Europa im internationalen Wettbe­
werb aus der Sicht der Stah l industrie" referieren 
darf. Wir haben das Thema etwas erweitert auf: 
" . . .  aus der Sicht der Stahl ind ustrie und stahl­
verarbeitender Branchen" .  

I ch  vertrete mit dem Preussag-Konzern e in  ty­
p isches Mehrbereichsunternehmen.  Wir  beschäf­
t igen 72 000 Mitarbeiter ,  davon 9 200 im Aus­
land. Der Umsatz betrug im Geschäfts­
jahr 1 992/93 23,3 Mi l l iarden DM,  bei e inem Aus­
landsante i l  von -1-4 P rozent. Die zah l reichen Akti­
vitäten s ind in  fünf  Gesc häftsfeldern 
zusammengefaßt mit folgenden Umsatzantei len :  
Stah l  und N E- Metal lerzeugung: 1 2  P rozent, 
E nergie- und Rohstoffe: ebenfal ls 1 2  Prozent, 
Handel und Verkehr:  42 Prozent, An lagenbau ,  
Schiffbau und Waggonbau: 20 Prozent, Gebäude­
techn ik ,  Informationstechn ik  und Komponenten :  
1 3  Prozent. D ie  Vielfalt d ieser Aktivitäten hat 
sich im Konzernaufbau bewährt .  Auch im kon­
junkturel l  schwierigen Jahr 1 992/93 haben wir er­
fo lgreich gearbeitet. Wie im Jahr zuvor haben wir 
auf das G rundkapital von 762 Mi l l ia rden DM 
eine Dividende in der Höhe von 20 Prozent aus­
geschüttet. 

Meine Damen und Herren !  Es geht um die Zu­
k unft des I ndustriestandortes Österreich - so der 
Gegenstand dieser E nquete - .  und Sie haben s ich 
das Ziel gesetzt, für Ihr Land e in  I nd ustriekon­
zept zu erarbeiten .  

Diese AufgabensteI lung setzt Antworten auf 
zwei grundsätz liche Fragen voraus. und darauf 
möchte ich mich in  meinem Vortrag beschrän­
ken : Die e rste Frage : Welchen Antei l  sol l  die I n ­
dustrie i m  Verhältn is z u  anderen Sektoren unter 
europäischen Bedingungen behalten? U nd zwei ­
tens: Welche Branchen s ind für Investoren auch 
künftig aussichtsreich im Wettbewerb E u ropas 
mit anderen Tei len der Welt? 
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Die modischen Antworten auf diese Fragen 
sind erstens: Der Trend geht in Richtung Dienst­
leistungsgesellschaft, und zweitens: Europa muß 
sich zu einer High-Tech-Schmiede für die Welt 
wandeln. - Diese gebetsmühlenartig immer wie­
der zu hörenden Antworten führen meines Er­
achtens zu einer falschen wirtschaftspolitischen 
Konzeption, nämlich zur unkritischen Förderung 
des tertiären Sektors und von High-Tech zu La­
sten der traditionellen Industrien. 

Mit meinen folgenden Ausführungen und The­
sen möchte ich Ihnen diese kritische Sicht vorgeb­
lich moderner industriepolitischer Konzepte na­
hebringen. 

Die Betonung der wachsenden Bedeutung des 
tertiären Sektors führt in die Irre. Sie übersieht, 
daß Dienstleistungen, insbesondere kommerzielle 
Dienstleistungen, eine Basis brauchen. Und diese 
Basis ist und bleibt die Industrie. 

Der Anteil der Wertschöpfung des produzie­
renden Gewerbes am Bruttoinlandsprodukt be­
trug 1 992 in Westdeutschland 3 7  Prozent. 1970 
waren es noch real 4 7  Prozent. Bei den anderen 
Sektoren handelt es sich vor allem um Handel 
und Verkehr, Kreditinstitute und Versicherun­
gen, Wohnungsvermietung sowie Dienstleistun­
gen, und, nicht zuletzt, den Staat. Diese Struktur 
ist mit der der Nachbarländer in etwa vergleich­
bar. 

Auf den ersten Blick scheint dies die These von 
der abnehmenden Bedeutung der Industrie zu be­
stätigen. Dabei wird jedoch vergessen, daß die 
Wertschöpfung des produzierenden Gewerbes 
von 1 9 70 bis 1992 absolut um real 35 Prozent 
stieg. Die Industrie schrumpft also nicht, sie 
wächst weiter, nur nicht so stark wie andere Sek­
toren. Deren Wachstum basiert jedoch auf der 
Anwendung technischer Innovationen aus der In­
dustrie, gegenwärtig zum Beispiel der Geräte für 
den Mobilfunk mit der dahinterstehenden techni­
schen Logistik der Service Provider. Die Industrie 
ist der Innovationsmotor, der den Dienstlei­
stungssektor beschleunigt. Je kleiner der Anteil 
der Industrie am Gesamtprodukt ist, umso größer 
wird seine Bedeutung für den Dienstleistungssek­
tor. 

Das aber bedeutet, daß die übliche Frage ins 
Gegenteil verkehrt werden muß. Es geht nicht 
um eine Entscheidung zwischen Industrie und 
Dienstleistungen, die Frage kann nur lauten: Wie 
stark muß die Industrie gefördert werden, damit 
sich daraus zusätzliche Dienstleistungen entwik­
keIn können? 

Ein wirklicher Gegensatz zwischen Industrie 
und Dienstleistungen besteht nicht, zumal ein 
Teil der Dienstleistungen fern vom Endverbrau­
cher nur Vorleistungsfunktion für die Industrie-

produktion hat, zum Beispiel d ie Kommunika­
tionsdienste im internationalen Produktionsver­
bund. 

Nur am Rande sei noch vermerkt, daß die Ab­
grenzung zwischen Ware und Dienstleistung in 
der Statistik zum Teil vage bleibt. Das gilt zum 
Beispiel für den Bereich der Autoreparatur, des­
sen Dienstleistungsanteil im industriellen Pro­
duktionsindex Eingang findet. Gleiches gilt für 
die Anarbeitungsleistungen in Stahl unternehmen. 
Auch die Beschichtung von Stahlblechen ist eine 
Dienstleistung, sie wird aber der Industrie zuge­
rechnet. Wenn wir eine Funktion, zum Beispiel 
EDV, ausgliedern, zählt das dann zur Dienstlei­
stung, was vorher Tei l  der Industrie war, aber die 
Arbeit ist natürlich die gleiche. 

These 2: Die Fixierung auf High-Tech ist ein 
Irrweg. Industriepolitisch muß das Gesamtspek­
trum industrieller Aktivitäten im Auge behalten 
werden, da auch und gerade die traditionellen In­
dustrien in hohem Maße Anwender und Nutzer 
von High-Tech sind. Sie steuern daher wesentlich 
den nutzungsorientierten Transformationsfluß 
von der High-Tech-Basiserfindung zur ökono­
misch fundierten Innovation. 

Die Suche nach besonders aussichtsreichen In­
vestitionsmöglichkeiten hat zu manchem Bran­
chen-Ranking geführt. B is in die achtziger Jahre 
hinein expandierte die EDV-Technik besonders 
stark, anfangs mit Großrechnern, später mit PC­
Systemen. Von dieser Erfolgsgeschichte ist zu­
mindest im Hardware-Bereich wenig geblieben, 
und berühmte Unternehmen wurden zum Sanie­
rungsfall. 

Im Gegensatz dazu bestehen traditionelle Bran­
chen erfolgreich weiter, und die Rezessionsein­
flüsse von 1992 und 1 993 klingen ab. Der Erfolg 
beruht also nicht allein darauf, daß in Branchen 
investiert wird, die gerade im Mittelpunkt der 
Wertschätzung stehen.  

Ähnliches gilt für d ie  vielzitierten Schlüssel­
technologien. Dazu zählen unter anderem die 
Umwelttechnik, Verbundwerkstoffe, Telekom­
munikation, Verkehrsleitsysteme, Laseranwen­
dungen, Automatisierung, besonders Robotik, au­
tomatische Sprach- und Mustererkennung und 
die Bioverfahrenstechnik,  um die wichtigsten hier 
aufzuzählen. 

Es fällt auf, daß die meisten dieser Technolo­
gien nicht neu sind und daß sie ihrerseits in ho­
hem Maße von einer Basisinnovation, dem Mi­
crochip, abhängen. Die Wertschöpfung entsteht 
jedoch nur im geringen Maße im Chip, sondern 
vor allem durch dessen Anwendung. 

Das gilt erst recht im Falle der Nutzung neuer 
Technologien in Branchen, die als herkömmlich 
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ge lten.  etwa Stah l .  K raftfahrzeuge. Maschinen­
bau.  Dort sind durch Implementierung der Inno­
vationen anderer Branchen fast ständig Qual itäts­
und Produktivitätsfortsch ritte mögl ich.  die vom 
gewohnten E ndprodukt  her nicht erwartet wur­
den. Fortschritte i n  der Meta l lurgie, etwa hochfe­
ste B leche mit geringerem Gewicht. wirken sich 
in weiten Bereichen der Wirtschaft aus. 

Dieser M ult ipl i kationseffekt ,  unternehmerisch 
genutzt. gestattet es. auch se it  Jahrzehnten beste­
hende B ranchen zu erhalten und fortzuentwik­
kein .  Die meisten der uns  in  Europa vertrauten 
Branchen werden ihre Position im internationa­
len Wettbewerb deshalb behaupten .  so etwa d ie 
Elektrotechnik ,  die Chemie, der Automobi lbau,  
die Luft- und Raumfahrt sowie Maschinenbau, 
Stahl  und Bauwirtschaft. - Dies ist e ine Auswahl 
der im vielzit ierten Buch von Henzler ,  dem deut­
schen Chef von Me Kinsey. genannten Branchen.  

Ein wichtiger G rund für d iese Beharrungskraft 
bestehender Branchen ist die unabdingbare 
Orientierung an der Funktion der Produkte. das 
heißt am Kundennutzen .  Ein Mangel an Wohn­
raum wird nicht durch I nnovationen in  der  Aus­
stattung mit technischen Konsumgütern ausgegli­
chen.  Oder: Die F reude der Menschen am Reisen 
mit dem eigenen fah rbaren Untersatz. zum Bei­
spiel in I h rem schönen Österreich.  kann nicht 
durch die Betrachtung eines Fernsehbi ldes auf 
dem noch so modernen. hochauflösenden Bi ld­
schirm oder durch Te lekommunikation ersetzt 
werden.  

Hochtechnologie ist  kein Wert an sich, sondern 
Basis oder Ergänzung für e in  Prod ukt,  dessen 
.'iutzen der Abnehmer nachvo l lziehen kann .  
Wen n  Prod uzenten diese Einsicht fehlt ,  kommt 
es zu einem teuren Overengineering und/oder zu  
übertriebener Prod uktdifferenzierung. Dad urch 
versch lechtert sich d ie Kostensituation des Her­
ste l lers. und das Unternehmen verliert seine 
Wettbewerbsfähigkeit .  Das sind dann Manage­
mentfehler und nicht Branchenschicksale .  

D ie  Suche nach besonders erfolgversprechen­
den Branchen .  das hei ßt die zeitwei l ig - jeden­
fal ls be i  uns  - hektisch betriebene Diversifi ka­
tion ,  war in  U nternehmen mit traditioneller 
Branchenstruktur häufig e in  Fehlschlag. Die Di­
versifikation in völ l ig neue Gebiete führte nur zu 
Verlusten .  In den M itte lpunkt e iner I ndustriestra­
tegie gehört primär d ie Optimierung der vorhan­
denen Wertschöpfungskette. D ie  damit zu erzie­
lende Kostensenkung sichert die Weiterentwick­
l ung des Bestehenden .  

M it d ieser Pol it ik hat zum Beispiel e ine Gesel l ­
schaft meines Konzerns Erfolg, die i n  West­
deutsch land so vertraute Produkte wie Heizkör­
per und San itärprodukte herste l l t .  
Kostenführerschaft und gutes Design lassen auch 

bei deutschen Kosten e ine wirtschaftliche Ferti­
gung zu. In dem durchrationalisierten Fertigungs­
proze ß ist der Lohnkostenantei l  ger ing. und die 
weitere Expansion des U nternehmens gestattet es, 
Arbeitsplätze bei steigender P rodukt ivität zu er­
halte n .  

Ke ine Volkswirtschaft - ich wiederhole das -
lebt von der H ochtechnologie a l le in .  Sie ist stets 
nur  e in  Tei l  des Produktes, der Dienstleistung 
oder des Produktionsverfahrens.  M i t  d ieser Ein­
s icht  hatte s ich der deutsche Masch i nenbau aus 
dem Tief zu Beginn der achtziger Jahre emporge­
arbeitet, und auch die aktue l le  Krise wird von den 
leistungsfähigsten Anbietern gemeistert werden . 

Wir  von der Preussag nehmen d iese Denkweise 
auch für den Schiffbau und den Waggonbau in 
Anspruch ,  solange die pol i t ischen Rahmenbedin­
gungen es zu lassen .  Vom Qual itätsstandard her 
ist der deutsche Schiffbau wettbewerbsfähig. Es 
darf nur  keine subventionsbedingten Verzerrun­
gen wie beim Stah l  geben .  

Ich komme damit zu meiner nächsten These. 
d ie vor einem anderen .  den bisherigen Ausfüh­
rungen entgegengesetzten I r rweg warnen so l l .  

Erhaltungssubventionen. auch wenn sie nur 
und angeblich dem Abfedern industrieller Struk­
turumbrüche d ienen sol len ,  sind ein I r rweg, weil  
sie a)  internationale Kosten nachteile auf Dauer 
nicht ausgleichen können und insofern vo lkswirt­
schaft l ich verschwendet s ind.  wei l  sie b) die übli­
cherweise beabsichtigte Rettung von Arbeitsplät­
zen eben nicht le isten ,  jedenfalls n icht  auf Dauer, 
und c)  die Tendenz zur Verewigung in sich tra­
gen . 

Lassen Sie mich d ies am Beispie l Stahl näher 
ausführen. 

Mi t  einer konsequenten U nternehmenspol itik 
sollte es auch in  Deutschland und im gesamten 
Europa möglich se in ,  Stahl wirtschaftlich zu pro­
duzieren und zu verarbeiten .  Der n u r  konjun ktu­
rel l  bedingte Tei l  der Be lastungen ließ und läßt 
sich durchhalten. Das Pro blem liegt nicht i n  der 
traditionel len Branche. sondern in der "Trad i­
tion" der europäischen Stah lsubventionen. Über­
kapazitäten können auch auf relativ j ungen 
Märkten eintreten .  Das Problem des Stahls l iegt 
n icht in einer d urchgehend zu geringen Wettbe­
werbsfähigkeit Europas gegenüber anderen Re­
gionen - das gi l t  al lenfalls für e infache Baustäh­
le. Vie lmehr ist es doch so. daß E u ropa h ie r  zu 
seinem eigenen Problem wird.  

Die Bemühungen der privaten Stah l industrie. 
sich in  Europa zu restrukturieren, sind von der 
Pol it ik immer wieder durchkreuzt worden.  

Noch im Dezember 1 993 ,  also vor wen igen 
Monaten.  wurden unseren europäischen Wettbe-
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werbern bei der Ministerratssitzung der Europäi­
schen Union weitere Subventionen in Höhe von 
1 3  Milliarden DM zugestanden ,  ohne daß die Be­
günstigten in Italien und Spanien wirksame Bei­
träge zur Kürzung der Kapazitäten leisten. Die 
Diskussion über die Kapazitätskürzungen in Eu­
ropa hält auch 1994 an. Erst im März hat die Eu­
ropäische Kommission den Stahlherstellern mehr 
Zeit für Stillegungen zugebilligt. Vor wenigen Ta­
gen aber hat der zuständige EG-Kommissar die 
eigenen Bemühungen und die der europäischen 
Stahlindustrie um abgestimmte Kapazitätskür­
zungen als "Totgeburt" qualifiziert. 

Dieses Hin und Her zwischen Brüssel und den 
nationalen beziehungsweise regionalen Politin­
stanzen, das nicht erst seit gestern, sondern seit 
Jahrzehnten andauert, hat dem Ansehen der 
Stahlindustrie in der Öffentlichkeit großen Scha­
den zugefügt. 

Herr Dr. Weissenberg! Sie werden sicher eine 
andere Interpretation dieses Vorganges haben.  
Ich füge aber gleich hinzu, um Ihnen das vorweg­
zunehmen: Die Bundesrepublik Deutschland, die 
deutsche Bundesregierung ist bei diesem Thema 
wahrlich kein Musterknabe. Das Stichwort Eco­
Stahl in Brandenburg haben Sie schon genannt. 

Dieser von der Politik verursachte Lästigkeits­
wert hat meines Erachtens wesentlich zu dem 
schlechten Image der Stahlindustrie als überholte 
Schornsteinindustrie - so sagt man - beigetra­
gen .  Es wird der Wirklichkeit n icht gerecht. Mei­
ne nächste These lautet daher: 

Der Werkstoff Stahl hat unnachahmliche Ei­
genschaften, die auf absehbare Zeit ökonomisch 
nicht zu substituieren sind. I nsofern ist und bleibt 
d ie Stahlindustrie eine zwar traditionelle, aber 
moderne Industrie mit einem spezifischen, unver­
zichtbaren Know-how. 

Zum Beleg möchte ich an die von keinem ande­
ren Werkstoff gleichzeitig erreichten hohen An­
sprüche an Verformbarkeit, Festigkeit und Repa­
raturfähigkeit erinnern, die der Werkstoff Stahl 
scheinbar selbstverständl ich erfüllt. Dabei wird 
häufig übersehen, daß diese Spitzeneigenschaften 
Produkt umfangreicher, von den Werken selbst 
finanzierter und durchgeführter Forschungs- und 
Entwicklungsarbeit ist. Die Produktpalette des zu 
meinem Konzern gehörenden Stahlunterneh­
mens besteht zu über 5 0  Prozent aus Qualitäten, 
die erst in den letzten fünf oder zehn Jahren ent­
wickelt wurden. 

Stahl erfüllt darüber hinaus vergleichsweise am 
besten den in unserer Zeit so wichtigen Anspruch 
an die Recyclebarkeit. Im Gegensatz zu anderen 
Werkstoffen, wie etwa Kunststoffen, bleibt Stahl 
auch nach dem Recyclen ein Werkstoff erster 
Wahl, der weiterhin für anspruchsvollste Anwen-

dungen genutzt werden kann. Aus Stahlschrott 
werden also zum Beispiel wieder neue Karosse­
rien; recycleter Kunststoff ist dagegen nur für 
Einfachstprodukte ,  zum Beispiel Blumentöpfe, 
zu verwenden. 

Die in Europa zweifellos vorhandenen Stand­
ortprobleme - dies ist von meinen Vorrednern 
schon deutlich gemacht worden - sind also, wie 
ich Ihnen am Beispiel der Stahlindustrie erläutert 
habe, zum Teil auch auf politische Interventionen 
und Rahmenbedingungen zurückzuführen. Eine 
der Ursachen für diese und andere Fehlentwick­
lungen ist der hohe Anteil der staatlichen Unter­
nehmen in Schlüsselbereichen. Dies gilt für d ie 
Telekommunikation, die Elektrizitätsversorgung, 
die Gaswirtschaft, den Schienen-, Luft- und Stra­
ßenverkehr und eben die Stahl branche. Japan 
und die USA betreiben zum Beispiel die meisten 
dieser Bereiche rein  privat. Umso bedeutender 
sind in Deutschland die jüngsten Privatisierungen 
im Falle der Bahn und neuerdings der Lufthansa. 

Darüber hinaus ist der Anteil der öffentlichen 
Ausgaben mit rund 49 Prozent in Europa zu 
hoch, in den USA sind es 39 Prozent und in Ja­
pan 3 1  Prozent. Dadurch erklärt sich die höhere 
Flexibilität der außereuropäischen Regionen, 
wenn es um die Anpassung an geänderte Markt­
bedingungen geht. Dort wirkt der Markt, wäh­
rend Europa dazu neigt, dessen Regelungsmecha­
nismus zu bremsen.  Die Veränderung der Pro­
duktionsstruktur ist aber der unvermeidbare Preis 
für die Freiheit der Konsumenten, selbständig aus 
dem Angebot zu wählen; darauf wird keine der 
Regionen verzichten. 

Spätestens hier besteht aber die Gefahr unzu­
lässiger Vergleiche. Die europäische Infrastruktur 
hat einen hohen Preis, aber sie bietet viel - wer 
andere Kontinente bereist, weiß das. Weste uropa 
verfügt über Stärken, mit denen sich Kostenun­
terschiede rechtfertigen lassen .  Wäre es n icht so, 
hätten wir längst erhebliche Teile unserer Ferti­
gung an üsteuropa verloren.  Davon kann jedoch 
keine Rede sein. 

Der Außenhandelssaldo - hier sind nur Güter 
genannt - zwischen Gesamtdeutschland und den 
mittel- und osteuropäischen Reformländern ist 
durchaus positiv geblieben. Für Österreich gilt 
das ebenso. Gegenwärtig expandiert in Deutsch­
land der Auftragseingang aus dem Ausland spür­
bar. Der vielbeschriebene Verlust der Wettbe­
werbsfähigkeit trifft also nur für Teilbereiche zu, 
gilt aber nicht generell. 

Ich halte die Behinderung und Verzögerung 
der Anpassung des Produktionsapparates durch 
die Politik für gefährlicher als etwa die vielzitier­
ten Unterschiede in den Arbeitskosten. Die Ver­
gleichszahlen lauteten zum Beispiel 1 992: EG: 
2 0  Dollar in der Stunde; Japan: 16 Dollar in der 
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Stunde; USA ebenfalls 1 6  Dollar i n  der Stunde. 
D iese U ntersch iede - 23 Prozent - sollten n icht 
überbewertet werden ,  da sie sich über die Wech­
selkurse sch nel l  verändern können;  die Aufwer­
tung des japanischen Yen gegenüber der Deut­
schen Mark um 32 Prozent gegenüber 1 99 2  zeigt 
d ies deut l ich .  Auch die Kursrelation zwischen 0-
Mark und US-Dollar kann wieder heftiger 
schwanken. 

Dagegen wird das extrem n iedrige Niveau der 
Lohnkosten in Mittel- und Oste uropa auf abseh­
bare Zeit  e in  n icht zu vernachlässigender Faktor 
im i nternationalen Wettbewerb um Arbeitsplätze 
sei n .  denn die Loh nkosten betragen dort nur  
1 ,2 US-Dollar je Stunde. wäh rend für Südostasien 
schon ein Wert von nahezu 5 Dollar je Stunde 
anzusetzen ist. 

Die Antwort kann n icht e ine Trendwende der 
westeuropäischen Lohnpo litik sein .  Damit würde 
das innere G leichgewicht gefährdet. Die Wettbe­
werbsfäh igkeit in der Außenwirtschaft ist stets 
nur  ein Themenkreis unter anderen .  Unverzicht­
bar ist h ingegen die Senkung der Lohnnebenko­
sten .  die im Produzierenden Gewerbe in Deutsch­
land . und zwar in Westdeutschland, auf 84 Pro­
zent gestiegen sind. Damit und mit den sich auch 
weiterhin abzeichnenden Steigerungen werden 
wir - das g i lt jedenfal ls für Deutschland - große 
Schwierigkeiten bekommen .  

Der  größte Sündenfal l  - auch er ist schon ge­
nannt worden -. der aktuel l  bei uns h inzu­
kommt. ist die Pflegeversicherung. Offenbar wil l  
man e infach n icht zugeben.  welche Eige ndyna­
mik solche Systeme e ntfalten .  Wen n  die An­
spruchsgrundlagen feststehen ,  werden sie auch 
gen utzt. Be iträge von 1 Prozent beziehungsweise 
1 . 7 Prozent werden sich nicht halten lassen .  I n  
den N iederlanden müssen dafür schon 7 , 5  Pro­
zent der Arbe itskosten aufgebracht werden .  Vor 
diesem Hintergrund ist die Frage e iner Kompen­
sation durch  Streichung eines oder zweier Feier­
tage in  Deutschland e ine I l l usion. Diese Politik 
kostet Wirtschaftswachstum und muß geändert 
werden .  

Lassen S ie  mich d ie  Perspektive auf  Gesamteu­
ropa erweitern .  Sie füh rt mich zu  fo lgender,  opti­
mistischer Aussage: 

Europas wirtschaftl iche Stärke l iegt in seiner 
prod uktiven Vielfalt. die hohe Qual itäten und 
Spezial itäten hervorgebracht hat, die weltweit er­
folgreich und mit positivem Image vermarktet 
werden.  

Die europäische Geschichte war geprägt von 
der Zerstritten heit der Völker. Kei n  Kontinent 
wurde so stark durch Kr iege i n  Mitleidenschaft 
gezogen und n i rgendwo kam es so oft zu Zerstö­
rung und Wiederaufbau wie in Europa. Die  jetzt 

endlich erreichte E in igung zur  Europäischen 
U n io n  ist dauerhaft, und d ieser größte Wirt­
schaftsb lock der Welt schickt sich e rst an, seine 
Gesch lossen heit zu n utzen .  

Was für Europa spricht. ist unter anderem die  
Vie lfalt hochwertiger Konsumgüter. Sie ist e ine 
posit ive Konsequenz des historisch wenig  einheit­
l ichen Kontinentes mit zahlreichen nationalen 
Identitäten und e i nem entsprechend vielfältigen 
Güterangebot. Solange in Fernost vorwiegend eu­
ropäische \1arkenart i ke l ,  die aus einem jewei l igen 
Nationalcharakter heraus entstanden sind. i l legal 
kopiert werden ,  kann es um d ie Leistungsfähig­
keit und K reativ ität E u ropas n icht schlecht be­
stellt se in. Markenp iraterie bestätigt i nd i rekt den 
Rang der Original-Anbieter .  Manchmal ist eben 
das Produkt se in  eigener Standortvortei l .  

Gewachsen ist d ie  hohe Produktqual ität Euro­
pas durch Forschung und Ausbildung und n icht 
zuletzt auch aus dem vielgeschmähten An­
spruchsdenken . Weil  i n  Europa höchste Qual ität 
verlangt und prod uziert wird. ist das Angebot am 
gesamten Weltmarkt gefragt. Wer - n icht zu letzt 
wegen hoher Ansprüche im e igenen Land -
Kraftfahrzeuge baut. die dann auch weltweit 
Standards setzen und e in  hohes Markenprestige 
begründen .  der übersteht auch e ine Rezession.  

Das gi lt n icht minder für I nvestit ionsgüter und 
an solchen Gütern or ientierte technische Dienst­
leistungen .  Hohe Ansprüche an die Erhaltung der 
Umwelt führen zu e inem fortschritt l ichen Ange­
bot an Systemen zum Schutz vor Verschmutzung 
und zur Sanierung von Altlasten im H inblick auf 
Luft. Wasser und Boden .  Was uns anfänglich aus 
Kostengründen Sorge bereitet. das eröffnet zu­
nehmend Marktchancen in a l ler  Welt. Die I ndu­
strie steht dem Umweltschutz heute überwiegend 
positiv gegenüber. Voraussetzung ist a l lerdings, 
daß das tatsäch l iche Gefährdungspotential real i ­
stisch abgeschätzt wird .  Dem steht die i n  Europa 
al lgemei n  anzutreffende Bürokratisierung entge­
gen .  die zum Tei l  e ine Folge der schon erwähnten 
Staatslastigkeit ist. In der übertriebenen Rege­
lungsdichte besteht das Problem. Der größte 
Standortnachte i l  E u ropas ist seit langem der Zeit­
verlust bis zur Genehmigung e ines I nvestitions­
vorhabens. Dies gi lt jedenfal ls in ek latanter Weise 
für Deutsch land. 

Auf Österreich sehe  ich e i ne besondere Rolle 
im integrierten Europa zukommen,  nämlich seine 
Drehscheibenfun kt ion im W i rtschaftsaustausch 
mit Ost- und Südosteu ropa. Schon im 
1 9. Jahrhundert. i n  der Gründerzeit, war Wien 
das B indeglied der s ich i n  Österreich und sei nen 
Nachbarländern etabl ierenden I ndustr ien.  M it 
seinem trad it ionel l  guten Z ugang i nsbesondere 
zur Tschec� ischen Republ ik und zu U ngarn ent­
stehen für Osterreich mit dem Aufbau marktwi rt­
schaft l icher Strukturen in  den Reformländern 
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große Chancen, die für ganz Europa wichtig sind. 
Wir jedenfalls, der Preussag-Konzern, nutzen 
Wien seit langem als Basis für unsere geschäftli­
chen Beziehungen zu Österreichs östlichen und 
südostlichen Nachbarländern, zum Beispiel im 
Stahlhandel, aber auch auf dem Transportsektor. 

Die Beschreibung der österreich ischen Chan­
cen durch die Öffnung nach Osten ist keineswegs 
nur ein Akt der Höflichkeit. Die amtliche Stati­
��ik belegt bereits die positive Entwicklung. 
Osterreich exportierte 1992 nach Ost-Mitteleuro­
pa, und zwar nach Tschechien, Slowakei, Polen 
und Ungarn, 93 Prozent mehr als 1989. Zugleich 
stieg die Einfuhr aus diesen Ländern um 48 Pro­
zent. Das sind stolze Zuwachsraten und Beleg für 
die entstehende neue Arbeitsteilung in  Europa. 

Die Strukturen ändern sich bei Ihnen und uns 
zu Lasten der arbeitsintensiven Tätigkeiten mit 
geringerer Produktivität, aber Unternehmertum 
besteht eben darin, mit Strukturveränderungen 
umzugehen, sie zu nutzen. Ich freue mich über 
das Ergebnis einer in Österreich durchgeführten 
Unternehmer-Befragung. Nach Ansicht von fast 
zwei Dritteln der Befragten überwiegen die Chan­
cen der Ostöffnung. Gefährdet sind nur Grund­
stoffe und einfache Produkte. Mit zunehmender 
Veredelung der Erzeugnisse wachsen dagegen die 
Vorteile aus der wirtschaftlichen Integration Ost­
europas. 

Österreich kann darüber hinaus für sich in An­
spruch nehmen, seine Standortbedingungen 1 994 
von der Steuerseite her wesentlich verbessert zu 
haben.  Mit dem zweiten Schritt der 1 989 begon­
nenen Steuerreform zur Entlastung der U nter­
nehmen von ertrags unabhängigen Steuern hat 
Österreich die Gewerbeertragsteuer und die Ver­
mögensteuern einschließlich Erbschaftssteuer­
äquivalent abgeschafft. Mit Blick auf die Bundes­
republik Deutschland sehe ich darin eine Vorbild­
funktion. 

Eine solche Politik trägt wesentlich zur Über­
windung der Schwächen des europäischen Stand­
orts bei .  Wenn wir zusätzlich an der Weiterent­
wicklung unserer Stärken arbeiten, sollte uns um 
den Industriestandort Europa nicht bange sein. -
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich 
danke für Ihre Aufmerksamkeit. (BeifaLL.) 10.47 

Vorsitzender Abgeordneter Dr. Martin Bar­
tenstein: Herr Dr. Brunke! Ich danke für Ihren 
Beitrag und ersuche jetzt Herrn Chris Brooks, 
Leiter der Abteilung für regionalpolitische Ent­
wicklung in den OECD-Ländern, um seinen Bei­
trag "Soziale Sicherheit und permanente Weiter­
bildungsmöglichkeiten als Standortfaktoren für 
den Arbeitnehmer der Zukunft." 

"Soziale Sicherheit und permanente 
Weiterbildungsmöglichkeiten als 

Standortfaktoren für den Arbeitnehmer der 
Zukunft" 

10.48 

Referent Chris Brooks (OECD) (in Überset­
zung): Vielen Dank ,  Herr Vorsitzender! Ich bin 
sicher, daß die Kapazität der Parlamentarier, In­
formationen aufzunehmen, wirklich außerge­
wöhnlich ist. Ich kann etwa nur eine Stunde lang 
Informationen aufnehmen, aktiv aufnehmen, und 
da jetzt schon seit einer Stunde und 3 0  Minuten 
gesprochen wird, fürchte ich, daß ich ein ige Din­
ge wiederholen werde. Ich werde die wichtigsten 
Aussagen, die hier bereits gemacht wurden, noch­
mals erwähnen, weil ich damit die Wichtigkeit 
dieser Aussagen betonen möchte. Ich werde aber 
auch ein ige kritische Punkte hier anmerken. Ich 
glaube, daß sich diese Punkte ergänzen und mit 
dem übereinstimmen, was meine Vorredner ge­
sagt haben. 

Herr Präsident! Vielen Dank für Ihre Einla­
dung. Es ist für die OECD ein sehr günstiger 
Zeitpunkt, zu diesem Thema bei einer Versamm­
lung wie dieser zu sprechen, denn wir haben gera­
de die erste Runde eines zweijährigen For­
schungsprojekts abgeschlossen, bei dem wir uns 
mit der Frage befaßt haben: Wie kann man die 
Arbeitsplätze auf diesem hohen Niveau, das wir 
derzeit in der OECD haben, halten? 

Ich möchte mich mit einigen wichtigen allge­
meinen Aussagen beschäftigen und mit den Aus­
wirkungen, die diese allgemeinen Thesen für den 
Rahmen, in dem wir Politik zu gestalten haben, 
haben. 

Zuerst einmal möchte ich betonen - Sie wis­
sen es natürlich, aber die OECD möchte Sie in 
Ihrer Überzeugung bestärken - ,  daß die Öff­
nung Ihrer Wirtschaft gegenüber dem Osten und 
Ihre mögliche Beteiligung an der Europäischen 
Union Auswirkungen auf die Konkurrenzfähig­
keit Ihrer Wirtschaft haben werden.  

Ich weise deshalb darauf hin ,  weil man oft 
denkt, daß dieser Prozeß der vermehrten Kon­
kurrenz nur eine Reihe von Industriezweigen, 
eine gewisse Anzahl von Orten beeinflussen wird, 
und man glaubt, daß die Mittel der Strukturfonds, 
die Brüssel ausgezahlt werden, einen Ausgleich 
schaffen können. Aber diese Art von Verände­
rung wollen wir nicht. Die Öffnung Ihrer Wirt­
schaft, die Globalisierung, von der Herr Dr. Glatz 
gesprochen hat, bedeutet, daß Konkurrenz über­
all zu finden sein wird, alle Wirtschaftszweige be­
schäftigen wird, auch das kleine Geschäft an der 
Straßenecke. Daher ist es notwendig, daß wir das 
Problem grundlegend angehen. 
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Wir können n icht nur  für einen I ndustriezweig 
e ine Logist ik  entwickeln. Ich glaube, daß wir auf­
grund dieser Zunahme des Wettbewerbes unsere 
Zie lsetzung ändern müssen. Wir  müssen in die 
Zukunft schauen. wir müssen neue Geschäfte, 
neue Betriebe . neue Märkte schaffen. neue Pro­
dukte finden. aber auch neue Arbeitsplätze schaf­
fen .  

E ines der Tabus. d ie w i r  zerstören müssen ,  die 
unseren Gesellschaften aber derzeit noch dien l ich  
sind. ist der  Gedanke, daß  e in  Arbeitsplatz immer 
gegeben ist und bis in a l le  Ewigkeit besteht. 

Die Schaffung von Arbeitsplätzen und das Ver­
schwinden von Arbeitsplätzen .  die Schaffung von 
neuen P rodukten und das Verschwi nden von Pro­
dukten hat ein ganz rasantes Tempo angenom­
men und wird aufgrund des internationalen Kon­
kurrenzdrucks noch schnel ler werden. Das hei ßt ,  
wir brauchen e inen neuen Ste llenwert für das Un­
ternehmertum - ich werde auf d ieses Thema 
gleich zu sprechen kommen. Das hat a lso Auswir­
ku ngen darauf. we lche Cnternehmensk ultur und 
welche Kultur des U nternehmertums wir  bei uns 
schaffen werden. 

Der zweite Punkt. den ich ansprechen möchte .  
betrifft das soziale Unterstützungssystem. Wir  
von der  OECD möchten klar zum Ausdruck br in­
gen .  daß die sozialen Unterstützungssysteme. d ie 
wir derzeit haben .  das Kl ima und die Zuversicht 
schaffen ,  daß sich Leute auf e ine Veränderung 
ein lassen .  Wenn es d iese sozialen U nterstützungs­
systeme nicht gibt. wen n  die Turbulenz immer 
größer wird .  dann n immt auch die U nsicherheit 
immer mehr zu.  Dies würde für die Wirtschaft 
und für die Arbeitsmärkte bedeuten .  daß es die 
Leute ablehnen. den Arbeitsplatz zu wechsel n .  
Das läßt sich sogar geographisch nachweisen .  

In  jenen Gegenden .  i n  denen es ke ine effizien ­
ten sozialen Unterstützungssysteme. also ke in  so­
ziales '\letz. gibt .  ist die Kapazität für die wirt­
schaftl iche Entwick lung und für e ine gro ße Wert­
schöpfung in der Tätigkeit sehr gering. Das ist e in  
Mythos. auf den man h ier  zu sprechen kommen 
sol lte. 

Es gibt keine rasche Lösung für unsere derzeit i ­
gen Probleme betreffend die Arbeitslosigkeit, d ie  
sozialen Systeme helfen uns dabei n icht. Das Pro­
blem ist viel komplexer. Herr  G latz hat schon da­
von gesprochen. Es geht also um die Frage: Wie 
können wir diese Systeme dem Wesen nach ver­
ändern? - Darüber möchte ich hier sprechen.  

Wen n  Sie bezweife ln ,  daß soziale Unterstüt­
zungssysteme i rgendeinen Wert haben .  dann 
möchte ich Sie auf Japan verweisen. Ich stimme 
mit meinen Kol legen aus der E u ropäischen Kom­
mission nicht überei n. Ich würde vorschlagen. 
daß man in Europa, also dort.  wo man gute Er-

fahrungen macht. d iese Systeme kopieren und in 
die e igene I nd ustrie übernehmen sol lte - egal 
woher sie kommen. Man muß erkennen. wo die 
ku l turspezifischen Merkmale sind. Ich glaube. 
daß es i n  Japan sehr gute Ansatzpunkte dafür 
gibt. Der soziale Sch utz und die entsprechenden 
Systeme sind dort zwar nicht staatl ich finanziert .  
aber der Gedanke an e i nen lebenslangen Arbeits­
p latz und der Gedan ke an d ie Versorgung bezie­
hungsweise an die Kontrolle des Arbeitgebers 
über die Arbeitnehmer bedeuten letzt l ich effi­
ziente soziale Systeme. 

Das L: nternehmerkl ima und die Frage. wie man 
das Sozialsystem reformieren kann ,  sind zwei 
Themen ,  d ie ich noch ansprechen werde. 

Ich möchte aber vorerst eine Aussage. die Herr 
Brunke bezüg l ich  der Bedeutung der Erzeugerbe­
triebe und der Erzeuger industrie gemacht hat. 
u nterstreichen. Das ist e ine sehr  wichtige F rage. 
vor a l lem im H inbl ick auf die Arbeitsplätze. Dar­
an kann man messen .  daß der Mult ipl i kator für 
die Schaffung von Arbeitsplätzen bei ei nem Ar­
beitsp latz i n  der I ndustrie viermal so groß ist wie 
der bei e inem A rbeitsplatz im Dienstle istungssek­
tor .  Wen n  man das nun  gegenüberste l lt und 
meint .  daß die Erzeugerindustrie wichtiger sei als 
andere Bereiche. dann muß man dazu sagen .  daß 
es sehr wichtig ist.  daß man beides hat, also 
Dienstleistungen und Erzeugung. Beide Bereiche 
sind a lso sehr wichtig. 

Ich darf das k u rz erläutern und als Beispiel e ine 
F i rma heranziehen, die mir bekannt ist. Diese 
F i rma heißt Levi Strauss und erzeugt Jeans. Le­
derwaren und d iverse Freizeitk leidungen. Ich 
hoffe. daß ke in Vertreter von Levi Strauss hier 
ist,  denn ich muß sagen ,  daß es n ichts Banaleres 
a ls  d iese Produkte . die d iese F irma herstel lt. gibt. 
Seit 1 00 Jahren werden Jeans hergestellt. das ist 
geradezu e ine Legende. Wenn wir uns aber diesen 
Erzeugerbetrieb näher anschauen, dann werden 
wir erkennen. daß d iese Firma eine hoch entwik­
kelte LJ nternehmensstruk tur hat. 

Zum ersten werden 2 500 Produkte verkauft.  
denn so viele A rten von Jeans. Jacken et cetera 
g ibt es. 

Zweitens: W ie werden sie verkauft? - Vor 
zwei Jahren zum Beispiel wurde von Levi Strauss 
e ine Kette von 500 Einzelhandelsgeschäften auf­
gekauft. Man hat diese Geschäfte umgewandelt, 
und sie können jetzt die Tendenzen, die man auf 
dem Freizeitmarkt vorfi ndet .  kontrol l ieren. über­
wachen und verfo lgen .  damit die Vorräte, die sie 
früher i n  ihren Geschäften hatten ,  entsprechend 
umstrukturiert werden können. Diese Vorräte. 
d ieser Bestand an Waren .  den man in den E inzel­
handelsgeschäften findet. sind sehr  kostsp ielig 
und stel len einen hohen Wert dar. denn sie wer­
den zum Teil im Ausland produziert. Sie wol lten 
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damit auch ihre Erzeugungsstruktur verbessern 
und somit d ie Kosten des Inventarbestandes redu­
zieren. - Ich könnte über diese Firma noch sehr 
lange sprechen.  

Worum geht es  hier im wesentlichen? - Es 
geht hier um ein Unternehmen, das auf einem 
sehr hohen Sachwissen aufbaut. Dieses Unterneh­
men ist hochintelligent, auch wenn das Produkt 
an sich sehr banal ist. Das heißt, daß die Erzie­
hung eine sehr große Rolle spielt. Warum erzähle 
ich das? - Ich möchte damit eigentlich nur die 
Wichtigkeit der Erzeugerindustrie betonen. 

Ich möchte noch sagen, daß ich diesen Punkt 
immer wieder anspreche, weil wir uns in Europa 
zu leicht aufgeben .  Sogar bei der Texti l industrie 
glauben viele - auch viele Banken glauben das 
- ,  daß die Textilindustrie in Europa keine Zu­
kunft hat. Und das ist, glaube ich, nicht der Fall. 

Auf diese beiden Fragen, nämlich das Unter­
nehmensklima und die Unternehmenskultur, 
möchte ich jetzt ein wenig eingehen.  Eine solche 
fehlt uns nämlich in den meisten Ländern Euro­
pas. Vielleicht ist das in Österreich nicht der Fall, 
ich kann das n icht beurteilen. 

Als Ausgangspunkt dafür möchte ich Adam 
Smith nehmen, der ein Landsmann von mir ist. 
Er hat ein Buch über den Reichtum der Nationen 
geschrieben.  Wenn er das Buch heutzutage in 
Edinburgh zu schreiben hätte, würde er den Titel 
des Buches wahrscheinlich verändern, es würde 
wahrscheinlich "Reichtum der Regionen" heißen. 

Er meint, daß die Vorteile der Konkurrenz da­
durch bestimmt werden, daß es hohe Technolo­
gien gibt, daß gewisse Regionen Vorteile haben, 
daß es Know-how gibt, daß es entsprechende In­
frastrukturen gibt, daß es eine saubere Umwelt 
geben soll und daß unser Besteuerungssystem fair 
und stabil ist. All das sind Faktoren, die n icht un­
bedingt mit nationalen Grenzen gleichzusetzen 
sind. In vielen Ländern gibt es vielerlei Regionen 
innerhalb des Staatsgebietes. Manchmal herrscht 
diese Konkurrenz auch innerhalb der einzelnen 
Regionen, und Gebiete sind zum Teil auch grenz­
überschreitend. Mein Ansatzpunkt: Wir müssen 
jetzt viel mehr an Regionen denken und nicht zu 
sehr an Staatsgebiete. Die Regionen sind nämlich 
die Zentren, die Wettbewerbsvorteile haben. Es 
sind nicht Nationen, die Wettbewerbsvorteile ha­
ben. 

Zweiter Punkt: Wir müssen auch begreifen, 
daß der Prozeß der Schaffung von Arbeitsplätzen 
und des Verschwindens von Arbeitsplätzen, daß 
diese Turbulenzen sehr schnell vor sich gehen, 
Firmen werden gegründet und verschwinden wie­
der vom Markt - und das mit einer rasanten Ge­
schwindigkeit! Dieses Tempo der Turbulenz -
ich glaube, in Österreich kennt man das, Schum-

peter hat das schon diagnostiziert - muß unter 
den gegenwärtigen Umständen verstärkt werden, 
denn wir versuchen, uns sehr rasch anzupassen, 
weil wir in unserem Konkurrenzkampf neue Part­
ner haben. 

Das heißt, man muß vorausschauen. Man darf 
sich nicht an der Vergangenheit orientieren. Ich 
habe gestern im Fernsehen zwei Diskussionen 
darüber gehört, wie viele Arbeitsplätze verloren­
g.ehen werden, wenn in den nächsten Wochen in 
Osterreich bestimmte Entscheidungen getroffen 
werden. 

Ich glaube, das zeigt ganz deutlich, welche Ge­
fahren bestehen. N iemand denkt daran, wie viele 
Arbeitsplätze geschaffen werden oder entstehen 
können, und niemand denkt an die Prozesse, die 
zur Schaffung von Arbeitsplätzen führen. Man 
denkt immer nur an Prozesse, die bestehende Ar­
beitsplätze schützen. 

Der nächste Punkt, den ich unterstreichen 
möchte, ist, daß die Unternehmenskultur sehr 
wichtig ist, wenn die Rolle der Öffentlichkeit und 
der Politik steigen soll. Ich habe vor sechs oder 
sieben Jahren mit Friedman gemeinsam ein Buch 
geschrieben. Meine Sorge war der Einfluß eines 
sehr wichtigen Geschäftsindex, der von einer be­
stimmten Firma herausgegeben wird .  Diese Fir­
ma hat 50 Staaten der USA nach ihrer Anzie­
hungskraft für die Industrie bewertet. 

Im wesentlichen sah die Beurteilung folgender­
maßen aus: Die Staaten, die n iedrige Löhne hat­
ten, in denen es keine Gewerkschaften und fast 
keine gesetzlichen Regelungen gab, waren jene, in 
denen die Industrie am raschesten wuchs. 

Leider Gottes ist diese Analyse der Zahlen 
nicht im Einklang gewesen mit den Schlußfolge­
rungen. Es wurde die Zahl der Arbeitsplätze, die 
in jenen Gegenden, die d iese Merkmale nicht ha­
ben, tatsächlich geschaffen wurden, angeführt. 
Wenn ich von Schaffung von Arbeitsplätzen spre­
che, dann meine ich natürlich Arbeitsplätze, die 
auch eine Wertschöpfung mit sich bringen. Also 
ich habe mir diese Liste angeschaut und einige 
Aspekte gefunden, die dazu beitragen, ein Unter­
nehmensklima zu schaffen. Ich lade Sie ein, dar­
über nachzudenken. Vielleicht können Sie diese 
Werte ebenfalls in Ihre Wirtschaft hier in Öster­
reich einbinden. 

Der erste Punkt ist eine saubere Umwelt. Den­
ken Sie daran, wo Microsoft seine Betriebe hat, 
nämlich nicht in einer schmutzigen Industriege­
gend, sondern in einer sehr freundlichen Umge­
bung. Moderne Betriebe, auch moderne Ferti­
gungsbetriebe, verursachen nicht die Umweltver­
schmutzung wie noch vor einem Jahrhundert 
oder vor mehreren Jahren. Das heißt, man 
braucht eine saubere Gegend, in der man gerne 
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arbeiten möchte. Damit werden auch die Leute 
hingezogen,  die dort a rbeiten und auch wohnen 
sol len. 

Man braucht eine stabile und faire Besteue­
rung. Fair und stabil - beides. Das bedeutet nicht 
unbedingt eine niedrige Besteuerung. Die Firmen 
wissen und verstehen schon, daß Steuern zu be­
zahlen sind. Was Unternehmer aber nicht verste­
hen ,  ist, daß in manchen Regionen es so schlecht 
ist. Man braucht eine gewisse Dichte an höheren 
Bildungseinrichtungen ,  also Universitäten müß­
ten in größerer Zahl vorhanden sein ebenso wie 
Forschungsinstitute. Diese müssen aber zugäng­
lich sein und müssen den neuen Unternehmen of­
fenstehen.  

Da, glaube ich,  müssen wir  a lles tun ,  was in 
unserer Macht steht, um den Austausch zwischen 
Akademikern a n  den Universitäten,  Forschern 
und der Geschäftswelt zu  fördern,  denn sie alle 
tragen dazu bei, daß Geschäft entsteht. 

Man braucht also strategische Partnerschaften. 
Das bedeutet, daß die Regierung, aber auch die 
Geschäftswel t  zusammenarbeiten. Oft läßt sich 
nur gemeinsam etwas erreichen.  Das heißt ,  daß 
die öffentlichen Behörden zum Teil auch das Ri­
siko ihrer p rivaten Partner übernehmen müssen .  
Das heißt, daß der Staat, die Regierung nicht 
meh r  ein Polizist ist, der immer aufpaßt, sondern 
ein Partner, der auch dabei helfen muß ,  Kapital 
zur Verfügung zu ste l len,  zum Teil Venture-Ka­
pital für die Gründung neuer Betriebe. 

Das Arbeitsk lima m u ß  positiv sein,  vor al lem 
im Hinblick auf die Gewer kschaften,  es sol l te 
aber auch fördern, daß Menschen bereit sind,  den 
Arbeitsplatz zu wechse l n  und diesen Übergang 
gerne auf sich zu nehmen. Man braucht eine grö­
ßere, eine b reitere, eine umfassendere Schichte 
der Unternehmer. Der durchschnittliche Anglo­
amerikaner mit 35 Jahren,  der in  Harvard die 
Universität absolviert hat - normalerweise auf 
der Titelseite von " Business-week" -, sieht ja 
seh r  hübsch aus,  aber davon haben wir nicht ge­
nug. Wir brauchen meh r  Menschen, wir brauchen 
eine größere Bevölkerungsschichte, die U nter­
nehmer werden wollen. 

Ich denke vor al lem an das Potential von Frau­
en als Unternehmer. Ich glaube, daß sie die wich­
tigste Quelle und der wichtigste Grund für die 
Schaffung von Arbeitsp lätzen in den Vereinigten 
Staaten sind.  Viele A rbeiter wol len selbständig 
werden. Es gibt viele Möglichkeiten dafür, und 
diese Möglich keiten sol lten wir  a usbauen. 

Das heißt,  wir brauchen sowoh l  auf lokaler als 
auch auf regionaler Ebene eine breite Unterneh­
merschicht. Damit Sie verstehen, wie dynamisch 
das System ist, möchte ich folgendes sagen :  
Schauen Sie sich die Liste der 500 Firmen von 

" Fortune" für das Jahr 1 993 an. Darauf stehen 
die größten Firmen ,  die es gibt. Sie werden fest­
ste l len ,  daß auf dieser Liste, seitdem sie heraus­
kommt - das sind  jetzt schon 40 Jahre - ,  al le 
zeh n  Jahre etwa 75 dieser Betriebe neu sind,  das 
heißt, daß 75 Firmen von dieser Liste verschwin­
den - sie sind ganz einfach nicht mehr u nter den 
füh renden 500 - und 75 neue Firmen dazukom­
men. 

Auch bei sehr  großen Firmen stel lt  man diese 
A uswirkungen fest. Diese Dynamik ist auch bei 
den großen Firmen gegeben ,  und diese Dynamik 
ist bei den mittleren und bei den k leinen Betrie­
ben noch viel größer. Aber auch bei den großen 
Firmen finden wir diesen dynamischen P rozeß. 
Das bedeutet, daß wir den Menschen helfen müs­
sen ,  mit diesem Prozeß fertig zu werden .  

Z u r  Frage der sozialen Unterstützungsnetze, 
der sozialen Netze. Natürlich sind sie seh r  wich­
tig, aber es gibt viele Umstände, für die sie nicht 
meh r  geeignet sind.  Sie haben natürlich die Ver­
antwortung, das österreichische Volk zu beraten .  
I c h  glaube, es geht aber auch u m  die Ausgabe von 
staatlichen Mitteln .  

Schließlich möchte ich auch darauf eingehen, 
daß es um eine U ngleichheit zwischen den Gene­
rationen geht. Was also die öffentlichen Ausga­
ben für die sozialen Netze a ngeht, so haben wir 
seit dem Zweiten Weltkrieg in fast a l len Ländern 
miter lebt, daß es zu  einem Rückgang bei den 
Ausgaben für I nvestitionen, aber zu einem abso­
l uten Anstieg der Transferzahlu ngen gekommen 
ist. 

Viele e uropäische Länder haben im wesentli ­
chen das g leiche Niveau der öffentlichen Ausga­
ben wie noch vor 15 oder 20 Jahren,  aber die Zu­
sammensetzung dieser öffentlichen Ausgaben hat 
sich verändert. Wir haben die Transferzahlungen 
a ngehoben ,  denn das ist seh r  bequem. Damit 
kann  man Nachfrage und Angebot makroökono­
misch man agen .  Ich  sage oft meinen Kol legen ,  die 
sich mit der Sozialpolitik beschäftigen ,  daß mit 
den Transferzahlungen  zumeist die a l lgemeine 
Nachfrage befriedigt werden sol l. Ich glaube, das 
ist seh r  weit verbreitet. 

Wir sehen eines der Elemente, das dafür ver­
antwortlich ist, daß wir von unseren sozialen Sy­
stemen so abhängig sind. Das sieht man in al len 
westlichen Ländern. Man verläßt sich zu sehr auf 
diese Transferzahl u ngen , auf diese Unte rstützun­
gen, auf das  soziale Netz. Wen n  Sie sich I h r  eige­
nes Land und die Entwick lung in den letzten 
150 Jahre n  anschauen, dann werden Sie erken­
nen,  daß die größte!:! Fortsch ritte in  der Sozia lpo­
litik ,  die von der Offentlichkeit erziel t  wurden ,  
von den I nvestitionen angek urbelt wurden.  Als  
erstes möchte ich zum Beispiel die Wasserqualität 
nennen.  Das zweite ist das Kanalisationsnetz. Das 

III-186 der Beilagen XVIII. GP - Bericht  - 01 Hauptdokument (gescanntes Original) 25 von 92

www.parlament.gv.at



26 Parlamentarische Enquete - 1 .  Juni  1994 

Referent Chris Brooks 

dritte wäre ein öffentliches Postsystem,  dann die 
Massentransportmittel, d ie Untergrundbahnen, 
die Verkehrsnetze, die Straßennetze, die öffentli­
chen Bibliotheken und so weiter und so fort. Die 
Liste ist sehr lang. All das sind Investitionsgüter, 
und sie alle hatten große soziale Auswirkungen.  

Wir müssen uns jetzt aber wieder mit  den öf­
fentlichen Investitionen auseinandersetzen und 
damit, wie eigentlich unsere Möglichkeiten, die 
Wirtschaft zu fördern, ausgehöhlt werden. Wir 
müssen in das Wissen, in die Erziehung und in die 
Schulung investieren. Das ist aber sehr schwer zu 
quantifizieren. Das sind Dinge, die man nicht an­
greifen kann, sie haben eher einen symbol ischen 
Wert. Aber diese Bereiche müssen wir unterstüt­
zen .  Das sind strategische Investitionen für die 
Weiterentwicklung, und wir dürfen nicht dahin 
gehend verfallen, Einkommenstransfers vorzu­
nehmen. Das sind keine echten Investitionen in 
die Ressourcen der Menschen,  damit sie mit dem 
Wandel, der Platz greift, fertig werden. Ich glau­
be, das ist wahrscheinl ich noch viel wichtiger als 
die absolute Größe dieser Zahlen. 

Eine weitere Frage, die ich noch ansprechen 
möchte, ist die Frage der Ungleichheit zwischen 
den Generationen. Sie in Österreich werden sich 
damit in den nächsten 2 0  Jahren auseinanderset­
zen müssen. Das wird sehr große Auswirkungen 
auf Ihre Fähigkeit haben,  in der Weltwirtschaft 
konkurrenzfähig zu bleiben. 

Wir haben eigentlich noch nicht zur Kenntnis 
genommen, daß die Lebenserwartung in unseren 
Ländern auf 8 0  Jahre angestiegen ist. Das heißt, 
wir haben eine 1 5  Jahre höhere Lebenserwar­
tung. Das heißt, heute erben Menschen, die 
55 Jahre alt sind, die schon ein gewisses Vermö­
gen,  ein Haus und auch hohe Pensionsanrechte 
haben, von ihren Eltern Geld, die 2 0  oder 
25 Jahre älter sind als sie. Ich würde sagen, das ist 
eine Massenbewegung. Wenn man dieses Phäno­
men analysiert und sich die Zahlen anschaut -
das gilt vor allem für Österreich - ,  dann stel lt 
man fest, es gibt einen großen Transfer von Ver­
mögen an Menschen, die nicht mehr auf dem Ar­
beitsplatz zu finden sind, die konservative Konsu­
menten, die keine Unternehmer sind. Diese wer­
den immer mehr, man findet sie in immer größe­
rer Zahl. 

Auf der anderen Seite gibt es Menschen, die im 
aktiven Leben und vor dieser Ungleichheit in der 
Vermögensvertei lung stehen .  Diese haben diese 
riesigen finanziellen Aufgaben für die Zukunft zu 
tragen. Sie müssen die Pensionen bezahlen für 
diese immer mehr werdenden Menschen, die Pen­
sionen brauchen. Sie müssen auch die Umwelt 
wieder reparieren, rehabil itieren, und das wird in 
den nächsten 3 0, 4 0  Jahren sehr viel Geld kosten, 
auch wenn man dabei die gigantischen Kosten, 

die das allein schon in üsteuropa kosten wird, 
nicht berücksichtigt. 

Das heißt, wir bewegen uns in eine Richtung, in 
der das Gleichgewicht zwischen dem Zugang zur 
Macht und Vermögen gegen jene Menschen ge­
richtet ist, von denen wir erwarten können, daß 
sie Unternehmer sind, daß sie produzieren, daß 
sie neue Märkte schaffen und daß sie neue Ar­
beitsplätze schaffen .  

Ich möchte Sie also bitten, darüber nachzuden­
ken, daß es eine ungleiche Basis gibt. Das ist nicht 
sosehr eine Frage der Klassensysteme, sondern 
zunehmend eine Frage der Ungleichheit der Ge­
nerationen. Wenn wir den jungen Menschen nicht 
die Ressourcen zur Verfügung stel len, damit sie 
die Arbeit für uns machen können, dann werden 
wir in der Zukunft nicht mehr sehr lange von 
unserer Konkurrenzfähigkeit sprechen. Wir müs­
sen diesen Menschen die Mittel zur Verfügung 
stellen ! 

Herr Präsident! Es tut mir leid, ich habe fünf 
Minuten zu lange gesprochen.  Es tut mir auch 
sehr leid, daß ich nicht Deutsch zu Ihnen gespro­
chen habe. Ich darf mich noch einmal bedanken, 
daß ich die Möglichkeit hatte, hier zu Ihnen zu 
sprechen.  - Danke. (Beifall.) 1 1 .1 6  

Vorsitzender Abgeordneter Dr. Martin Barten­
stein: Ich danke Ihnen für Ihre Ausführungen, 
Herr Brooks. 

Ich darf nun den Leiter der Forschungsstelle 
für Umweltpolitik an der Freien Universität Ber­
Iin bitten, zum Thema "Aktive Industriepolitik 
als Erfolgsfaktor für eine ökologische Moderni­
sierung" zu sprechen. - Herr Professor, bitte 
schön. 

"Aktive Industriepolitik als Erfolgsfaktor für 
eine ökologische Modernisierung" 

1 1 .1 7  

Referent Professor Dr. Martin Jänicke (ver­
deutlicht seine Ausführungen an Hand von Fo­
lien): Meine Damen und Herren!  Ich hoffe, daß 
es die Aufmerksamkeit erhöht, wenn ich Ihnen 
die Probleme anhand von Folien erläutere. 

Ich möchte Ihnen in der gebotenen Kürze der 
Zeit darlegen, warum die Umweltfrage in der 
Standort-Debatte und in der industriepolitischen 
Debatte immer wichtiger wird . Es gibt dafür zwei 
Argumentationsstränge. Der eine kommt von der 
Umweltpolitik und den Defiziten, die die her­
kömmliche Umweltpolitik langfristig aufweist, 
und der zweite Argumentationsstrang kommt von 
der Wirtschaftspolitik .  

Das erste ist, daß  langfristig gesehen die Um­
weltpolitik in Wachstumsprozessen, so wie sie bis 
jetzt betrieben worden ist, nämlich als End-of-
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pi pe-treatment. vor dem Problem steht, daß w i r  
,.endkurvenförmige" Entwick l ungen haben .  Es  
gibt e inen Anstieg, ei nen Rückgang und dann 
wieder e inen Anstieg. I nnerhalb von 20 Jahren ist 
in der Regel der W iederanst ieg, und dann ist e r  
schon relevant. Das ist das e ine .  

Das zweite ist ,  daß k lassische E nd-of-p ipe-Um­
weltpol it ik  in der Regel nur e i n  k le ines Segment 
der Li mweltprobleme, die vorhanden s ind,  an ­
spricht. Denken S ie  an e in  Kohlekraftwerk oder 
Kohlestrom als Produkt, an die Öko-Bi lanz von 
Koh lestrom. Heute gibt es eine perfekte E ntstau­
bung, E ntstickung und Entschwefel ung, aber w i r  
lösen damit ke inerlei  Probleme i m  Bereich der 
Rohstoffgewinn ung. Denken Sie an Braun kohle 
i n  Ostdeutschland;  das ist e in  großes P roblem. 
Denken Sie an die Transportprobleme, die damit 
verbunden s ind.  Denken Sie an den e normen 
Wasserverbrauch e ines Kohlekraftwerks. Zwe i  
Drittel des Wasserverbrauchs i n  Deutschland ge­
hen in  die thermischen Kraftwerke. Wir haben 
Abfal l probleme, Flächenprobleme und so weiter.  

Auch hier ist der klassische E nd-of-pipe-Um­
weltschutz. wie wir ihn bisher betr ieben haben ,  
sehr  begrenzt. E s  wurde bereits angesprochen ,  
daß natür l ich auch die Ansprüche a n  Umweltqua­
l ität steigen .  Die Umweltqual ität ist immer meh r  
zum Standortfaktor geworden.  

Das ist der G ru nd. warum aus ökologischer 
Sicht d ie Variante öko logische Modernisierung ,  
a lso techn ische Effizienzste igerung in  den Pro­
dukt ionen, als Faktor der Umweltentlastung 
wichtiger ist a l s  die Variante , die in  der  Regel da­
nach kommt. die darin besteht , daß umweltinten ­
sive I nd ustrien in  i h rer  Bedeutung zurückgefüh rt 
werden . 

Ich darf das an ei nem Beispiel  verdeutlichen. 
Ich wähle das Beispiel  Japan ,  n icht um zum wie­
derholten Male einen Model lfa l l  Japan vorzustel ­
len.  sondern um einen sehr weit entwickelten Fal l  
zu benutzen.  um bestimmte Dinge zu verdeut l i ­
chen .  

Wir haben in mei nem Institut a l le  32 I nd ustr ie­
länder untersucht. Japan ist eben e in sehr  ausge­
prägter Fal l ,  an dem man viele Probleme verdeut­
l ichen kann .  Sie sehen am Beispiel der  
SO�-Verr ingerung i n  diesem Land (Folie ) - Ver­
ringerung von 1 974 bis 1 986 - , daß der dort be­
triebene, sehr massive End-of-pipe-Umwelt­
schutz in Form eines massiven Einsatzes von Ent­
schwefe l ungsanlagen n icht mehr erreicht hat als 
diese Red uzierung. E ine weitere Reduzierung ist 
durch bessere Bren nstoffe, Gase i nsatz,  schwefe l ­
arme He izöle und so  weiter e rreicht worde n .  Der 
größte Block ist durch ökologische Modernisie­
rung - ich nehme gleich diesen Begriff - ,  durch  
Energiee i nsparung, d urch techn ische Energiee in ­
sparung vor  al lem in  den  I ndustrien ,  erreicht wor-

den . Schon jetzt ist d iese E nt lastungsvariante die 
wichtigste. Die letzte Red uzierung ist durch den 
Bedeutungsverl ust der energie intensiven I ndu­
strien i n  Japan erreicht worden ,  d ie in der Regel 
auch immer umwelt i ntensiv sind.  

Ziehen wir  d ie beiden Begriffe .,ökologische 
Modernisierung" und "Strukturwandel" in Be­
tracht, dann kann man auch anhand der Entwick­
lung der japanischen I ndustrie i n  bezug auf ande­
re E ntwick lungen aufzeigen .  daß die ökologische 
Modern isierung in den I nd ustrien ,  der techn ische 
Fortsch ritt in  den I ndustrien ,  Effiz ienzsteigerun­
gen bei  Rohstoffei nsatz, Materialeinsatz, Wasser­
einsatz und so weiter als Faktor der Umweltentla­
stung heute eine besondere Bedeutung haben ,  
und  zwar d ie  größere im Vergleich zum Bedeu­
tungsverlust umweltintensiver Industrien .  

H ier sehen S i e  das Gesamtwachstum der I ndu­
str ien (Folie i .  da die Veränderungen in  den Bran­
chen ,  i n  dem Fall  bezogen auf E nergieverbrauch, 
Endenergieverbrauch ,  speziel l  Stromverbrauch. 
Wasserverbrauch und F lächenverbrauch. Am 
Beispie l  der japan ischen Chemieindustrie kann 
man sehen. daß s ie sogar e in  überproportionales 
Wachstum, aber einen rück läufige n  Energiever­
brauch hatte. und dieser rück läufige E nergiever­
brauch ist natür l ich eine Umweltentlastung, e in  
Gratiseffekt des  Umweltschutzes, der  über  den 
klassischen E nd-of-pipe-Umweltschutz h inaus­
geht. 

Sogar beim Stromverbrauch gibt es fast keinen 
Zuwachs seit 1 97 1 .  Das muß man mit der Strom­
intensität etwa der deutschen Chemie industrie 
oder der Chemieindustrie fast a l le r  I ndustrielän­
der verg leichen .  Dan n  ste l lt man fest. sie haben 
eine überproportional gewachsene Stromentwick­
l ung gehabt . Da hat es fast n icht zugenommen -
übrige ns als Folge von hohen und p rogressiv stei­
genden Strompreisen auch für d ie  I ndustrie .  Das 
war e i ne Folge von Kapazitätsengpässen .  

Der Effekt war etwas. was man sich auch a l s  
Model l  ansehen kann ,  nämlich e ine  sehr  starke 
industriel le B ruttowertschöpfu ng, ein starkes 
Wachstum der Wertschöpfung. bei weitgehender 
Entkoppl ung, sehr weitgehender Entkopplung 
der ö kologisch relevanten Inputfaktoren .  Also 
der E nergieverbrauch verläuft unten .  (Folie i. Der 
Wasserverbrauch ist seit Ende der siebziger Jahre 
konstant gebl ieben .  Der Rohstoffverbrauch war 
zehn Jahre lang konstant und ist dann wieder an­
gestiegen .  Konstant ist er übrigens seit 1 980 auch 
in  Deutschland;  i n  Österreich hat er immer noch 
zugenommen.  

W i r  haben auch beim Bodenverbrauch e ine 
Stabi l ität der I ndustrieproduktion ,  bezogen auf 
die I ndustrie, u nd analog zum Rohstoffverbrauch 
ist auch das Abfallaufkommen e ntkoppelt gewe­
sen .  Wir  haben viele Länder. in denen das über-
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proportional wächst - unter anderem als Folge 
von Umweltschutz. Der End-of-pipe-Umwelt­
schutz transformiert das Problem in der Weise, 
daß in der Regel zusätzlich Abfälle und Sonder­
abfälle entstehen. - Das war in Stichworten der 
umweltpolitische Strang, der zu ökologisch orien­
tierter Industriepolitik führt. 

Ich halte den wirtschaftspolitischen Strang für 
viel wichtiger. Da gibt es zunächst einmal das 
schlichte Phänomen ,  daß sich heute eine entwik­
kelte Volkswirtschaft der Tatsache stellen muß, 
daß ökologische Modernisierungen und Effi­
zienzsteigerungen aller Art natürlich als Wettbe­
werbsdimensionen ergeben haben,  daß bei Pro­
dukten und Anlagen neue Kriterien, Effizienz­
merkmale, denen man gerecht werden muß, ent­
standen sind. 

Aber viel wichtiger, meine Damen und Herren, 
scheint mir zu sein ,  daß heutzutage mehr denn je 
umweltintensive Industrien unter Druck geraten. 
Ich möchte Ihnen zeigen, unter wie vielen Aspek­
ten dies heute geschieht - im Gegensatz zu frü­
her. Wir haben zunächst einmal das Problem der 
Abfälle, die Engpässe der Entsorgung, nicht nur 
bei Sonderabfällen, sondern generell. Diese kom­
men hinzu zu Flächenproblemen, die insbesonde­
re in Ballungsräumen bestehen ,  sie kommen hin­
zu zu der wachsenden Transportbelastung insbe­
sondere bei materialintensiven Produktionen. 

Wir haben eine veränderte Umweltberichter­
stattung als weiteren Druckfaktor. Wenn Sie der 
Europäischen Union beitreten ,  werden Sie frei­
willig ein Umwelt-Audit für d ie Industrieunter­
nehmen haben. Diese Freiwilligkeit ist faktisch 
ein Zwang unter Wettbewerbsbedingungen. Diese 
"informationelle" Steuerung hat meiner Ansicht 
nach eine unglaubliche Bedeutung - nach allen 
Erfahrungen, die man umweltpolitisch heute mit 
I nstrumenten, mit " informationellen" Instrumen­
ten gemacht hat. 

Die Kriterien, über die da berichtet werden 
muß,  betreffen Material- und Energieintensität, 
Abfall und so weiter. Das sind Dinge, über die 
berichtet werden muß,  über d ie im Wettbewerb 
berichtet werden muß,  die nicht nur der Konsu­
ment, sondern auch der Wettbewerber kennt, und 
der jeweils beste wird natürlich Maßstäbe setzen. 
Dieses heißt wiederum für umweltintensive Vor­
lieferanten, Lieferanten solcher Industrien, daß 
sie die Leidtragenden sind. 

Der nächste Punkt: Es gibt heute nahezu auf 
allen Stufen der Produktion eine umweltbewußte 
Nachfrage. Das fängt mal an als Diskussion über 
den Staat. Der Staat sollte seine Nachfrage än­
dern. Es zeigt sich, daß der Handel viel wichtiger 
ist. 

Der Handel hat längst einen Wettbewerb um 
umweltfreundliche Produkte begonnen. Der 
deutsche Konzern Hertie zum Beispiel hat ge­
meinsam mit einem Umweltverband 
3 5 00 Produkte aussortiert, weil sie umweltbeein­
trächtigend sind. Vergleichen wir diese Steue­
rungsleistung mit potentieller staatlicher Steue­
rung, dann sehen wir, daß heute ganz andere ge­
sellschaftliche I nterventionsfaktoren Bedeutung 
erlangt haben und daß das Setzen auf den Staat 
und die Sicherheit, die man da hat, heute nichts 
mehr hilft. Aus der Ökonomie selbst kommen 
Steuerungseffekte, die auf umweltintensive Indu­
strien negativ wirken oder Anpassungszwänge 
schaffen. Das gilt auch für die Unternehmen 
selbst. Beim Handel gibt es das, und auch bei Un­
ternehmen gibt es das. 

Ich habe gerade eine Umfrage von skandinavi­
schen Betrieben gesehen, in der 25 Prozent der 
Betriebe des verarbeitenden Gewerbes sagen, daß 
sie ihrerseits ihre Vorlieferanten ökologisch eva­
luieren. Manche haben ein Informationssystem 
für ihre Vorlieferanten, mit dem sie die Umwelt­
freundlichkeit der Produktion ihres Vorlieferan­
ten, ihres Zulieferers bewerten. Sie können dar­
aus ersehen, daß aus der Ökonomie selbst Steue­
rungseffekte gewaltigen Ausmaßes und gewalti­
ger Intensität entstehen, bei denen immer der Zu­
l ieferer, das umweltintensive Unternehmen - in 
der Regel die Grundstoffindustrien - die Leid­
tragenden sind. 

Also es gibt eine Entwicklung, daß sich der 
Käufer heute zu Lasten des Lieferanten ökolo­
gisch profiliert. Letzterer in der Kette sind die 
Grundstoffindustrien. Das heißt, man muß indu­
striepolitisch dem Rechnung tragen,  daß Anpas­
sungsprozesse gewaltigen Ausmaßes nötig wer­
den. Ich will die anderen Punkte jetzt n icht näher 
ausführen. Natürlich gibt es auch Effizienzsteige­
rungen der Produktionen, die diesen Effekt ha­
ben. Je teurer Rohstoffe oder Abfälle werden, de­
sto mehr wird natürlich der Druck entstehen,  
wiederum die Nachfrage bei den Ressourcen zu 
reduzieren. 

Wir haben eine Tendenz der Steuerpolitik, die 
dahin geht - wiederum am meisten in den skan­
dinavischen Ländern. Dänemark hat eine Steuer­
reform durchgeführt, laut der umweltbelastende 
Produktionen deutlich verteuert werden und 
gleichzeitig der Faktor Arbeit entlastet wird. Das 
ist eine Tendenz, die sich auch in der Europäi­
schen Union abzeichnet. Wir führen eine wissen­
schaftliche Debatte, und es gibt einen Konsens 
unter Umweltwissenschaftern, und zwar unter 
den regierungsnahen Umweltwissenschaftern, 
nicht den Umweltschützern, einen Konsens, daß 
eine radikale "Entmaterialisierung" der Produk­
tion nötig ist, nicht nur Nullwachstum, der Input­
faktoren,  sondern Herunterfahren.  Da ist die 
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Rede von 90 Prozent Reduzierung des M aterial­
einsatzes und ähn l icher Dinge, und das w i rd öko­
logisch begründet. 

Das heißt.  d ieser Druck muß  von der Wirt­
schaftspol itik , weil er sich faktisch schon institu­
tional isiert hat, vergegenwärtigt und berücksich­
tigt werden .  Wirtschaftspolitik steht zunehmend 
industriepol itisch vor der Frage, ob sie I ndu­
strien .  die ökonomisch und ökologisch problema­
tisch geworden sind, weiterh in  subventioniert und 
auf e inem bestimmten Produktionsn iveau hält, 
und zwar subventioniert auf Kosten der angepaß­
ten und der modernen I nd ustrien ,  ober ob sie in 
den Wandel investiert. I nsoweit, denke ich, ist 
eine ökologisch orientierte Industriepoliti k  
schwer zu vermeiden.  

Lassen Sie mich noch an einem Beispie l zeigen ,  
w i e  sich d e r  Druck auswirkt. Wir haben in  al len 
Industrieländern untersucht, wie sich die umwelt­
intensiven I ndustrien entwickelt haben .  Deutsch­
land ist ein mittlerer  Fal l ,  Japan u nd Schweden 
wären eher positive Beispiele .  Auf der Folie se­
hen Sie ein mittleres Beispiel ( Folie ) .  

I n  der \1itte haben Sie d i e  Wertschöpfungsent­
wick l ung: I n la ndsprodukt. Wir  haben e ine  typi­
sche Entkopplung seit der Ölkrise bei Stah l .  Ze­
ment und Düngemittel .  In Österreich kommt 
noch die Aluminiumindustrie hinzu ,  d ie sic h  auch 
entkoppelt hat ,  die in  letzter Zeit rückläufig ist 
und deutl ich zurückgeht, jedenfal ls H üttena lumi­
n ium.  

Wir  haben 1 0  Deutsc h land wie i n  vie len ande­
ren Ländern ein starkes Wachstum moderner um­
weltintensiver I ndust rien zu ve rzeichne n .  Die 
Chlorproduktion ,  die Papierprod uktion, Alumi­
nium, Elektrizität, G ütertransport auf der Stra ße, 
Pestizidprod u ktion wären e in ige Beispie le ,  und es 
gäbe noch viele weitere. 

Man kann sehen, daß sich diese P roduktionen 
weiterentwickelt haben. aber in der zweiten Hälf­
te der achtziger Jahre Opfer eines öffentl ichen 
Diskurses wurden ,  der heute etabliert ist und 
dem, wie gesagt, Rechnung getragen werde n  muß. 
Sie sehen hier bei  der Chlorproduktion einen 
Rückgang. Die Chlorindustrie ist sehr eindeutig 
Opfer d ieser Tendenz ,  daß sich heute so ziemlich 
jeder auf Kosten so lcher I ndustrien ökologisch 
profi l ieren möchte. Wo immer mögl ich ,  wird 
man Chlor im Handel ,  im verarbeitenden Gewer­
be aussch l ie ßen .  Die Wirkung kann  man h ier  se­
hen:  Die Kurve ist i n  den letzten Jahren weiter 
zurückgegangen .  

Die g leiche S ituation haben wir be i den Pestizi­
den.  Wir  haben vermutlich sogar be i der Strom­
produktion diesen Effekt. Das geht in der Bun­
desrepublik zurück und ist i n  den letzten Jahren 
auch weiter zurückgegangen .  Wir  haben ja eine 

Diskussion über Stromeinsparung, über Effi­
zienzste igerung im Zusammenhang mit der 
COrDebatte, und die d urchaus n icht gerade um­
weltfreundl iche I ndustrie der E lektrizitätserzeu­
gung ist von d ieser Debatte auch betroffen .  Das 
s ind die Probleme. 

Ich würde gerne noch eine Bemerkung machen 
zur Frage der Chancen ,  die sich damit verbinden .  
W i r  sehen immer n u r  die Nachteile solcher Ent­
wick l ungen - mit denen muß die Industriepolit i k  
natürlich auch umgehen -,  aber positiv ist natür­
lich zu sehen ,  daß in dem Maße, wie sich Produk­
tivitätsph i losophien auf den Ressourcenver­
brauch konzentrieren ,  weniger auf den Arbeits­
einsatz, auch E nt lastu ngen auf dem Arbeitsmarkt 
eintreten .  Auch wen n  sie vie l le icht keine Patent­
lösung darstel len,  sind doch Wirkungen zu erwar­
ten .  

Die Tendenz zur ökologischen Steuerreform in 
Europa, die den Faktor Arbeitet entlastet und 
den Ressourcenverbrauch verteuert - am stärk­
sten ,  wie gesagt. in Dänemark - ,  dürfte hier Aus­
wirk ungen haben.  Wir  haben seit 200 Jahren im­
mer den Faktor Arbeit eingespart, die Rationali­
sierungsstrategien haben sich darauf konzentriert ,  
und beim Ressourcenverbrauch,  den wir re ichlich 
zu verzeichnen haben,  gibt es erhebliche Mög­
lichkeiten .  Lassen Sie mich das kur z  am Beispiel 
Japans zeigen .  

Da wurde schon i n  den siebziger Jahren bi lan­
ziert, wie die Arbeitsproduktivität gesteigert wur­
de: a) über die E insparung von Arbeit und b)  
über die E i nsparung  von Ressourcen ,  Material 
und Energie. Die Autoindustrie beispie lsweise hat 
in diesem kurzen Zeitraum ihre Produkt iv ität um 
30 Prozent erhöht - die eine Hälfte der Produk­
t ivitätssteigerung erreichte sie über die Einspa­
rung von :vIaterial und E nergie und die andere 
Hälfte n u r  über die Einsparung von Arbeitsk räf­
ten .  Im Bereich der Eisen- und Stah lindustrie hat­
te die Ressourcenprod uktivitätsste igerung größe­
re Bedeutung als die Arbeitsproduktivitätsste ige­
rung. Was den Bereich der Chemie, den e lektro­
technischen Maschinenbau und die :-.Iichte isen­
Metallindustrie betrifft, kann man auch sagen ,  
d a ß  e s  diesbezüg lich hohe Anteile gibt. 

Ich denke, in diese Richtung, die schon vor­
exerziert ist und mit der wir schon empirische Er­
fahrunge n  in einem Land haben ,  wird die Ent­
wick lung gehen und gehen müssen, und darin 
sind auch beschäftigungspolitische Chancen zu 
sehen.  Sie sind weiters natürlich darin zu sehen, 
daß neue Märkte entstehen i n  Bereichen ökolo­
gisch angepaßter Produktionen und Produkte, die 
diese Effizienzrevol ution mitmachen. 

Beschäftigungsmöglichkeiten sind auch zu se­
hen in neuen Dienstleistungen .  Es wurde zu 
Recht betont, wie wichtig I ndustrie in bezug auf 
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Dienstleistungen ist. Modernste und hochentwik­
kelte Industrien und Produkte erfordern nun ein­
mal besonders viele Dienstleistungen und Infor­
mationen und einen entsprechenden Input. Also 
in den Bereichen Entwicklung, Forschung, Bera­
tung, Leasing, Reparatur, Wartung und so weiter 
sind bei dieser Entwicklung neue Beschäftigungs­
möglichkeiten zu erkennen. 

Es ist auch lokale Beschäftigung auf diesem 
Wege möglich. Das betrifft insbesondere ländli­
che Räume. Interessanterweise ist sogar die einge­
sparte Ressource eine lokale Ressource. Wenn sie 
lokal eingespart wird und mit Arbeit verbunden 
war, ist sie eine lokal produzierte Ressource, 
wenn man so will. Eingesparte Energie, Abwär­
me, Umgebungswärme, ganz abgesehen von 
Wind- und Solarenergie und ähnlichen Sachen, 
sind lokale Energien. 

Viel wichtiger finde ich übrigens, wenn man 
Wind und Sonne hernimmt, den Boom, der heute 
bei Biogasanlagen besteht, insbesondere in Däne­
mark, aber auch in Schwellenländern. Es gibt un­
glaubliche Zuwachsraten beim Einsatz von Bio­
gasanlagen, weil sie eine hocheffiziente Form 
sind, bestimmte, sehr problematische Abfälle zu 
entsorgen, Schlachthausabfälle zum Beispiel, die 
sehr schwierig zu entsorgen sind. Es handelt sich 
dabei um einen Rohstoff, der vom Lieferanten 
bezahlt wird - ein seltener Fall -, und es wer­
den daraus Wärme und Elektrizität erzeugt, und 
man hat dann einen Dünger, der im Vergleich zu 
Gülle und ähnlichem den Vorteil hat, daß er aus 
medizinischer Sicht, was die hygienischen Aspek­
te betrifft, völlig akzeptabel ist. Lokale Beschäfti­
gung ist also in diesem Bereich ebenfalls denkbar. 

Mein letzter Punkt: urban-type-industries. Ich 
bin ebenfalls der Meinung, auch aus ökologischen 
Gründen, daß die Abwanderung von Industrie 
aus Ballungsräumen, die in der Regel auch eine 
Abwanderung in andere Länder ist und mit einer 
Entindustrialisierung verbunden ist, in vielfälti­
ger Hinsicht ein Problem ist, ökologisch ein Pro­
blem deshalb, weil der Innovationsdruck, der in 
hochentwickelten Ballungsräumen besteht, dann 
nicht mehr besteht und weil Industrien dann in  
Regionen und Räumen produzieren, wo auch die 
Innovationskapazitäten geringer sind. Wenn ein 
Ballungsraum wie Wien oder Berlin die Industrie 
hält, hei ßt das, daß sich die Industrie vor Ort sehr 
stark innovieren muß, und man hat dort die For­
schungskapazitäten und die entsprechende Aus­
bildung, um Anpassungsprozesse auch möglich 
zu machen.  

Urban-type-industries, das sind die Industrien, 
mit denen eine tragfähige Entwicklung möglich 
ist. Ich denke, das langfristige und weltweit verall­
gemeinerbare und tragfähige Modell von indu­
striellem Wohlstand wird in den Ballungsräumen 
produziert - oder es wird nie produziert. Ich 

denke, auch das ist eine Aufgabe für eine ökolo­
gisch orientierte Industriepolitik. Danke 
schön.  (Beifall.) 1 l .37 

Vorsitzender Abgeordneter Dr. Martin Barten­
stein: Ich danke auch Ihnen, sehr geehrter Herr 
Professor Jänicke, sehr herzlich für Ihre Ausfüh­
rungen und darf jetzt Herrn Dr. Wilfried Vossen 
von Plant Location International ersuchen, seine 
Studie betreffend "Entscheidungskriterien zur 
Standortauswahl für Europa aus der Sicht inter­
nationaler Unternehmungen" zu präsentieren. -
Bitte, Herr Dr. Vossen. 

"Entscheidungskriterien zur Standortauswahl 
für Europa aus der Sicht internationaler 

Unternehmungen" 

1 1 .38 

Referent Dr. Wilfried Vossen (Plant Location 
International - in Übersetzung): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren!  Guten Morgen !  Herr 
Brooks hat Ihnen schon aufgezeigt, daß man eine 
Stunde aufmerksam zuhören kann, vielleicht 
auch eineinviertel Stunden. Das ist äußerst er­
staunlich, denn Forschungsergebnisse an der Uni­
versität Brüssel haben ergeben, daß man über­
haupt nur acht Minuten aufmerksam zuhören 
kann .  70 Prozent der männlichen Zuhörer wen­
den sich dann eher sexuellen Interessen zu. Ich 
weiß, daß Sie alle einen wunderbaren Morgen 
hatten, und ich werde daher versuchen, Herr Prä­
sident, mich auf zweimal acht Minuten zu be­
schränken. 

Ich bin der Geschäftsführer einer Firma, die 
sich Plant Location International nennt. Wir sind 
ein privates Unternehmen. Wir beraten Firmen 
darüber, wo sie ihren Standort wählen sollen, wo 
sie ihre Betriebe ansiedeln sollen .  Was ich Ihnen 
jetzt vortrage, ist nicht das, was ich glaube, son­
dern das, was mir meine Klienten sagen, daß sie 
tun. 

Zum ersten möchte ich Ihnen etwas über mobi­
le Investitionen erzählen. Mobile Investitionen 
bedeuten nicht, daß der Standort jährlich oder 
alle zwei Jahre gewechselt wird. Mobile Investi­
tionen bedeuten vielmehr, daß man eine Auswahl 
bezüglich der Standortwahl hat. Man muß sich 
nicht irgendwo ansiedeln, weil eben eine große 
Marktnähe gegeben ist oder weil es einen direkten 
Zugang zu den Rohmaterialien gibt. Wenn man 
nur ein Produkt zu verkaufen hat und wenn  die­
ses eine Produkt sehr schwer oder unmöglich zu 
transportieren ist und wenn es nur einen Kunden 
gibt, dann gibt es keine Standortauswertung, dann 
ist es ganz gleich, welche Politik Sie verfolgen.  
Man wird eben nur einen Standort neben dem 
Kunden wählen. 

Es gibt ja immer dieses Paradoxon: Wo ist der 
Markt, und wie steht es mit der Marktnähe? Ich 
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möchte über jene Projekte sprechen. wo es eben 
eine gewisse Wahlmöglichkeit bezügl ich der Be­
triebsansiedl ung gibt. Wie wird das gemacht? 
Man beginnt  mit e inem sogenannten green-field­
i nvestment.  auf der grünen Wiese. Ich möchte Ih ­
nen  jetzt meine E rfahrungen bezügl ich U nter­
nehme nsübernahmen und der grünen Wiese mit­
tei len. 

Ich wei ß. daß Pol it iker I nvesti t ionen sehr gro ße 
Aufmer ksamkeit sc henken. aber noch wichtiger 
sind der Technologietransfer.  der Know-how­
Transfer und auch das d i rekte Einkommen sei­
tens der Regierung aufgrund des Standortes. Bei 
den I nvestitionen. die wir heute tätigen.  kann 
man sagen ,  daß s ie  sehr  kapita l intensiv s ind und 
der  Arbeitsante i l  n icht meh r  so gro ß ist. Der 
Durchschn i ttswert, obwohl es n ie Durchschnitte 
gibt, bewegt sich zwischen I 500 und 500 Dol lar, 
und die Beschäftigtenzahl vari iert von 1 50 über 
800 bis 3 000. Das kommt eben ganz auf das Pro­
jekt an. Meistens l iegt die Beschäftigtenzahl in  der 
Größenordnung von 850. Der M u lt ip l ikatoreffekt  
kommt natürl ich auch zum Tragen.  Ich habe lei­
der darüber keine Zah len . 

Ich möchte Ihnen e ine Vorste l lung darüber ge­
ben .  we lche Projekte wir derzeit bearbeiten , wel­
che I nvestit ionen gemacht werden und wohin  sie 
fl ießen. Ich habe d ie Zahlen für Ihr  Land leide r 
n icht.  W i r  sprechen h ier  n icht von Hunderten 
versch iedenen I nvestitionen, sondern von unge­
fähr  Dutzenden I n vestit ionen pro Jahr .  Ich möch­
te I hnen jetzt einen kurzen Ü berbl ick  über die 
I nvestit ionsentscheidung se i tens der Unterneh­
mung geben .  und dann möchte ich I hnen noch 
erläutern.  was das für I h r  Land bedeutet. 

Was ich Ihnen h ier  zeige - es ist vie l leicht zu  
k le in  gedruckt -.  s ind  natür l ich  keine vol lständi­
gen Listen :  a l les wird nur angerissen .  (Der Redner 
zeigt O verhead-Folien. ) Was machen Sie a lso.  
wen n  e ine Firma einen Betrieb ansiede ln  wi l l ?  
Der erste Schritt ist: S ie  defin ieren das Projek t  
mit a l len technischen Eigenschaften:  Was brau­
chen wir  i n  bezug auf Personal .  auf Gebäude? 
Wie schaut es mit den Rohmaterial ien aus? Wie 
sieht es mit der Ökologie aus? Und so weiter. Die 
techn ische Beschreibung des Projektes umfa ßt 
meistens 30 bis 40 Seiten .  

Was s ind d ie k ri t ischen Aspekte i n  dieser Defi­
nit ion? Wenn es ke ine Übere instimmung gibt 
zwischen dem, was wir wol len ,  und dem, was wir  
bekommen. dann is t  das Projekt zum Scheitern 
verurte i l t. Wenn man zum Beispiel 
60 OOO-Tonnen-Sch i ffe braucht .  um das Ganze zu 
transportieren. und diese n icht vorhanden sind, 
gibt es e i n  Prob lem. Wenn man besondere Fähig­
keiten seitens der Arbeiter braucht und es diese 
nicht gibt. dann wird es wieder ke i n  Projekt ge­
ben .  

Was sind also n u n  d ie  kritischen Aspekte? Je  
nach Projekt g ib t  es natür l ich versch iedene Kom­
binationen.  Es gibt also hier ke in  Al lhei lmitte l ,  
man kann n icht sagen,  das s ind die kri t ischen 
Aspekte. Die wechse ln  natür l ich .  Das kann sich 
im mensch l ichen Bereich bewegen ,  das kann na­
türl ich Forschung und Entwick lung se i n ,  das 
kann die I nfrastruktur sein .  was immer .  Also es 
gibt immer eine Kombi nation von Faktoren .  die 
hier zum Tragen kommen .  

Zum ersten müssen w i r  uns fragen :  W o  finden 
wir  einen Standort. wo es eine Übe reinst immung 
gibt zwischen den techn isch-kr it ischen D ingen 
und dem. was man uns anbietet? Es gibt hier 
wirk l ich keinen Kompromi ß. Wen n  S ie als Land. 
a ls Region diese kr it ischen Punkte für e in  Projekt  
n icht  anbieten können ,  dann werden S ie  automa­
tisch von der L iste gestrichen. 

N u n  zum zweiten Schritt - und d ieser zweite 
Schritt vol lzieht sich übrigens gleichzeitig mit 
dem dritten Schritt - ,  zur Wirtschaft l ichkeit ,  
zum Geld. Wieviel  mu ß die Fi rma i n  Ihr  Land 
investieren. und wieviel kostet es. um den Betrieb 
in  I h rem Land . in I h rer Region, Subregion.  Ge­
mei nde zu führen? Wie sieht es mit den Invest­
mentkosten .  mit  den Kosten fü r G rund und Bo­
den, Gebäude. Geräte. Kapita l  und so wei ter und 
mit den Subventionen aus? Sie haben die I nvesti­
tionskosten auf der einen Seite und die Betriebs­
kosten auf der a nderen Seite. Natürl ich wird man 
bei diesem zweiten Schritt die Cash-flow-Analyse 
und die I n vestmentanalyse anwenden. Sie wol len 
ei nfach wissen ,  wie S ie das Geld . das Sie i nvestie­
ren . wieder zurückbekommen können.  

;\jun zum dr itten Schritt. zu den Betriebsbedi n­
gungen .  Wie ich  schon sagte: Der erste Schritt ist 
der techn ische Schritt. der zweite Schritt befaßt 
sich mit dem Geld. und beim dri tten Schritt. der 
sich gleichzeitig mit dem zweiten vol lz ieht .  geht 
es um die Betr iebsbedi ngungen.  Es geht a lso um 
den permanenten  Vergleich zwischen Betriebsbe­
dingungen und Kostenfaktoren .  Ü brigens:  Die 
zehn wichtigsten Ansied lungsfaktoren s ind hier 
aufgezählt  - wir  haben s ie in  Gesprächen mit 
4 000 u nserer K unden herausgefu nden .  Ich wei ß  
n icht. o b  I h nen  das sehr viel sagt, denn man 
spricht hier von den verschiedensten Industrien 
und Sektoren. Arbeit ,  Qual ität und Kosten sind 
unter  den ersten zehn Faktoren zu finden. Die 
Arbeitskosten .  d ie P roduktivität, das soziale K l i ­
ma und so weiter stehen sehr weit oben auf der 
Liste. Es gibt natürl ich auch die Infrastruktur und 
die Steuern, d ie man hier berücksichtigen  muß.  
Ich möchte mich nur  ganz kurz auf dieses e ine 
Kapitel konzentrieren. und ich werde e in  paar 
Kostenstrukturen aufzeigen.  nicht a l le.  

Zum Kostenvergleich. Was Sie natürl ich wissen 
wollen, ist: Wo sind S ie konkurrenzfäh ig?, denn 
Sie konkurrieren ja mit dem Rest der Welt, und 
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deshalb konk urrieren Sie auch mit Regionen, die 
weit entfernt sind, aber Sie wollen natürlich auch 
wissen, was um Sie herum vorgeht, und das ist ja 
das Aufregende, denn jetzt wurde der Osten ge­
öffnet, und Sie haben auch noch Westeuropa als 
Partner. Sie sehen hier also einige vergleichende 
Zahlen bezüglich der Betriebsstättenkosten. Die 
Zahlen von Osterreich sehen Sie hier l inks - im 
Vergleich mit Zahlen von einigen anderen Regio­
nen in Westeuropa. Was den Vergleich bei den 
Energiekosten betrifft, fällt dieser Vergleich für 
Sie äußerst günstig aus. Hier sehen Sie den Ver­
gleich betreffend die Arbeitskosten, und da wird 
es interessant. Die Arbeitskosten für bestimmte 
Kategorien u nterscheiden sich natürlich; das Un­
ternehmen interessiert sich natürlich nicht für die 
Löhne, sondern für die Arbeitskosten insgesamt. 
Außerdem fällt der Vergleich für Sie auch nicht 
so schlecht aus. 

Dann haben Sie noch die Körperschaftsteuer -
wieder sehen Sie hier das Ergebnis. Die horizon­
talen Vergleiche bedeuten natürlich gar n ichts, sie 
sind wertlos, denn der wirkliche Vergleich ist der 
integrierte Vergleich, wo sich das Unternehmen 
fragt: Was bedeutet das für mich, für meine spezi­
fische Investition? Ich habe Ihnen einige Fälle 
mitgebracht, zum Beispiel medizinische Geräte 
betreffend. 

Was sehen Sie hier auf dieser Folie? Sie haben 
hier einen Vergleich von verschiedenen Rentabi­
l itätsindizes. Der Rentabilitätsindex sagt aus, wie­
viel Geld man mit seinen Kostenstrukturen ver­
dienen kann, im Verhältnis zur Investition. Wenn 
Sie hier einen Rentabilitätsindex von 2,99 haben, 
dann bedeutet das, daß Sie in zehn Jahren unge­
fähr dreimal die ursprüngliche Investition zu­
rückbekommen werden. - 1 ,8 ist die Zahl für 
Deutschland. Also dieser Rentabilitätsindex für 
dieses Projekt zeigt, wie hoch Österreich für diese 
spezifische Investition im Preis steht. Also das be­
traf jetzt diagnostische medizinische Apparate. 

H ier sehen Sie noch die Indizes für Autoteile, 
für Nahrungsmittel und für Konstruktionskräne 
und ihre Montage. Natürlich kann man aus diesen 
vier Fällen keine Schlußfolgerung�n ziehen,  auch 
keine Schlußfolgerungen auf Sektorbasis. Bran­
chenvergleiche funktionieren hier einfach nicht. 
Man kann also daraus keine Schlußfolgerungen 
ziehen,  aber es zeigen sich hier doch einige Indi­
katoren. 

Hier geht es nur um die Preisgestaltung. Sie 
sind sehr attraktiv, was die Kostenstruktur be­
trifft, viel attraktiver als die großen Nachbarn. Es 
zeigt sich jedoch, daß einige Mitbewerber bessere 
Kostenstrukturen haben. Das ist natürlich kein 
Desaster, den n  man muß ja auch die Qualität und 
die Betriebsbedingungen berücksichtigen. Es 
wäre jedoch äußerst klug, weise und auch interes­
sant, zu kontrollieren, wie man diese Position ver-

bessern könnte, sodaß man wirklich Nummer eins 
wird in bezug auf Attraktivität für ausländische 
Investitionen. 

Sie können sich noch an den Vorgang erin­
nern? Wir sprechen über mobile Investitionen. Es 
gibt bei den technischen Fragen keine Kompro­
misse. Die technischen Dinge müssen so angebo­
ten werden, wie man sie braucht. Dann geht es 
um die Wirtschaftlichkeit und die Qualität. Über 
die Qualität werde ich heute n icht sprechen, aber 
ich habe über die wirtschaftliche Seite und über 
die Kompromisse, die zu schl ießen sind, gespro­
chen. Und so wird dann auch die Investitionsent­
scheidung gefällt. 

Nun muß man sich auch verkaufen - und das 
ist an sich ganz einfach .  Man spricht mit den Ja­
panern, mit den Amerikanern, mit den Deut­
schen und sagt ihnen: Schauen Sie doch,  was wir 
Ihnen alles anbieten können! I nvestieren Sie doch 
bei uns! Ich weiß, daß Sie das sehr wohl machen. 
- Sie sehen hier einen Vergleich zwischen 
Frankreich, Irland, den Niederlanden und Ihnen, 
es geht darum, wie Sie sich im Ausland verkaufen. 
Sie haben hier d ie verschiedenen Zielsektoren, 
die Geographie, aber unten rechts sehen Sie auch 
die Budgets, die in den einzelnen Ländern einge­
setzt werden, um das Land als Investitionsstand­
ort zu verkaufen. 

Ich darf Ihnen e inige Zahlen hier anführen. In 
Irland - ich habe I rland absichtlich eingefügt, ich 
weiß, daß das, was da derzeit geschieht, ein Over­
kill ist - werden über 3 0  Millionen ECU dafür 
investiert. Ich habe das alles in ECU umgerech­
net, denn wenn Sie dann Mitglied der EU sind, 
werden Sie auch mit ECUs operieren müssen. 
Also 3 0  Mi llionen werden in Irland dafür inve­
stiert. 

Die Niederlande ist ein viel kleineres Land. Wie 
sieht es da aus? - 6 Millionen ECU werden hier 
investiert. Was Frankreich betrifft, haben wir 
zwar kein Budget, aber wir wissen, daß ungefähr 
1 00 Leute Frankreich als Standort zu verkaufen 
versuchen. In Österreich beträgt das Budget dafür 
nur 2,2 Millionen ECU, und nur elf Leute und 
vier im Ausland versuchen ,  Österreich als Stand­
ort zu verkaufen. 

Es ist also ganz unmöglich, hier genauso erfolg­
reich zu sein wie die Konkurrenten, ganz gleich, 
wie gut das Produkt  und wie gut der Preis sein 
wird. Ich glaube, das sollten Sie sich hier genau 
ansehen, nämlich wie sich die Konkurrenz im 
Vergleich zu Ihnen im Ausland verkauft. Sie soll­
ten natürlich auch Ihre Zielmärkte genau kennen. 
Sie sollten auch die richtigen Informationen zur 
Verfügung haben, und natürlich sollten Sie auch 
einen Verkaufsstab und eine Organisation haben, 
die zumindest genauso groß sein sollte wie die der 
Konkurrenz. 
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Was ist n u n  wichtig das Produ kt betreffend? 
Erstens d ie Infrastruktur ,  zweitens d ie Bildung 
und die Ausbi ldung. Es ist erstaunlich: Wen n  ein 
Lehrer, der vor h u ndert Jahren gelehrt hat, heute 
unterrichten würde, dann wären keine g.roßen 
Veränderungen festzuste l len .  Be.\ den Arzten 
wäre das jedoch ganz a nders .  Die Arzte der Jahr­
hunde rtwende würden die Welt heute überhaupt 
nich t  meh r  erkennen.  Das heißt, wir müssen das 
Bi ldungssystem ändern.  Es geht  e infach nicht an ,  
daß die Universitätsprofessoren n u r  an der Uni ­
versität unterrichten - sie müßten auch mit der 
Wirtschaft in  engem Kontakt stehen .  

S ind Sie auch sicher, daß  Sie die richtigen indu­
strial estates zur Verfügung haben'? Heute wil l  
man etwas gan z  a nderes, was Industrieparks und 
so weiter betrifft. Wie sieht es  mit dem Zeitrah­
men aus'? Wie sch nel l  kann  eine Entscheidung ge­
troffen werden bezüglich Lizenzen, Regionalpla­
nung und so weiter'? Was die P reisgesta ltung be­
tri fft, muß man versuchen,  d ie Konkurrenz der 
verschiedenen An reize aufzuzeigen .  Ich g laube, 
Sie könnten ,  was die Anreize betrifft, etwas inno­
vativer und etwas phantasievol ler vorgehen.  

Cm mit I h ren '\Iachbarn konkurrieren zu  kön­
nen.  müssen Sie natürl i ch  Ihre Arbeitskosten ge­
nau überwachen . Das ist wieder sehr  paradox, 
denn das alles ist seh r  kapita l intensiv. aber bei 
den Arbeitskosten gibt es viel Konkurrenz.  

Was die Steuersi tuation betrifft, haben Sie seh r  
große Fortsch ritte gemacht, aber zusätz lich zur 
Körperschaftsteuer feh len  jene Steueranreize, die 
es in anderen Ländern gibt. Das sollten Sie sich 
auch noch einmal genau überlegen .  

Kurz gesagt: Ich glaube ,  daß  einige Dogmas fal­
len werden müssen und daß man sich bemühen 
muß, das Prod ukt "Österreich" noch konkur­
renzfäh iger zu gesta lten .  Vergessen Sie eines 
nicht :  Wichtig ist es. s ich richtig zu verkaufen .  
Ein Verkaufsbudget ist nicht ein fach ein Budget, 
sondern eine Investition .  - Ich danke Ihnen .  
(Beifall . ) 1 l .59 

Vorsitzender Abgeordneter Dr. Martin Barten­
stein: Vielen Dank ,  Herr  Vossen ,  für diese seh r  
ermutigenden,  zum Teil aber auch kritischen An­
merkungen bezüglich Österreic h .  

"Die Schaffung neuer hochwertiger 
Arbeitsplätze" 

Vorsitzender Abgeordneter Dr .  Martin Barten­
stein: Ich erte i le  Charles Spring zum Thema " Die 
Schaffung neuer hochwertiger Arbeitsplätze" das 
Wort. Bitte. Herr Spring. 

J :!..I)() 

Referent Charles Spring (ehemaliger ste l lver­
tretender Staatssekretär, Wash ington .  Labour De­
partement  - in Übersetzllng): Herr Präsident!  
Sehr geehrte Damen und Herren !  Es ist für mich 
eine große Ehre ,  hier zu Ihnen sprechen zu kön­
nen,  denn die lebendige Vitalität jeder Demokra­
tie hängt von Parlamenten wie dem Ihren ab.  Hier 
wird die seh r  schwere Arbeit geleistet, die manch­
mal seh r  einsam sein kann,  hier werden Ideen 
ausgeheckt, h ie r  werden Reformen vorgesch lagen 
und Diskussionen in Gang gesetzt, und diese Auf­
gaben sind seh r  wichtig in jedem Industrieland, 
wen n  es hochentwickelt ist. vor a l lem dann .  wen n  
man vor großen Problemen mit den Arbe itskräf­
ten steht .  

Natür l ich  werde ich Ihnen nicht sagen .  was Sie 
in Österreich machen so llen .  Ich möchte Ihnen 
nur  ganz einfach sagen ,  was wir in den Vereinig­
ten Staaten tun, und ich hoffe, daß Sie e in ige der 
Elemente für Ihre Disk ussion und für I h re Arbeit 
nützlich finden .  

In  den  Vereinigten Staaten ist das Problem die 
Oual i tät der Arbeitsplätze, n icht  die Menge der 
Arbeitsplätze, denn es werde n  Arbeitsp lätze ge­
schaffen ,  aber viele davon sind Substandardar­
beitsplätze. In den letzten 16 Monaten sind in der 
amerikanischen Wi rtschaft, in der P rivatindu­
strie, meh r  als 2 Mi l lionen neue Arbeitsplätze ge­
schaffen worden:  das ist doppelt so viel wie i n  den 
davorliegenden vier Jahren.  

Das heißt, es gibt wieder neue Arbeitsplätze in 
den Vereinigten Staaten ,  aber nich t  jeder hat Ar­
beit gefunden. Denn :  Wann immer Arbeitsplätze 
neu geschaffen werden. werde n  damit n icht unbe­
d ingt entsprechende Löhne und Gehälte r  beza h lt .  
Mehr als 8 Mil lionen Amerikaner haben noch im­
mer keine Arbeit. und weitere 4 Mil lionen haben 
eine Tei lzeitbeschiiftigung, wollen aber eigent l ich 
eine Ganztagsbeschäftigung. 

Akademiker. a lso Amerikaner mit Universitäts­
ausbi ldung, verdienen allmählich meh r, aber die 
restlichen 75 Prozent des Arbe itskräftepotentials 
verdienen immer wen iger. Etwa 16 Prozent der 
Arbeitskräfte mit Ganztagsjobs verdienen nich t  
genug, um eine vierköpfige Familie über die Ar­
mutsgren ze zu  heben .  In Europa hingegen sind in 
den letzten zwei Jahrzehnten die Löhne  und die 
Gehälte r  um mehr als 50 Prozent gestiegen ,  aber 
neue Arbeitsplätze wurden n u r  zu einem Drittel 
der Zah l  geschaffen wie in den Vereinigten Staa­
ten .  Es gibt a lso in Europa gute Arbeitsp lätze, 
aber nich t  genug. In  Amerika gibt es viele Ar­
beitsplätze, aber nich t  seh r  gute. 

M ü ßten wir also in den hochentwickelten Indu­
strieländern die diabolische Wahl treffen zwi­
schen meh r  Arbeitsp lätzen und guten Arbeits-
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plätzen? Diese Frage ist provokativ, sie verschlei­
ert aber ein sehr grundlegendes Problem: Die 
Probleme des Arbeitsmarktes sind unterschied­
lich in den einzelnen Ländern, ihr Ursprung ist 
aber zumeist gleich. Ganz einfach ausgedrückt, 
kann man sagen, daß es in  jedem hochentwickel­
ten Industriestaat auf der Welt zu einer ungeheu­
ren Verlagerung gekommen ist beim Bedarf an 
Arbeitskräften :  Man braucht Arbeitskräfte, die 
hochentwickelt sind, die hohe Qualifikationen 
haben;  diese bekommen auch einen guten Lohn 
oder ein gutes Gehalt. Arbeitskräfte mit geringen 
Qualifikationen haben aber zu kämpfen, damit 
sie durchkommen. 

In den letzen 15 Jahren ist es in den hochent­
wickelten Industrieländern zu einer Veränderung 
gekommen, die an die Wurzeln ihrer Existenz ge­
griffen hat. Es ist eine Revolution gewesen, die 
wir eigentlich seit der Industrierevolution nicht 
mehr erlebt haben .  Damals, zu Beginn des 
1 9. Jahrhunderts, ist die Landwirtschaft eigent­
lich zur Seite geschoben worden. In der Wirt­
schaft herrschte nach dem Zweiten Weltkrieg die 
routinemäßige Massenproduktion. Firmen haben 
damit verdient, daß sie immer mehr Produkte zu 
immer niedrigeren Stückkosten machen konnten, 
und Größenvorteile, "enonomies of scale" , waren 
die Antriebskraft bei der Organisation der Arbeit 
und bei der Schaffung von Arbeitsplätzen. Eine 
Zeitlang hat das ganz gut funktioniert, vor allem 
in den Vereinigten Staaten.  Diese Wirtschaft, die 
große Volumina erzeugte, schuf Millionen von 
Mittelklassearbeitsplätzen. Dadurch gab es Kon­
sumenten, die die Produkte kaufen konnten, die 
von diesen Arbeitskräften erzeugt wurden. Zu­
meist hatten diese Menschen eine sehr geringe 
Ausbildung, sie mu ßten ganz einfach nur eine ge­
wisse Routinearbeit auf ihren Arbeitsplätzen er­
bringen. 

Diese alten Systeme gibt es aber n icht mehr, sie 
sind verschwunden. Der internationale Handel 
und vor allem die neuen Technologien haben die 
Grundfesten erschüttert und haben Organ isa­
tionsprinzipien zerstört. Die geringen Produk­
tionskosten hängen nicht mehr von Größenvor­
teilen ab. Man kann sagen, daß allein in den Ver­
einigten Staaten 25 Millionen von insgesamt 
90 Millionen Arbeitsplätzen in der Fertigungsin­
dustrie verschwunden sind. Diese werden nie wie­
der neu geschaffen werden. Das ist natürlich eine 
sehr große strukturelle Verlagerung. 

Mit Computern kann man heutzutage Produk­
te und Dienstleistungen maßgeschneidert dem 
Kunden anbieten und sich den entsprechenden 
Kundenwünschen anpassen .  Das heißt, es gibt 
keine Größenvorteile mehr, es gibt keine Econo­
mies of scale, statt dessen gilt nun das Gesetz von 
Gordon Moore, dem Gründer der Intel Corpora­
tion. Er sagt, daß sich alle 1 8  Monate die Kapazi-

tät von Mikroprozessoren verdoppelt und daß das 
nur halb soviel kostet. Auf Grund dieser Entwick­
lung haben wir nun auf jedem Schreibtisch einen 
Computer, der die Kapazität und das Potential 
eines Großcomputers hat. Die Wirkungen dieses 
Gesetzes sind natürlich durch die ganze Wirt­
schaft hindurchgegangen. Zum Beispiel wurden 
1 990 nur 1 8  Prozent der typischen Aufgaben in 
einem Automobilwerk von Ford vom Computer 
gesteuert. 1 994 beträgt der Anteil 82 Prozent. 
Das typische in den Vereinigten Staaten gebaute 
Auto besteht heutzutage aus 675 US-Dollar an 
Stahl und 782 US-Dollar an Microelektronik. 

Die mächtigen Computer sind mit rasantem 
Tempo vernetzt worden. Zwischen 1 989 und 
1993 ist der Anteil der Computer in den Vereinig­
ten Staaten, die zu Netzen zusammengeschlossen 
sind, von weniger als 1 0  Prozent auf mehr als 
60 Prozent angestiegen. Das Ergebnis ist, daß rie­
sige Summen Geld und riesige Mengen an Infor­
mation in riesiger Geschwindigkeit um die Welt 
transportiert werden, indem man ganz einfach 
eine Taste am Computer betätigt. Die digitale Re­
volution höhlt die nationalen Grenzen viel ra­
scher aus, als wir es uns je vorstellen konnten .  

In einer Welt, in  der Daten und Kapital so  frei 
beweglich sind, hängt der Wettbewerbsvorteil ei­
nes Staates von der Ressource ab, die immer 
gleichbleibt: den Arbeitskräften, ihren Fähigkei­
ten, ihren Möglichkeiten und ihrer Kapazität für 
Innovation. 

Damit bleibt den Regierungen eine doppelte 
Verantwortlichkeit. Die Regierungen müssen den 
Arbeitskräften dabei helfen, ihre Kapazität für 
die Produktivität zu erhöhen.  Man muß aber 
auch den Übergang leichter machen,  damit sich 
Staatsbürger von einem Arbeitsplatz zum ande­
ren bewegen.  Solange die Massenproduktion die 
Wirtschaft beherrschte, so lange konnte man ein 
Leben lang einen Job haben .  Das ist aber heutzu­
tage nicht mehr der Fall . Man muß die eigenen 
Qualifikationen immer wieder auf den neuesten 
Stand bringen. Das heißt, daß man ein Leben lang 
lernen muß. Die Regierung von Clinton hat ein 
Programm ausgearbeitet, "Ziele 2000" , das ist ein 
Gesetz, das vom Präsidenten im Frühjahr verab­
schiedet wurde. Zum ersten mal in unserer Ge­
schichte werden wir Standards für die Erziehung 
setzen ,  und zwar für jedes Kind in jeder amerika­
nischen Schule. Was ebenso wichtig ist: Wir wer­
den auf freiwilliger Basis Standards schaffen für 
Fertigkeiten, die man am Arbeitsplatz braucht. 

Im letzen Monat hat Präsident CIinton ein wei­
teres Gesetz unterschrieben, das sehr wichtig ist, 
näml ich die Ausbildung am Arbeitsplatz betref­
fend. Die Amerikaner wußten ja, daß sie es sich 
nicht mehr leisten könnten, ein Land zu sein,  das 
nicht eine entsprechende Ausbildung für die jun­
gen Menschen vorsieht, vor allem dann, wenn sie 
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nicht jahrelang an d ie Universität gehen können.  
Mit  diesem Gesetz werden die Klassen zimmer 
zum Arbeitsplatz gebracht und der Arbeitsplatz 
i n  die Klassenzimmer .  Man hat erkannt,  daß eines 
der Ziele des Lernens die Arbeit ist und e ines der 
Ziele der Arbeit das Lernen ist. In den letzten 
zwei Jahren des Schulbesuchs - das ist das elfte 
und zwölfte Jahr des Schulbesuchs - ,  und mögl i ­
cherweise auch noch e in Jahr danach,  werden die 
j ungen Menschen im Rahmen d ieses Programmes 
am Arbeitsp latz tätig se in können, und sie werden 
auch in der Klasse gut ausgebi ldet werden ,  damit 
sie über Qual ifikationen verfügen ,  d ie sich ver­
markten lassen .  Ich nehme an, daß d ieser Anstoß 
für das lebenslange Lernen wahrschein l ich das 
kühnste P rojekt ist, das wir a ngegangen s ind.  

E in  weiteres Projekt, das wir  angegangen sind , 
ist eine Reform der Arbeitslosenversicherung. 
Man hat d ieses System geschaffen, damit Arbeits­
kräfte, die e ine Zeit lang keine Arbeit haben, aber 
nach ein iger Zeit wieder Arbeit finden, versorgt 
werden können. Heutzutage aber ist es so, daß, 
wen n  man einen Arbeitsplatz verliert, der Ar­
beitsplatz verschwi ndet. \1an versucht nun im 
Kongreß der Verei n igten Staaten,  ein neues Sy­
stem zu schaffen, ein Wiedereinste l lungssystem 
und nicht e in  Arbeitslosigkeitsversorgungssystem. 

I n  den ruh igeren Jahrzeh nten, in den fünfziger, 
in den sechz iger, i n  den siebziger Jahren ,  gab es 
ein �etz der soz ialen Sicherheit. das von der Re­
gierung geboten wurde. Das gibt es aber nicht 
mehr .  I n  Amerika, aber auch in anderen Indu­
striestaaten wird d ie  Sicherheit von  der  Anpas­
sungsfähigkeit kommen. Wir müssen also d ieses 
Sicherheitsnetz umbauen .  

Dieser Wiedere instel lungsplan wird d ie  ver­
sch iedenen Umschu lungsprogramme zusammen­
fassen .  Das heißt, jeder, der  arbeitslos ist und H i l ­
fe braucht, ganz egal. aus welchem G rund er  sei­
nen Arbeitsplatz verloren hat, wird diese H i lfe 
bekommen .  

D ie  meisten arbeitslosen Menschen werden be­
raten werden, damit sie neue Arbeitsplätze oder 
neue Berufe fi nden .  Wenn sie neue Qual ifikatio­
nen brauchen, werden sie im Rahmen dieses Pro­
grammes die entsprechende U nterstützung be­
kommen, sowohl  in finanziel ler  H i nsicht als auch 
bezügl ich der Ausbildung. Al l  d iese Dienstlei­
stungen  wi rd es in einem Gebäude geben, i n  loka­
len Karrierezentren ,  d ie a l le an eine nationale Da­
ten bank  über Arbeitsplätze angesch lossen s ind,  
damit man genau weiß, welche Qualifikationen 
benötigt werden.  

Der Kongreß und der Präsident disk utieren 
derzeit auch eine der umfassendsten innenpol i t i ­
schen Veränderungen in der Polit ik der Verei nig­
ten Staaten ,  nämlich die Reform des amerikani ­
schen Gesundheitswesens. Es geht dabei n icht  nur 

darum, ein mediz inisches Versorgungssystem 
festzu legen, sondern man braucht gleichzeitig 
auch eine Anpassungsfähigkeit: das ist immer 
schon e in wesentliches Merkmal der amerikani­
schen Wirtschaft gewesen .  Amerikaner sind im­
mer schon gerne von einem Arbeitsplatz zum an­
deren gezogen; s ie  tun d ies aber n icht  meh r  so 
sehr  auf Grund der K rise i n  unserem Gesund­
heitssystem. Diese Vlobi l ität der Arbeitsk räfte ist 
verschwunden. Das nimmt sehr  vie l  von der Vita­
l ität der Wirtschaft weg. 

Studien weisen darauf h i n, daß 30 Prozent der 
Arbeitskräfte n icht gerne ih ren Arbeitsplatz 
wechse ln  wol len, weil sie Angst haben , nicht die 
entsprechende K rankenvorsorge zu haben .  In den 
Verein igten Staaten ist d ie Krankenvorsorge in 
erster Lin ie vom Arbeitgeber ausgegangen ,  und 
nun,  wo die Kosten steigen ,  möchte er nicht d ie 
zusätzl iche Kosten verkraften .  I n  v ielen Fällen 
tragen jetzt die A rbeitnehmer einen zusätzl ichen 
Teil  dieser Kosten,  und in  vielen Fällen ist es auch 
so, daß der Arbeitgeber den Arbeitnehmern über­
haupt keine Krankenfürsorge bietet und es den 
Arbeitnehmern überlä ßt, sich entsprechend zu 
versorgen .  Derzeit gibt es in Amerika mehr als 
37 M i l l ionen Amerikaner, die keine Krankenfür­
sorge haben. E ine Reform, die eine al lgemeine 
Krankenfürsorge vorsieht, wird sicherl ich dazu 
beitragen ,  daß d ie I nflation bei den mediz in ischen 
Versorgungskosten gesenkt  werden kann. Damit 
wird es auch möglich sein ,  da ß Arbeitsk räfte von 
einem Arbeitsplatz zum anderen wandern kön­
nen. 

Diese Reform des Wohlfahrtssystems, die Cl in­
ton nun  angegangen ist, bedeutet im wesent l i ­
chen, daß jeder erwachsene Amerikaner eigent­
l ich Arbeit als die angemessene Lebensart be­
trachten sollte. Abhängig zu se i n ,  Fürsorge zu be­
kommen, das ist nur e ine Not lösung vorüberge­
hender Art. �atür l ich kann man das nur  voll  
unterstützen. 

E ine Fürsorgereform ist natürl ich n icht ein­
fach :  Man muß die verschiedenen Modelle aus­
einanderführen, man muß dazu beitragen, daß 
Personen, die von der Fürsorge abhängen, ent­
sprechend anders versorgt werden, und man muß 
d ie  Menschen darauf vorbereiten, daß s ie  nicht 
meh r  von der Fürsorge abhängig sei n sollen, son­
dern sich wieder aktiv um Arbeit kümmern sol­
len. 

Natürlich wird das nicht einfach sein .  Aber die 
Kosten, die dadu rch verursacht werden, werden 
sicherl ich gerechtfertigt werden durch die Tatsa­
che, daß wir damit gro ße Teile der amerikani­
schen Gesel lschaft aus den Fessel n  der Untätig­
keit befreien können.  

Die Arbeit a n  s ich muß sich ebenfal ls  verän­
dern . Das ist aber n icht nur a l le in  die Arbeit der 

III-186 der Beilagen XVIII. GP - Bericht  - 01 Hauptdokument (gescanntes Original) 35 von 92

www.parlament.gv.at



36 Parlamentarische Enquete - 1 .  J u n i  1 994 

Referent Charles Spring 

Regierung. Privatfirmen müssen auch Investitio­
nen vornehmen, Investitionen in ihre eigenen Ar­
beitskräfte, vor allem die Vorgesetzten müssen 
weiter ausgebildet werden, und es müssen die 
Qualifikationen verbessert werden. Dazu gibt es 
ebenfalls Programme. Herr Brooks hat schon dar­
auf hingewiesen: Diese Faktoren sind für die Si­
cherheit der Arbeitsplätze natürlich sehr wichtig. 
Es ist, glaube ich, sehr wichtig, daß man eine Ent­
scheidung auf Konsensbasis in  den Beziehungen 
zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmern fin­
det. Wir müssen davon ausgehen,  daß Erwachse­
ne miteinander sprechen und nicht so, wie dies 
bisher oft der Fall gewesen ist, daß mehr oder 
weniger der "Vater" mit dem " Kind" spricht. 

Wir müssen lernen, wie wir uns darauf einigen 
können, andere Meinungen zu haben, ohne daß 
wir deswegen zu streiten beginnen. Man braucht 
eine auf Gegenseitigkeit aufgebaute Beziehung. 
Es muß jedem Mitarbeiter bewußt sein, daß er 
einen Beitrag zum Erfolg eines Unternehmens zu 
leisten hat, und es muß der Arbeitgeber diese Phi­
losophie weitergeben können. Wir müssen es er­
möglichen, daß Arbeitskräfte einen gewissen An­
teil am Unternehmen haben. Es müssen jene Ver­
haltensformen belohnt werden, die eine Risiko­
übernahme ermutigen. Wenn wir wollen, daß 
auch unsere Arbeitskräfte innovativ sind, dann 
brauchen wir ein System, das einen Fehler akzep­
tieren kann. Wir lernen alle aus unseren Fehlern. 
Eine Organisation oder ein Unternehmen kann 
nur dann wachsen und erfolgreich sein, wenn es 
innovativ ist. Ein Mitarbeiter wird nur dann sei­
nen Beitrag leisten, wenn er sich auch gesichert 
fühlt. 

Wir müssen auch die Informationen an alle un­
sere Mitarbeiter in den Betrieben weitergeben, 
damit jeder das Notwendigste weiß, das er 
braucht, um seine Arbeit erfüllen zu können. Das 
gilt für alle Mitarbeiter, auch für die Arbeiter in 
der EinlaufsteIle; jeder muß seine Rolle kennen. 

Wenn wir diese Herausforderungen an das 
neue Wirtschaftssystem aufgreifen und damit fer­
tig werden wollen,  brauchen wir die entsprechen­
de Unterstützung. In Amerika wird von Clinton 
derzeit eine Strategie für Investitionen in Arbeits­
kräfte umgesetzt. Mit dieser neuen Strategie wird 
man den Amerikanern helfen,  zuerst einmal Ar­
beitsplätze zu bekommen, neue Arbeitsplätze und 
bessere Arbeitsplätze zu bekommen. 

Diese Aufgabe, das lebenslange Lernen,  der Re­
spekt für den Arbeitsplatz, die Reform des Ge­
sundheits- und des Fürsorgesystems, beginnt zu 
greifen, und u nsere Aufgabe besteht darin ,  darauf 
zu achten, daß jeder amerikanische Staatsbürger 
den Übergang von der Schule zum Arbeitsplatz, 
vom Wohlfahrtssystem zum Arbeitsplatz und 
vom alten Arbeitsplatz zum neuen Arbeitsplatz 
gut schafft. (Allgemeiner Beifall.) /2.1 7 

Vorsitzender Abgeordneter Dr. Martin Barten­
stein: Vielen Dank ,  Herr Spring, für diesen sehr 
interessanten Beitrag über die Bemühungen der 
Vereinigten Staaten ,  neue Arbeitsplätze zu schaf­
fen. 

Da wir diese Enquete zwingend um 1 2.30 Uhr 
für die Mittagspause unterbrechen m üssen, geht 
sich jetzt nur mehr ein Redebeitrag aus. Aus ter­
minlichen Gründen haben Herr Abgeordneter 
Koppler und ich getauscht, sodaß ich jetzt mein 
Statement abgeben werde. Ich bitte daher Herrn 
Abgeordneten Koppler, den Vorsitz zu überneh­
men und mir das Wort zu erteilen. (Abgeordneter 
K 0 P P l e r übernimmt den Vorsitz.) 

111. Punkt: Statements der einzelnen 
Par lamentsfraktionen 

Vorsitzender Abgeordneter Erhard Koppler: 
Ich übernehme den Vorsitz und ersuche Herrn 
Abgeordneten Dr. Bartenstein um sein State­
ment. 

12.18 

Abgeordneter Dr. Martin Bartenstein (ÖVP): 
Meine sehr verehrten Damen und Herren !  Es gibt 
ein berühmtes Zitat des großen Amerikaners Lee 
Iacocca, das da lautet: "Laßt die Schornsteine wie­
der rauchen." Lee Iacocca hat diesen Ausspruch 
in einer Phase gemacht, als gerade auch in Ameri­
ka die Industriegesinnung zurückging zugunsten 
der Vorstellung, daß die Finanzmärkte um Wall­
street und Junkponds die I ndustrie schlichtweg 
ersetzen könnten und man die Manufactoring In­
dustries, von denen wir heute viel gehört haben, 
nicht mehr bräuchte, in den Hintergrund getreten 
ist. 

Ich bin daher sehr dankbar, daß praktisch alle 
Referenten, unter anderem auch Herr Dr. Brunke 
und Herr Brooks, sehr deutlich von der immer­
währenden Bedeutung der Manufactoring Indu­
stries für den Wohlstand und für die Volkswirt­
schaft eines Landes gesprochen haben.  Das gilt 
natürlich auch für die Volkswirtschaft Öster­
reichs. 

Wenn diese Enquete einen Sinn hat, dann ist 
das aus meiner Sicht die UnterstreiChung der Be­
deutung der Industrie für den Wohlstand Öster­
reichs, ihrer Bedeutung für die soziale Sicherheit 
in unserem Land, ihrer Bedeutung für die Zu­
kunft unseres Landes schlechthin.  Wenn es uns 
gelingt, mit dieser " Industrie-Enquete" ein gutes 
Stück Industriegesinnung und Industriebewußt­
sein zu transportieren, dann ist das schon ein Er­
folg, denn wir wissen alle, die wir als Österreicher 
hier herinnen sitzen, daß es mit diesen Dingen in  
unserem Land, im Land des Tourismus und der 
Schönheit der Künste, nicht immer allzu weit her 
ist. 
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Meine seh r  geehrten Damen und Herren !  Drei 
Ursachen haben in  allen westlichen Ländern und 
somit natürl ich auch in Österreich zur Standort­
diskussion geführt, die wir heute hier in diesem 
Hohen Haus dankenswerterweise abführen: zum 
einen die Rezession, d ie Österreich erst recht spät 
und, wie Bundesmin ister Dr.  Schüssel ausgeführt 
hat, nur marginal .  mit etwa minus 0,3 Prozent, 
berüh rt und getroffen hat; zum anderen die Ost­
öffnung des Jahres 1 989 und danach die völl ig 
neuen Perspektiven der Mögl ichkeiten des Out­
sourcing, der I nanspruchnahme relativ b i l l iger, 
re lativ qual ifizierter ,  aber doch geographisch 
recht nahegelegener Produktionsstätten und zu­
letzt. wie das Herr Dr.  Vossen auch ausgeführt 
hat, der Möglichkeit der Transferierbarkeit von 
Kapital und Know-how über viele tausend Kilo­
meter ,  die P roduktionsstandorte in Fernost in 
den neunziger Jahren zu  einer gan z  anderen Qua­
l ität und Mögl ichkeit für europäische und US­
amerikanische Produzenten geführt hat. 

Ich möchte jetzt keine Swot-Analyse, wie sie 
schon angezogen und vielfach berührt worden ist, 
wiederholen.  diese Ana lyse der Stärken .  der 
Schwächen. der Gelegenheiten .  aber auch der Be­
drohu ngen für den Industriestandort Österreich. 
Ich möchte aber demonstrieren,  wie unser Land 
sich h insichtlich der drei wichtigsten volkswirt­
schaft l ichen I nd ikatoren Wachstum, I nflationsra­
te und Arbeitslosigkeit, was den sogenannten Per­
formance- Index betrifft. in den Jahren 1 980 bis 
1 992,  also in  einem überschaubaren ,  aber doch 
ausreichend langen Zeitraum, laut In formationen 
und Daten der Osterreich ischen Nationalban k  im 
Verhältnis zum Durchschnitt der Europäischen 
Lnion entwickelt hat. 

\'leine sehr  geehrten Damen und Herren !  Wäh­
rend der Durchschnitt der Europäischen Union 
ledigl ich auf einen I ndex von 1 4,0 pro Jahr ge­
kommen sind, hat Österreich einen I ndex von 
34.3 erzielt. Ich glaube, das ist e in  Beweis dafür, 
daß d ie Wi rtschaftspol it ik unseres Landes in d ie­
sen zwölf Jahren insgesamt eine gute war .  Wir 
können daher mit Stolz auf diese Phase zurück­
bl icken. auf e ine Wi rtschaftspol i t ik  und I ndu­
striepo l it ik ,  die untren nbar - das darf heute hier 
erstmals erwähnt werden - mit der I nstitution 
der Sozialpartnerschaft verbunden ist, mit der 
maßvollen Loh n pol it i k ,  die Österreich kennt  und 
auch in  Zukunft kennen wird. 

Es wurde hier davon gesprochen,  wie wichtig 
ein entwickeltes Sozialsystem, ein funktion ieren­
der Sozialstaat gerade in Zukunft für Standorte 
werden wird, wei l  die notwendigsten Veränderun­
gen ,  der rasche wi rtschaftl iche Wandel durch ei­
nen funktionierenden Sozialstaat abgefangen 
werden müssen .  Ich glaube. wir können mit Stolz 
darauf verweisen ,  daß Österreich seinesgleichen 
sucht, wenn es um Streikstunden pro Jahr geht -

ein perfekter  I nd ikator für den sozialen F rieden 
in einem Land : Österreich mit einer M i nute pro 
Arbeitnehmer und Jahr; in den Jahren 1 975 bis 
1 990 deutlich vor Wettbewerbsländern wie der 
Bundesrepubl ik  Deutschland oder auch Fran k­
reich .  

Zusätzl ich stehen wir heute vor  der  recht er­
freul ichen Ausgangsposition,  daß wir die Rezes­
sion .  die u ns, wie gesagt, nur  tangential gestreift 
hat, recht gut beziehungsweise sehr  gut überstan­
den haben .  Auch d ie neuen Arbeitsmarktdaten 
zeigen ,  daß wir auf dem Arbeitsmarkt Erfo lge ha­
ben, daß d ie Arbeitslosigkeit rück läufig und mit 
4.5 P rozent im EU-Vergleich erfreul ich  n iedrig 
ist; n ur Luxemburg und Japan l iegen vor uns, sind 
besser .  Auch die uns prognostizierten Wachs­
tumsraten mit 2 P rozent 1 994 und 3 Prozent 
1 995 kündigen E rfreu liches am Horizont an .  

Es  wäre aber nicht seriös. wen n  wir h ie r  nicht 
auch auf die threats und auf die wea k nesses des 
I ndustriestandortes Österreich e inginge n .  Das 
wil l  ich in a l ler gebotenen Kürze noch tun .  

Wir haben . meine sehr  geeh rten Damen und 
Herren ,  in Österreich die drittkürzeste Jahresar­
beitszeit al ler west l ichen I nd ustrieländer:  mit 
I 722 Stunden pro Jahr l iegen wir nur k napp hin­
ter Dänemark und Deutsch land.  Wir haben dar­
über h inaus - das ist wahrschein lich das StI'uktu­
rel l  wesentl ich gravierendere Problem - die 
jüngsten Pension isten weltweit :  mit wen iger als 
58 Jahren geht man in Österreich durchschnitt­
lich in Pension.  

Es wurde hier gesagt, daß d ie Lohnnebenko­
sten in  Deutsch land mit 84 Prozent im i nternatio­
nalen Vergleich zu hoch sind. Es sind die östen'ei­
chisehen mit k napp 95 Prozent  - auch unter 
Einbeziehung des I J. und 1 4. Monatsgehaltes: ich 
ken ne diese Problemat ik - erst recht so hoch, 
daß wir u ns über d ie Arbeitskosten Gedanken 
machen müssen, zumal d ie Arbeitskosten .  die la­
bour  costs. wie wir soeben von Dr. Vossen gehört 
haben ,  der Standortfaktor Nummer eins sind und 
wir zwar gesehen haben. daß wir  im Verhä ltn is zu 
Deutschland noch gan z  gut l iegen ,  aber im Ver­
gleich zu a l len anderen Wettbewerbsländern. mit 
Ausnahme der Schweiz, schon unter Wettbe­
werbsdruck stehen.  

Dazu kommt noch ,  daß wir zwar eine qual itativ 
ausgezeichnete Telekommunik ation in u nserem 
Land haben ,  daß wir  aber nach einer Studie der 
Firma Siemens auf Basis e ines defi nierten Tele­
fon korbs n u r  von den I ren und von den I ranern 
bezüglich u nserer Telefonkommunikationskosten 
überholt werden :  wir  also d iesbezüglich das dritt­
teuerste Land der Welt s ind.  

Meine I nformationen.  Herr Dr.  Vossen ,  gehen 
dahin - und damit schl ieße ich schon d ie Aus-
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führungen betreffend einiger österreichischer 
Struktur- und Standortschwächen ab - ,  daß un­
sere Energiekosten im europäischen Vergleich 
um 1 5  bis 20 Prozent über dem Durchschnitt der 
EU-Länder liegen, gerade was die elektrische 
Energie betrifft. Ihre chart hat, sofern ich sie vom 
Vorsitz aus richtig interpretieren konnte, aber et­
was anderes gezeigt. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich 
möchte zum Abschluß vor einem warnen: Wir 
haben jetzt gute Konjunkturaussichten.  Es wird in  
Österreich nach dem Ja am 1 2. Juni  - ich hoffe 
das von ganzem Herzen - zu einem großen 
Boom kommen.  Es werden aufgeschobene Inve­
stitionen eingeleitet werden .  Es wird in Öster­
reich wirtschaftlich und damit insgesamt für un­
ser Land sehr gut weitergehen. Ich bin durchaus 
optimistisch. 

Vergessen wir aber nicht in der Freude über 
diese erfreulichen konjunkturellen Entwicklun­
gen,  daß wir mit allen anderen Industrieländern 
gemeinsam noch eine Strukturkrise zu bewältigen 
haben. Es ist ein konjunktureller .. Schnee" , der 
da gewissermaßen auf uns fällt und der sich 
gleichsam über die strukturellen Probleme legt 
und diese zudeckt. Wir dürfen aber diese struktu­
rellen Probleme nicht außer acht lassen. Es wird,  
Herr Minister, gerade die Industriepolitik in un­
serem Land gefordert sein, sich dieser strukturel­
len Probleme auch in Zeiten guter Konjunktur 
anzunehmen.  

Es ist schon gesagt worden: Österreichs Chan­
cen sind zurzeit in zwei Richtungen gegeben und 
ganz ausgezeichnet. Zu den Chancen des EU-Bei­
tritts ergeben sich für unsere Industrie - das wis­
sen wir ja schon,  darüber haben wir schon Daten,  
auf die wir zurückgreifen können - die Chancen 
der Ostöffnung. Wir haben sie genützt, und wir 
werden sie in Zukunft noch besser nützen. 

Abschließend darf ich noch einen Wunsch im 
Hinblick auf das Ergebnis d ieser . .  Industrie-En­
quete" aussprechen.  Ich komme dabei zurück auf 
den ersten Referenten des heutigen Morgens nach 
Minister Schüssel, nämlich auf den Kabinettchef 
von Vizepräsident Bangemann,  Herrn Dr. Weis­
senberg, der gemeint hat, es wäre ein weiterer und 
tiefergehender Dialog zwischen Industrie und Po­
litik wünschenswert und notwendig. 

Gestatten Sie mir als einem, der gewissermaßen 
auf beiden Seiten der Linie Industrie und Politik 
tätig ist, festzustellen, daß auch wir in  Österreich 
Verbesserungsmöglichkeiten für die Intensivie­
rung eines solchen Dialoges haben.  Auch in die­
sem Sinne hoffe ich, daß diese .. Industrie-Enque­
te" zur Verbesserung dieses Dialogs zwischen In­
dustrie und Politik beiträgt. - Ich danke sehr. 
(BeifaLL.) /2.28 

Vorsitzender Abgeordneter Erhard Koppler: 
Ich danke dem Herrn Abgeordneten Dr. Barten­
stein für seine Ausführungen. 

Ich möchte nun in Erinnerung rufen, daß im 
Sprechzimmer für alle Teilnehmer ein kleines 
Buffet vorbereitet ist. 

Ich u n t e  r b r e  c h e . diese Enquete bis 
1 4  Uhr. 

(Die Sitzung wird um 12 Uhr 28 Minulen u n ­
l e r b r o c h e n  und um 1 4  Uhr 3 MinUlen w i e ­
d e r  a u f  g e n  0 m m e n.) 

Vorsitzender Präsident Dr. Robert Lichal: Mei­
ne sehr geehrten Damen und Herren! Ich darf die 
unterbrochene Enquete w i e  d e r  a u f  n e h -
m e n und erteile dem Herrn Abgeordneten Er­
hard Koppler das Wort. 

Die Redezeit im Rahmen der Statements der 
einzelnen Parlamentsfraktionen beträgt, wie Sie 
wissen,  maximal 1 0  Minuten. 

Herr Kollege, Sie haben das Wort. 

/ 4.03 .. 

Abgeordneter Erhard Koppler (SPO): Herr 
Präsident! Werte Gäste aus dem Ausland! Sehr 
geehrter Herr Bundesminister! Meine sehr ver­
ehrten Damen und Herren! Es ist das erste Mal, 
daß das österreichische Parlament eine umfassen­
de industriepolitische Diskussion veranstaltet, de­
ren Umfang und Rahmen, vor allem auch die Be­
setzung die Wichtigkeit dieses Ereignisses wider­
spiegeln. 

Der Veranstaltungsort, meine sehr verehrten 
Damen und Herren, d ie große und bestens be­
setzte Teilnehmerliste sind Ausdruck dafür, wie 
sehr wir dieser Thematik Wichtigkeit beimessen. 
Glauben Sie mir, als Obmann jenes parlamentari­
schen Ausschusses, in dem diese Enquete be­
schlossen wurde, ist das heutige Thema für mich 
im besonderen Maße verpflichtend. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren!  Ich 
freue mich ganz besonders, daß alle im Parlament 
vertretenen Fraktionen die Zeichen der Zeit er­
kannt haben und mit dem Beschluß zur Durch­
führung dieser Enquete ein gemeinsames Zeichen 
setzten. Man erzielte über alle Fraktionen hinweg 
den politischen Grundkonsens, daß es nur 
e i n  e österreichische Industrie gibt, der wir uns 
verpflichtet fühlen und auch fühlen müssen. 

Ich freue mich über jeden Besucher, jeden Teil­
nehmer an dieser Enquete und besonders über 
die Teilnehmer aus der Wirtschaft - Unterneh­
mer, Manager, Betriebsräte und Gewerkschafts­
funktionäre - sowie darüber, daß Sie, sehr ge­
ehrte Herren Vortragenden, aus den verschiede­
nen europäischen Ländern und den Vereinigten 
Staaten von Amerika hier heute anwesend sind. 
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Meine sehr verehrten Damen und Herren! Wie 
kam es zu dieser Enquete? - Es lag unserem 
Ausschuß ein Antrag vor, ein industriepolitisches 
Konzept zu erstellen. Frau Dr. Petrovic, ich habe 
diesen Antrag der grünen Fraktion sehr gerne 
aufgegriffen und eben diese Enquete vorgeschla­
gen. Für die Zustimmung zu meinem Vorschlag 
möchte ich mich nochmals bei allen Fraktionen 
sehr herzlich bedanken. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Es 
sollen in dieser Enquete auch die Bedeutung und 
die Unverzichtbarkeit der österreichischen Indu­
strie sichtbar werden - aber leider ist das nicht 
auch die Meinung der österreichischen Bevölke­
rung. Die Industrie erbringt in Österreich 3 1  Pro­
zent des Bruttoinlandsproduktes und damit den 
größten Anteil. Lediglich 26 Prozent der Öster­
reicher meinen, daß die Industrie den größeren 
Sektor darstellt. Der Anteil der Landwirtschaft 
liegt bei schwachen 3 Prozent. Dennoch meinen 
32 Prozent der Österreicher, daß sie der bedeu­
tendste Wirtschaftsfaktor ist. Diesbezüglich muß 
sich, glaube ich, etwas ändern, hier sollte man 
Aufklärungsarbeit leisten - nicht nur in der Poli­
tik, sondern, wie ich meine, auch in den Schulen. 

Es ist dies die erste Industrieenquete für Öster­
reich, die im Rahmen dieses Hohen Hauses statt­
findet, daher soll diese Veranstaltung eine Initial­
zündung für die Erstellung eines industriepoliti­
schen Konzepts zur Sicherung der Zukunft des 
österreichischen Industriestandortes geben. Was 
ist dazu besser geeignet als eine offene, abwechs­
lungsreiche Präsentation beziehungsweise ein 
Wettbewerb der Vorstellungen der einzelnen Par­
teien sowie eine Diskussion mit maßgeblichen 
Vertretern der Wirtschaft an jenem Ort, an dem 
die gesetzlichen Rahmenbedingungen erarbeitet 
und beschlossen werden?! 

Die zahlreichen anwesenden Vertreter der Me­
dien bitte ich, Multiplikatoren zu sein.  Eine hof­
fentlich überzeugte, aufmerksame Öffentlichkeit 
wird Werbeträger für uns sein .  

Es geht h ier und heute n icht darum, daß die 
jeweiligen Interessengruppen ihre alten Stand­
punkte herunterbeten. Von dieser Stelle aus 
möchte ich die Vertreter der Unternehmen, die 
Unternehmer selbst, die Vorstände und die Be­
triebsräte als Arbeitnehmervertreter ermuntern, 
als Praktiker ihre Sichtweise, Vorschläge und 
Wünsche, aber auch ihre Kritik klar und deutlich 
anzubringen. 

Vieles wird in der Zukunft davon abhängen, ob 
es gelingt, die Zusammenarbeit von Wirtschaft 
und Volksvertretern, von Wirtschaftstreibenden 
und zuständigen Regierungsmitgliedern und 
nicht zuletzt von Wirtschaftstreibenden und Ver­
waltung auf unbürokratische Art zu verankern 
und kontinuierlich einen Austausch zu pflegen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren !  
Wenn wir  heute im Rahmen einer großen parla­
mentarischen Enquete über die Zukunft des In­
dustriestandortes Österreich diskutieren, dann 
muß dabei auch über den Tag hinaus gesehen und 
gedacht werden, denn in knapp sechs Jahren wird 
die Menschheit den Schritt in  das neue Jahrtau­
send vollziehen. Es ist unbestritten, daß wir insge­
samt an einer bedeutenden Zeitenwende ange­
langt sind. 

Wie immer, wenn alte Strukturen auseinander­
brechen, bringt die Übergangszeit ein sehr hohes 
Maß an Risken, aber auch an Chancen. In diesem 
Restrukturierungsprozeß sind jedoch unter dem 
starken internationalen Konkurrenzdruck einige 
Unternehmen, insbesondere aber zunehmend Ar­
beitskräfte in Gefahr, auf der Strecke zu bleiben.  

Sich anpassen, meine sehr verehrten Damen 
und Herren, reicht heute nicht mehr - nicht 
mehr für den Unternehmer, nicht mehr für den 
Politiker. Man muß Änderungen zum Teil selbst 
herbeiführen. Dabei gibt es drei Dimensionen zu 
bedenken: den Zeitfaktor, die räumliche und geo­
graphische Ausweitung in globalen Strukturen, 
und drittens haben wir es mit einer Dynami k des 
Bezugsrahmens zu tun, bei dem die grundlegen­
den Annahmen politischen, wirtschaftlichen und 
sozialen Verhaltens rasch und neu definiert wer­
den müssen. 

Die Aufgaben sind also gewaltig. Im Grunde 
sind sie nur über eine Neuorientierung der Ge­
sellschaft insgesamt zu bewältigen. Alle sind ge­
fordert, meine sehr verehrten Damen und Her­
ren:  der Staat, die Gewerkschaften, die Unterneh­
mer. Die guten Vorsätze sind eindrucksvoll, aber 
jetzt kommt es darauf an zu handeln. Der Weg 
wird weder einfach noch kurz sein.  Es geht um 
Visionen - ohne Illusionen. 

Da ich natürlich an eine gewisse Redezeit ge­
bunden bin, möchte ich abschließend doch mei­
nen persönlichen Wunsch zum Ausdruck brin­
gen: Seit Jahren, meine sehr verehrten Damen 
und Herren, liebe Kolleginnen und Kollegen, be­
tone ich, daß die Zusammensetzung der Ministe­
rien mit ihrer Aufgabenteilung nicht mehr zeitge­
mäß ist. Denken Sie beispielsweise an den Förde­
rungsdschungel bei den Förderungsmöglichkei­
ten für Forschung und Entwicklung: Fast jedes 
Ministerium hat dafür Töpfe und Töpfchen. Kein 
Mensch kennt sich in diesem Dschungel mehr 
aus. 

Oder denken wir an die Industrieprojekte von 
Umweltministerium, Wirtschaftsministerium bis 
hin zum Bundesministerium für öffentliche Wirt­
schaft und Verkehr - einige Minister sind dafür 
verantwortlich. Die Industrie braucht so wie die 
Landwirtschaft einen verantwortlichen Minister, 
und wir sollten im Parlament einen Industrieaus-
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schuß installieren, in dem wir uns bezüglich spe­
zieller Themen sachkundig machen sollten und 
wo wir uns auch andere Vorschläge hinsichtlich 
der Förderungsmittel überlegen sollten. 

In diesem Sinne ein herzliches "Glück auf!" -
Ich danke schön. (Beifall.) /4./3 

Vorsitzender Präsident Dr. Robert Lichal: Ich 
danke Herrn Kollegen Koppler für seine Ausfüh­
rungen. 

Als nächstem erteile ich Herrn Abgeordneten 
Hermann Böhacker das Wort. 

/4.13 

Abgeordneter Hermann Böhacker (FPÖ): Sehr 
geehrter Herr Präsident! Herr Bundesminister! 
Meine sehr geschätzten Damen und Herren aus 
dem In- und Ausland! Es hieße wohl Eulen nach 
Athen tragen, würde ich noch einmal in diesem 
Forum die große Bedeutung der österreichischen 
Industrie für die heimische Volkswirtschaft und 
für den Wohlstand in diesem Land betonen. Kol­
lege Koppler hat es bereits angetönt: 3 1  Prozent 
der Wertschöpfung werden von der Industrie er­
wirtschaftet. 

Und trotzdem ist es in der österreichischen In­
dustriepolitik "höchste Eisenbahn", an weitrei­
chende Neuorientierungen zu denken. Am Vor­
abend der Europäischen Integration ist eine wei­
tere Anpassung an die gesamteuropäischen Wett­
bewerpsregeln unumgänglich notwendig. Auch 
muß Osterreich rasch die richtigen industriepoli­
tischen Antworten auf die Herausforderungen 
durch die neuen Marktwirtschaften der Länder 
des ehemaligen Ostblocks finden. 

Diese auch als Ostöffnung bekannte Entwick­
lung hat für Österreichs Industrie grun.9sätzliche 
Veränderungen mit sich gebracht. Osterreich 
steht hier einem neuen Markt mit zum Teil sagen­
haft bill igen Produkten gegenüber. Das Kosten­
verhältnis von 1 : 10 sagt Ihnen als Menschen aus 
Wirtschaft und Industrie ja wohl al les. 

Diese Entwicklung hat für Österreich einen 
großen negativen .. Effekt, näml ich daß gewisse 
Produktionen in Osterreich nicht mehr Platz ha­
ben. Die logische Folgerung daraus ist der Verlust 
von Arbeitsplätzen. Diese Entwicklung beinhaltet 
aber gleichzeitig auch eine große Chance und 
eine große Herausforderung für eine innovative 
österreichische Industrie. Durch den Wegfal l  bis­
her in Österreich angesiedelter verlängerter 
Werkbänke und die Schaffung von neuen wert­
schöpfungs- und arb�itsplatzintensiven Unter­
nehmungen ist für Osterreichs Industrie eine 
Aufgabe entstanden, die dazu führt, daß wieder 
neue Arbeitsplätze, saubere Produkte und gefrag­
te Technologien in Österreich geschaffen werden 
können. 

Um das alles umzusetzen, ist ein gesamtes 
Maßnahmenbündel notwendig, welches beispiels­
weise aus einer neuorientierten und nachfragege­
rechten Bildungspolitik, aus einer flexibleren und 
aktiveren Arbeitsmarktpolitik, aus einem attrakti­
ven Kapitalmarkt, aus einer ökologisch orientier­
ten und das Humankapital schonenden Steuerpo­
litik sowie der Schaffung neuer Infrastrukturen 
besteht. 

Dies alles wird notwendig sein, meine Damen 
und Herren, um in einer Art zweiten industriellen 
Revolution dem 2 1 .  Jahrhundert mit seinen neu­
en Herausforderungen offensiv ins Gesicht schau­
en zu können. 

Die neue wettbewerbsfähige Industrie muß 
wieder der Motor der österreichischen Volkswirt­
schaft werden. Historisch gesehen leidet Öster­
reichs Industrie aber nach wie vor am Nachlaß 
zweier ehemaliger Großmächte. Der immer noch 
hohe Anteil der Textil- und Bekleidungsindustrie 
ist schlußendlich ein Bestand aus längst vergange­
nen Tagen der Monarchie. Der hohe Anteil der 
vor allem im verstaatlichten Bereich angesiedel­
ten grundstofflastigen Stahl- und Chemiebranche 
ist das schwere und kostenintensive Erbe eines 
ehemaligen Deutschen Reiches. Die anfallenden 
Stützungszahlungen in Mill iardenhöhe sind be­
reits Legende. 

Andererseits gibt es aber im internationalen 
Wettbewerb hervorragende Positionierungen der 
überwiegend k lein- und mittelständisch struktu­
rierten österreich ischen Industrie, insbesondere 
dort, wo in Marktnischen eingedrungen werden 
konnte. 

Die größte Herausforderung aber für die öster­
reichische Industrie des auslaufenden zweiten 
Jahrtausends ist die Schaffung neuer Arbeitsplät­
ze für das aus der Ostöffnung und der weltweiten 
Rezession entstandene Heer von Arbeitslosen. In­
dustrie und Politik haben alles zu unternehmen, 
um neue Produkte und Dienstleistungen nach 
Österreich zu bringen, die hier wettbewerbsfähig 
produziert und am Weltmarkt verkauft werden 
können. Ich weiß  - ich bin mir dessen bewußt 
-, ich spreche hier große Worte gelassen aus, 
aber wir alle müssen uns im Sinne einer weiteren 
Entwicklung des Wohlstandes, aber auch im Hin­
blick auf die Erhaltung des sozialen Friedens die­
ser Herausforderung stellen und diese Herausfor­
derung schlußendlich auch meistern. 

Ansatzweise einige Punkte aus diesem Maß­
nahmenpaket: nachfrageorientierte Bildung, hö­
here Qualifikationen von Arbeitnehmern. Es 
wurde heute schon angesprochen: Es macht we­
nig Sinn, wenn österreichische Universitäten und 
Hochschulen in Unmengen Soziologen, Politolo­
gen, Psychologen und so weiter heranbilden, 
ohne daß seitens des Marktes Nachfrage für Ab-
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solventen dieser Studienrichtungen besteht .  
Gleichze itig aber gibt es einen eklatanten Mangel  
an Informatikern,  an  WU-Absolventen, Werk­
stoff technikern. Facharbeitern und, wie in mei­
nem Bundesland Salzburg, an Lehrlingen. 

Es muß auch zu einer Reform der Berufsschu­
len kommen .  H ier nur  schlagwortartig ein ige un­
bedingt notwendige Veränderungen :  bessere Aus­
bild ung in den Betrieben ,  Errichtung von Fach­
hochschulen mit laufender externer Kontro lle -
auch d urch ausländische Experten - .  verstärkte 
Zusammenarbeit zwischen Wirtschaft und Hoch­
schu len ,  ständige Kontrolle und Anpassung des 
gesamten Schu lsystems, von der Volkssch ule bis 
zur Hochschu le .  an die sich rasch ändernden An­
forderungen .  Au ßerdem ist die Anhebung der 
Aufwendungen für Forschung und Entwicklung 
notwendig. In  Österreich scheint noch immer die 
Yleinung präsent zu sein ,  daß eigene Forschung 
und eigene Entwick lung nur  in geringem Umfang 
notwendig sind. der im Ausland prod uzierte Fort­
schritt könne durch zugekaufte Anlagen weit bil­
liger erworben werden .  So lautet die Ansicht vie­
ler. vor al lem im mittelständischen Bereich .  Diese 
Einste l lung gehört grundlegend geändert, da sie 
völlig fa lsch ist. 

Zunächst ist es die Aufgabe der U nternehmen .  
für Forschung u n d  Entwick lung z u  sorgen .  E s  ist 
aber genauso Aufgabe der öffentlichen Hand, die­
se Forschung und Entwick l ung zu fördern,  ohne 
gleich den Ruf nach mehr Staat laut werden zu 
lassen .  denn sch l u ßendlich bringen in novative 
Forschung und Entwicklung dem österreichi­
schen Staat durch höhere Steuerleistungen meh r  
Einnahmen .  

Es  so ll te uns eigentlich a l le wachrütte ln .  daß 
Österreich mit e inem prognostizierten Anteil an  
Forschungsaufgaben am Bruttoinlandspro­
dukt 1 994 i n  der Höhe von 1 .65 Prozent noch 
Immer erheblich unter dem internationalen 
Durchschnitt von etwa 2 ,5  Prozent  und damit im 
letzten Dritte l der OECD-Staaten l iegt. Es wird 
daher notwendig sein .  Forschungsschwerpunkte 
festzulegen und sich an internationalen For­
schungsprogrammen zu  beteiligen .  

Die Flexibil isierung des  Arbeitszeitrechtes ist 
e in weiterer notwendiger Schritt, und die F lexibi­
l isierung der Arbeitszeit ist nicht nur  eine Not­
wendigkeit für eine verbesserte Wettbewerbsfä­
higkeit.  sondern liegt auch im Interesse vieler  Ar­
beitnehmer. Dies a l les darf aber nicht zu  einer 
"Amputation "  von sozia len Errungenschaften 
führen .  denn eines muß k lar sein :  höhere Lei­
stu ngsbereitschaft. mehr geistige und berufliche 
Mobi lität der Arbeitnehmer können sicher nicht 
durch Abbau von sozialer Sicherheit erreicht wer­
den . 

Wir in der I ndustrie brauchen einen besseren 
Kapitalmarkt :  1 ,6 Bil lionen an Geldwertvermö­
gen haben Kreditinstitute und Versicherungen .  
Gelingt es  uns. nur  etwa 1 0  Prozent davon in  di­
rekte Beteiligungen oder Beteiligungsfonds zu 
bringen. kann das E igenkapital durch diese Ei­
genmitte lzufuhr von auße n  wesentl ich verstärkt 
werden.  

Verbesserungen der I nfrastru ktur,  Neuausrich­
tung der I nvestitionsförderung, Steuer- und Ab­
gaben politik. eine ökologische Steuerreform mit 
der Besteuerung von Ressourcen sind jene Punk­
te ,  d ie in der nächsten Legislaturperiode umge­
setzt werden müssen .  Als Gegengewicht hat es zu 
einer Entsteuerung des H uman kapitals zu kom­
men. Die in der zweiten Etappe der Steuerre­
form 1 993 eingeführte Kommunalabgabe ist  wie­
der abzuschaffen .  Bei a l len steuer- und abgaben­
rechtl ichen Änderunge n  ist eine Wettbewerbsver­
zerrung h intanzuhalten .  

D ie  Lohnkosten .  d ie  Lohn nebenkosten si nd 
umfassend und nachhaltig zu senken - ohne daß 
es dabei zu  einer weiteren Einschränkung der so­
zialen Sicherheit kommt, beziehungsweise muß 
man darauf achten .  welche sozialen Maßnahmen 
wir uns in der Zukunft noch werden le isten kön­
nen .  

Zusammenfassend :  Auf die österreich ische In­
d ustrie darf  niemand vergessen .  Die Politik ist ge­
fordert. die entsprechenden Rahmenbedingungen 
zu schaffen.  damit die heimische I ndustrie auch 
den geänderten Herausforderungen des dritten 
Jahrtausends gewachsen ist und wir in der heimi­
schen I nd ustrie wieder sichere Arbeitsplätze vor­
fi nden .  wo mit umweltfreundl ichen. modernen 
Techno logien Produkte e rzeugt werden können. 
die auch auf dem Weltmarkt gefragt sind .  - Dan­
ke.  (Beifall. ) J . I::''; 

Vorsitzender Präsident Dr .  Roben Lichal: Ich 
danke Herrn Abgeordneten Böhacker für seine 
Ausführungen. 

Als nächste zu  Wort ge langt F rau Abgeordnete 
Dr. Madeleine Petrovic . - Bitte, Frau Abgeord­
nete. Sie haben das Wort. 

N.::''; 
Abgeordnete Dr.  M adeleine Petroyic ( G rüne):  

Herr P räsident! Werte Referente n !  Sehr geehrte 
Damen und Herren! Als ich vor n unme h r  schon 
sehr geraumer Zeit den Antrag auf Ein richtung 
eines Industrieaussch usses. aus dem dann letzt­
e ndlich die Abhaltung dieser E nquete hervorge­
gangen ist, geste l lt habe, habe ich damit seh r  stark 
die Hoffnung verbunden,  daß es noch in  dieser 
Legislaturperiode ge l ingen könnte. i nhalt l iche 
Ziele und Ausrichtungen einer nationalen Indu­
striepolitik im internationalen,  im europäischen 
und weltweiten Kontext zu formulieren.  
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Nunmehr stehen wir relativ knapp vor dem 
Auslaufen einer Legislaturperiode, und ich habe 
Stimmen gehört: Ja zahlt sich das überhaupt noch 
aus, jetzt eine Industrie-Enquete abzuhalten? Ich 
glaube, wir sollen uns dessen bewußt sein, was wir 
noch leisten können, und das auch umsetzen. Ei­
niges ist dabei ja heute herausgekommen - vor 
der Pause und in den Statements nach der Pause 
- :  daß es eine nationale Industriepolitik geben 
muß und man sich wieder von einem Standpunkt 
verabschiedet, der lange Zeit lautete: Die beste 
Industriepolitik ist keine Industriepolitik. - Die­
ser Standpunkt ist eindeutig falsch. 

Über die Inhalte und Konturen werden wir si­
cherlich noch länger reden müssen. Ich komme 
aus grüner Sicht in der Folge noch darauf zu 
sprechen, doch glaube ich sagen zu können, auch 
hier haben wir schon einige gemeinsame Nenner 
gefunden. 

Der dritte Punkt ist: Wir brauchen Träger der 
Industriepolitik, und zwar h ier in diesem Hause. 
Ich glaube auch, daß wir dringend einen Indu­
strieausschuß brauchen, weil weder der Handeis­
ausschuß noch der völlig obsolete Verstaatlich­
tenausschuß geeignet sind, diese Funktion zu 
übernehmen. Ferner brauchen wir auch ein Pen­
dant auf Ebene der Regierung, das heißt, es soll 
ein Industrie-Staatssekretariat - es kann auch ein 
Industrieministerium sein - eingerichtet werden, 
welches an zentraler Stelle in der Regierung ange­
siedelt sein soll. Dort soll dann tatsächlich jene 
Koordinationsfunktion geleistet werden, die erst 
bruchstückhaft angelegt ist, aber ohne wirkliche 
Kompetenzen und auch ohne Geld ausgestattet 
ist. 

Viele Redebeiträge haben sehr positive Aspekte 
gebracht, ich muß aber schon auch auf die ein­
führenden Worte des Wirtschaftsministers Dr. 
Schüssel zurückkommen. Ich bin froh, daß die 
übrigen Redebeiträge sich von diesem Eingangs­
statement wieder ein wenig entfernt haben, denn 
dieses Eingangsstatement ließ mich eigentlich 
nicht mehr viel Positives für diese Enquete erwar­
ten. Von Minister Schüssel kamen nämlich zu Be­
ginn wieder Worte, die eigentlich die übliche Pro­
EU-Werbung verstärkten, und ich glaube, das hat 
in dieser Enquete keinen Raum, sondern wir soll­
ten über inhaltliche Ausrichtungen reden. Mini­
ster Schüssel hat noch dazu seine Aussagen in  ei­
ner Art und Weise getätigt, wie ich sie gänzlich 
ablehne. Wenn Minister Schüssel aber schon da­
von gesprochen hat und ohnehin Vertreter des 
von ihm besonders angesprochenen IHS anwe­
send sind, dann ersuche ich schon um Aufklä­
rung, wie die gesamten Modellrechnungen zu­
stande kommen. Das IHS selbst sagt ja, daß für 
die Durchführung der letztlich auf die Vorteilhaf­
tigkeit des EU-Beitrittes hinauslaufenden Rech­
nungen an vier Stellen in das wirtschaftliche Si-

mulationsmodell eingegriffen wurde. - Was 
heißt das? Hat man hier manipuliert? - Ich ersu­
che dringend um eine KlarsteI lung. 

Damit aber wieder zum Inhalt: Es hat mich 
noch ein Zweites an den Ausführungen von Mini­
ster Schüssel sehr gestört und befremdet, nämlich 
die Deutlichkeit, mit der er von den Bürgerinitia­
tiven, der Ökologiebewegung gesprochen hat. Er 
hat sie wörtlich als "Neinsager-Front" bezeichnet. 
Wenn diese Haltung bestehen bleibt, dann sehe 
ich wirklich schwarz für eine sinnvolle österrei­
chische Industriepolitik, denn eines haben mir die 
anderen Referate sehr deutlich gezeigt, nämlich 
daß zwei Dinge als Rahmenumstände für eine In­
dustriepolitik erforderlich sein werden: eine An­
erkennung der Sozialpolitik, und zwar als eine 
Mindeststandardpolitik, um die Bereitschaft für 
den Wechsel, für die Modernisierung überhaupt 
aufrechtzuerhalten. - Von Menschen, die mit 
dem Rücken an der Wand stehen, kann man diese 
Bereitschaft nicht erwarten. 

Der zweite Aspekt ist die ökologische Ausrich­
tung, jetzt nicht im Sinne einer sentimentalen 
Öko-Orientierung, sondern im Sinne eines bein­
harten Wettbewerbsfaktors. Wir haben ja die 
Zahlen schon auf dem Tisch. Demnach werden 
diejenigen wirtschaftspolitisch die Nase vorn ha­
ben und den Ton angeben, die heute erkennen, 
daß es im Sinne von Kostenminimierungen not­
wendig ist, ökologisch zu agieren. Auf der Ebene 
des Personals ist die Möglichkeit, noch Rentabili­
tätsspielräume auszuschöpfen, praktisch er­
schöpft. 

Das geht ja schon vielfach in den Bereich des 
Kontraproduktiven, wenn der Streß überbetont 
wird. Es heißt ja nicht zuletzt auch im Weißbuch 
der EU selbst, daß zusätzliches Wachstum immer 
mehr den schon Beschäftigten zugute kommt, 
den Druck noch erheblich verstärkt und daß eine 
große Zahl der nicht mehr an diesen Prozessen 
Beteiligten ausgeklammert bleibt. Auf dieser 
Ebene können Sie nicht noch mehr Druck ma­
chen, das ist heute schon in vielen Bereichen fast 
kontraproduktiv. 

Es bleibt nur die Ebene einer intelligenten 
Ökologisierung. Das heißt für uns, Ökobilanzen 
im Sinne abfallwirtschaftlicher Optimierung, 
energetischer und logistischer Optimierung zu 
verlangen. Und das werden die Vertreter der In­
dustrie ja wohl bestätigen können, daß sich derar­
tige Optimierungsprozesse erheblich leichter ge­
stalten, wenn es hier auch einen gewissen Kosten­
druck gibt. Da der Kostendruck des Erdölpreis­
schocks weggefallen ist, ist es hoch an der Zeit, 
daß die politischen Systeme diesen Druck aufbau­
en, und zwar in einer vorhersehbaren, kalkulier­
baren Art und Weise, durch eine sukzessive ge­
steigertes Konzept von Ökosteuern, die nach und 
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nach andere Steuern - vor allem indirekte Steu­
ern, Verbrauchssteuern - zurückdrängen sollen. 

Dieses Bekenntnis zu einer Ökologisierung 
habe ich gänzlich vermißt, ich habe es leider auch 
in den Ausführungen von Herrn Weissenberg 
weitgehend vermißt. Denn wenn er im Zusam­
menhang mit der Infrastruktur gesagt hat, d ie In­
dustrie habe Anspruch auf optimale Netze, dann 
kann ich sagen: Ja, das hat sie, aber unter zweier­
lei Voraussetzungen. Zum einen, daß wir markt­
wirtschaftlich agieren, das heißt, daß die Industrie 
dann auch ihre Kosten selbst trägt, und die Ko­
sten der Verkehrswirtschaft sind dazuzurechnen 
denn der Verkehr findet zu einem gut Teil nich� 
als Selbstzweck statt, sondern deshalb, weil die In­
dustrie immer stärker spezialisiert und konzen­
triert und die Stückkostendegressionseffekte im­
mer noch weiter ausgenützt werden. H ier müssen 
wir uns die Frage stellen, ob wir nicht schon 
längst das Optimum überschritten haben und zu­
rückschalten müssen. Vor allem müssen wir die 
Übertragung von Kriterien der Industrialisierung 
auf andere Bereiche, wo sie nicht hingehören, 
etwa auf die Landwirtschaft, in Frage stellen. Gü­
ter des täglichen Bedarfs müssen in der Region 
für die Region produziert werden - alles andere 
ist ökologisch unerträglich, weil es letztlich zu ei­
nem Zusammenbruch der Verkehrswirtschaft 
führt. - Wir haben in diesem Bereich keine Ko­
stenwahrheit! 

Die zweite Voraussetzung ist, daß die Lebens­
interessen der Bürgerinnen und Bürger Priorität 
haben müssen und daß geschaut wird, wie diese 
bestmöglich vertreten werden können. Eine Wirt­
schaftspolitik ,  eine Industriepolitik der Zukunft 
ist schlecht beraten, die Bürgerinnen und Bürger 
auszuschließen, nur den Schulterschluß von In­
dustrie und Politik zu suchen und die Bürger so­
zusagen als Demonstranten draußen auf der Stra­
ße zu lassen. Diese Industriepolitik wird in Zu­
kunft Schiffbruch erleiden. Sie müssen die Bürger 
auf zweierlei Art miteinbeziehen: zum ersten als 
Mitbestimmende im Bereich der Standortpolitik 
- die sind nämlich nicht gegen alles, das ist keine 
Neinsager-Front, sie wollen nur nicht an der Nase 
herumgeführt werden, und das ist oft genug pas­
siert - und zum zweiten als ökologisch motivier­
te Konsumentinnen und Konsumenten. Dazu 
brauchen sie von der Politik auch das nötige 
Handwerkszeug, nämlich eine ökologische und 
auch soziale Produktdeklaration. Ökologisches 
und soziales Dumping muß in Zukunft genauso 
geächtet sein wie das klassische Kostendumping. 

Das sind Grundzüge einer Industriepolitik der 
Zukunft. 

Da ich Ihnen aus Zeitgründen die weiteren grü­
nen Vorschläge jetzt nicht mehr mündlich vortra­
gen kann, ersuche ich das Präsidium, daß man die 
Positionspapiere der politischen Parteien dem 

Protokoll dieser Enquete anschließt, um damit 
auch eine Diskussionsgrundlage für das Plenum 
zu haben. - Danke schön. (Beifall.) 14.35 

Vorsitzender Präsident Dr. Robert Lichal: 
Danke, Frau Dr. Petrovic. 

Als nächster zum Wort gemeldet ist Herr Abge­
ordneter - Alt-Abgeordneter muß ich eigentlich 
sagen, Entschuldigung, aber vielleicht sind Sie 
bald wieder Abgeordneter - Mag. Helmut Peter. 
Bitte, Sie haben das Wort. 

14.35 

Mag. Helmut Peter (Fraktionsexperte; libera­
les Forum):  Herr Präsident! Meine Herren am 
Podium! Meine Damen und Herren !  Es war wirk­
lich hoch an der Zeit, sich der Frage der österrei­
chischen Industriepolitik und des österreichi­
schen Industriestandortes in einer Enquete zu 
widmen. Mein Dank gilt den Referenten, die uns, 
glaube ich, in ausgezeichneter, sehr umfassender 
Art und Weise einen globalen Überblick gegeben 
haben über das, was sich industriepolitisch auf 
der Welt tut, und damit ein Schlaglicht auf Öster­
reich richten. 

Martin Bartenstein hat recht, die Industrie hat 
wirklich große Leistungen in Österreich voll­
bracht, und wir können stolz auf sie sein. Es ist 
ohne Zweifel so, daß Österreich ohne Industrie­
standort n icht lebensfähig ist. Ich komme aus 
dem Dienstleistungssektor , wie Sie wissen,  und 
weiß sehr wohl, daß der tertiäre Sektor ohne den 
sekundären Sektor keine Chance hat. 

Drei Faktoren erscheinen mir aus liberaler 
Sicht wesentlich für den Wirtschaftsstandort und 
den Industriestandort Österreich: Zum ersten: Es 
ist in Wirklichkeit ein bildungspolitischer Stand­
ort. Die Bildungspolitik in Österreich ist auf vier 
oder fünf Ministerien aufgesplittert, und jeder 
kocht seine eigene Suppe. Ich meine, wir brau­
chen eine koordinierte Bildungspolitik - von der 
Vorschule bis zur Fachhochschule. 

Der zweite Bereich ist Wissenschaft, Forschung 
und Technologie. Auch dieser Bereich ist zersplit­
tert. Wenn wir also schon darüber reden, ob es 
sinnvoll wäre, ein Industrieministerium einzu­
richten, dann fordere ich das Hohe Haus bezie­
hungsweise die Teilnehmer dieser Enquete auf, 
�!ch den Kopf darüber zu zerbrechen, ob es nicht 
Anderungen hinsichtlich des Bundesministerien­
gesetzes geben sollte. Das Bundesministerienge­
setz als solches hat zwar viele parteipolitische Be­
gründungen, weil man sich da und dort Pfründe 
sichert, aber sachlich ist es durch n ichts gerecht­
fertigt. Wäre es nicht faszinierend, von einem Bil­
dungsministerium zu sprechen, von einem Mini­
sterium für Wissenschaft, Forschung und Tech­
nologie, das bewußt die Universitäten als For­
schungsstätten miteinschließt? Wäre es nicht gut, 
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den Industrieminister Klima zu einem wirklichen 
Industrieminister zu machen und ihm die ver­
staatlichte Industrie durch Privatisierung zu ent­
ziehen? Herr Kollege Koppler wird dafür schon 
Verständnis haben.  

Ich befürchte, Industriepolitik ,  so wie sie Frau 
Kollegin Petrovic versteht, wird nicht meine Zu­
stimmung finden. Ich unterstelle Ihnen,  Frau 
Kollegin,  daß Sie im Hinterkopf immer ein biß­
chen den Ruf nach dem Staat haben und immer 
noch glauben, daß der Staat alles regeln kann . Ich 
glaube, der Staat kann in Wirklichkeit sehr, sehr 
wenig regeln und hat schon oft genug Schiffbruch 
erlitten, wenn er sich eingemischt hat. 

Der eigentliche Punkt ist doch, daß Industrie­
politik nichts anderes ist, Frau Kollegin Petrovic, 
als die Gestaltung der Rahmenbedingungen des 
Wirtschaftens für die österreichische Industrie. 
Das ist die makroökonomische, die politische 
Ebene, wo wir Politiker das Recht haben, das 
Maul aufzutun. In allen betriebswirtschaftlichen 
Fragen haben wir das Maul zu halten, denn die 
Mikroökonomie wird durch die Makroökonomie 
bestimmt. Wenn sich nun die Mikroökonomie 
falsch entwickelt, dann haben wir nicht über die 
Mikroökonomie - über die Betriebe - zu 
schimpfen, sondern uns als Politiker zu fragen, 
was wir makroökonomisch falsch gemacht haben, 
welche Rahmenbedingungen wir falsch gesetzt 
haben, daß die Mikroökonomie zu dieser Fehl­
entwicklung kommt. 

Es ist ja heute sehr deutlich gesagt worden . . . 

(Abg. Dr. Madeleine P e t  r 0 v i  c: ÖkoLogie ist 
aber nichts Mikroökonomisches!) Es ist im Prinzip 
etwas Makroökonomisches, denn die makroöko­
nomischen Vorgaben, die wir machen,  werden 
letztlich in den Betrieben zu mikroökonomischer 
Umweltpolitik führen. Wir sind da, wenn Sie das 
so sehen, einer Meinung, nur habe ich bei Ihnen 
immer im Hinterkopf, daß Sie immer noch den 
Staat für den großen Retter aller Dinge halten .  

Diese Rahmenbedingungen für  die österreichi­
sche Industrie haben ohne Zweifel ihre positiven 
Seiten, das soll hier in aller Deutlichkeit gesagt 
werden. Es gibt im Arbeits- und Sozialrecht -
dankenswerterweise hat das Hohe Haus das vor 
wenigen Tagen beschlossen - erste Ansätze zur 
Flexibilisierung. Die Menschen sind heute selb­
ständiger geworden,  sie wissen, wann sie arbeiten 
wollen und wann sie nicht arbeiten wollen. Wenn 
wir  uns von diesem unglückseligen Prätext des 
kollektiven Glücks endlich entfernen könnten, 
dann würden wir die Menschen in ihrer Arbeits­
welt viel glücklicher, produktiver und erfüllter 
machen.  

Die Unternehmensbesteuerung als zweiter 
Punkt ist dieser Bundesregierung geglückt -
dazu muß man gratulieren, auch die Experten ha-

ben dazu gratuliert. Wir haben eine vernünftige, 
erstklassige, europareife Unternehmensbesteue­
rung. 

Auch die Maßnahmen, die dazu geführt haben, 
daß Österreich Mitglied der Europäischen Union 
werden soll - am 1 2. Juni stimmen wir darüber 
ab - ,  würde ich der Bundesregierung im Sinne 
der Rahmenbedingungen der I ndustriepolitik als 
Positivum anrechnen .  

Leider bleiben auch Negativa über, über die wir 
mehr reden sollten, denn dort liegt die Arbeit für 
die nächsten Jahre. Das soziale Netz, meine Da­
men und Herren - und das betrifft den Indu­
striestandort Österreich - ,  in Österreich ist unfi­
nanzierbar geworden. Wir haben ein Allzeitbei­
tragshoch von 43 Prozent der Bruttolohnsumme 
- Arbeitnehmer- und Arbeitgeberbeiträge zu­
sammen - ,  und alle sechs Töpfe, die daraus ge­
speist werden, sind leer. - Nein, sie sind nicht 
leer: sie werden am Budget vorbei im Wege einer 
außerbudgetären Finanzierung durch Kredite fi­
nanziert. Der Insolvenzentgeltausgleichsfonds hat 
5 Milliarden Schilling Miese, die Unfallversiche­
rung ist erstmals negativ, der Familienbeihilfen­
ausgleichsfonds hat 6 Milliarden Miese, die Kran­
kenversicherung kann nicht mehr positiv gestio­
nieren - von der Pension möchte ich gar nicht 
reden. Hier schlummert eine Zeitbombe, und hier 
ist die Bundesregierung aufgefordert, zu sagen ,  
wie sie das Problem mittelfristig zu  lösen gedenkt. 

Die Staatsverschuldung betrifft natürlich auch 
den Industriestandort Österreich, weil sie den ma­
kroökonomischen Spielraum des Staates ein­
schränkt. Und die Staatsverschuldung ist halt 
nicht nur die 1 200-, 1 300-Mill iarden-Finanz­
schuld, das wissen wir alle, die wir immer am 
Bruttoinlandsprodukt messen und sagen, wir sind 
eh noch unter 60 Prozent. Da sind die Verwal­
tungsschulden dazuzuzählen,  da sind die außer­
budgetären Finanzierungen und die Haftungen, 
die eingegangen wurden, dazuzuzählen. Hier tickt 
die zweite Zeitbombe, wo die Bundesregierung 
uns bisher im Sinne des Industriestandortes 
Österreich die Antwort schuldig geblieben ist. 

Die Strukturreformen - vor allem ausgaben­
seitig - in den Bereichen, wo der Staat verwaltet, 
bei den Österreichischen Bundesbahnen, Herr 
Minister Generaldirektor Aufsichtsratspräsident 
Streicher, sind angegangen worden, aber die Er­
folge, die wir bisher gesehen haben, haben immer 
zu noch höheren Ausgaben geführt. Wir warten 
dringend darauf, daß wir hier positive Meldungen 
bekommen. Das blockiert nämlich den Staats­
haushalt, das blockiert die Möglichkeiten, die wir 
haben. Wir leben heute immer noch in einem 
Land, in dem die Bundesbahnen nicht in  der Lage 
sind, logistisch die Anforderungen der Industrie 
zu erfüllen. Die industriellen Unternehmer gehen 
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ganz e infach auf die Straße - zwangsweise, im 
wahrsten S inne des Wortes - und bevorzugen 
den LKW, wei l  d ie Bu ndesbahnen n icht i n  der 
Lage sind, diese Aufgaben zu erfül len .  

Staatsd ienst und Bürokratie - ein  weiterer Be­
reich ,  der den I ndustriestandort wesentl ich 
hemmt. Fragen Sie doch e inmal Industrielle. was 
es he ißt ,  e ine neue Anlage i n  Betrieb zu nehmen. 
Nachdem die 24. Kommission dort war,  geben es 
manche auf. Ich hoffe, es wird n icht so bald auf­
gegeben. wei l  es I nvestit ionen s ind.  die uns  feh­
len .  H ier gibt es Hemmnisse. die wir bearbeiten 
müssen .  

e nd a l s  letztes bleibt uns die Privatisierung. I ch  
freue mich ja ,  daß  die Privatisierung jetzt schön 
langsam in Gang kommt. das Di ktat der leeren 
Kassen treibt die Bundesregierung ganz e infach 
vor sich her. Jetzt muß das Geld aufgebracht wer­
den. Mir wäre es halt l ieber, wen n  man aus e inem 
anderen G rund privat isieren würde. näml ich aus 
dem ganz einfachen G rund .  daß man sagt, all das. 
wo der Staat nicht nachweisen kann.  daß se i n  E i ­
gentum an Produktionsmittel n  Vorte i le für die 
österreich ische Bevölkerung br i ngt, a l l  das wird 
automatisch privatisiert. Es gi lt d ie Umkeh r  der 
Beweis last in  der Privatisierung. �ur wen n  es e i ­
nen Vorte il  für die österreichische Bevö lkerung 
br ingt. daß irgend etwas vom Staat erfül l t  w i rd -
und den Beweis hat der Staat zu führen - ,  nur  
dann. meine Damen und Herren, sol l  es  wei terh in  
im Staatsd ienst ble iben .  Ich sehe e ine gewisse Ge­
fahr ,  da ß diese Probleme durch den wirtschaft l i ­
chen Aufschwung zugedeckt und eingeschnürt 
werden.  

Ich erlaube mir i n  a l ler Kürze an die Experten 
vier Fragen zu ste l len .  von denen ich meine ,  daß 
sie e in  bi ßchen zu wen ig  darauf ei ngegangen s ind.  
GATT und Binnenmarkt br ingen mehr Freihan­
del ,  sie bringen mehr Welthande l .  der Welthandel 
wird neue Arbeitstei lung mit sich br ingen - so­
weit sind wir uns e in ig .  Diese neue Arbe itstei l ung 
- und das ist vor a l lem auch e ine Frage an die 
Europäische Union - wird mehr Verkehr e rzeu­
gen .  Und dieser Verkehr.  da sind wir auch uns 
e in ig. hat öko logische und soziale Grenzen .  Wir 
brauchen a lso für den Verkehr - wenn wir  n icht 
bürok ratisch beschränken wol len - neue Eng­
paßfaktoren .  Ich meine,  die Engpa ßfaktoren für 
den Verkehr  können n u r  die Kosten dessel ben 
sei n  - der Verkeh r  ist zu b i l l ig .  Ich wi l l  jetzt 
n icht produktive Frächterunternehmen mit ho­
hen Steuern so lange belasten.  b is  die unprodukti­
ven Bundesbahnen endl ich wirtschaftl ich werden. 
das wäre mir zuwenig .  Wir müssen darüber nach­
den ken.  was kostet Verkehr wirk l ich. spiegelt er 
die ökologischen und sozia len Grenzen wider. 

Das zweite. meine Herren Vortragenden :  Sie 
haben zuwenig von der Frage des Energiever­
brauchs und der CO2-Thematik gesprochen. Das 

m u ß  doch auch in I hren Ländern ein Thema sein .  
Sie haben v o n  Arbeitsprodukt iv ität, von Kapital­
p rod uktiv ität gesprochen, ich habe Sie aber n icht 
von Energieprodukt iv i tät sprechen gehört. Den 
CO2-Effekt  beziehungsweise das Toronto-Zie l  
werden w i r  so n icht e rreichen.  Wo s ind jetzt I hre 
Maßnahmen ,  wo sind I hre konkreten Vorsch läge. 
wie wir zu mehr E ne rgieproduktivität kommen? 
Der Weg der ökologischen Steuerreform wurde 
von der Kollegin Petrovic schon aufgezeigt. 

Die dritte Frage: Wie sieht es i n  I hren Ländern 
mit der Durchsetzbarkeit industriel ler P rojekte 
aus? Es gibt wirkl ich e ine missionarische G ruppe 
von Leuten ,  die von Baustel le zu Bauste lle reisen 
und versuchen. jedes zweite und d ritte Projekt zu 
verhindern .  Bei al lem Respekt  vor der persön l i­
chen Betroffenheit der Bürger ,  aber es gibt diesen 
Verhinderungstourismus in Österreich ,  der von 
Baustel le zu Bauste l le zieht .  Wie schaut es in  Ih ­
ren  Ländern mit  der Durchsetzbarkeit aus? 

Vierter und letzter Punkt :  Wie schaffen Sie es. 
daß Sie trotz Bürokratie noch investieren? Ich 
halte das für e in ganz wesentl iches. zentra les The­
ma. Vielen U nternehmern und vielen Industriel ­
l e n  vergeht ganz e infach d i e  Lust.  und sie sagen ,  
wir  investieren dort, wo  w i r  keinen bürokrati­
schen Hürdenlauf starten müssen .  

Meine Damen und Herre n !  I ndustriepo l i t ik  ist 
woh l  e ines der wichtigsten Themen in unserem 
Land. Ich b in  froh,  daß wir heute endl ich darüber 
gesprochen haben .  - Danke schön.  ( Beifall. ) 
1./ . ./5 

Vorsitzender Präsident Dr.  Robert Lichal: 
Danke. Herr Kol lege Peter, für die Ausführun­
gen .  Damit ist d ie  erste Diskussionsrunde been­
det. und wir  kommen zu r nächsten Disk ussions­
ru nde. Darf ich in Er innerung rufen. daß in  die­
ser fünf M i n uten Redezeit vorgesehen s ind.  

IV. Punkt: Diskussion über die Referate 

Vorsitzender Präsident Dr.  Robert Lichal: Als 
e rstem darf ich jetzt in dieser Runde Herrn Gene­
ra ldirektor Dkfm. Helmuth Hamminger von der 
VA-Tech nologie AG - er ist dort Vorstandsmit­
gl ied - das Wort erte i len .  - Bitte. Herr General­
d i rektor. 

1./  . ./6 
Genera ld i rektor Okfm. Helmuth Hamminger 

(VA-Technologie AG) :  Sehr geehrter Herr Präsi­
dent! Sehr geehrter Herr Bundesmin ister !  Ver­
eh rte Damen und Herren! Ich darf - so wie d ie 
Repräsentanten ausländ ischer Unternehmungen 
- zuerst den VA-Technologie-Konzern vorstel ­
len und möchte als zweiten Punkt unsere i ndu­
striepolitischen Anl iegen h ie r  präsentieren. 

Die VA-Technologie AG ist e in  Konzern mit 
23 Mil l iarden Umsatz. 1 3  000 M itarbeitern und 
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erwirtschaftete letztes Jahr zirka eine Milliarde 
Gewinn. Das ist das Resultat einer Produktivitäts­
steigerung von 71 Prozent in den letzten fünf 
Jahren - 45 Prozent in der Energie- und Um­
welttechnik, 30 Prozent bei industrienahen 
Dienstleistungen, 25 Prozent im metallurgischen 
Anlagenbau. Die Absatzstruktur sieht folgender­
maßen aus: 70 Prozent Europa, wir sind daher 
ein europäischer Konzern - und dazu zähle ich 
jetzt auch schon Österreich - ,  1 0  Prozent Fern­
ost, 1 0  Prozent Naher Osten, 1 0  Prozent Nord­
amerika und Rest der Weit. 

Ein Technologiekonzern hat global zu agieren, 
und das tun wir auch. Der Aufwand, den wir jähr­
lich in Forschung und Entwicklung stecken, be­
trägt zirka 900 Millionen Schill ing. Die Stoßrich­
tung ist die Entwicklung umweltfreundlicher, 
energiesparender Technologien für die Industrie, 
für die Kraftwerksindustrie. Und unser Anliegen 
an die Technologiepolitik ist es, insbesondere die 
angewandte Forschung und Entwicklung auch in 
den traditionellen Bereichen der Industrie zu för­
dern, nicht nur den sogenannten Hochtechnolo­
giebereich, Bereiche der Gentechnik oder Bio­
technologie, wo Österreich überhaupt keine 
Chance hat, gegen ausländische Großkonzerne 
eine Position zu erringen. 

Unser Anliegen ist auch weiterhin,  die Umwelt­
polit ik mit ausreichenden Mitteln auszustatten, 
n icht nur für das Land Österreich, sondern auch 
für das umliegende Ausland, denn die Emissionen 
der Industrie und der Kraftwerke im Ausland be­
lasten auch Österreich. In Zeiten wie diesen, in  
denen die Industrieproduktion stagniert oder in  
vielen Ländern sogar rückläufig ist, n immt der 
Wettbewerbsdruck zu. Wenn der Wettbewerbs­
druck zunimmt, steigt die Kreativität im Wettbe­
werb, und dies nicht nur in den Unternehmun­
gen, sondern auch in den Institutionen, in den 
Organisationen, mit denen die Industrie zusam­
menarbeitet. Das sind staatsnahe Institutionen, 
regierungsnahe Institutionen. Und ich denke hier 
insbesondere an die Außenhandelspolitik ,  die in 
vielen OECD-Ländern heute dazu verwendet 
wird, um für eine Wirtschaftsbelebung in Indu­
strie und Export zu sorgen .  

Es  ist daher aus meiner Sicht unabdingbar, daß 
von Österreich Rahmenbedingungen für den Au­
ßenhandel geboten werden, die gegenüber jenen 
anderer OECD-Länder zumindest wettbewerbs­
neutral sind, dies insbesondere in bezug auf Dek­
kungspolitik für politische wirtschaftliche Län­
derrisken, laufende Anpassung der Garantieent­
gelte an das Niveau, das aus den Konk urrenzlän­
dern geboten wird, Mindestselbstbehalt des Ex­
porteurs, wie das in anderen OECD-Ländern üb­
lich ist. Eine konsequente Haltung Österreichs 
gegenüber der mißbräuchlichen Auslegung der 
sogenannten Helsinki-5-Guide-lines wäre für uns 

ebenfalls sehr, sehr wichtig, wenn diese durch 
Konk urrenzländer erfolgt. 

Und zuletzt - vor Ablauf der fünf Minuten -
noch der Appell zur Bereitstellung von wettbe­
werbsfähigen Exportkrediten, wo immer tl i �·,> er­
forderlich ist. - Ich bedanke mich für Ih l e  Auf­
merksamkeit. (Beifall.) 1 4 .50 

Vorsitzender Präsident Dr. Robert Lichal: Ich 
danke, Herr Generaldirektor. 

Nächster auf der Rednerliste ist Herr Dr. Ca­
spar Einem von der Österreich ischen Mineralöl­
verwaltung. - Bitte. 

14.50 

Dr. Caspar Einem (ÖMV AG): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Ich darf vielleicht zu­
nächst korrigieren - von der ÖMV AG. Wir sind 
hier ein Stück des Weges schon gegangen und, 
wie ich glaube, auch einigermaßen erfolgreich -
die Verwaltung versuchen wir zunehmend abzu­
legen.  

Ich möchte zunächst vielleicht einen Begriff 
aufgreifen, den Herr Brooks im Rahmen seines 
Referates verwendet hat, und meine Ausführun­
gen insgesamt unter den Übertitel stellen "Affair 
instable environments to act", dazu zunächst ein­
mal jenseits der Industrie, aus der ich komme, ein 
paar Worte sagen und dann dazu noch drei Spezi­
fika anführen. 

Ich glaube, daß die Idee eines regelmäßigen 
und intensiven Meinungsaustausches zwischen 
Industrie und Politik nur wärmstens begrüßt wer­
den kann. Das kann nach unserer Auffassung eine 
Basis für einen rationalen Diskurs sein und kann 
dem Fundamentalismus, den es auch in der Indu­
striepolitik da und dort gibt - ich komme auf 
Beispiele dieser Art zurück - ,  vorbeugen helfen. 
Dieser Fundamentalismus kostet teilweise sehr 
viel Kraft, Zeit und schließlich auch Geld. 

Ich glaube aber auch - und auch das ist vorhin 
schon betont worden - ,  daß eine Neuorientie­
rung der Industriepolitik nicht aus dem Auge ver­
lieren darf, daß es sich dabei letztlich auch um 
eine Weiterentwicklung der sogenannten Sozial­
partnerschaft handeln muß, daß es - wenn wir 
von der Öffnung in den Köpfen der Menschen, 
die bereit sein sollen, eine andere Art des Wirt­
schaftens mitzutragen, reden - auch darum geht, 
Menschen die Angst zu nehmen, sich auf dieses 
Spiel einzulassen. Es geht n icht an, daß wir den 
Wettbewerb im Interesse unseres Überlebens als 
Unternehmen forcieren und diejenigen, die dabei 
Gefahr laufen, aus der Stabilität, die sie wün­
schen, herauszufallen, sich selbst überlassen. Das 
heißt,  es geht sicherlich um eine Weiterentwick­
lung des spezifisch für Österreich erfolgreichen 
Musters des Gespräches zwischen Industrie und 
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Pol i tik e inerse its und zwischen al len beiden und 
den  Beschäftigten in  der I ndustrie zum anderen .  

Als  Vertreter eines E nergieunternehmens, das 
vor al lem in den Bereichen Öl und Gas tätig ist, 
und eines Unternehmens. das au ßerdem ein gro­
ßer Verbraucher von E nergie ist. darf ich v ie l ­
leicht auch noch drei  Aspekte anführen. d ie uns 
kon kret beschäftige n  und wo wir konkrete Erwar­
tungen an die Politik haben .  Auch hier geht es im 
wesentl ichen nicht darum. daß etwas b i l lig oder 
günstig ist .  sondern daß es fai re ,  vergleichbare 
und vor al lem auch voraussehbare Bed i ngungen 
gibt. 

Beispiel I :  CO2-Steuer oder E nergiesteuer .  
Wenn e ine derartige Steuer eingeführt wird. soll­
te dem Umstand Rechnung getragen werden, daß 
es  Wettbewerb gibt. daß wir also darauf Rücksicht 
zu nehmen haben. da ß eine ein igermaßen ver­
gleichbare Besteuerung in den Märkten. in denen 
wir tätig sind.  stattfindet. 

Und - das muß leider Gottes dazugesagt wer­
den. das macht die Aufgabe nicht gerade leichter 
- es muß auch darauf Rücksicht genommen wer­
den . da ß Österreich am Ostrand der EU liegt -
sei es i nnerhalb.  sei es außerhalb. ich nehme aber 
an. in der EU - und daß daher der Gesichts­
punkt.  daß wir neben Industriestaaten tätig s ind.  
mit denen gewissermaßen der Ferne Osten an 
Österreich angrenzt,  eine Rol le spie lt .  

Zweitens: Energiepreise. H ier spreche ich als 
einer. der aus einem Unternehmen kommt. i n  
dem sehr vie l Gas verbraucht wird, i n  diesem Fal l  
zur Düngemittelprod uktion in Linz .  Wir  haben 
diesbezüglich Sorgen und erwarten von der Poli­
tik - auch der österreich ischen - ,  daß dafü r 
Sorge getragen wird , daß hier im Rahmen Euro­
pas faire und gleichbehande lnde Pol it ik angewen­
det wird. daß also etwa nicht Länder schon auf­
grund des Umstandes. daß sie selbst große Produ­
zenten von Gas s ind.  d ieses Gut zugunsten der 
don tätigen I nd ustrie subventioniert e insetzen 
können. 

Letzter Punkt. noch einmal zum Fundamenta­
l ismus zurückkommend: Als Vertreter eines Un­
ternehmens. das i n  den Leitungssystemen E u ro­
pas - nämlich in den Gasleitungssystemen - tä­
tig ist. möchte ich sagen .  daß wir uns erwarten,  
daß man sich hier nicht pol itische Spiele erlaubt, 
wo es um Fundamentalismus geht - nämlich ob 
zwingend th ird party access oder ähnliches e inge­
führt wird - .  sondern daß pragmatische Lösun­
gen gesucht und gefu nden werden .  Die Beispiele, 
die hier gerne in der Diskussion angeführt wer­
den. nämlich Beispiele einerseits aus den USA 
und andererseits aus Großbritannien.  sind mit 
den realen Verhäl tnissen .  wie in Kontinentaleuro­
pa gearbeitet wird. nicht vergleichbar. Wir  ';o l l ten 

daher auch hier pragmatische Lösungen finden.  
- Schönen Dank .  (Beifall. ) J./.55 

Vorsitzender Präsident Dr .  Robert Lichal: 
Danke.  H err Dr. E inem. - Bitte um Nachsicht. 
daß ich versucht habe, ÖMV für unsere ausländi­
schen Gäste zu übersetzen.  ( Heiterkeit. ) Ich wuß­
te nicht .  daß das nicht meh r  statthaft ist. Hoffent­
l ich darf man AG noch übersetzen ,  das heißt Ak­
tiengesel lschaft, das steht auch noch dabei .  

Ich bin daher froh darüber ,  daß beim nächsten 
Redner nicht n ur Wifo. sondern auch Wirt­
schaftsforschungsinstitut dabeisteht .  Daher traue 
ich mich, das zu sagen .  und bitte daher jetzt 
Herrn Universi tätsprofessor Aiginger vom Wifo 
das Wort zu nehmen. - Bitte schön .  

J./.56 
Universitätsprofessor Dr.  Karl Aiginger 

(Wifo ) :  Wir haben heute am Vormitt�g bereits 
gehört, vor al lem von Dr . Vossen ,  daß Osterreich 
ein guter Industriestandort ist. Wir müssen aber 
auch zur  Kenntnis nehmen.  daß sich gerade in 
letzter Zeit hier wahnsinnig vie l ändert. 

Wir a l le  wissen oder haben es schon gehört. daß 
hundert Ki lometer von hier die Löhne ein Zehn­
te l  des  Niveaus jener von Österreich betragen .  
Wir wissen .  daß  nicht mehr Europa. sondern der 
pazifische Raum jener Raum ist, der am rasche­
sten wächst. und wir wissen von der EU- Integra­
tion ,  die bevorsteht. in EWR- und EU-Form, und 
wir wissen. daß es einen neuen Stelle nwert für 
Umwelt und Transit gibt. der nicht mehr so bald 
wegzudenken ist. Und in  dieser Si tuation gibt es 
daher auch neue Anforderungen an die I ndustr ie­
politik .  d ie der österreichischen I nd ustrie helfen 
muß. im Wettbewerb zu bestehen. 

Die bisherige I ndustriepol itik war nicht 
schlecht, sie war besonders gut dort, wo es darum 
gegangen ist. Altes abzusichern,  und sie war weni­
ger erfolgreich dort. wo es darum gegangen ist. 
die Bedingungen für morgen zu schaffen .  Und ich 
möchte das an zwei Zeichn  ungen zeigen .  (Der 
Redner zeigt Ol'erlzcad-Foliefl . ) Diese beiden Li­
nien zeigen die Fähigkeit der österre ichischen I n­
dustrie , ihre Preise im Ausland d urchzusetzen,  
und auf  der a nderen Seite die P reise ausländi­
scher Güter . die nach Österreich kommen .  Die 
blaue Linie ist leider die Linie der Importe, Das 
heißt,  die Importe sind höherwertig als die Ex­
porte. Das hat vielfache Ursachen:  e inerseits e in 
zu langsamer Strukturwandel aus dem Grund­
stoffbereich heraus. andererseits eine zu geringe 
Anreicherung der I nd ustrieprodukte mit Dienst­
leistungen und e in  zu geringes Marketing, was d ie 
einzelnen Produkte beziehungsweise den I ndu­
striestandort Österreich betrifft. 

Das zweite zeigt Ihnen kurz die Orientieru ng 
Österreichs beziehungsweise eines vergleichbaren 
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Landes, nämlich der Schweiz, auf nahe bezie­
hungsweise ferne Märkte. Die Balken zeigen die 
Exportquote in die einzelnen Blöcke. Wir expor­
tieren mehr in die EG, daher ist der rote Balken 
größer. Wir exportieren mehr in d ie EFT A, wir 
exportieren mehr in die Oststaaten, wir exportie­
ren aber wesentlich weniger in den amerikani­
schen Markt, in den japanischen Markt und in die 
Tiger-Staaten, und das verglichen mit einem 
Land, das unserem Land ähnlich ist. Und ein Phä­
nomen hängt mit dem anderen zusammen: Wenn 
die Produkte nicht hochwertig genug sind, dann 
sind sie von Transportkosten nicht genügend un­
abhängig. 

Wir haben dann auch von den Wettbewerbsfak­
toren für Österreich gehört - Herr Vossen hat 
sie präsentiert. Von den ersten fünf haben wir bei 
vier einen hervorragenden Stellenwert für Öster­
reich gehabt. Der fünfte war die Telekommunika­
tion. Das ist natürlich einer jener Bereiche, wo es 
besonders schwer ist, der aber nach vorne gerich­
tet ist. Da hilft kein Absichern, sondern da hilft 
nur ein Vorwärtsschreiten in neue Märkte. 

Ich glaube daher, daß es eine neue Industriepo­
litik sein muß, die sich an folgenden Zielen orien­
tiert: an der Förderung des strukturellen Wandels 
in Richtung Höherwertigkeit, Internationalität 
und Nutzung unseres Hauptfaktors, der qualifi­
zierten Arbeit. 

Das klingt vielleicht, wenn man es gehört hat, 
sehr einfach. Haben wir je etwas anderes getan? 

Natürlich, es wurde bisher auch verschiedenes 
andere getan. 

Das bedeutet kein Sozialdumping, keine Ver­
nachlässigung des Umweltfaktors, keine neuen 
Mauern für Importe, hingegen Forschung, Wis­
senschaft, Transfer, Integration, Ausbildung und 
Standortpolitik .  

Zur  Standortpolitik nur  ganz kurz. Man liest 
immer wieder in den ausländischen Zeitungen: 
Werbung für Industriestandorte, für Korea hun­
dertmal sooft wie für Österreich. Obwohl einiges 
versucht wird, muß d<?ch gesagt werden, es gibt 
wenig Werbung für Osterreich. Und wenn es 
Werbung gibt, dann handelt es sich um Werbung 
für ein Land, das ein bißchen hinten nach ist, in 
dem vor Hunderten Jahren sehr viel Musik kom­
poniert wurde und ähnliches. 

Das geht bis zu den Austrian Airlines, über de­
ren Werbung ich mich jedesmal ärgere, weil diese 
die Vergangenheit so festschreibt: Bleibt stehen, 
noch einmal könnt ihE die Vergangenheit be­
trachten! Kommt nach Osterreich! 

Weltweites Standardmarketing heißt Schaffung 
des Bewußtseins der industriellen Stärke, des In­
dustrieanteils, der sehr hoch ist, H inweis darauf, 

daß wir die Produktivität der westdeutschen In­
dustrie erreicht haben, Hinweis auf g�ographi­
sche Lage und ähnliches. Werbung für Osterreich 
als Standort von produktionsnahen Dienstleistun­
gen! 

Ich möchte, weil ich sicher schon am Ende mei­
ner fünf Minuten bin, die Schwerpunkte einer ak­
tiven Industriepolitik, wie ich sie mir vorstelle, 
nur kurz aufrollen. Sie müssen irgendwann ein­
mal in einem Konzept, in einem Plan n iederge­
schrieben werden.  Das ist Aufgabe der Parlamen­
tarier. Wenn dabei Hilfe notwendig ist, stehen wir 
zur Verfügung. 

Die Schwerpunkte sind natürlich Höherqualifi­
kation, Innovationsförderung. Daß man das nach 
40 Jahren Forschungsberichten in diesem Haus 
noch sagen muß, ist auch ein Problem. Aber ge­
ändert hat sich nichts. Das ist meine einzige Be­
gründung, warum ich das noch sagen darf. Wei­
ters: Qualitätssicherung, Infrastrukturpolitik, Ma­
nagement des EU-Beitrittes. 

Neben der Frage, ob wir beitreten oder nicht, 
gibt es auch noch die Frage: Wie erfolgreich ma­
nagen die österreich ische Verwaltung und die 
österreichische Industrie die Tatsache, daß wir 
Mitglied sind? Wir dürfen nicht vergessen, alle 
Begründungen für Subventionen, die es bisher 
gegeben hat, sind mehr oder minder obsolet. Sub­
ventionen müssen jetzt als externe Effekte be­
gründet werden.  Österreichs Verwaltung hat nun­
mehr nicht mehr die Aufgabe, nach innen etwas 
abzusichern, zu erlauben oder nicht, sondern sie 
hat nach außen zu vertreten. Das ist wichtig. 

Das schließt natürlich daran an: Wer sind die 
Träger der Industriepolitik? Ich möchte das nicht 
vorschreiben, aber ich glaube auch, daß es einen 
bestimmten Träger der Industriepolitik geben 
muß, daß es einen Ausschuß dafür geben muß, 
daß Industriepolitik nicht so stark verteilt sein 
sollte auf die einzelnen Ministerien, und vor al­
lem müssen wir uns dessen bewußt sein,  daß akti­
ve Industriepolitik nicht heißt lenken, sondern 
jene Rahmenbedingungen zu bringen, unter de­
nen unsere Industrie eben den veränderten Rah­
menbedingungen entsprechen kann. (Beifall.) 
15.02 

Vorsitzender Präsident Dr. Robert Lichal: 
Danke, Herr Professor Aiginger. 

.. Der nächste Redner ist Dr. Kurt Bayer vom 
Osterreichischen I nstitut für Wirtschaftsfor­
schung. Bitte schön, Sie haben das Wort. 

15.02 

Dr. Kurt Bayer (Wifo): Meine Damen und 
Herren! Ich trete hier als Zwilling mit Karl Aigin­
ger auf. Ich arbeite auch im Wirtschaftsfor­
schun _ sinstitut, werde allerdings nicht das wie­
derho tn, was er sagte, sondern komplementär zu 
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ihm einige Aussagen zu Organisation und Ablauf 
einer modernen I ndustriepolitik machen.  Wir ha­
ben einiges über Inhalte gehört ,  und ich glaube, 
man muß auch über die Organisation und über 
die Ablauffähigkeit in Österreich sprechen. (Abg. 
K 0 P p i e  r übernimmt den Vorsitz. )  

Der internationale Standardwettbewerb füh rt 
auch unter  den Voraussetzungen eines EU-Bei­
trittes zu einem Wettbewerb nationaler I ndustrie­
politiken .  Qualität und Ausprägung  der I nd u ­
striepoliti k haben einen wichtigen gestaltenden 
Einfl u ß  auf die Standortqualität. U nd damit ste­
hen I n halt ,  Organisation und Ablauf der Indu­
striepolitik unter einem verstärkten Legitima­
tions- und Konkurrenzdruck .  

Der Erfo lg einer modernen Industriepolitik 
hängt davon ab, daß a l le gesel lschaft lichen Kräfte 
und al le Gebietskörperschaften - natürlich unter 
Beachtung ihrer legitimen Interessen - an einem 
gemeinsamen Strang ziehen.  Dazu ist ein Kon­
sens über  Ziele,  Strategien und Instrumente her­
zustel len und die jeweilige Maßnahme an der zu 
ihrer Umsetzung am besten geeigneten Ste l le an­
zusetzen .  Hier ist wenig Platz für parteipolitische, 
interministerie l le ,  zwischenministerie l le, regio­
nalpo litische Streitereien und Kompetenzstreitig­
keiten. 

Die Zerspli!.terung der industriepolitischen 
Kompetenz in Osterreich auf mindestens drei Mi­
nisterien ,  denen jewei ls  unterschiedliche, teilwei­
se einander überlappende I nstrumente zugeord­
net sind, e rschwert eine gezielte und integrierte 
I ndustriepoliti k .  G leichzeitig aber erfordert die 
moderne I nd ustriepolitik eine stärkere Ver­
sch rän kung mit Technologie , Umwelt und Sozia l ­
politik .  Damit entsteht über den  engeren K reis 
der Industriepolitik hinaus ein erhöhter Koordi­
nationsbedarf. der von der I nd ustriepolitik zu be­
wältigen ist. 

L m den notwendigen Konsens zwischen supra­
nationalen,  nationalen und regionalen Interessen 
sowie zwischen unterschiedlich betroffenen 
Gruppen in Österreich zu finden ,  sind neue I n ­
strumente der Moderation und der Partizipation 
in der I ndustriepolitik erforderlich. Leider Gottes 
sind Regulierungs- und wettbewerbs politisches 
Know-how in Osterreich unterentwickelt. Ich 
sage das hier ganz bewußt, da seh r  viele Beamte 
anwesend sind ,  die dafür zuständig sind .  Eine mo­
derne Regulierungsstruktur erfordert k lare Vor­
ste l l ungen und Rege ln  über Zie le, I nhalte und I n ­
teressen kol lisionen, das letzte unterstreiche ich ,  
sowie eine ausreichende qualitative und quantita­
tive Ressourcenausstattung der österreichischen 
Regu lierungsinstanzen .  

I ch  glaube, daß  wir ,  wen n  wir diese Grundre­
geln beachten und natürlich nicht n u r  beachten ,  
sondern die entsprechenden Taten setzen ,  eine 

Chance haben, zur gedeihlich�n Entwick lung der 
Industrie zum Wohle a l ler  in Osterreich lebenden 
Bevölkerungsteile beizutragen. - Danke schön. 
( Beifall. ) 15.06 

Vorsitzender Abgeordneter Erhard Koppler: 
I ch  danke Herrn Dr.  Kurt Bayer für seine Aus­
führungen. 

Als nächster zu Wort gemeldet hat sich Herr 
Rudolf Quehenberger .  Ich erteile es ihm. - Bitte. 

/5.1)6 
Rudolf Quehenberger (Firma Quehenberger): 

Seh r  geeh rter Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Ich bin ein k leiner österreichischer Pri­
vatunternehmer. Ich habe eine Spedition ,  mache 
Transporte und nebenbei auch noch F u ßbal l  -
für  mich ist Fußball  die schönste Nebensache der 
WeIt -. und. wie ich glaube. nicht erfolglos. Ich 
beschäftige zirka 700 Mitarbeiter. 

Ich rede sicherlich nicht fünf Minuten, sondern 
n u r  ganz k u rz, weil ich ein Beispiel aus der Praxis 
bri nge . 

Ich begrüße diese Enquete. wei l nicht n u r  Poli­
tiker, sondern auch Leute aus der Wirtschaft, aus 
der Praxis daran teil nehmen .  

Ein Rudi Quehenberger begreift folgendes 
nicht: Seit 1 986 - so ist mein Wissensstand -
liegen in der Kaserne Siezenheim Hunderttausen­
de Quadratmeter Grund am Rande von Salzburg 
in verkehrsmäßig bester Lage. Bahnansch luß. 
Autobahn et cetera, brach .  Seit 1 986 spricht man 
davon, man wol le  dieses G rundstück der Salzbur­
ger Wirtschaft zur Verfügung stel len,  und zwar 
zu vern ünftigen Preisen. Geschehen ist nu l l .  
Auch ich interessiere mich für  diesen Standort, 
wei ß aber nicht, an wen ich mich wenden sol l .  
Angeblich werden diese Grundstücke zu Höchst­
preisen an ausländische Firmen verkauft .  Das 
verstehe ich nicht. 

Wahrschein lich wird es nicht nur in Salzburg so 
sein ,  sondern auch in anderen Städten Öster­
reichs. Warum unterstützt man nicht die heimi­
sche Wirtschaft? Warum gibt es keine Forderun­
gen nach Errichtung von Speditionsterminals, La­
gerhal len, Logistikzentren? Ich verstehe mich als 
wichtiger Partner der I ndustrie und des Handels. 
Ich bin eben nur ein österreichischer Unterneh­
mer. - Danke schön. (Beifall. ) /5.0S 

Vorsitzender Abgeordneter Erhard Koppler: 
Danke fü r die Ausführungen ,  Herr Quehenber­
ger !  Es wird zum Sch l u ß  noch Herr Bundesmini­
ster Klima zu Wort kommen. Ich hoffe , er wird 
Ih nen eine ausreichende Antwort hinsichtlich Ih ­
res Problems geben .  

A l s  nächste ist Frau Monika Pacher von  ICD­
Austria am Wort. - Bitte. 
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15.08 

Monika Pacher ( ICD-Austria): Herr Präsident!  
Herr Bundesminister! Sehr verehrte Damen und 
Herren! Mein Name ist Monika Pacher. Ich bin 
Geschäftsführerin der ICD-Austria, und ich 
möchte in meiner Wortmeldung zu dieser Stand­
ortdiskussion noch einen internationalen Beitrag 
leisten.  

Mein Ziel ist es,  über eine Initiative zur Positio­
nierung Österreichs als Wirtschaftsstandort zu in­
formieren und Ihre Unterstützung und Ihre Mit­
arbeit zu gewinnen. 

Wir, das heißt die ICD-Austria, haben in Ab­
stimmung und im Auftrag des Bundesministeri­
ums für öffentliche Wirtschaft im Herbst des 
Vorjahres die Initiative für die inter.�ationale Be­
werbung des Wirtschaftsstandortes Osterreich er­
griffen .  

Seit mehr als zehn Jahren bringt die ICD-Aus­
tria erfolgreich Arbeitsplätze und Technologie 
nach Österreich. Das sind bis heute rund 
5 500 Arbeitsplätze und 8,2 Milliarden Schilling 
an Investitionen und zur Sicherung des Wohlstan­
des in Österreich und als Business-opportunity 
für die heimische Wirtschaft, die durch unsere 
Aktivitäten weitere Geschäftsbeziehungen an­
bahnt. 

Dr. Vossen hat in seinem Beitrag heute vormit­
tag das Umfeld unserer Arbeit einigermaßen 
deutlich dargestellt und auch die Schwierigkeiten, 
die durch unsere Finanzierung im internationalen 
Vergleich unsere Arbeit erschweren. 

Im Zuge unserer Tätigkeit wurden wir prak­
tisch bei allen Geschäftskontakten im wesentli­
chen mit zwei Problemen konfrontiert: 

Erstens wird Österreich als Standort praktisch 
nie in Betracht gezogen, weil wir weltweit im Er­
scheinungsbild von Entscheidungsträgern und 
Wirtschaft als Wirtschaftsstandort fast überhaupt 
nicht präsent sind. Zweitens: Selbst ��rt, wo es 
uns gelungen ist, ..die Attraktivität Osterreichs 
darzustellen und Osterreich damit in die Ent­
scheidungsprozesse einzubeziehen, hat man sich 
letztlich doch für einen weniger attraktiven 
Standort in der EU entschieden. 

Trotz engster Verflechtungen und Freihandels­
abkommen gelten wir als ein Land, das einfach 
nicht dazugehört. Dieses zweite Hindernis wird 
- und darauf hoffen und vertrauen wir - durch 
die Volksabstimmung am 1 2. Juni positiv gelöst 
werden. 

Ab diesem 1 2. Juni  wird die Republik Öster­
reich besonders gut daran tun, die heimische 
Wirtschaft durch eine Marketingoffensive zu un­
terstützen.  Der Beitrag der ICD dazu ist die Basis 

für eine kontinuierliche Imagewerbung, ausge­
richtet auf alle wirtschaftlich starken Länder in 
der EU, Amerikas und im Fernen Osten. 

Nach einer Analyse des Standortes Österreich, 
bei der auch die Bedürfnisse der wichtigsten 
Wirtschaftspartnerländer , aber auch das Image 
Österreichs dort erfaßt wurden, hat die ICD ein 
modulares und flexibles Marketing- und Kommu­
nikationskonzept entwickelt. Es besteht aus ei­
nem Mix aus k lassischer Werbung und PR-Aktivi­
täten ,  der auf Kulturkreise und Länder hin maß­
geschneidert ist. Das heißt, das umfaßt zum Bei­
spiel Symposien, Programme für internationale 
Journalisten, Sonderbeilagen in Zeitungen,  Wer­
beeinschaltungen, und vieles mehr. 

Die Realisierung dieses Konzepts würde sicher­
stellen, daß Österreich künftig im Vorstellungs­
bild von wichtigen Wirtschaftspartnern pr,äsent 
und positiv verankert wäre. Damit wird Oster­
reich als international attraktiver Standort posi­
tioniert. 

Das wird auch österreichischen Unternehmen 
das Umsetzen eigener Werbelinien erleichtern, 
denn ihre Produktwerbung erreicht ein höheres 
Effizienzniveau und größeren wirtschaft!.ichen 
Erfolg, wenn das Vorstellungsbild über Oster­
reich als Zielland bereits positiv verankert ist. 

Es ist zweifellos im nationalen Interesse, daß 
Österreich als EU-Wirtschaftsstandort internatio­
nal derselbe Stellenwert zukommt, der heute 
schon dem Fremdenverkehrsland Österreich zu­
kommt. 

Die Zeit drängt, daß heißt, es gibt keinen besse­
ren Zeitpunkt als jetzt, um mit der Umsetzung 
dieser Marketingoffensive zu beginnen. 

Das ICD-Konzept ist modular aufgebaut, das 
heißt, wir bieten ein Programm für eine umfas­
sende Imagekampagne, die von einzelnen Organi­
sationen bei Bedarf in Anspruch genommen wer­
den kann, zum Beispiel der Bundesregierung, der 
Wirtschaftskammer, den Banken und vielen Un­
ternehmen. 

Erstmals werden mit dieser Marketingoffensive 
die vielen einzelnen Werbetätigkeiten gebündelt 
und erreichen damit ein Maximum an Wirkung. 
Um dieses Programm umzusetzen, braucht die 
IeD eine umfassende, allseits anerkannte Pla­
nungskompetenz. Das heißt, wir wollen die ak­
zeptierte AnlaufsteIle für Auslandswerbetätigkei­
ten sein, im Endeffekt die Werbegesellschaft für 
die Business-opportunity Österreich. 

Ihr Beitrag zu dieser internationalen Marke­
tingoffensive wi�d daher mit entscheiden, in wel­
chem Ausmaß Osterreich in Zukunft für heimi­
sche Unternehmer neue Kunden und Partner ge­
winnen wird und ob Arbeitsplätze und Technolo-
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gie dem i nternationale.p- Tre nd e ntsprechend stär­
ker a ls  je zuvor nach Osterreich gebracht werden 
können.  - Ich danke für I hre Aufmerksamkeit .  
(Beifall. ) / 5 . / 5  

Vorsitzender Abgeordneter Erhard Koppler: 
Ich danke Ihnen ,  F rau  Pacher, für Ihren Be itrag. 

:"Jächste Redneri n  ist Frau Abgeordnete Mon i ­
ka  Langthaler vom G rünen Klub .  - Bitte. 

/ 5. / 5  
Abgeordnete Mon ika Langthaler (Grüne) :  

Herr Vorsitzender!  Meine Damen und Herren !  
Zuerst e i n  kurzes Wort an d ie wenigen Damen 
hier :  Ich denke,  wir sol l ten  uns  a l le  etwas anstren ­
gen ,  damit bei der  nächsten I ndustrie-Enquete 
h ier  auch e in paar Damen als Referenten sitzen.  
Dieses Thema scheint nach wie vor e in  sehr von 
Männern domi n iertes zu se i n ,  u nd das tr ifft auch 
auf meinen Bereich zu.  über den ich i n  e rster L i ­
n ie  i n  diesem Z usammenhang sprechen möchte, 
näml ich den Bereich Ökologie und I ndustrie .  
Denn auch hier scheint es  so zu se i n ,  daß d ie 
Ökologie und der Umweltsch utz zwar e igentl ich 
i n  sehr  vielen Reden.  auch in den Ausführungen 
mancher Referenten vorkommen,  in der tagtägl i­
chen Praxis aber oft n ichts anderes a ls  e in  Auf­
putz s ind .  Damit ist wohl auch in vielen Berei­
chen d ie Analogie zu Damenrepräsentation und 
Industrie zu sehen.  Beides muß wohl seh r  intensiv 
geändert werden .  

Viel leicht wundern sich manche doch ,  daß  sich 
gerade die Grünen so i ntensiv für  e inen Industrie­
ausschuß und für eine Industrie-Enquete in die­
sem Haus eingesetzt haben .  Ich möchte das noch 
e inmal damit begrü nden. da ß natür l ich gerade 
wir erkannt haben ,  daß Ökologie und Umwelt­
schutz n icht ohne I ndustrie, n icht ohne Wirt­
schaft möglich sind. und daß es uns ganz wichtig 
erscheint ,  einen intensiven Dia log mit I hnen zu 
führen. 

Ich se lber habe das öfters konkret i n  Ausschüs­
sen besonders dann erlebt. wen n  d iese für  Vertre­
ter der Industrie geöffnet wurden .  E in  konkretes 
Beispie l :  Wir  haben lange gebraucht, um einen 
Solarausschuß hier zu in i ti ieren .  Da waren auch 
Vertreter der Auto industrie dabei .  damals auch 
von Daimler-Benz. Ich mu ß a l lerd ings sagen ,  daß 
mir der Vortrag damals - S ie entschu ld igen -
i nsofern besser gefal len hat, a ls  damals sehr k la r  
formul iert wurde. daß die Auto ind ustrie bei­
spie lsweise selbstverständl ich bereit ist, in ökolo­
g ischen Bereichen mehr zu i n vestieren ,  wenn sie 
ganz konkrete und genaue Ziele von der Umwelt­
pol it i k  vorformul iert bekommt. 

Um beispielsweise auf d ie  kal ifornischen Ab­
gasregel ungen zu kommen :  Es dü rfte an und für 
sich kein Problem se in ,  ei nerse i ts dem starken Be­
dürfnis nach größerer Mobi l i tät,  andererseits aber 

dem r ichtigen und wachsenden Bedü rfnis nach 
ökologischen Verkehrsmitte ln  gerecht zu werden . 
U nd man mei n te ,  bei längerfristiger P la n u ng 
wäre Umweltsch utz für d ie I ndustrie überhau pt 
kein Gegenpan, sondern es müßte tatsäch l ich  e i n  
wirtschaftl iches I nteresse vorhanden sein ,  u m  zu 
I n novationen und neuen Technologien q uasi 
sanft gedrängt zu werden.  

Damals haben die Vertreter der I nd ustrie sehr  
deutl ich gesagt: Technolog isch ist das überhaupt 
kein Problem.  Aber ,  l ieber Gesetzgeber, solange 
du uns das n icht vorgibst. werden wir selber n icht  
so blöd sein ,  von uns aus  diese Vorleistungen zu 
erbringen. 

E infach formul iert :  Es war ihnen relativ ega l ,  
wie  man das Geld verdient,  n ur muß man recht­
zeitig planen können.  Das ist aus mei ner S icht 
eine ganz wesentl iche Vorgabe für e inen so lchen 
Industrieausschuß. um end l ich Umweltpol i t i k  
n icht mehr  nur  a l s  Annexmaterie zu verstehen,  
sondern a ls  integrati ven Bestandtei l  jeder Poli t i k .  
gerade einer Industriepol i t i k .  Es  geht dabei um 
Stoff- und Ressourcenpol i t ik .  

I ch  möchte Sie a l le  eri n nern , daß es immerh in  
doch e ine seh r  gro ße L mweltkonferenz 1 992 ge­
geben hat. Al le Regierungschefs und auch viele 
Industr ievertreter waren damals dort .  Der Herr  
Schmidt-Heyne hat  i n  Rio selbst ja  e inen seh r  
prominent besetzten Tisc h mit I ndustriel len  ge­
habt, wo sich a l le  immer wieder - das passiert bei 
solchen Veransta ltungen eben meistens - verbal 
für mehr Umwel tsch utz und für mehr Aktivi täten 
in diesem Bere ich ausgesprochen haben .  

Die Real ität i s t  nach wie  vor  e ine vö l l ig andere. 
leider auch i n  der EL.  Sie kennen meine Posit ion 
bezüglich ei nes E U-Beitrittes. Nur, die heutigen 
Ausfüh rungen - und mir tut es leid. daß der 
Herr von der EU-Kommission schon wieder weg 
ist - sind al les andere als aufmunternd , denn das 
ist ke in moderner Zugang,  der uns heute hier von 
seiten der Kommission präsentiert wurde. 

Zusammenfassend:  Worum es uns Umwelt­
sch ützern und vielen Grü nen ginge,  wäre e in bes­
serer und verstärkter Dialog in diesem Bereich.  
e infach mit dem Wissen ,  daß e ine vernünft ige 
Umweltpol i t ik  n icht ohne e ine Industriepo l i t ik  
gehen kann,  die eben ökologischer Kriterien be­
darf, sehr  wohl  auch von staatlicher Seite .  

Herr Ex-Abgeordneter von der FPÖ Peter ,  jet­
ziger  W irtschaftssp recher des Liberalen Forums, 
nur e i n  k urzer Seitenhieb zu Ihnen:  S ie als Gast­
wirt werden so wie viele andere Gastwirte i n  
Österreich ganz froh über den Staat und dessen 
Regelungen dann sein ,  wen n  es darum geht, e nt­
sprechend dem Saisongeschäft Arbeitskräfte fre i ­
zusetzen.  d ie  dann Arbeitslosenunterstützung be­
ziehen .  Das kostet in vielen Betrieben I h rer G rö-
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ßenordnung den Staat viele Millionen Schilling. 
Da hört plötzlich der liberale Wirtschaftssprecher 
vielleicht auf, oder er nimmt gerne in diesem Fal­
le staatsintervenistische Dinge entgegen. 

Aber, um wieder zur Sache zurückzukehren -
ich komme zum letzten Satz, Herr Vorsitzender 
- :  Diese Enquete soll ein großer Beitrag dazu 
sein, einen besseren Dialog zwischen Ökologie 
und Industrie zu schaffen. Und ich hoffe, das ist 
ein erster Schritt. - Vielen Dank.  (Beifall.) 1520 

Vorsitzender Abgeordneter Erhard Koppler: 
Ich danke Frau Abgeordneter Langthaler. 

Als nächster zu Wort gemeldet ist Herr Dr. List 
von A VL. - Bitte. 

/520 

Dr. Helmut List (AVL): Sehr geehrter Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Ich leite 
ein Unternehmen, welches für die internationale 
Automobil- und Fahrzeugindustrie Verbren­
nungsmotoren entwickelt, wobei 80, 90 Prozent 
der Arbeit und der Ziele, die wir im Kundenauf­
trag verfolgen ,  letztlich darauf hinauslaufen, Mo­
toren umweltfreundlicher zu machen, Abgas­
emissionswerte zu reduzieren, Geräusch zu redu­
zieren und vor allem auch Verbrauch zu reduzie­
ren .  Also lauter umweltrelevante Faktoren. 

Um diese Ziele heute zu realisieren, ist ein un­
erhörtes Ausmaß an Forschung und Entwicklung 
erforderlich. Wir geben auch als Unternehmen 
etwa 1 5  Prozent unseres Umsatzes für eigenfi­
nanzierte, also vom Kunden unabhängige For­
schung und Entwicklung aus, das sind rund 
220 Millionen Schilling pro Jahr, um eben vor al­
lem, in Richtung Motor, Umwelttechnologien 
vorauszuinvestieren, um auch unseren Kunden 
dann Lösungen anbieten zu können. 

Ich möchte deshalb auch besonders auf die Be­
deutung von Forschung und Entwi�klung hinwei­
sen, denn gerade ein Standort wie Osterreich, der 
ein Hochlohnstandort ist - das ist im Prinzip 
eine gesunde Entwicklung -, kann nur über eine 
Technologiepolitik und eine Forschungspolitik an 
erster Stelle trotzdem international konkurrenz­
fähig sein. Und ein wichtiger Schritt in der Rich­
tung, auf den ich hinweisen möchte, ist auch die 
Chance, die sich in Europa durch die europäi­
schen Forschungsprogramme nicht nur für ein 
Unternehmen wie der AVL, sondern für die ge­
samte Zulieferindustrie und für wichtige Teile 
der österreichischen Industrie darstellt. 

Ich möchte ein Beispiel aus der Fahrzeugindu­
strie nennen: Es gibt in der Europäischen Union 
das Programm EUK, ein Programm,  das über vier 
Jahre läuft, mit 33 Milliarden Schilling an Mitteln 
ausgestattet ist, auf vier Jahre verteilt, um letzt­
lich neue Technologien in Forschung und Vor­
entwicklung voranzutreiben, um diese Umwelt-

ziele zu realisieren, aber natürlich auch um Fah­
rerleitsysteme, Fahrerinformationssysteme neben 
neuen Antriebsaggregaten ,  neuen Fahrzeugen et 
cetera, zu schaffen .  Entscheidend ist aber, daß ein 
großer Teil dieser Gelder so ausgerichtet ist, daß 
sie tatsächlich sehr umweltrelevant sind. 

Hier auch ein Wort, das, glaube ich, gerade für 
die Europadiskussion sehr wichtig ist: Die EU ist 
in Sachen Umweltschutz und von der Gesetzge­
bung her tatsächlich zu einem Schrittmacher ge­
worden. In den achtziger Jahren war richtigerwei­
se Österreich durch die LKW -Geräuschgesetzge­
bung, durch die Abgasgesetzgebung, wo die US­
Gesetze Mitte der achtziger Jahre übernommen 
wurden, Schrittmacher. In den neunziger Jahren 
hat die EU Österreich eingeholt und teilweise 
schon echt überholt. Ab 1 986 trat eine nächste 
Etappe in Kraft, die bereits beschlossen ist, die 
noch einmal die Abgasemissionen wesentlich re­
duziert. Bereits heute diskutiert man für das 
Jahr 2000 Gesetze, und zwar sehr ernsthaft, und 
es ist nicht mehr weit zu einem Abschluß, die 
noch einmal die Abgasemissionen drastisch redu­
zieren, sodaß sie dann in der EU zu den streng­
sten der Welt, durchaus vergleichbar mit den kali­
fornischen, zählen werden.  

Wesentlich ist, daß solche Lösungen nur ge­
meinsam mit der europäischen Industrie, mit 
Forschungsinstituten, Universitätsinstituten in ei­
nem großangelegten Netzwerk realisiert werden 
können, wobei auch die Zielsetzung langfristig 
definiert werden kann.  Es ist das Gute, daß jetzt 
für das Jahr 2000 Gesetze festgelegt werden und 
auf diese Weise die Industrie tatsächlich Schritte 
in die Richtung setzen kann ,  Mobilität und Um­
weltschutz vereinbaren zu können. 

Solch eine umweltorientierte Politik, glaube 
ich, führt auch dazu, daß letztlich die Produkte, 
die in Europa hergestellt werden, qualitativ hö­
herwertig sind und damit auch automatisch vor 
Billigimporten schützen und so meines Erachtens 
auch die Beschäftigung wesentlich sichern. 

Entscheidend ist, daß neben diesen europäi­
schen Forschungsprogrammen auch die nationa­
len Forschungsprogramme voll aufrechterhalten 
und weiter ausgebaut werden, denn sie sind auch 
die Basis dafür, daß dann bei den europäischen 
Programmen entsprechend qualifizierte Anträge 
g.estellt und Geldmittel von Brüssel wieder nach 
Osterreich geholt werden können. (Beifall.) /526 

Vorsitzender Abgeordneter Erhard Koppler: 
Ich danke Herrn Dr. List für seinen Beitrag. 

Als nächster zu Wort gemeldet hat sich Herr 
Generaldirektor Dr. Silbermayr von der 
Voith AG. 
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/5.::6 

Dkfm. Dr. Franz Silbermayr (Voith AG) :  Herr 
Vorsitzender! Meine Damen und Herren! Ich 
komme aus dem Großmasch i nenbau, einem I n ­
dustriezweig, d e r  zu d e n  tradit ionel len I nd ustrie­
zweigen gehört und von dem manche mei nen ,  er 
wäre n icht vorrangig förderungswürdig im Rah­
men einer I ndustriepol i t ik .  

Bei  den heutigen Referaten am Vormittag ha­
ben mich zwei Aussagen besonders beeindruckt, 
die Aussagen von Herrn Dr.  Brunke und von 
Herrn Vossen .  Frei  zitiert haben S ie gemeint, es 
wäre e in  I rrglaube, das Hei l  i n  der Wi rtschaftspo­
l i t i k ,  im Dienstleistungsbereich oder in sogenann­
ten High-Tech-Produkten zu sehen und zu su­
chen .  end die Aussage des Herrn Vossen - ich 
z itiere s ie frei i n  englisch -: It's a good idea to 
look around to see what your  competitors a re 
doi ng to support se l l i ng goods. Er  hat damit ganz 
konkret die Exportförderung angesprochen. 

Ich sch lage hier in  dieselbe Kerbe wie mei n  
Kol lege Rami nger von der VOEST: Exportförde­
rung, Exportgarantie und Exportfinanzierung 
sind e in fundamentales, ja lebenswichtiges Instru­
ment für die Industrie und im konk reten für d ie 
Anlagenind ustrie. 

Ich wei ß, daß die Themen Exportgarantien ,  Ex­
portfinanzierung, Softloans und so weiter im Ho­
hen Haus n icht immer un umstritten s ind.  Ich 
kann aber nur  wiederholen:  Für d ie Anlage n i ndu­
strie s ind unter der  Vorgabe, daß wir  d ie  Anla­
gen ind ustrie i n  der Zukunft wol len und daß wir 
wol len ,  daß dieser Teil der Industrie international 
se ine Position behauptet, die Exportförderung, 
die Exportfi nanzierung eine unabd i ngbare Vor­
aussetzung. 

Wir haben in den heutigen Referaten und Dis­
kussionen wiederum bestätigt gefunden, daß wir 
alle sehr  gut i n  der Standorttheorie besch lagen 
sind und da ß wir  sehr  k reativ sind im Aufzählen 
von notwendigen Maßnahmen .  Ich wäre schon 
zufrieden, wen n  man pun ktuel l  mit e inzelnen 
Maßnahmen begän ne, wen n  man begänne, Maß­
nahmen umzusetzen .  Ja ich wäre schon zufrie­
den,  wenn man e in ige fundamentale Instrumente 
der Industriepo l i t ik  a u ßer  Streit ste l l te .  

W i r  haben i n  den letzten zehn Jahren in  Öster­
re ich rund 90 000 Arbeitsplätze i n  der Industrie 
verloren ,  und das so l l  uns zu denken geben .  
Wenn  das heute stärker ins  Bewußtsein gekom­
men ist, dan n ,  meine ich,  war d iese E nquete er­
folgre ich.  - Danke. (Beifall. ) I.5.:!9 

Vorsitzender Abgeordneter E rhard Koppler: 
Ich danke Herrn Generald i rektor  Si lbermayr für 
sei nen Beitrag. 

Als nächster zu Wort gemeldet ist Herr Ger­
hard P rager vom ÖG B .  Ich erteile es ihm. - Bitte 
sehr .  

/ 5.29 

Gerhard Prager (ÖGB): Sehr geehrter Herr 
Vorsitzender !  Sehr geehrter Herr Minister! Werte 
Damen und Herren! Ich möchte mich i n  meinem 
Diskussionsbeitrag eher plakat iv  mit Bi ldungsan­
gelegenheiten  beschäftigen, wei l  ich mei ne ,  daß 
Industriepo l i t ik  und d ie damit verbundene Erfas­
sung und Er ledigung  von Anträgen und Aufträ­
gen sehr  stark mit der Leistungsfähigkeit der Ar­
beitnehmer innen und Arbeitnehmer zusammen­
hängen .  

Aus  diesem Grund ist es  e in  sehr  wichtiger Fak­
tor, für einen Industriestandort Österreich die 
gute berufliche Qual ifikation der Arbe i tnehmer 
hervorzuheben .  Für die gute berufliche Qual ifi­
kation leisten die berufsbi ldenden Schulen , leistet 
das duale Berufsausbi ldungssystem vor al lem in  
der  Industrie hervorragende Beiträge. Leistungen 
zum Beispiel  der I ngen ieure ,  der Facharbeiter i n  
der  österreich ischen Industrie s ind  n icht  n u r  i n  
unserem Land anerkannt, sondern sie werden eu­
ropaweit, ja weltwei t  geschätzt. 

Dennoch ,  sehr  geehrte Damen und Herren ,  
s ind  diese guten und wichtigen Standortvorte ile 
keine Selbstverständ l ichkeit. Wir müssen die be­
sten Voraussetzungen im Bildungssystem schaf­
fen. damit auch künftige Generationen d ie neuen 
Herausforderungen bewältigen können .  

Neue Herausforderungen, d ie i ch  sehe, s ind 
neue Technologien ,  geänderte Arbeitsorgan isa­
t ion, e ine sich stärker ausprägende Informations­
gese l lschaft. Ich meine.  daß eine zu starke Spezia­
l is ierung, die bereits in unserem Bi ldungssystem, 
in unserem Schulsystem einsetzt. keine vernünfti­
ge und geeignete Grundlage darstel l t ,  d iese neuen 
Anforderungen in der Industrie zu bewältige n .  

Was verstehe ich unter Neuqua l ifikationen? -
Das s ind Teamfähigkeit, die Beherrsch u ng von 
Fremdsprachen,  das Erkennen von Zusammen­
hängen ,  die Förderung sozia ler Umweltkompo­
nenten ,  die auch unter dem Aspekt von Schlüssel ­
qual ifi kationen verstanden werden .  

Seh r  geeh rte Damen und Herren!  N icht nur  
diese neuen Qual ifi kationen s ind  notwendig,  son­
dern es ist das Bi ldungssystem insgesamt Ände­
rungen zu u nterziehen. Es gehört durch lässiger 
gemacht. Es ist einfach nicht mehr ze i tgemäß, 
spezifische Lehrberufe zu habe n ,  die viel  zu stark 
auf e ine Tätigkeit,  auf e ine betriebswirtschaft l iche 
Situation abgestel lt  s ind, sondern wir mei nen, daß 
diese Berufe i n  breite re Berufsfe lder zusammen­
zufassen s ind ,  die auch unter dem Begriff " Flä­
chenberufe" fi rmieren. 
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Die deutsche Industrie hat in dieser Richtung 
sicherlich eine brauchbare Grundlage geschaffen. 
Dort hat man für diese Lehrberufe bereits eine 
breitere Qualifikation entwickelt. 

Aber nicht nur in der dualen Berufsausbildung 
ist eine Neuorganisation notwendig, sondern auch 
im berufsbildenden höheren Schulsystem sind 
Änderungen notwendig. Es ist einfach nicht mehr 
zeitgemäß und macht auch keinen Sinn, 
1 3  verschiedene Fachrichtungen Maschinenbau 
zu haben ,  sondern auch hier muß der Gedanke 
einer breiteren Qualifikation im Vordergrund 
stehen. 

Ich möchte im Zusammenhang mit der aktuel­
len Entwicklung der Lehrlingsausbildung in 
Österreich - einer der wesentlichen Faktoren für 
den Nachwuchs an Facharbeitskräften - den 
Trend ansprechen, daß sich die Industrie meiner 
Meinung nach zu stark und immer stärker von 
der dualen Berufsausbildung abkoppelt. Ich mei­
ne, daß es nicht mehr zeitgemäß ist, daß die Indu­
strie diesen Weg geht. Ich meine, daß Einrichtun­
gen, Kapazitäten, wie Lehrwerkstätten, genützt 
werden müssen, um genau jene gute berufliche 
Qualifikation zu fördern und auszubilden, die in 
Österreich so not tut. Eine Entsorgung, um es 
ökologisch auszudrücken, bringt der Industrie 
nur Nachteile. 

Ein abschließender Punkt: Vor allem die Wei­
terbildung muß in Zukunft viel stärker forciert 
werden.  Hier hätte die Industrie meiner Meinung 
nach eine Schrittmacherfunktion. Auch wenn 
Bundesminister Schüssel heute von 1 0  Milliarden 
gesprochen hat, haben wir die Erfahrung ge­
macht, daß Arbeitnehmer oder angelernte Ar­
beitnehmer kaum in diese Weiterbildungsstruktu­
ren hineinkommen. Daher wird es notwendig 
sein, auch seitens der Industrie Schritte zu setzen. 

Aufgrund der kurzen Redezeit war es nicht 
möglich, alles zu beleuchten, aber ich hoffe, daß 
einige Blitzlichter die Situation entsprechend er­
hellt haben. - Danke schön für Ihre Aufmerk­
samkeit. (Beifall.) /5.35 

Vorsitzender Abgeordneter Erhard Koppler: 
Ich danke dem Kollegen Prager für seinen Bei­
trag. 

Als nächste zu Wort gemeldet ist Frau Maria 
Hofstätter vom Österreichischen Institut für Be­
rufs- und Bildungsforschung. - Bitte. 

/5.35 .. 

Maria Hofstätter (Osterreichisches Institut für 
Berufs- und Bildungsforschung) : Sehr geehrter 
Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Herren Bundes­
minister! Sehr geehrte Damen und Herren! Ich 
komme vom ÖIBF. Wir beschäftigen uns mit Be­
rufsqualifikationen, mit Qualifikationsentwick­
lung, mit neuen Arbeitsplätzen. Im Jahre 20 1 0  -

also in rund 1 5  Jahren - wird in Europa nur 
mehr etwa jeder dritte Beschäftigte auf einem In­
dustriearbeitsplatz arbeiten, also es werden maxi­
mal 30 Prozent der Beschäftigten Industriear­
beitsplätze innehaben. Zurzeit sind es in Europa 
noch fast 40 Prozent. 

Es ist das Ergebnis der gewachsenen Produkti­
vität in  der Industrie, daß dort das Jobangebot 
schrumpft. Der Dienstleistungssektor legt dafür 
an Arbeitsplätzen zu. Dort gibt es ein gehöriges 
Wachstumspotential. Das betrifft die Beratung, 
die Planung, die Werbung, die Bildung, den Tou­
rismus, die Informatisierung, den Gesundheitsbe­
reich, Umwelt, Energie und auch Forschung. 

Es gibt in den Dienstleistungsbereichen gutbe­
zahlte Arbeitsplätze, das sind die unternehmens­
orientierten Dienstleistungen, und es gibt 
schlechtbezahlte Arbeitsplätze, nämlich im priva­
ten Dienstleistungsbereich. 

Wir haben heute schon im Diskussionsbeitrag 
aus den USA gehört, daß dann sehr oft einfache 
und schlechtbezahlte Arbeitsplätze entstehen, wie 
Hausdiener, Hilfsgärtnerinnen, Grasschneider 
und Kindermädchen. Aus diesen Billigst jobs kann 
man nur sehr schwer wieder in normalbezahlte 
Jobs aufsteigen. Das heißt, die Möglichkeit hilft 
uns nur wenig. Wir brauchen in Europa hochbe­
zahlte Arbeitsplätze. 

Dennoch: Die lebenslange Arbeit in der glei­
chen Branche, im gleichen Betrieb wird es künftig 
immer wieder geben. Die Unternehmen lagern 
Arbeit aus. Trotz Indikatoren für den Konjunk­
turaufschwung baut d ie Industrie weiterhin Ar­
beitsplätze ab, sie muß sie auch abbauen. Das be­
deutet für die Arbeitsorganisation eine neue Si­
tuation. Sie kennen alle die Modebegriffe aus der 
Managementliteratur, wie " Iean management", 
"Iean production",  "Outsourcing" , "just in  time" 
und so weiter. Das bedeutet intensive Leistungs­
steigerung für die Beschäftigten, Dequalifizie­
rung, Neuqualifizierung, Nachqualifizierung, und 
das bedeutet dann Arbeitsplatz- und Berufswech­
sel, das bedeutet aber natürlich auch Verunsiche­
rung für die Beschäftigten. Und ich glaube - ich 
darf das vor allem hier im Parlament sagen - ,  das 
bedeutet dann auch, daß diese Menschen oft sa­
gen: Die Politik tut zuwenig für mich! , und sie 
werden zu Nichtwählern oder Protestwählern . 

Wenn man früher den Beruf gewechselt hat, 
hat man das am ehesten deswegen getan, weil ei­
nem der Job n icht gefallen hat oder weil man 
mehr verdienen wollte. Derzeit ist es so, daß man 
bei einem Berufswechsel - und wir haben dazu 
Zahlen im ÖIBF - sehr häufig weniger verdient 
als vorher. Das steigert n icht unbedingt die Ar­
beitsmotivation, und natürlich steht in engem Zu­
sammenhang damit die Produktivität. 
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Es gibt seit k u rzem Studien über die Wirt­
schaftsentwick lung und über die Beschäftigungs­
politik ,  die zeigen ,  daß vor al lem Forschung und 
Entwick lung in E u ropa wichtig sind,  daß wir 
neue Produkte herste l len  müssen ,  diese dann wie­
der verkaufen müssen .  Dazu brauchen wir For­
schung und Entwick l ung, denn seh r  bald können 
die anderen das nachproduzieren und wir müssen 
wieder etwas Neues erfinden. 

Seh r  wichtig ist auch eine aktive, innovative Ar­
beitsmarktpo litik ,  die Arbeitsmarktbeschaffungs­
programme in den Vordergrund stel lt .  Es hat sich 
herausgestel lt ,  daß ei n Drittel der internationalen 
Cnterschiede bei der Beschäftigungspolitik durch 
die Arbeitsmarktpolitik zu erklären ist. Das heißt 
- Fazit - :  Da nicht anzunehmen ist. daß sich bei 
einer positiven Konjunkturentwicklung die Be­
schäftigu ngsprobleme von selbst er ledigen, brau­
chen wir in  den nächsten Jahren im Zusammen­
hang mit der  Ind ustriepolitik weiterhin verstärkt 
Forschung und E ntwicklung und Beschäftigungs­
sicherung, Ausbild ung und Weiterbildung.  Wir 
müssen uns  da Maßnahmen überlegen und sie 
auch laufend umsetzen .  - Danke. (Beifall. ) 15 . -I1i 

Vorsitzender Abgeordneter Erhard Koppler: 
Ich danke Frau Maria Hofstätter für ihren Bei­
trag. 

Als nächster zu Wort gemeldet ist Herr Profes­
sor Walter Clement von der Wirtschaftsuniversi­
tät. - Bitte. 

1 5 .-11 

Universitätsprofessor Dkfm. DDr. Walter Cle­
ment ( Wirtschaftsuniversität) :  Herr Präsident!  
Meine Herren Bundesminister !  Meine Damen 
und Herren! Das Zie l  dieser Enquete ist. wie be­
reits mehrfach geä u ßert wurde, die I ntensivie­
rung der Industriepolitik .  Im Raume schwebt 
aber die F rage: we lche I ndustriepolitik? 

Wir haben schon das Zitat gehört, daß die beste 
I ndustriepolitik keine I nd ustriepolitik sei. Wir ha­
ben gehört, daß I nd ustriepolitik hauptsächlich In ­
fr3strukturpolitik sei. Wir haben gehört, daß  In ­
d ustriepolitik Wettbewerbspolitik sein sol l te, und 
(bn n  gibt es wahrschein lich noch eine ganze Rei­
he von anderen Facetten .  

I c h  möchte dazu einen ganz spezifischen Bei­
tr3g leisten und an die Spitze die Frage stel len :  
Was ist eigentlich die Aufgabe der I nd ustriepoli­
tik? Und da bekenne ich mich dazu, daß die Auf­
gabe der I ndustriepolitik primär die Erhöhung 
der Wettbewerbsfähigkeit und der Marktstärke 
der österreichischen Wirtschaft ist, selbst wen n  
d e r  Touch ökologische I ndustriepolitik hier auch 
hineingekommen ist .  Aber primär meine ich ,  d3ß 
doch  ökonomische Argumente im Vordergrund 
stehen sol len .  

Wenn wir also die Wettbewerbsfähigkeit der  
österreichischen Wirtschaft an die Spitze stel len,  
dann stehen wir vor einem, wie ich das nennen 
würde, österreichischen Paradoxon, nämlich daß 
wir auf der einen Seite, wie das  Herr Bundesmini­
ster Schüssel seh r  deutlich hervorgehoben hat, 
eine insgesamt günstige Entwick lung der Lei­
stungsbilanz und recht gute Exporterfolge haben ,  
daß aber auf der anderen Seite, und auch diesbe­
züglich haben sich die Diskussionsredner nicht 
verschwiegen, viele Schwächen in der österreichi­
schen Wirtschaftslandschaft. am österreichischen 
Wirtschaftsstandort festzustel len sind,  und zwar 
in der Forschung und Entwick lung,  im Human­
kapita l ,  bei der  Eigen kapita ldecke. 

Was sind die U rsachen dieses P3radoxons? 
Ich glaube, die Ursachen sind noch relativ wenig 
erforscht. Wir vermuten, daß seh r viel in der P ro­
zeßtechnologie der Firmen liegt, die nicht so 
stark nach außen kommt. Ich glaube weiter ,  daß 
es  nicht genügt. sich nur  die Branchen anzuschau­
en ,  sondern man muß eben darüber hinausgehen.  

Die Ausländer fragen uns ja immer: Wo seid ihr 
Österreicher eigentlich gut? Da haben wir oft 
Schwierigkeiten ,  eine entsprechende Antwort zu  
geben .  Mit Studien 3 U S  unserem Institut, dem in­
dustriewissensch3ftlichen I nstitut. hoffen wir bei 
der Beantwortung dieser Frage einen gewissen 
Beitrag zu leisten ,  der jedenfalls sowohl von Mini­
ster Schüssel als auch von Minister K lima schon 
angezogen wurde, nämlich den Beitrag, da ß wir 
über Branchen hinausgehend Cl uster betrachten 
müssen :  Cluster der österreich ischen Ind ustrie 
oder,  besser ,  Cluster der österreichischen Wirt­
sc haft. 

Damit, meine ich ,  können wir die Fr3ge nach 
den Stärken besonders gut beantworten,  und das 
wiederum, wenn diese Cl uster wichtig sind, wäre 
ein Ansatzpunkt für die Erhöhung der Wettbe­
werbsstärke, für die Ansied l ungspolitik und eben 
für die Industriepolitik .  

\I1inister Schüssel hat an Clustern gen3nnt :  
Bahn,  Telekommunik3tion und,  wen n  ich es rich­
tig mitbekommen habe, E nergie und Road-pri­
cing. 

Wir sind in einer nunmeh r  zweijährigen Studie 
noch einer Reihe von a nderen Verflechtungen 
nachgegangen ,  die wir in d rei Wochen präsentie­
ren werden, vom Timing her ist natürlich dann 
entscheidend,  ob das 3m 1 2. Juni negativ oder po­
sitiv ausgegangen ist .  Aber der Focus sol l te auf 
al le Fä l le, so glauben wir ,  wie auch immer das 
läuft am 1 2 . und wie wir am 1 3 . dann dastehen, 
auf diesen Clustern liegen .  

Einige Beispiele von solchen Stärken :  Es gibt 
eine ganze Reihe von extrem interessanten und 
Performingfirmen im Bauwesen ,  im weitesten 
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Sinne Bauwesen und Bautechnologie, im Bereich 
Papierindustrie, Papiertechnologie. Sie werden 
staunen: sogar im Bereich Texti l ,  Mode, Beklei­
dung, Textil ,  Maschinen, im Bereich Umwelttech­
nik,  im Bereich Biotechnologie, Gentechnik, Me­
dizintechnik, Kunststoff - darauf hat schon die 
ICW hingewiesen - und Automobilzulieferer. 

Allein das Finden, meine Damen und Herren, 
von Hunderten zum Teil mittelständischen ,  zum 
Teil größeren Firmen, die sehr erfolgreich sind, 
ist schon ein Erfolgserlebnis für sich, und ich 
glaube, man sollte einfach auf diesem Wege wei­
termachen. Das sind nicht nur Firmen, sondern in 
solchen Clustern finden sich auch Bildungsinsti­
tutionen und Forschungsinstitutionen mit ganz 
interessanten Erfolgen.  Das Negative - leider 
Gottes! - bei solchen Clustern ist, daß wir immer 
noch einen Teil der österreich ischen Krankheit 
kennenlernen, nämlich das sogenannte Einzel­
kämpfersyndrom. 

I ndustriepolitische Konsequenzen aus dieser 
Clusteranalyse wären:  Man muß zum einen das 
Bewußtsein solcher Stärken schaffen ;  das ist gar 
nicht selbstverständlich. Man sollte die Kräfte auf 
solche Felder lenken und, was Dr. Weissenberg 
am Beginn gesagt hat, man muß den institutionel­
len Dialog, ich würde sagen den wirtschaftspoliti­
schen, den industriepolitischen Dialog zwischen 
Politik, Sozialpartnern, Firmen und anderen In­
stitutionen auf solche Stärken lenken. leID plädie­
re also hier für eine Cluster-bezogene Industrie­
politik zur Stärkung des Wirtschaftsstandortes 
Österreich, und ich hoffe, daß wir als Ergebnis in 
einigen Jahren noch auf viel mehr solcher Stärke­
felder hinweisen können. - Danke. (Beifall. ) 
15.46 

Vorsitzender Abgeordneter Erhard Koppler: 
Ich danke Herrn Professor Clement für seine 
Ausführungen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! In 
der Ausschreibung und in der Einladung zu unse­
rer Enquete wurde ein Zeitrahmen bis 1 7  Uhr an­
gegeben. Mir ist schon klar, daß es an und für sich 
schwer ist, ein Zeitlimit vorzugeben. Aber auf­
grund der Tatsache, daß noch eine Reihe von 
Wortmeldungen vorliegen, sodaß es von der Zeit 
her, die Beantwortung durch den Herrn Bundes­
minister eingeschlossen ,  später wird als 1 7  Uhr, 
möchte ich ersuchen, sofern es möglich ist, keine 
Wortmeldungen mehr abzugeben ,  und ich danke 
vorerst für Ihr Verständnis. 

Als nächster zu Wort gemeldet: Herr Karl 
Schrotter, Betriebsratsobmann von Böhler-Ude­
holm. 

15.47 

Karl Schrotter (ARGE Böhler): Sehr verehrter 
Herr Vorsitzender! Sehr verehrte Herren Bundes-

minister! Meine sehr verehrten Damen und Her­
ren !  Als Belegschaftsvertreter der Böhler-Ude­
holm-Gruppe möchte ich die Aussage von Herrn 
Dr. Glatz nicht im Raume stehenlassen .  Herr Dr. 
Glatz sagte, die Installierung eines Eurobetriebs­
rates sei ein Hemmschuh für den Industriestand­
ort Europa und die Betriebsräte seien Verhinde­
rer. - Ich möchte ihn doch fragen, ob er mir -
ich behaupte, er kann es n icht - einen Betrieb 
nennen kann, wo Belegschaftsmitglieder verhin­
dert haben, daß ein Unternehmen expandiert. 
Oder kann er mir ein Unternehmen nennen, wo 
Betriebsräte, Belegschaftsmitglieder schuld sind, 
daß es mit dem Unternehmen bergab ging? 

Im Gegenteil. Ich könnte ihm einige Unterneh­
men nennen, wo es die Belegschaftsvertretungen 
waren, die im Aufsichtsrat aufgezeigt haben, 
wenn im Unternehmen etwas schiefgelaufen ist, 
und überall dort, wo den Belegschaftsvertretun­
gen zugestimmt wurde, wo man dem Rat der Be­
legschaftsvertretung gefolgt ist, gibt es diese Un­
ternehmen noch. Als Beispiel dafür, daß man 
dem nicht Rechnung getragen hat, möchte ich 
nur die AMAG nennen, wo die Belegschaftsver­
tretung schon vor fünf Jahren darauf hingewiesen 
hat, daß die Entwicklung nicht in die richtige 
Richtung geht; die Probleme sind uns ja bekannt. 

Ich darf als Vorsitzender der Belegschaftsver­
treter von Böhler-Udeholm hier feststellen, daß 
wir sofort nach dem Erwerb der Betriebe in 
Schweden eine grenzüberschreitende Beleg­
schaftsvertretung verlangt haben - und sie funk­
tioniert. Sie wurde in einer Vereinbarung mit 
dem Aufsichtsrat beschlossen, und ich kann nur 
abermals sagen: sie funktioniert. Die folgenden 
Worte sind nicht von mir, sie wären Eigenlob, 
sondern sie stammen von ein igen Mitgliedern des 
Aufsichtsrates und vom Vorstand der Böhler­
Udeholm. Diese sagten :  Ohne die konstruktive 
Mitarbeit der Belegschaftsvertretung hätten wir 
d iesen großen Strukturschritt, diese großen 
Strukturbereinigungen der Unternehmungen in 
Schweden, Düsseldorf und Österreich nicht ge­
schafft. Daher bin ich überzeugt, daß es kein zu­
künftiges Europa ohne Eurobetriebsrat geben 
wird, es sei denn, wir wollen kein fortschrittliches 
Europa. - Danke. (Beifall.) 15.51 

Vorsitzender Abgeordneter Erhard Koppler: 
Ich danke Kollegen Schrotter für seine Ausfüh­
rungen. 

Als nächster zu Wort gemeldet: Herr Dipl.-Ing. 
Rudolf Schicker, Österreich ische Raumordnungs­
konferenz. - Bitte. 

15.51 

Dipl.-Ing. Rudolf Schicker (ÖROK): Sehr ge­
ehrte Damen und Herren!  Die Österreich ische 
Raumordnungskonferenz beschäftigt sich seit 
mehreren Jahren intensiv mit der Frage der re-
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gionalen Wirtschaftsentwickl ung und mit den Im­
p l ikationen des Beitritts zur Europäischen Union 
bez iehungsweise der  Öffnung der Ostgrenzen.  
Vergle icht man die Ergebnisse der Arbeiten ,  d ie 
im Rahmen der ÖROK gemacht wurden ,  mit  den 
Referaten des Vormittags, so zeigt s ich,  daß die 
i nternationalen Erfahrungen sich auch mit den 
österreich ischen Problemlagen decken .  B rooks 
von der OECD hat darauf h ingewiesen ,  daß im 
internationa len Wettbewerb nicht mehr die Kon­
kurrenz zwischen Einzelstandorten und Klein re­
gionen im Vordergrund steht, sondern daß größe­
re regionale E inheiten ihre Qual itäten anbieten 
und miteinander in  Kon k urrenz stehen.  

Zwe ifel los hat s ich auch in  Österreich die i ndu­
striel le Standortpol it ik von E inzelstandorten ver­
absch iedet. Das Denken in grö ßeren Einhe iten 
h inkt  aber trotzdem noch nach .  Zwei Beispiele: 
Der Wiener Raum endet nicht an der Wiener 
Stadtgren ze beziehungsweise an der Landesgren­
ze .  Vielmehr reicht der  Standort Wien mit h ine in  
in  Te i le  :\ iederösterreichs, Nordburgenlands und 
grenzüberschreitend in  die Slowakei ,  Tschechien 
und LJ ngarn . Die I ndustrieregion Oberste iermark 
man i festiert sich nicht durch Donawitz oder Kap­
fenberg allein ,  sondern ist als Gesamtregion als zu 
verändernder, neu zu posit ionierender I ndustrie­
standort zu verstehen .  

Ohne  Denken in größeren regionalen E inhei­
ten wird vermutlich die Standortpol i t ik , d ie I ndu­
striepol it ik i n  Österreich wen iger e rfolgreich sei n  
können.  Dafür fehlen aber auch e inze lne institu­
tione l le Rahmenbedingungen .  Wenn man daran 
denkt. daß die Wiener I nd ustriepo l it ik in der Re­
ge l an  der Stadtgrenze Wiens aufhört, da ß die In ­
dustriepolitik N iederösterreichs ebenfal ls  an  der 
Stadtgrenze Wiens hal tmacht und sich nur als In ­
dustriepol it ik für das W iener Umland versteht,  
dann erkennt man , welche Probleme da auftreten .  
Yle iner  Mei nung nach könnte seitens der  Bundes­
pol i t i k  dadurch  Unterstützung geleistet werden ,  
daß  gee ignete Mögl ichkeiten geschaffen werden, 
um einen i n nerregionalen Ausgleich bei der I nd u­
strieansiedlung zu schaffen und die Standortkon­
k urren z  von Gemeinden,  die zwangsläufig aus 
den Gemeindeabgaben, aus den gemeindebezoge­
nen Steuern ih re Vorte i le  ziehen, zu vermeiden.  
Damit würde seitens des Bundes auch e in  Beitrag 
zur Überwindung von Ländergrenzen gele istet. 

Wen n  die österreichische I ndustrie und die U n ­
terstützung durch staatl iche E i nrichtungen er­
folgre ich sei n  sol len,  w i rd es auch darum gehen,  
in  d iesen grö ßeren regionalen E inheite n  zu ge­
bündelten Maßnahmen der Min ister ien,  der Län­
der ,  der Gemei nden zu kommen ,  und d ieser ge­
bündelte Mitteleinsatz ist anhand regionaler E nt­
wick lungsprogramme zu vo l lziehen .  

D i e  Strukturpolit ik der Europäischen Union 
zeigt, daß das zweckmäßig und s innvo l l  ist. Die 

Vergabe von Regionalförderungen orientiert s ich 
an Programmen ,  integrierten P rogrammen über 
I n frastrukturpol i t ik ,  Technologiepol i t ik ,  u nter­
nehmensnahe Dienstleistungen und - wei l  es 
heute extra a ngesprochen wurde - auch über 
Umweltpol i ti k .  Ich denke,  daß die Chance zur 
Umstel lung auf eine programmatische u nd i n  
Maßnahmenbereichen abgestimmte regionale 
Wirtschaftspol it ik  möglichst rasch in  Österreich 
Eingang finden sollte. rBeifall. ) 1 5 .55 

Vorsitzender Abgeordneter Erhard Koppler: 
Ich danke Herrn Schicker für sei nen Beitrag. 

Als nächster zu Wort gemeldet ist Herr Gernot 
Kindelmann von der SG P-Verkehrstechn ik .  -
Bitte schön.  

1 5.56 

Dkfm. Gernot Kindelmann (SGP-Verkehrs­
techn ik ) :  Herr Bundesmin ister! Meine Damen 
und Herren! Ich bin in der Schienenfahrzeugin ­
dustrie tätig, e iner sogenannten alten I ndustrie, i n  
Wi rkl ichkeit e i ner seh r  alten ,  j a  e iner der ältesten 
I ndustrien . W i r  sind daher von der Frage nach 
der Zuk unft des Standortes Österreich als I ndu­
striestandort d i rekt Betroffene. Das ist für uns so­
zusagen e ine Gru ndsatzfrage. Beantworten wir 
diese trotzdem mit e i nem Ja i n  der Zukunft und 
sehen wir sie posit iv,  dann deshalb,  wei l  uns die 
letzten Jahre gezeigt haben,  daß die Qual ität, d ie 
wir  l iefern können,  dank der Qual ität unserer 
Mi tarbeiter international akzeptiert wird.  Das 
macht uns Hoffnung, und wir sehen uns in d ieser 
Hoffnung d urch die Aussage von Herrn Dr. 
Brunke bestätigt. der die Waggon industrie aus­
drück lich im Rahmen der Preussag AG erwähnte . 

Welche Barrieren sehen wir für die Standort­
sicherung oder für e i ne etwas lockerere Betrach­
tungsweise? - Die Hauptbarriere der  Gegenwart 
ist für uns sicherl ich der Stru kturwechse l .  den wir  
in  der I ndustrie in  d ieser Branche zu bewäl tigen 
haben .  Aus e iner horizontal und regional struktu­
rierten Industrie wird e ine vert ikal isierte, e in Zu­
sammenschlu ß  von Elektrotechn i kern und Me­
chanikern zur E ntwick lung neuer Produkte .  Das 
br i ngt auch in den U nternehmen und Betrieben 
eine ganz neue Struktur .  Wir verri nge rn  laufend 
die Fertigungstiefe bis an die G renzen unserer 
Standortfähigkeiten,  und wir haben gleichzeit ig 
unsere Design- und Konstruktionskapazi täten so 
zu erhöhen ,  daß wir  dem i nternationalen Stan­
dard auch wirkl ich entsprechen können.  

Die Produkte haben e inen immer kürzeren Le­
benszyklus. Waren es vor zehn  Jahren noch 
30 Jahre, die man für Lokomotiven an Lebenszeit 
ansetzte, so spricht man heute von Wegwerfpro­
dukten und meint damit in der E isenbah ntechn ik  
1 0  b is  1 5  Jahre .  Das br ingt natürl ich ganz andere 
Anforderungen mit sic h .  
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Die internationale Arbeitsteilung nimmt zu, 
und sie nimmt in einem immer schnelleren Maße 
zu, was uns natürlich zwingt, zunehmend besser 
informiert zu sein.  Auch das ist ein Mehrauf­
wand, der, betrachtet man die internationale Ver­
knüpftheit, nicht so ohne weiteres in der Um­
strukturierung zu schaffen ist. Trotzdem: Wir 
sind stolz auf unsere Erfolge in China, auf unsere 
Erfolge in Singapur und auf unseren jüngsten Er­
folg in Bangkok. 

Wir sehen es aber auch ganz klar, wie das Herr 
Dr. Glatz in einem Nebensatz zum Ausdruck 
brachte, als er meinte, der Produktivitätszuwachs 
bei Daimler war im letzten Jahr 1 0  Prozent, 
20 Prozent liegen noch vor ihm. Wir sehen das in 
ähnlichen Größenordnungen ,  wenn wir zur inter­
nationalen Spitze, sprich zu den USA oder zu Ja­
pan, aufschließen wollen .  

Was wünschen wir  uns von einer österreich i ­
schen Industriepolitik? - Wir wünschen uns in  
erster Linie, daß der Heimmarkt nicht völlig aus­
trocknet, damit wir nicht, nachdem wir gerade 
schwimmen gelernt haben, auf dem Sande liegen, 
und wir hoffen auf eine Industriepolitik, die uns 
den Zeitrahmen verschafft, die Restrukturierung 
mit Erfolg zu beenden. Für diese unsere beiden 
Anliegen finden wir hohes Verständnis. - Vielen 
Dank,  meine Damen und Herren.  (Beifall. ) 16.01 

Vorsitzender Abgeordneter Erhard Koppler: 
Ich danke Herrn Dkfm. Kindelmann für seinen 
Beitrag. 

Als nächster zu Wort gemeldet ist Herr Mag. 
Johann Moser von der GBI .  - Bitte. 

/6.0/ 

Mag. Johann Moser (GBI) :  Meine sehr geehr­
ten Damen und Herren!  Ich bin der Geschäfts­
führer der Gesellschaft des Bundes für industrie­
politische Maßnahmen und somit Repräsentant 
einer Gesellschaft, die bereits Aktivitäten setzt, 
um den Standort Österreich beziehungsweise be­
stimmte Standortfaktoren zu verbessern. 

Insgesamt haben wir vier Geschäftsfelder. 

Das erste Geschäftsfeld ist das Restrukturie­
rungsgeschäftsfeld, wo wir versuchen, private Be­
triebe, die in Schwierigkeiten gekommen sind und 
eine regionale und industriepolitische Bedeutung 
haben, zu sanieren. Die Vergangenheit hat bei 
fünf Betrieben gezeigt, daß diese Vorgangsweise 
sehr erfolgreich war. Zurzeit haben wir zwei Be­
triebe: erstens die Assmann-Ladenbaugruppe und 
zweitens Schmidt-Schrauben in Hainfeld. Beide 
Betriebe sind in traditionellen Industriestruktu­
ren tätig, aber wir haben heute schon gehört, daß 
es für einen Industriestandort auch sehr wichtig 
ist, traditionelle Strukturen aufrechtzuerhalten.  

Wir  haben diese beiden Betriebe letztes Jahr 
übernommen, mittlerweile eine Produktivitäts­
steigerung von ungefähr 4 0  Prozent erreicht und 
damit bereits eine große Wettbewerbsfähigkeit 
auf dem internationalen Markt auch durchge­
setzt. 

Am Beispiel der Schmidt-Schrauben möchte 
ich aber auch verdeutlichen, wo ein Problem auch 
der Industriepolitik zurzeit klar zutage tritt: Auf 
der einen Seite fordert man eine Ökologisierung 
dieser Industriepolitik - ich bekenne mich auch 
dazu, aber genau dieses Problem haben wir bei 
Schmidt, wo ein sehr stark kontaminierter Boden 
zu bereinigen ist - ,  und da gilt es natürlich, auf 
der einen Seite auf dem Markt zu reüssieren, auf 
der anderen Seite auch diese Kosten für das 
Standortrecycling aufzubringen. 

Es gibt hier in Österreich Instrumente, aber die 
Durchsetzung dieser Instrumente ist durch sehr 
große administrative Hürden gekennzeichnet, 
und das ist auch der Punkt, der für eine zukünfti­
ge Industriepolitik wesentlich ist: Wenn  wir 
Standortrecycling betreiben wollen, dann ist auch 
die Administration in dem Maße nachzuziehen, 
daß das rasch und zügig vorangeht, damit man 
auch die nächsten Schritte einleiten kann. 

Das zweite Geschäftsfeld in der GBI ist ein of­
fensives Feld: Das ist die Bereitstellung betriebli­
cher Infrastrukturen. Wir haben damit schon sehr 
früh auf jene Punkte reagiert, die heute auch 
schon mehrfach angeführt wurden: daß man be­
triebliche Infrastrukturvorleistungen anbieten 
soll, quasi als Saatbeet für neue Unternehmun­
gen, für neue Unternehmensgründungen, für das 
sogenannte Unternehmensumfeld . 

Wir haben auch hier klare Vorgaben, wo wir 
einmal sagen: Wir entwickeln diese Wirtschafts­
parks, Science-Parks, Technologieparks in Regio­
nen, wo der Markt selbst nicht aktiv wird. Das 
heißt, wir versuchen, quasi dort Wachstumspole 
und Agglomerationsvorteile für d ie Unterneh­
men zu initiieren und zu simulieren, sodaß letzt­
lich dort auch ein Unternehmensklima entsteht 
und auch entsprechende Arbeitsplätze ökologisch 
ausgerichtet entstehen können. 

Wir haben daneben auch noch industriepoliti­
sche Forschungsaktivitäten. Unsere Studie über 
die üstöffnung wurde heute schon zitiert. Es gibt 
auch eine größere Infrastrukturuntersuchung. 
Was braucht Österreich an infrastrukturpoliti­
scher Vorleistung? Minister Klima - wir sind 
eine hundertprozentige Tochtergesellschaft des 
Bundesministeriums für öffentliche Wirtschaft 
und Verkehr - wird in nächster Zeit auch eine 
Studie mit dem Thema "Industriebeschäftigung 
und strukturpolitische Maßnahmen" vorstellen, 
wo genau diese Aspekte Berücksichtigung finden, 
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Mag. Johann Moser 

die eigentlich für eine aktive Industriepolitik 
wichtig sind .  

Lassen Sie mich noch eine Anmerkung ma­
chen:  Ein viertes Feld - das habe ich jetzt verges­
sen ,  es wurde heute aber bereits von Frau Pacher 
präsentiert - ist die Ansiedlungspolitik .  Diese 
gehört noch zu uns, das ist eine Tochtergesel l­
schaft. Wir konnten durch diese Maßnahmen im 
letzten Jahr über 1 000 Arbeitsplätze sichern be­
ziehungsweise schaffen .  Das ist keine gro ße Zahl ,  
aber in einem Zeitraum, in  dem die I nd ustriebe­
schäftigung massiv zurückgeht. sind 1 000 neue 
Arbeitsplätze gesichert beziehungsweise geschaf­
fen eine doch recht ansehnliche Zahl .  

Ich möchte noch eine einzige Anmerkung zur 
Ind ustriepolitik generell machen . . .  

Vorsitzender Abgeordneter Erhard Koppler 
( das Glockenzeichen gebend): Bitte zum Sch luß 
zu kommen .  

Mag. Johann Moser Ifor/setzend) :  Die Auffor­
derung oder der Wunsch an eine I ndustriepolitik 
wäre, daß man versucht .  im Rahmen der EU eine 
dreistufige Ind ustriepolitik zu machen.  und zwar 
in der Form. daß wir die EU als "Dach "  haben 
und in Österreich die nationale I nd ustriepolitik 
als "Zahnrad" zu den Regionen benützt - als 
Punkt  eins - und diese koordiniert. 

Letzter Pun kt: daß man auch - das wurde 
auch schon mehrfach angeführt - jene Dialog­
strukturen aufbaut. wo man einen bestimmten 
Ansprechpartner hat. damit man für die I nd ustrie 
die Wege zur Politik red uzieren kann .  Denn ich 
g laube,  daß die Industrie den Markt und nicht die 
Administration bearbeiten sol l .  - Danke schön .  
( Beifall. ) 1 0.1) 7 

Vorsitzender Abgeordneter Erhard KoppIer: 
Ich danke Herrn Mag. :vtoser für seine Ausfüh­
rungen. 

Als nächster zu Wort gemeldet ist Herr Gene­
raldirektor Wenckheim. Ottakringer Brauerei . I n  
Klammern :  Mitglied des Privatisierungsausschus­
ses der Ö IAG. 

1 0.U7 

Generaldirektor Dkfm. E ngelbert Wenckheim 
( Bundeskammer der gewerblichen Wirtschaft, 
Sektion I nd ustrie, Brauerei ) :  Herr Vorsitzender! 
Ich komme nicht als Mitglied des Privatisieru ngs­
ausschusses, sondern ich möchte vor a l lem als 
Obmann der Sektion I nd ustrie einen Gedanken 
kurz ins Spiel bringen. der. glaube ich. von mei­
nem Kol legen nicht wirk lich ins Spiel gebracht 
wurde. 

Eigentlich sind das. was die I nd ustrie als Kapi­
tal hat. die Menschen. die in u nseren U nterneh­
mungen arbeiten .  Dieses Kapital ist absolut das 

wertvollste. und ich glaube. daß unser Österreich 
den Weg mit einer Sozialpartnerschaft gegangen 
ist, daß U nternehmer und Mitarbeiter einen Zu­
sammen halt gefunden haben,  der beispielgebend 
ist. 

Wenn hier von einer Fraktion gesagt wurde,  
daß heute nicht der Tag der E U  ist. dann möchte 
ich ganz k raß im Namen meiner Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter - es sind 520 000 in der  Indu­
striesektion organisiert, wen n  man so sagen darf, 
im Rahmen von 9 000 Mitgliedsbetrieben - die­
sem Gedanken widersprechen. denn nur dann 
können wir  die Zukunft dieser Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter sichern. wen n  wir  a n  die Phanta­
sie. an  die Anpassung und das Unternehmertum 
dieser Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter glauben .  
U n d  das war es eigentlich, was i n  d e n  letzten 
50 Jahren unser Land aufzubauen geholfen hat. 

Ich möchte aber aus persön licher Sicht meines 
U nternehmens auch zu etwas aufrufe n .  Auch ich 
komme aus ei ner nicht alten I ndustrie. sondern 
aus  einer  reifen I ndustrie. Ich glaube. wir sind 
wah rscheinlich reif geworden,  und unsere Unter­
nehmungen würden nicht bestehen.  wenn sie 
nicht auf dem modernsten Stand der Tech nologie 
und der Technik wären .  

Ich glaube. das, was wir a ls  kleines Unterneh­
men bewiesen haben .  war.  daß der  Wettbewerb 
niemandem schadet. daß es nur der Wettbewerb 
ist,  mit dem man die Herausforderungen der Zu­
kunft bewältigen kann ;  nur  mit dem Wettbewerb 
wird Leistung von Nicht-Leistung getrennt .  Ich 
glaube. das ist das entscheidende: daß wir auch in  
Zukunft die Möglichkeit eines Wettbewerbes. ei­
ner Spezialisierung haben .  Darum möchte ich 
mich noch einmal ganz besonders dazu bekennen ,  
daß uns  nur der Weg nach Europa helfen kan n .  
(Beifall. )  1 0.1i<) 

Vorsitzender Abgeordneter Erhard Koppler: 
Danke. Herr Generaldirektor Wenck heim. für I h­
ren Beitrag. 

Als nächster zu Wort gemeldet ist Herr rvtag. 
Franz Obermayr von der Braubeteiligu ngs AG. 

1 0 . 1  Ii 

Mag. Franz Obermayr ( BBAG) :  Herr Vorsit­
zender! Meine Herren Referenten !  Meine seh r  
geehrten Damen u n d  Herren! Herr Minister D r .  
Schüssel hat in seinen Eingangsworten sehr k u rz 
auf den Nachholbedarf auf dem steuerlichen Sek­
tor im Hinblick auf die EU hingewiesen .  Ich darf 
dazu aus der Sicht  der heimischen Geträn keindu­
strie - mit einem Produktionswert von immer­
hin  1 9  Milliarden Schilling, einem Exportwert 
von 2.6 Milliarden Schil ling und 9 600 Mitarbei­
tern - Wünsche und auch Besorgnis heute hier 
deponieren.  
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Mag. Franz Obermayr 

Auf betrieblicher Ebene geht man in den öster­
reichischen U nternehmen seit geraumer Zeit zü­
gig an die EU-Adaptierung heran. Doch um die 
aus einem EU-Beitritt resultierenden Probleme 
letztlich zu bewältigen, bedarf es auch der Unter­
stützung durch die öffentliche Hand. Dabei, mei­
ne Damen und Herren, geht es keinesfalls um 
ökonomisch unvertretbare Vorstellungen wie 
etwa wettbewerbsverzerrende Förderungen oder 
gar Stillegungsprogramme, sondern es geht da­
rum, die Absicherung Österreichs als Industrie­
standort durch eine wettbewerbsneutrale Gestal­
tung der Steuern, im besonderen der Verbrauchs­
steuern, zu gewährleisten. 

Lassen Sie mich das kurz mit Fakten belegen, 
zunächst am Beispiel Bier: Es ergibt sich in Rela­
tion zu Deutschland eine doppelt so hohe Bier­
steuer. Pro Hektoliter beträgt die Steuer 240 S in 
Österreich und 1 30 S in Deutschland. 

Bei der Umsatzsteuer für Getränke mag die 
Differenz zwischen Österreich - 20 Prozent -
und Deutschland - 1 5  Prozent - vorerst nicht 
groß erscheinen, doch ist diese Differenz im Zu­
sammenhang mit Verbrauchssteuern und den Ko­
stennachteilen bei agrarischen Rohprodukten 
sehr wohl maßgeblich. 

Eine weitere Verzerrung der Chancen stellt die 
Getränkesteuer dar, die, abgesehen von der Fra­
ge, ob sie mit EU-Recht kompatibel ist, in den 
deutschen Bundesländern praktisch abgeschafft 
ist. 

Schließlich noch die Frage der Branntweinsteu­
er auf alkoholhaltige Limonadengrundstoffe: In 
der EU ist Alkohol, der zur Herstellung von Aro­
mastoffen für Limonaden benötigt wird, bekannt­
licherweise steuerbefreit. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren!  Die 
österreichische Getränkeindustrie, im besonderen 
die heimische Brauwirtschaft und die von ihr be­
lieferten Abnehmer, erwartet daher im Falle des 
von uns sehr erhofften und immer unterstützten 
Eintritts in die Europäische Gemeinschaft eine 
Neuregelung der angesprochenen Steuern. - Ich 
danke für Ihre Aufmerksamkeit. (Beifall.) 1 6.13 

Vorsitzender Abgeordneter Erhard Koppler: 
Ich danke Herrn Mag. Franz Obermayr für sei­
nen Beitrag. 

Als nächster zu Wort gemeldet: Herr Dipl .- Ing. 
Ernst Tutschek, Austrian Energy. Ich bitte um 
Ihre Ausführungen. 

16.13 

Dipl.-Ing. Ernst Tutschek (Austrian Energy): 
Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Bundes­
minister! Meine Damen und Herren!  Ich möchte 
mein kurzes Referat mit einer Frage von Dr. 
Brunke beginnen. Er fragt allgemein: Mit wieviel 

muß die Industrie gefördert werden, damit zu­
sätzliche Arbeitsplätze im Dienstleistungsbereich 
geschaffen werden können? Für Österreich 
möchte ich eine etwas leichtere Frage stel len: Mit 
wieviel muß die Industrie gefördert werden, da­
mit die Industrie und die industrienahen Dienst­
leistungen erhalten werden können? 

In diesem Zusammenhang hat Herr Peter be­
reits auf die Wichtigkeit der Wechselwirkung von 
Industrie und Dienstleistungen hingewiesen. -
Nun: Wieviel Förderung, wieviel Geld braucht 
unsere Industrie? - Ich sage Ihnen: nicht mehr, 
aber doch mindestens soviel, wie unsere Konkur­
renz auch bekommt. Stichworte: F & E, Techno­
logieüberleitung, Exportförderung. 

Die ThemensteI lung in Österreich ist also: In­
dustrie erhalten. Wir haben heute in einzelnen 
Branchen einen Existenzkampf, dramatische 
Wertschöpfungsverluste. Mein Vorredner Silber­
mayr hat darauf hingewiesen - und unlängst 
auch Abgeordneter Nowotny in einer Zeitung - ,  
daß das Industriesterben eigentlich viel größer ist 
als das Bauernsterben .  - Vielleicht ist das in der 
EU-Kampagne übersehen worden. 

Industrie kostet Geld - das ist schon in den 
Köpfen der Bevölkerung. Unsere Aufgabe ist es, 
dieses "Geld kosten" positiv zu besetzen. Mana­
gementerfolge in der jüngeren Zeit geben Hoff­
nung, daß das geht. Heute kein Geld mehr in die 
Industrie zu investieren, weil es früher Flops ge­
geben hat oder es für Flops verbraucht wurde, 
kann nicht die Lösung sein. Die Industrie muß 
weiter Geld kosten,  die Kosten müßten aber als 
Investition, als RUI - return und investment -
verstanden werden und nicht als Verlustabdek­
kung oder Sanierungskosten .  Und ich sage Ihnen: 
Ein Kostenverständnis ist erzielbar. 

Am Beispiel U mweltschutz: Vor zehn Jahren 
hat man gesagt: Umweltschutz kostet Geld. Heute 
hat die Bevölkerung schon begriffen, daß es sinn­
voll ist, Geld in den Umweltschutz zu investieren. 

Bei der Industrie müßte das eigentlich auch ge­
hen. Die Technikfeindlichkeit müssen wir noch 
weiter abbauen und unsere Dialogfähigkeit weiter 
verbessern. Das Ziel muß sein,  aus Kompetenz­
und Referenzgründen im Export mindestens kri­
tische Massen in den industriellen Kernbereichen 
zu erhalten. Und man muß so konzentriert vorge­
hen wie zum Beispiel in der Energie- und Um­
welttechnik .  Ich durfte eine Fusion von SGP und 
Waagner-Biro machen, die sich international sehr 
bewährt hat. Wir haben unseren Auftragseingang 
vom Fusionsjahr auf das zweite Jahr von 3,4 auf 
6 Milliarden gesteigert, wir hatten 80 Prozent Ex­
portanteil ,  und der österreichische Anteil ist, ab­
solut gesehen, gleichgeblieben. 
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Dipl.-Ing. Ernst Tutschek 

Dazu ist es e ine Forderung. ja Notwendigkeit.  
Österreich in  Österreich und im Ausland weiter 
als Industriestaat gelten zu  l assen .  Und dafür 
müssen wir auch etwas tun. Ich meine. Privatisie­
rung a l le in  ist kein Al lhei lmittel .  Wir müssen die 
Rahmenbedingungen verbessern. H ier haben wir 
einiges getan .  und das wird auch international  
anerkannt.  zum Beisp iel auf dem steuerl ichen 
Sektor .  Bei  den Exportförderungen h inken wir 
nach .  Hamminger und Si lbermayr haben bere its 
darauf h ingewiesen .  Ich möchte aber doch e rwäh­
nen. daß die Österreich ische Kontrol lbank in  den 
letzten fünf Jahren das jährl iche Haftungsvolu­
men um 50 Prozent reduziert hat. 

Wir brauchen auch Aufträge vom Heimmarkt.  
Ich habe großes Verständnis für die Po l i t ik  der 
Verbundgese l lschaft mit neuem Management. 
daß jetzt keine Kraftwerke mehr gebaut werden. 
mir ist dadurch aber n icht geholfen .  

Damit wieder zu der  F irma Austrian E nergy. 
die ic h leiten darf: M it 80 Prozent Export hat 
man im Ausland bereits Probleme. wei l  man 
fragt: Was macht ihr e igentlich daheim? Und 
wenn es ein Enqueteziel ist. zu k lären. wie man 
Österreich a ls Industriestandort stärken kann.  
dann muß ic h sagen :  Wir  brauchen auch das Be­
kenntnis zur I ndustrie. i nsbesondere auch das En­
gagement und die Ris ikobereitschaft des K redit­
apparates und der öffentl ichen Hand . An lagen­
bauprojekte wie zum Beispiel Mü llverbrenn ungs­
anlagen halten Private re in  aus Genehmigungs­
gründen nicht durch. 

Ich möchte daher meinen Schlu ßappel l  a n  Sie 
richten :  Industrie kostet etwas. muß anders be­
setzt in unsere Köpfe. Auch die Ausländer lassen 
sich ih re Industrie etwas kosten .  Zum Teil schüt­
zen sie ihre I ndustrie. auch in der EC.  in Frank­
reich .  in Ita l ien.  i n  Deutsch land mit seinen neuen 
Bundesländern .  Diese Kosten dürfen al lerdings 
n icht a ls Verluste. sondern sie müssen als I n vesti­
tion mit RUI verstanden werden .  Wenn das die 
österreichische Bevölkerung versteht und d ie Po­
l it iker es entsprechend vertreten. dann ist mir um 
Österreich als Industriestandort nicht bange. 
( Beifall. ) /6 . /8  

Vorsitzender Abgeordneter Erhard Koppler: 
Ich danke Herrn Dip l . - Ing. Tutschek für seine 
Ausfü hrungen .  

Als  nächster zu Wort gemeldet ist Kol lege 
Baumgartinger. Betriebsratsobmann der Len­
zing AG.  

/6 . 18 
Walter Baumgartinger ( Lenzing AG): Werter 

Herr Vorsitzender !  Wertel' Herr Min ister !  Meine 
Damen und Herre n !  Ich komme aus der Len­
zing AG. wie Sie schon gehört haben .  aus e inem 
Betrieb mit e inem 80prozentigen Exportante i l .  

Ich möchte dazu sagen :  Vor zwe i  Jahren betrug 
die Beschäftigtenzahl 3 900. und zum heutigen 
Tage beträgt sie 3 1 00. Daraus e rgibt sich schon. 
was sich in  den letzten zwei b is drei Jahren in 
unserem Betrieb abgespielt hat. und zwar wegen 
der sogenannten Exportnotwendigkeit. d ie wir 
vorfinden.  

Ich  möchte a ls Belegschaftsvertreter dieser gro­
ßen Belegschaft auch hier sagen ,  daß ich es nicht 
ganz verstehe, wen n  man heute Polit ik gegen ei­
nen EU-Beitritt machen wi l l .  Ich sage für unsere 
gan ze Belegschaft im H ause . daß wir  zum Beitritt 
positiv stehen,  wei l  wir glauben ,  daß wir a ls öster­
reichische Industriearbeiter vor n ichts Angst zu 
haben brauchen.  da gerade wir  in der Industrie 
befähigt s ind, d ieser EU beizutreten und dort un­
seren Mann zu stel len. IAbg. Monika L a 1 1  g t h a ­
I e r: Oder 1ll1Sere Frau.' )  

Ich b in  seh r  froh darüber. daß d iese E nquete 
heute hier stattfindet. Den n  d ie Verteufe lungspo­
l it ik  der Industrie hat in den letzten Jahren in 
Österreich ,  glaube ich , e inen Gipfel e rreicht, und 
das kann man nicht so ohneweiters h innehmen .  
Ich glaube, heute s ind  ganz posi tive Aussagen 
über unseren österreichischen wirtschaftlichen 
Ste l lenwert zum Ausdruck gekommen. In �I l len 
Reden habe ich das vernommen,  wen n  es natür­
l ich  auch Einschrän kungen gab und auch auf Pro­
bleme hingewiesen wurde. 

Aber ich möchte hier doch darauf verweisen .  
daß mir eines in  der  Debatte e i n  bi ßchen zu kurz 
gekommen ist, werte Damen und Herren :  Man 
hat zwar immer gesagt, was man al les gemacht 
hat, hat dabei aber vergessen zu erwähnen,  was 
die Belegschaften in d iesen I nd ustriezweigen in 
der vergangenen Zeit zu machen bereit waren,  
damit wir  d iesen Ste l lenwert erreichen kon nten,  
werte Damen und Herren! 

Ich sage noch e inmal i n  aller Ruhe: Österreich 
ist ein guter I ndustriestandort. Es ist ja,  was h ier 
schon al les bei a l lem soz ialen Fr ieden geschehen 
ist, schon angek lungen .  und ich möchte die So­
zial partnerschaft hier in d iesem Hause in Er inne­
rung rufen .  Sie ist eigentlich ein Garant für das 
gewesen ,  worum uns viele i n  der Welt beneiden: 
daß wir a l l  das, was hier geschehen ist, auch wirk­
l ich  in  gemeinsamer Arbeit und in  gemeinsamer 
AufgabensteI lung durchgezogen haben .  

Was ist denn al les geschehen in  dieser Zeit? -
Die Leistungsbereitschaft unserer I ndustriearbei­
ter. der Bi ldungswil le ,  den unsere Arbeitnehme­
r innen und Arbe itnehmer in d iesem Kre ise ha­
ben ,  haben mitgeholfen, daß wi r  d iesen Stel len­
wert erreichen konnten.  D ie große Umstrukturie­
rungswelle.  d ie es in den letzten zwei Jahre n  gege­
ben hat, werte Damen und Herren. beziehungs­
weise d iese Rationalisierungswelle muß,  so wie sie 
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Walter Baumgartinger 

in Österreich durchzogen wurde, anderswo ge­
sucht werden.  

Ich möchte aber doch einige Punkte anschnei­
den, bezüglich derer ich besorgt bin. Die Export­
wirtschaft und im wesentlichen die Industrie sind 
in einigen Punkten hier in Österreich sehr, sehr 
gefordert. Wettbewerbsverzerrungen gibt es na­
türlich sehr viele. Erstens stellen natürlich Um­
weltfragen und Umweltkosten durch den hohen 
Exportanteil ein großes Problem dar. Ich stehe 
zur Ökologie. Aber eines muß man sagen: Man 
muß sich national überlegen, wie man diese Din­
ge unterstützen kann. 

Man hat unendlich lange Behördenwege vor 
sich, wenn man neue Dingen anfangen möchte, 
wenn man ein neues Produkt einführen möchte. 
Und wir haben auch - und das muß ich für die 
Exportwirtschaft sagen - die Hartwährungspoli­
tik. Ich sage nicht, daß sie schlecht ist. Aber ich 
glaube, daß wir überdenken müssen, wie wir so 
manche Hürden überspringen können. Das sage 
ich hier jetzt noch einmal: Die Beschäftigungspo­
litik ist meiner Ansicht nach hingegen etwas zu 
kurz gekommen. 

Meine Damen und Herren! Liebe Fachleute ! 
Sagen Sie nur bitte, wie wir d ieses Problem der 
Beschäftigung in der nächsten Zeit bewältigen 
werden können, denn wenn wir uns wieder in  
Richtung Vollbeschäftigung bewegen, dann könn­
ten wir uns auch das Einkommen und das soziale 
Netz in Österreich leisten. - Danke schön. (Bei­
fall.) / 6.23 

Vorsitzender Abgeordneter Erhard Koppler: 
Ich danke dem Herrn Kollegen Baumgartinger 
für seinen Beitrag. 

Als nächster zu Wort gemeldet ist Herr Direk­
tor Dr. Winfried Waibel von der Firma Pfanner. 
- Herr Direktor Waibel scheint nicht da zu sein. 
Dann gebe ich mit großer Freude dem nächsten, 
Herrn Professor Dr. Streicher, das Wort. - Bitte. 
(Abg. Monika L a  n g t h a L e  r: Professor ist er 
auch schon?) 

/6.23 

Dipl.- Ing. Dr. Rudolf Streicher (Steyr-Daim­
ler-Puch): Herr Präsident! Meine sehr verehrten 
Damen und Herren!  In alter Verbundenheit zu 
diesem Haus hätte ich natürlich gern auf die pa­
tentierte Eisenbahnattacke von Herrn Peter repli­
ziert. Da ich aber nicht mehr Politiker bin, steht 
mir das n icht mehr zu. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Mein Unternehmen, die Steyr-Daimler-Puch AG, 
erwirtschaftet zirka 1 4  Mill iarden Schilling Um­
satz. 65 Prozent davon gehen in  den Export, da­
von 90 Prozent in die EU-Länder. Wir liegen im 
Augenblick in einem sehr stacheligen Bett, im 
Bett der Branchenkonjunkturkrise. Ich glaube, 

Sie können ein Lied davon singen. Und wir müs­
sen uns sehr, sehr anstrengen, unsere Position auf 
dem europäischen Markt zu halten. 

Es wurde heute schon erwähnt: Diese Situation 
ist für uns umso schwieriger, als die Lohnkosten­
vorteile in  den Ostländern beträchtlich sind. Mei­
ne Damen und Herren! Ich habe vor kurzer Zeit 
in Prag mit Herrn Kalmar, dem Manager der Sko­
da-VW-Gruppe, gesprochen.  Die Stunde in 
Tschechien - und VW zahlt dort gut - kostet 
etwa 3 DM, in der Schwesterfirma von VW in 
Spanien kostet sie 1 6  DM, in  Wolfsburg 45 D M, 
bei uns ungefähr 40 DM. - Auch das Qualitäts­
manko dieser Betriebe in Tschechien und in an­
deren Ostländern wird sich irgendwann einmal 
wesentlich beseitigen lassen .  

In a l l  den Betrieben, die ich in den letzten Wo­
chen und Monaten besucht habe, sind etwa 70 bis 
90 Prozent branchenrelevante Facharbeiter tätig, 
sodaß sich auch das Qualitäts- und Produktivi­
tätsproblem dieser Länder irgend wann einmal 
wird beseitigen lassen. Das Drohpotential von 
dorther ist - wenn ich das jetzt einmal egoistisch 
sagen darf - groß. 

Das heißt: Eine weitere Verschlechterung der 
Wettbewerbsposition hier in  Österreich - und 
das wäre ganz zweifellos der Fall, würden wir 
nicht der EU beitreten - kann für viele Unter­
nehmungen, meines ist ein Beispiel, fatale Folgen 
haben. 

Jetzt möchte ich besonders auf zwei Punkte 
eingehen, die sehr wichtig sind. Sie dürfen nicht 
vergessen :  Beispielsweise im Landmaschinenbe­
reich hat sich in Westeuropa die jährliche Zulas­
sung seit 1 976 halbiert. Hier muß man strategi­
sche Partnerschaften mit deutschen Unterneh­
mungen eingehen, und die sind nur dann mög­
lich, wenn wir der EU beitreten. Das haben alle 
Gespräche ergeben.  

Aber nicht nur im Landmaschinenbereich, son­
dern auch im Kraftfahrzeugbereich ist diese Fra­
ge immer wieder aufgeworfen worden. Ich war 
erst vorige Woche beim Chef von Daimler-Benz, 
bei Herrn Wörner, der ganz selbstverständlich bei 
den Projekten, die wir beraten haben, davon aus­
geht, daß Österreich der EU beitritt. Beispiels­
weise das Chrysler-Projekt, das vielbeschriebene 
Jeep-Projekt, das immerhin in den nächsten Mo­
naten tausend zusätzliche Arbeitsplätze in Graz 
absichert, war nur deshalb möglich, weil die öster­
reichische Regierung versichert hat - der Bun­
deskanzler hat das in  einem Brief getan -,  daß 
sie uneingeschränkt den Beitritt zur EU wünscht. 

All diese Dinge sind für viele österreichische 
Unternehmungen von großer Bedeutung. Eine 
sinkende Standortattraktivität wäre gegeben, wür­
den wir nicht der EU beitreten. Und ich gebe 
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schon zu,  daß es auch Nachteile gibt. Es wird für 
vie le Unternehmungen nicht mehr so komforta­
bel sein ,  sich an öffent lichen Ausschreibungen in 
Österreich zu beteiligen .  Hier hat es zugegeben 
immer einen gewissen Schutz gegeben. 

Meine Damen und Herren! U mgekehrt darf 
man aber auch nicht vergessen ,  daß 1 5  Prozent 
des Bruttonationalproduktes der EU-Länder -
und das sind 5 600 Mil liarden Schil ling a n  öffent­
lichem Auftragsvol umen - uneingeschränkt für 
die Österreicher verfügbar sind .  

Österreich - das wurde heute schon gesagt -
ist ein leistungsstarkes Industrieland mit vie len 
Probleme n ,  es  sind nicht mehr  und nicht weniger ,  
als sie die EU-Länder branchenbezogen haben .  
Sie wissen ja, daß  ich mich einmal  um ein politi­
sches Amt beworben und in 600 Wahl reden im­
mer wieder gesagt habe: Wir m üssen nirgendwo 
auf den Knien rutschen,  wir können selbstbewußt  
dort hineingehen.  

Wir können wirk lich davon ausgehen ,  daß wir 
diese Herausforderung schaffen .  Und für den 
überwiegenden Teil - nicht fü r a l le ,  aber für den 
überwiegenden Teil - der österreichischen Indu­
strie ist der Beitritt ein Vortei l .  ( Beifall. ) I n .3IJ 

Vorsitzender Abgeordneter E rhard Koppler: 
Dan ke auch für Ih re Ausführungen .  

Als nächster zu Wort gemeldet ist Herr  
Dipl . - Ing. Aichinger von der  AMF.  

16.3IJ 
Dipl .- Ing.  Gerald Aichinger (AMF ) :  Werte 

Herren Vorsitzende! Sehr geeh rte Damen und 
Herren '  Ich komme von Österreichs grö ßtem Le­
bensmitte l unternehmen.  Erwarten Sie aber nicht ,  
daß ic h über die P robleme der Lebensmittelwirt­
schaft spreche. Sie sind so umfassend, daß es sich 
bei einer Redezeit von fünf Minuten nicht  lohnen 
würde,  damit zu beginnen.  

Ich wil l  die :vtöglich keit, hier vor Ihnen zu spre­
chen, dazu nützen ,  um an Sie als gesetzgebende 
Körperschaft, aber letztlich auch an die Admini­
stration Österreichs einen Appe l l  zu richte n :  
Schaffen Sie schnel ler  ein wirtschafts- u nd indu­
striefreundliches Umfeld in Österreich !  Ich wil l  
I hnen die Notwendigkeit dieses Appe l ls anhand 
von drei Beispielen darste l len, eines davon be­
trifft mein Unternehmen, also die österreichische 
Lebensmittelindustrie. 

Ich habe im März des vergangenen Jahres 
Richtlinien für ein neues E U-Fitprogra m m  für 
die Lebensmittelwirtschaft auf den Schreibtisch 
bekommen. Ich bin noch am sel ben Tag herge­
gangen und habe diese Richtlinien meinen Mitar­
beitern,  und zwar jenen Mitarbeitern, die I nvesti­
tionen planen,  gegeben und habe Druck dahin ge­
hend ausgeübt, so schnel l  als möglich ihre Projek-

te, die wir zum Teil laufen haben ,  zum Teil p la­
nen, ein reich fertig zu  machen.  

Dies war dann auch im J uni der Fal l .  Wir haben 
im Juni a l l  diese P rojekte eingereicht und waren 
der Meinung,  daß wir zumindest im dritten Quar­
tal des vergangenen Jahres Bescheid bekommen 
würden,  ob wir für  unsere P rojekte, die österrei­
chische Lebensmittelindustrie für die EU fit zu  
machen, Unterstützung bekommen. Da  ich nichts 
gehört habe, habe ich zu inte rvenieren begonnen, 
und es wurde mir k lar ,  daß es wohl eine gute Ab­
sicht gab ,  aber es für diese Absicht keine weiteren 
Entscheidungen gegeben hat. Erst vor wenigen 
Wochen - ich glaube,  es ist jetzt eineinhalb oder 
zwei Wochen her - habe ich gehört, daß man 
sich über  dieses E U-Fitne ßprogramm geeinigt 
hat. 

Meine Damen und Herre n !  Wir stehen wenige 
\I1onate vor dem Beitritt. Dieses Jahr, das wir ver­
loren haben ,  wäre für uns sehr, sehr wichtig gewe­
sen .  Und ich glaube, veran twortliche U nterneh­
men haben auch trotz dieser Verzögerungen ent­
schieden zu investieren, und jene, die nicht inve­
stieren wol len,  würden es auch wegen der Förde­
rung nicht machen .  - Das war das erste Beispiel .  
Werden Sie bitte schne l le r !  

Ich wil l  I hnen ein zweites Beispiel darste l len ,  
das ich im privaten Bereich ,  am eigenen Körper 
erlebt habe. Es betrifft mein eigenes Unterneh­
men, in dem ich Gesel lschafter bin .  Es ist ein k lei­
nes U nternehmen,  aber es ist doch symptoma­
tisch .  Dieses U nternehmen wurde 1 986 von ei­
nem Mitarbeiter ,  der in der verstaatlichten I ndu­
strie beschäftigt war ,  gegründet. Er hat  dort für  
den Verantwortu ngsbereich keine Vision gese­
hen, und nachdem ich ihn  kennengelernt habe, 
haben wir gemeinsam ein Unternehmen gegrün­
det .  Dieses U nternehmen wurde mit zehn Mitar­
beitern gegründet. Wir haben in einem eingemie­
teten Betrieb begon nen, Spezia lkunststoffwerk­
teile zu prod uzieren .  1 988 haben wir um eine Er­
richtung eines eigenen Betriebsgebäudes einge­
reicht. 

Wir haben seit 1 988 drei Betriebsgebäude er­
richtet, aber die gewerberechtliche Genehmigung 
für den ersten Betrieb, der 1 988 die Produktion 
aufgenommen hat, habe ich dieses Jahr bekom­
men. Damit war auch eine Förderung verbunden, 
diese Förderung war aber a n  eine gewerberechtli­
che Genehmigung gebunde n .  Das heißt, wir ha­
ben diese Förderung nicht erhalten,  weil wir die 
gewerberechtliche Genehmigung nicht bekom­
men haben .  Heuer haben wir diese Genehmigung 
rechtskräftig erhalten, wir haben den Förderungs­
geber ersucht, diese Förderung auszubezahlen -
in der Zwischenzeit gibt es aber diese Förderung 
nicht mehr .  

III-186 der Beilagen XVIII. GP - Bericht  - 01 Hauptdokument (gescanntes Original) 63 von 92

www.parlament.gv.at



64 Parlamentarische Enquete - 1 .  J u n i  1 994 

Dipl.-Ing. Gerald Aichinger 

Ich will Ihnen ein drittes positives Beispiel er­
zählen .  Ich war in den letzten Tagen bei einem 
Managementforum in St. Gallen, das von der 
dortigen Hochschule veranstaltet wurde. Im Rah­
men dessen hat ein Referent ein sehr positives 
Beispiel dargestellt, und zwar: Man hat in seinem 
Unternehmen die Förderung von Verbesserungs­
vorschlägen abgeschafft. Man hat sie deshalb ab­
geschafft, weil man damit nichts bewegt hat. Man 
fördert dafür jetzt die verwirklichten Umsetzun­
gen, die dem Unternehmen Vorteile bringen.  
Und erst seitdem man diese Philosophie geändert 
hat, bewegt sich auch etwas im Unternehmen. Ich 
möchte diesen Appell von dieser Stelle aus an­
bringen. - Danke. (Beifall. ) 1 6.36 

Vorsitzender Abgeordneter Erhard Koppler: 
Ich danke schön, Herr Dipl .-Ing. Aichinger. 

Als letzter Redner hat sich Herr Dipl.-Ing. Fe­
gerl zu Wort gemeldet. - Bitte. 

1 6.36 

Dipl.-Ing. Josef Feger (MIBA): Herr Vorsitzen­
der! Sehr geehrte Herren Minister! Sehr geehrte 
Damen und Herren! Es sind bereits alle Punkte 
behandelt worden, auf die ich eingehen wollte. 
Ich kann mir das daher sparen und werde versu­
chen, mich sehr kurz zu fassen .  Aber ein Punkt ist 
meiner Meinung nach zu kurz gekommen, der 
sich jetzt sehr gut an das letzte und an das vorletz­
te Referat anschließt. 

Im derzeitigen Wettbewerb gewinnt eigentlich 
nur der im Markt, der am schnellsten das Kun­
denbedürfnis erfüllt. Das ist die Forderung, vor 
der wir heute stehen, denn man muß Qualität si­
cherstellen, sonst ist man nicht im Wettbewerb. 
Man muß heute die Zuliefertreue laut der Just­
in-time-Philosophie sicherstellen, sonst ist man 
nicht im Wettbewerb. Man muß sicherstellen, daß 
man den Preis, der ein Ziel preis des Kunden ist, 
akzeptiert, denn dann ist man im Wettbewerb. 
Und wenn man im Wettbewerb bleiben will, dann 
muß man auch die Kosten entsprechend gestal­
ten .  Maßnahmen dazu sind heute schon vielfach 
angesprochen worden. Meiner Meinung nach 
muß es dazu führen, daß man viel stärker als bis­
her mit verschiedenen Standorten vernetzt zu­
sammenarbeitet, man muß zumindest die Stan­
dardproduktfertigung in den sogenannten Billig­
lohnländern etablieren. 

Aber damit hat man eigentlich noch keinen 
Wettbewerbsvorteil. Wenn man für die Zukunft 
einen Industriestandort strategisch sichern will, 
dann sollte man das auf jeden Fall aufgrund von 
Vorteilen machen, und der Vorteil, der uns zur 
Vergügung stünde und den wir meiner Meinung 
nach brauchen, ist eben der Faktor Zeit, wobei zu 
sagen ist, daß wir in Österreich gute Vorausset­
zungen dafür haben. 

Wir haben sehr. gut ausgebildete Fachkräfte, 
wir verfügen in Osterreich über eine sehr gute 
Anpassungs- und Improvisationsfähigkeit, die das 
sehr unterstützt. Auch das Verhalten des Öster­
reichers ist weniger "planokratisch" als pragma­
tisch und erlaubt, sich sehr schnell anzupassen .  
Und das Ganze ist noch mit einer großen Portion 
Kreativität verbunden. 

Was also zu lange dauert - das ist vorhin schon 
erwähnt worden - ,  das sind die Genehmigungs­
verfahren und die Umsetzungverfahren. Und der 
Punkt, der meiner Meinung nach zu kurz gekom­
men ist, ist die Möglichkeit, sich im Rahmen un­
serer Arbeitszeitregelungen den Bedürfnissen des 
Marktes flexibel genug anzupassen. Und ich glau­
be, daß gerade auf diesem Sektor ein hoher 
Handlungsbedarf besteht, um für die Zukunft 
strategisch den Standort Österreich - unter Aus­
nützung aller Vorteile, die wir hier haben - aus­
zunützen. - Danke. (BeifaLL.) 16.39 

Vorsitzender Abgeordneter Erhard Koppler: 
Ich danke Herrn Dipl.-Ing. Fegerl für seinen Bei­
trag. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren!  Zu 
Wort ist niemand mehr gemeldet. 

Zur Zusammenfassung erteile ich Herrn Bun­
desminister für öffentliche Wirtschaft und Ver­
kehr Viktor Klima das Wort. - Bitte. 

V. Punkt: Zusammenfassung 

1 6.39 

Bundesminister für öffentliche Wirtschaft und 
Verkehr Mag. Viktor Klima: Herr Vorsitzender! 
Werte Gäste! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Ich möchte mich - ich glaube, auch in  
Ihrem Namen - beim Parlament recht herzlich 
bedanken, daß wir d iese industriepolitische En­
quete heute hier durchführen konnten. Welche 
Fraktion das initiiert hat und bei wem ich mich 
hier bedanken soll, das konnte ich nicht eruieren. 
Mir ist das auch als jemand, der 25 Jahre in der 
Industrie tätig war und nur zwei Jahre in der Poli­
tik, relativ gleich. Ich bin nur froh, daß diese in­
dustriepolitische Enquete stattgefunden hat. 

Ohne Zweifel ist auch Dank dafür auszuspre­
chen, daß diese Diskussion heute ohne das übli­
che partei politische Gezänk stattgefunden hat, 
das ja d ie Industriediskussion in den letzten Jah­
ren in Österreich sehr belastet hat. Vor allem die 
Diskussion um einen Teil der Industrie, nämlich 
um die verstaatliche Industrie, hat sich ja durch 
sehr viel parteipolitisches Gezänk "ausgezeich­
net" , sodaß wir aus meiner Sicht selbst ein biß­
ehen diese Prophezeiung erfüllt haben. 

Wir beklagen heute zu Recht, daß die Industrie 
in Österreich nicht die nötige Akzeptanz in der 
Bevölkerung findet. Es gibt Umfragen der Indu-
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striel1envereinigung, die besagen, daß die Mehr­
heit der Österreicher der Meinung ist, daß Öster­
reich mittelfristig keine Industrie braucht, und 
ähnliches mehr. Ich glaube, daß wir dazu selbst 
einiges beitgetragen haben ,  ich hoffe aber, daß 
das vorbei ist; ebenso hoffe ich, daß sich niemand 
mehr die Frage stel1t, ob wir überhaupt ein aktive 
Industriepolitik brauchen. 

Wenn ich die heutige Diskussion zusammenfas­
sen darf, dann ist für mich eines ganz deutlich 
herausgekommen, nämlich daß wir einen breiten 
politischen Konsens darüber haben, daß es in 
Österreich eine aktive Industriepolitik geben soll. 
Und damit kein Mi ßverständnis entsteht, darun­
ter ist nicht zu verstehen: Interventionismus, Di­
rigismus, Eingriffe in die Unternehmen oder ähn­
liches mehr, sondern es geht darum, daß wir er­
folgreiche Rahmenbedingungen schaffen, unter 
denen die erfolgreiche österreichische Industrie 
weiterhin erfolgreich sein kann. 

Wir hatten in der Vergangenheit hervorragen­
de Erfolge. Tüchtige Unternehmer und Manager, 
tüchtige Mitarbeiter und, wie es scheint, auch er­
folgreiche Politiker haben diese Rahmenbedin­
gungen bisher gesetzt. Die österreichische Indu­
strie hat die Produktivität dramatisch verbessert, 
wir liegen heute im Durchschnitt vor West­
deutschland - dazu ist zu sagen: ohne die neuen 
deutschen Bundesländer. Wir haben hervorragen­
de Exporterfolge auch in neuen Exportmärkten. 
Und schlußendlich, glaube ich, hat es die österrei­
chische Industrie geschafft, durch den Umstand, 
daß wir in Österreich 1 ,9 Prozent des Bruttoin­
landsproduktes für Umweltschutz ausgeben, auch 
einen zweiten wesentlichen Wirtschaftssektor in 
Österreich zu ermöglichen, nämlich den Sektor 
des Fremdenverkehrs und des Tourismus in unse­
rem schönen Land. 

Wir haben erkannt, daß trotz der Schwierigkei­
ten durch die politischen Veränderungen im 
Osten, die Chancen Österreichs und für die öster­
reichische Industrie durch die geographische -
wie Kol1ege Schüssel gemeint hat - oder durch 
die geoökonomische Lage durchaus hervorragend 
sind, al1erdings haben wir gemeinsam an einer In­
dustriepolitik zu arbeiten. Und es war für mich 
klar, meine sehr geehrten Damen und Herren, 
daß wir dazu drei Ebenen der Industriepolitik 
brauchen werden.  

Die erste ist die Ebene der europäischen I ndu­
striepolitik im Wettbewerb der Triaden. Der Kol­
lege aus der Europäischen Union hat uns die 
Schwerpunkte aufgezeigt: Infrastrukturnetze, 
Forschung und Entwicklung und den Bereich der 
Au ßenwirtschaftsbeziehungen, wobei ein sehr 
schmaler Grat zu gehen sein wird zwischen Anti­
dumping-Maßnahmen, die vor unlauterem Wett­
bewerb bei Sozialdumping und Umweltdumping 
schützen, und protektionistische Maßnahmen. 

Ich habe vor kurzem Gelegenheit gehabt, mit 
mehreren hochrangigen Ministern aus dem süd­
ostasiatischen Raum zu reden.  Hier befürchtet 
man "fortress europe" , also die Festung Europa, 
die sich gegen die anderen Märkte abschottet. 
Meine persönliche Meinung dazu ist, daß wir hier 
keinen Protektionismus verfolgen d�rfen, son­
dern daß wir eine aktive, offensive Offnung -
auch im Sinne einer möglichen Retorsion - un­
serer Märkte weiterhin betreiben müssen. 

Zweitens: Natürlich bedarf es einer engagierten 
nationalen Industriepolitik. Es ist bereits im Be­
reich der Steuer- und Finanzpolitik einiges ge­
schehen. Ich möchte jetzt nicht die gesamten 
Wohltaten der Bundesregierung aufzählen, Sie 
wissen, daß hier noch einiges zu tun sein wird. 
Besonders bedeutsam war für mich die breite zu­
stimmende D iskussion zu einer grundsätzlichen 
Ressourcenbesteuerung, weil damit auch ein neu­
er Produktivitätsgewinn geschaffen werden kann, 
der viel1eicht d ie Arbeitskraftbesteuerung und da­
mit die Produktivitätsgewinne durch den Bereich 
Arbeit entlastet. Die Mehrzahl der Meinungen 
sprach sich für eine gemeinsame internationale 
Abstimmung aus. Und lobend wurde insbesonde­
re die Diskussion über diese Ressourcenbesteue­
rung in der Europäischen Union hervorgehoben.  

Meine sehr geehrten Damen und Herren !  Zur 
Finanzpolitik gehört auch ein funktionierender 
Kapitalmarkt. Was hat das mit der Industrie zu 
tun? - Die österreichische Industrie hat den 
Wettbewerbsnachteil, daß wir in einem hohen 
Ausmaß - deutlich mehr als Wettbewerber wie 
Deutschland, Niederlande oder andere Länder -
fremdfinanziert sind, also die österreichischen 
Unternehmungen sind mit weniger Eigenkapital 
finanziert. Das führt dazu, daß in Phasen einer 
Hochzinslandschaft Wettbewerbsnachteile für die 
österreichischen Unternehmungen vorhanden 
sind. 

Woran liegt das? - Es lag ohne Zweifel an 
Hemmnissen, zum Beispiel an der Vermögens­
steuer und ähnlicbem mehr, es lag aber auch an 
fehlenden klaren gesetzlichen Maßnahmen im 
Bereich des I nsider-Tradings, im Bereich der Bör­
se gesetze und im Bereich der Börseharmonisie­
rungsbestimmungen.  

Diesbezüglich ist viel geschehen. Es lag aber 
auch aus meiner Sicht, meine sehr geehrten Da­
men und Herren, daran, daß wir die Unterneh­
men selbst zu wenig ermutigt haben. Österreich 
ist ein Land, das einen sehr hohen Anteil an zins­
gestützten Krediten für Investitionen hat. Das re­
duziert natürlich das Engagement und die Begei­
sterung von U nternehmen, sich mittels Eigenka­
pital Investitionen oder Erweiterungen selbst zu 
finanzieren, weil man viel1eicht sogar billigeres 
Fremdkapital bekommen kann, weil wir, wie ge-
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sagt, ein hohes Ausmaß an Zinsstützungen bei 
Krediten haben. 

Es liegt aber auch daran, daß die österreichi­
sche Börse als attraktiver Kapitalmarkt noch 
nicht funktioniert und daß wir zuwenig Titel ha­
ben. Ein Beispiel dazu: In Österreich gibt es etwa 
1 000 Aktiengesellschaften, nur 1 0  Prozent da­
von sind an der Börse vertreten. Insbesondere 
aber haben wir zuwenig Handelsvolumen an der 
Börse. Das liegt auch daran, daß nur etwa 4 Pro­
zent der Österreicher - mit einem Sparkapital 
von 3,3 Billionen - Aktien besitzen. Das heißt, 
wir waren also traditionell bisher ganz andere 
Sparformen gewohnt. Wir müssen einen vorsich­
tigen Einstieg für jene Österreicherinnen und 
Österreicher ermöglichen, die durch die Glücks­
spielsituation der neunziger Jahre auf dem Kapi­
talmarkt nun verschreckt sind. Dieser Einstieg 
kann, muß aber nicht durch steuerliche Anreize 
unterstützt werden. Er kann unterstützt werden 
- und das sollte er auch - durch eine breitere 
Steuerung, durch Österreich-Fonds, durch Priva­
tisierungs-Fonds, wie sie von einzelnen Institutio­
nen schon aufgelegt wurden. 

Einen weiteren Nachteil haben wir weiterhin -
wir haben das schon sehr häufig angemerkt -,  
nämlich daß der typische institutionelle Anleger, 
der in den angloamerikanischen Märkten, aber 
auch in Deutschland zunehmend ein Aktionär für 
Industrieunternehmungen ist, in  Österreich fehlt. 
Wir haben keine wirklichen großen Pensions­
fonds, und auch die österreich ischen Versiche­
rungen nützen den Spielraum, den sie in der Ver­
anlagung von Aktien hätten, bei weitem nicht aus. 

Also hier ist einiges zu tun, es sind die Kapital­
märkte zu beleben, indem mehr Titel an der Bör­
se gehandelt werden. Es ist auch im Bereich der 
verstaatlichten Industrie in den letzten Wochen 
sehr Erfolgreiches geschehen. Hervorragende 
Unternehmungen stehen dem österreich ischen 
Aktionär mit Osterreich-Bonus und all dem, was 
hier getan wurde, zur Verfügung, um eben den 
Aktionärsgedanken in Österreich zu stärken. 

Der dritte wesentliche Punkt, meine sehr ge­
ehrten Damen und Herren - auch darüber 
herrschte breiter Konsens -, ist die Zuverfü­
gungstellung einer leistungsfähigen Infrastruktur. 
Kollege Schüssel und ich unterscheiden uns nur 
darin, indem er gemeint hat, man möge sie behut­
sam ausbauen - was immer "behutsam" heißt. 
Wir müssen die Infrastruktur ausbauen, wir müs­
sen die Infrastruktur im Bereich der Verkehrs­
technik, der Transportsysteme ausbauen, wir 
müssen die Infrastruktur im Bereich der Kom mu­
nikationssysteme ausbauen, und wir müssen auch 
die Infrastruktur im Bereich der Energieversor­
gung ausbauen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Wenn ich "Verkehrssysteme" sage, so meine ich 
damit, daß wir auf den Ausbau der umwelt­
freundlichen Verkehrsträger, auf die vernünftige 
Nutzbarmachung der Schiffahrt und auf die ver­
nünftige Nutzbarmachung des Kombinierten 
Verkehrs einen Schwerpunkt zu legen haben. 
Beim Kombinierten Verkehr soll jeweils der Ver­
kehrsträger eingesetzt werden, der am besten ge­
eignet ist: bei Regionalverteilung LKW, bei Fern­
verkehr zum Beispiel Schiene oder Schiffahrt, na­
türlich - das muß sehr präzise geplant werden -
unter besonderer Berücksichtigung der Umlade­
stellen, der sogenannten Terminals. 

Daher bin ich sehr froh darüber, daß wir zur­
zeit am ersten österreichischen Bundes-Verkehrs­
wegeplan arbeiten, der die Verkehrsträger, die 
Verkehrsachsen inklusive der Verknüpfungs­
punkte der einzelnen Verkehrssysteme optimie­
ren soll. 

Zum Thema Kommunikation: Die österreichi­
sche Post und Telekommunikation baut sehr en­
gagiert, die Breitbandübertragung, die Digitalisie­
rungstechnik, die Glasfasernetze und das Metro­
politan Area-Network aus. Sie versucht, auch ei­
nen Verbund der europäischen Hauptstädte in 
unserem Umfeld zu schaffen und gleichzeitig die 
österreichischen Bundesländerhauptstädte auch 
in dieses Metropolitan Area-Network miteinzu­
bauen. 

Ich glaube, man wäre gut beraten, wenn man 
der österreichischen Post und Telekommunika­
tion möglichst schnell - aus meiner Sicht noch 
ab 1 .  Jänner 1 995 - die Gelegenheit böte, sich in 
diesem neuen l iberalisierten Fernmeldemarkt mit 
Partnern in Joint-ventures, in Tochtergesellschaf­
ten selbst für das nun liberalisierte Datendienst­
netz und ähnliches mehr zu engagieren. Man soll­
te also möglichst schnell eine Organisationsform 
für Post und Telekommunikation schaffen, die es 
ihr ermöglicht, Partnerschaften, Joint-ventures 
und ähnliches mehr einzugehen. 

Der dritte wesentliche Bereich - hier herrscht 
ja breiter Konsens - ist der Bereich Forschung 
und Entwicklung, meine �ehr geehrten Damen 
und Herren. Wir haben in Osterreich nicht nur zu 
beklagen, daß wir mit rund 1 ,5 Prozent des BIP 
im Vergleich zu anderen westeuropäischen Wett­
bewerbern relativ wenig dafür ausgeben, sondern 
wir setzen möglicherweise auch noch - wie uns 
Vergleiche zeigen - falsche Schwerpunkte. Bei 
uns gehen 60 Prozent in die universitäre Grund­
lagenforschung und nur 40 Prozent in die indu­
strielle Anwendungsforschung. Im Ausland ist es 
genau umgekehrt. 

Wir sind auch, meine sehr geehrten Damen 
und Herren, der Meinung, daß wir in diesem For­
schungsszenario, bei den Unterstützungsfonds, 
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die es auf Bundesebene. auf Länderebene und wo 
immer auch geben mag, e ine Ordnung herbeifüh­
ren sollen und herbe iführe n  müssen ;  wobei es mir  
i nsbesondere wichtig zu sei n  schei nt. daß wir i n  
Österreich auch a l s  k le ines Land d i e  Chance ha­
ben sollten ,  in den wesent l ichen Gebieten der 
G rundlagenforschung tätig sei n  zu können.  

U nserer Chance ist es .  mit der österreichischen 
F lex ib i l ität und mit der Geschwi ndigkeit die Um­
setzung von bekannten Forschungswissen in die 
i ndustrie l le Produkt ion.  in  die Anwendung ver­
stärkt zu betreiben, also e inen Schwerpunkt auf 
Technologiediffusion zu legen .  Und dazu gibt es 
ja schon seh r  viele gute Ansätze. 

Was aber dafü r e rforderl ich ist - auch das sage 
ich mit Nachdruck a ls  I nd ustriepo li t iker - ,  ist. 
daß wir Zugang haben zu den Forschungspro­
grammen in Europa, daß wir Zugang haben zu 
den gemeinsamen Forschungsaktiv itäten der Eu­
ropäischen Un ion  i n  e inem, wie  i ch  glaube .  ver­
stärkterem \'1a ße. 

Ein Problem. das ich auch ansprechen möchte. 
ist. daß in  Österre ich sehr häufig die öffentl iche 
Hand als Auftraggeber zur E ntwicklung von neu­
en Produkten beigetragen hat .  Denken Sie daran .  
daß zum Beispiel d ie  österreich ische Schienen­
fahrzeugindustrie e in  Gerät nur  dann verkaufen 
kann. wenn es e ine Referenzanlage hat. Das 
heißt .  wen n  es zum Beispie l  im Heimmarkt im 
E insatz ist. Da kommt e ine bestimmte Polarität 
auf uns zu.  

Auf der e inen Se ite sagen d ie drei österreichi­
schen Sch ienenfahrzeugherstel ler :  B itte, l ieber 
Manager der ÖBB. wir  brauchen e ine halbwegs 
kontinu ierl iche Auslastung. um die fehlende in­
nerösterre ich ische Auslastung durch ausländische 
Aufträge ausgleichen zu können.  Wir brauchen 
aber auch weiterhin öffent l iche Aufträge, um Re­
ferenzprodukte hier in Österreich zum Einsatz 
br ingen zu können.  Nur dan n können wir  auf 
dem europäischen oder auf dem i nternationalen 
Weltmarkt erfolgreich tätig se i n .  

Das trifft i n  etwa a u f  d e n  Bere ich der Post und 
Telekommun i kation zu. weiL  wie Sie wissen ,  in 
der Vergangenheit d ie öffentl iche Hand doch e i­
n iges dazu beigetragen hat.  daß sich die österrei­
ch ische Telekommunikationsindustrie stabi l  ent­
wickeln konnte. wiewohl i n  diesem Bereich - das 
sei '>ofort zugegeben - die Forschungsschwer­
punkte nicht a l l zu gravierend waren ,  im Gegen­
satz zur Schienenfah rzeug industrie, in der das gut 
funktioniert hat. 

Also hier werden wir  e ine Lösung finden müs­
sen .  Auf der ei nen Seite g}bt es die poli tischen 
Vorhalte bezüglich e i nes O B B-Defizits und d ie 
betriebs wirtschaftl iche Aufgabe des Aufsichtsra­
tes und des Managements, das wir insta l l iert ha-

ben, und auf der a nderen Seite gibt es doch auch 
gewisse U nterstützung für die österreichische 
Schienenfahrzeugindustrie,  die n ichts mehr mit 
dem Staat zu tun hat, wei l  mei nes Wissens s ind 
Jenbacher.  Bombardier und SGP n icht mehr i n  
staatl icher Mehrheit .  

Ein wesentl icher Punkt.  meine seh r  geehrten 
Damen u nd Herren .  ist die Bildungspo l it ik .  H ier 
ist  bere i ts auf die ausgezeichnete Oual ität der 
österreich i schen Facharbei te rausbi ldung h inge­
wiesen worden.  Das Thema Fach hochschulen ist 
I h nen h i n längl ich bekannt. Damit ist. glaube ich.  
e in sehr  guter Impuls ge lungen .  

Ich möchte noch auf e inen  Punkt  h inweisen ,  
der  auch  öfter angesprochen wurde. Me ine  seh r  
geehrten Damen u n d  Herren! Österreich hat bei 
den Techn ikstudenten die höchste Drop-out-Rate 
in Europa.  Österreich hat bei den Techn ikabsol­
venten den geri ngsten Output. das hei ßt. im H i n­
b l ick  auf die Anzahl  der Stud ierenden in Öster­
reich haben wir im Vergleich zu anderen westeu­
ropäischen Ind ustrieländern sehr wenig  Techn ik­
abso lventen .  Und ich glaube, daß wir  mittels Stu­
d ienplänen und al l  d iesen Di ngen dazu beitragen 
sollten .  daß die nötige Ausbi ldung im techn ischen 
Bereich.  d ie wir ohne Zweifel  brauchen .  effizien­
ter vor sich gehen kann .  

Es wurde auch die Arbe i tszeitpolitik angespro­
chen.  Das heißt. es wird insgesamt eine stärkere 
Flexibi l i tät bei der Arbeitszeit gewünscht bezie­
hungsweise erwartet. wobei ich glaube. daß dar­
über Klarheit herrscht. daß das n icht in Richtung 
KAPOV AZ gehen kann.  

E in  wesentl icher Punkt,  der auch von e inem 
der Vorredner angesprochen wurde. ist das nötige 
E ntrepreneur-sh ip .  Meine sehr geehrten Damen 
und Herren!  Wir  werden damit zu leben haben .  
daß die I ndustrie weniger u nd weniger Beschäf­
t igte hat. und zwar aufgrund von Rational isie­
rungsmaßnahmen , Prod ukti  vitätssteigerungen .  
aber insbesondere von Out-sourcing. das bedeutet 
Ausgl iedern von U nternehmenstei len in den ge­
werbl ichen Bere ich .  

E in  Beispiel :  Betreibt e in  I ndustriebetrieb -
ich nehme e in ganz einfaches Beispiel - d ie 
Werksküche selbst, dann zählen die dort Beschäf­
tigten als I ndustriebeschäftigte. gl iedert er sie aus 
und läßt sie durch  e inen professionellen Werks­
k üchenmanager u nd dessen Mitarbeiter betrei­
ben. dann zäh l t  das p lötz l ich zum tertiären Be­
re ich.  

Ich glaube, wir  sollten ,  wen n  wir die Beschäftig­
tenreduktion in der I ndustrie sehen .  auch berück­
sichtigen ,  daß Out-sourc ing, das hei ßt Kon zen­
trieren auf die Kernfunktionen. in den I nd ustrie­
betrieben in den letzten Jahren sehr stark 
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betrieben wurde und daß dieser Trend ohne 
Zweifel auch noch weitergehen wird. 

Was wir dringend brauchen ,  ist, daß wir für 
jene, die sich selbst engagieren wollen, die Unter­
nehmen gründen wollen, die Produktideen ha­
ben, die Marktideen haben, den entsprechenden 
Boden aufbereiten .  Und diesbezüglich gibt es -
möglicherweise unbekannt - doch schon einige 
Instrumente in Österreich, es gibt zum Beispiel 
Seed-financing-Unterstützungen, es gibt aber in 
diesem Bereich noch viele andere gute Ideen -
sie wurden ja hier vorgestellt - :  Wirtschafts­
parks, Businessparks, Gründerzentren und Tech­
nologiezentren. 

Ich glaube, daß wir auf diesem Gebiet mehr tun 
- wie ich aus Gesprächen mit Industriepolitikern 
anderer Länder weiß  - als vergleichbare Nach­
barländer. 

Unbestritten ist, meine sehr geehrten Damen 
und Herren - und daran haben wir zu arbeiten 
- ,  daß wir einen Bürokratieabbau brauchen. Die 
Bürokratie ist einer der Wettbewerbsnachteile des 
Industriestandortes Österreich, der am häufigsten 
genannt wird. Das beginnt damit, daß es sehr lan­
ge dauert, bis man eine Gewerbeberechtigung be­
kommt oder bis m(,l.n Genehmigungen bekommt, 
Anlagen zu bauen. Es gibt überhaupt im Rahmen 
des Gebietsschutzes sehr komplizierte Verfahren .  

Ein wesentlicher Punkt, der angesprochen wur­
de, ist die Außenhandelsunterstützung. Wir ha­
ben uns nicht nur in unseren traditionellen Liefe­
rantenmärkten, also in den Märkten Deutsch­
lands zum Beispie l, zu bewegen oder der Euro­
päischen Union, sondern wir haben uns auch -
hier bin ich mir mit sehr vielen der österreichi­
schen Industrieunternehmen einig - um die 
stark wachsenden Märkte in Südostasien zu küm­
mern. Wir brauchen in diesen Märkten gleiche 
Wettbewerbsbedingungen - keine Bevorzugun­
gen, gleiche Wettbewerbsbedingungen - ,  was die 
Garantiepolitik betrifft, was die Frage soft-loans, 
was die Frage der kosmetischen Sätze und der in­
tel l igenten Unterstützungen betrifft. Aber diese 
Märkte erfordern auch - hier bedanke ich mich 
gleichzeitig bei allen Kolleginnen und Kollegen 
der Bundesregierung - politische Reisen in diese 
Länder, weil da über gemeinsame Märkte und ge­
meinsame Möglichkeiten sehr intensiv gespro­
chen werden kann. 

Ein vieldiskutierter Punkt war die Frage: Wie 
soll man unterstützen, wie soll das ein Staat tun? 
- Wir sind uns darin einig, daß MITI n icht mehr 
die richtige Attraktivität hat. 

Ich glaube aber auch, daß wir Förderungen 
nicht nach dem Antragsprinzip vergeben sollten, 
sondern daß wir Schwerpunkte in der Technolo­
gie- und Forschungspolitik setzen sollten. Einige 

der wesentlichen Schwerpunkte, die Österreich 
gesetzt hat, betrifft die Umwelttechnik, bei der 
wir sehr erfolgreich sind und bei der wir auch auf 
internationalen Märkten sehr erfolgreich sein 
können, aber auch die Energietechnik, die Ver­
kehrstechnik und die Kommunikationstechnik .  

Ich bin der Meinung, daß sich Österreich durch 
den sehr frühen Start einer ökologischen Indu­
striepolitik Vortei le in der Produktion, in den 
Prozessen ,  aber auch in den Produkten, in den 
Anlagen, im Engineering erarbeitet hat, was auch 
heute zu einem Wettbewerbsvorteil Österreichs 
führt. 

Einer der wesentlichen Punkte, meine sehr ge­
ehrten Damen und Herren, ist, daß wir bei all den 
Maßnahmen zur Verbesserung der Rahmenbe­
dingungen, zur Verbesserung der Parameter für 
den Industriestandort Österreich, für die Attrak­
tivität, für internationales Investment in Öster­
reich auch nicht darauf vergessen sollten, das zu 
vermarkten.  Es muß bewußt sein, daß Österreich 
ein guter Industriestandort ist und nicht nur aus 
Lipizzanern, Schönbrunn et cetera besteht. Daher 
ist - auch das wurde mehrfach heute angespro­
chen - ein Marketing für den Industriestandort 
Österreich ohne Zweifel erforderlich; ein Marke­
ting nach außen, aber auch, meine sehr geehrten 
Damen und Herren, ein Marketing nach innen. 

Politik wird dann erfolgreich sein, wenn es eine 
breite Unterstützung in der Bevölkerung gibt. 
Und diese breite Unterstützung wird es nur dann 
geben, wenn die österreich ische Bevölkerung auf 
ihre Industrie stolz ist, wenn es wieder so etwas 
wie eine Industriegesinnung gibt. 

Das Parlament, wenn ich das richtig verstanden 
habe, hat sich entschlossen, dazu etwas beizutra­
gen.  Es sind von allen Fraktionen mehrfach An­
regungen gekommen, daß es in der nächsten Le­
gislaturperiode keinen Verstaatlichtenaus.!,chuß, 
sondern einen Industrieausschuß geben sollte, da­
mit sich auch das Parlament mit den Problemen, 
mit den Entwicklungschancen und den notwendi­
g.en politischen Maßnahmen für die Industrie in 
Osterreich auseinandersetzen kann. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die 
Regierung wird sich, wie ich hoffe, vom "Kastel­
Zeichnen",  welche Industriekompetenzen wo und 
unter wem angesiedelt sein sollen, nicht beein­
drucken lassen, sondern sie wird, so hoffe ich, 
sehr schnell und effizient faktische Schritte zum 
Erhalt des Industriestandortes Österreich setzen .  

Ich hoffe, daß ich fair und objektiv zusammen­
gefaßt habe. Ich bedanke mich für das Engage­
ment der Redner bei dieser Veranstaltung, und 
ich sehe das als erstes Zeichen, dem viele konkre­
ten Schritte folgen müssen und folgen werden, 
damit die hervorragende österreichische Industrie 
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auch noch in zehn Jahren der Motor und das 
Rückgrat der Wirtschaft unseres Landes ist. -
Danke schön.  ( Beifall. ) / 7.03 

Vorsitzender Abgeordneter Erhard Koppler: 
Ich danke dem Herrn Bundesmin ister für die fai ­
re und objektive Zusammenfassung.  

Meine sehr  verehrten Damen und Herren !  Das 
Stenograph ische Protokoll d ieser E nquete w i rd 
- wir  werden es zumindest versuchen - al len 
Tei lnehmern zugesandt werden. 

'vleine sehr verehrten Damen und Herren !  Es 
ist mir der Vorsch lag zugekommen,  das Stenogra­
phisehe Protokol l  d ieser Enquete als Verhand-

lungsgegenstand gemäß § 98a Abs.  5 Geschäfts­
ord n ungsgesetz dem Nationalrat vorzu legen .  

Wer von den  Nationalratsabgeordneten damit 
e inve rstanden ist ,  den bitte ich u m  e in  Handzei­
chen. - E i n  s t i m  m i g a n g e n  0 m m e n. 

Bevor ich die Sitzung sch l ieße ,  möchte ich 
mich sehr herzl ich bei den Referenten des heuti­
gen Tages bedanken.  Ich möchte m ich seh r  herz­
lich bei Ihnen al len,  meine sehr verehrten Damen 
und Herren, bedanken , aber vor allem möchte ich 
mich bei den Dolmetscher innen und Dolmet­
schern bedanken,  die e ine für uns sehr nützl iche 
Arbe i t  geleistet haben .  (Beifall . ) 

Die Sitzung ist g e  s c h I  0 s s e n . 

Schluß der Enquete: 1 7  Uhr 4 Minuten 
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Anhang 

Schriftliche Stellungnahmen zum Thema 
"Die Zukunft des Industriestandortes Österreich" 

SPÖ: 
" Die sechs Schwerpunktprogramme für eine öster reichische I ndustriepolitik" 

Zur effektiven Nutzung der neuen potentiellen 
Standortvorteile Österreichs im neuen Europa 
sind sechs Schwerpunktprogramme notwendig: 

( 1 )  Zentraleuropäisches Vernetzungs-(Integra­
tions)programm, 

(2) Bestandsstärkungs- und Entwicklungspro­
gramm für die Inlandsproduktion, 

(3) "High-tech-Programm" zum Aufbau eines 
ultramodernen Industriekerns, 

(4) Infrastrukturprogramm zum Ausbau der 
Attraktivität des Standortes Österreich, 

(5) Weiterbildungsoffensive ("Qualifizierungs­
programm") ,  

(6)  Regionalentwicklungsprogramm. 

Das bestehende Instrumentarium ist auf diese 
sechs Schwerpunkte auszurichten. 

Zentraleuropäisches 
tions )programm 

1 . 1 .  Ziele 

Vernetzungs(Integra-

Neue Märkte für die österreich ische Industrie: 

Die Einbettung der österreichischen Industrie 
in das Europa der unterschiedl ichen ökonomi­
schen, sozialen und politischen Geschwindigkei­
ten erfordert einen multiinstrumentellen Ansatz. 
Bedrohungsbild: "Die teuren Produkte werden in  
Westeuropa erzeugt - die bill igen Produkte in  
Osteuropa!" 

Als Antwort auf die neue europäische Arbeits­
teilung ist eine Vernetzung der wirtschaftlichen, 
sozialen und politischen Strukturen zu fördern. 
Dabei hat das Reziprozitätsprinzip zu gelten. Bei­
spielhaft ist die Erweiterung des Begriffes "Heim­
markt" , insbesondere in Richtung unserer östli­
chen Nachbarstaaten, die Zusammenarbeit bei 
F&E und Know-how-Entwick lung, die Zusam­
menarbeit bei der Gewinnung und der Verarbei­
tung von Rohstoffen und Energie, die Zusam­
menarbeit bei der Absicherung des Binnenmark­
tes, die gemeinsame Nutzung der komparativen 
Vorteile oder gemeinsame Förderungsprogram-

me, gemeinsamer Infrastrukturausbau zu  erwäh­
nen. 

1 .2 Bestehende Instrumente 

Investförderung: 

(a) durch Garantien: 

Bestehend: FGG-Ost-West-Fonds 

Änderung: Aufstockung der Mittel von 5 auf 
10 Mill iarden Schilling, temporärer Schwerpunkt 
für östliche Nachbarländer, Außenstellen vor Ort 
errichten; 

(b) durch Kredite: 

Bestehend: 
gramm 

ERP-Internationalisierungspro-

Änderung: Erhöhung der Quoten für die östli­
chen Nachbarländer, Laufzeitveränderung (alter­
nativ: Zinssatzabsenkung); 

(c) durch Zuschüsse für Umweltschutz: 

Für die östlichen Nachbarstaaten ist in Kombi­
nation mit dem Ökofonds sowie der ÖKB ein 
ökologisches Umstrukturierungsprogramm in die 
Wege zu leiten (Energieprojekte, ökologisches 
Umrüsten der Produktion und Infrastruktur et 
cetera). 

Bestehend: Ökofonds-Ostprogramm, derzeit 
300 Mil l ionen Schilling 

Änderung: Abwicklung beschleunigen,  Mittel­
aufstockung durch Mittelumschichtung aus Fern­
wärmeförderung und Wasserwirtschaft (Fernwär­
me besser durch ordnungspolitische Maßnahmen 
fördern). 

Exportförderung: 

(a) durch Garantien für Projekte in Nicht­
EWR-Ländern: 

Bestehend: Republik Österreich im Wege ÖKB 

Änderung: Garantieentgelte insbesondere für 
östliche Nachbarländer auf international konkur­
renzfähiges Niveau absenken. Weiterer Ausbau 
der Deckungsmöglichkeiten durch entsprechende 
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Devisenproduktivität. "Selbsttragende" Projektfi­
nanzierungen für ansonsten wegen mangelnder 
Bonität ausgeschlossene Länder, insbesondere 
durch Erweiterung des Spektrums der verfügba­
ren Garantien auf Kompensations- und Tausch­
geschäfte. 

(b) durch Garantien für kurzfristige Geschäfte 
in OECD-Ländern 

Bestehend: Republik Österreich im Wege 
ÖKB, Prisma und ÖKV mit teilweiser Rückga­
rantie der Republik Österreich, 

Änderung: vorerst keine; 

(c) durch Betriebsmittelfinanzierung (Refinan­
zierungsverfahren ): 

Bestehend: Exportfonds (bis 100 Millionen Ex­
portumsätze), OeNB (über 100 bis 800 Mil lio­
nen), ÖKB-KRR (über 800 Mill ionen), ÖKB­
Rahmen I (zusätzlich für alle Firmen auf Basis 
Wechselbürg.schaft, Bundesgarantie G 6, sowie 
Prisma und OKV), 

Änderung: vorerst keine; 

(d) durch Projektfinanzierung: 

Bestehend: ÖKB-Rahmen I, 

Änderung: keine; 

(e) durch Soft loans: 

Soft Loan-Finanzierungen der OECD-Staaten 
sind international auf einigen strategisch wichti­
g.en Märkten wettbewerbsüblich geworden, sodaß 
Osterreich ebenfalls Soft loans zur Verfügung 
stellen muß,  um überhaupt am internationalen 
Wettbewerb teilnehmen zu können. 

Bestehend: ÖKB Rahmen 11 (mit teilweiser 
Zinsenunterstützung durch Bundeskammer-Aus­
fuhrförderungsbeitrag), 

Änderung: Möglichst großzügiges Vorgehen 
bei Schwerpunktländern (vgl. Wifo-Studie), Kon­
zentration der Mittel (50 Prozent) auf diese 
Schwerpunktländer, Verbesserung des Verfah­
rensablaufes des OECD Aid Quality Assesse­
ment. 

Regionale Zusammenarbeit 

Bestehend: Grenzüberschreitende Wirtschafts­
parks, Regionalberater, 

Änderung: Finanzielle Ausstattung sichern. 
Zusätzlich regionale Zusammenarbeit auf dem 
Telekommunikationssektor, öffentlicher Verkehr 
(zum Beispiel Erweiterung des VOR auf Bratisla­
va) . 

1 .3 Neue Instrumente 

Hilfe für den Infrastrukturausbau: 

Privatwirtschaftlich finanzierte Modelle sollen 
durch Mittel der EBRD unterstützt und durch 
Garantien des FGG Ost-West-Fonds im Rahmen 
des Garantiegesetzes abgesichert werden.  

Unterstützung bei  der Kooperation und Beteili­
gung zwischen Firmen der östlichen Nachbarlän­
der und österreichischen Unternehmen: Bera­
tung, Know-how-Vermittlung, Ansiedelungsbe­
ratung. 

Unterstützung bei Ausbildung, Vernetzung 
und Beratung: I nsbesondere Zusammenarbeit öf­
fentlicher Institutionen zum Aufbau von Know­
how: vor allem Einrichtung bilateraler Beiräte für 
Wirtschafts- und Sozialfragen, industriepolitische 
Beratung durch österreichische Consultants, An­
siedelungsberatung, Know-how-Transfer, Ausbil­
dungsprogramme durch AMV, WIFI, Ost-West­
Akademie et cetera. 

(2) Bestandsstärkungs- und Entwicklungspro­
gramm der Inlandsproduktion 

2. 1 .  Ziel: 

Kurzfristig sind die durch temporär begrenzte 
Wettbewerbsverzerrungen (weil Umwelt- und 
Kapitalkosten bei den östlichen Nachbarn nicht 
entsprechend verrechnet werden) bedrohten Pro­
duktionen und Standorte beziehungsweise Regio­
nen in die Lage zu versetzen, sich dem Wettbe­
werb zu stellen, um eine künftige offensive Ver­
netzung mit dem neuen Europa zu gewährle isten. 
Voraussetzung dafür ist die längerfristige wirt­
schaftliche Erfolgschance des Unternehmens un­
ter Wettbewerbsbedingungen. 

Andere Unternehmen, die diesen strengen Aus­
wahlkriterien n icht genügen, sollen wegen der 
Gefahr der Strukturkonservierung nicht gehalten 
werden. Die Subventionierung von Arbeitsplät­
zen in Betrieben, die nicht überlebensfähig sind, 
ist abzulehnen. Um jedoch die volkswirtschaftli­
chen, betriebswirtschaftlichen und Arbeitskraft­
probleme zu ordnen, soll ein geregelter Ausstieg 
organisiert werden. Dies soll nicht über den Weg 
der Subventionen erfolgen, sondern durch Han­
dels- und industriepolitische Maßnahmen oder 
strategische Allianzen mit anderen Produzenten 
und mittelfristigen Technologie- und Standort­
verlagerungen. 

Für d ie Absicherung der Arbeitnehmer ist je­
doch ein soziales Netz (zum Beispiel Arbeitsstif­
tungen) erforderlich. 

Das freiwerdende Kapital soll in zukunftssiche­
re Investitionen umgelenkt werden.  

2 .2 .  Bestehende Instrumente 
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Umweltsanierung: 

Bestehend: Ökofonds, 

Änderung: Effizienzsteigerung, Abwicklung 
beschleunigen. 

Bergbauförderung: 

Bestehend: Prospektierung, Aufschließung und 
Heimfahren,  

Änderung: Bergbauförderung für Ausstieg aus 
dem Bergbau, und Umstrukturierung von Berg­
bauregionen konzentrieren. In Bergbaugebieten 
ist ein Standortrecycling -und developing zu be­
treiben, um die bestehenden Infrastrukturen zu 
nutzen, um unnötige neue Greenfield-Errichtun­
gen zu vermeiden. 

Zur Sicherung und Stärkung des österreich i­
schen Bestandes sind auch ordnungspolitische 
Maßnahmen angebracht, wie zum Beispiel Nor­
mung, Umwelt- und Qualitätsstandards, Anti­
dumpingverfahren (GATT). 

Zur Sicherung und Stärkung des österreichi­
schen Bestandes sind die entsprechenden handels­
politischen Rahmenbedingungen (zum Beispiel 
passiver Veredelungsverkehr mit den osteuropäi­
schen Staaten und so weiter) zu schaffen und die 
in den Verträgen vorgesehenen Schutzklauseln 
anzuwenden.  

2.3. Neue Instrumente: 

Einsatz von Kapitalbeteiligungen über Beteili­
gungsfonds, 

Beteiligungsgarantie zur Risikoabsicherung mit 
stufenweiser Abschichtung der Garantie (FGG). 

Gründung von nationalen Stiftungen oder na­
tionalen Holdings für die Neuausrichtung von In­
dustriebranchen: 

Schaffung eines modernen Stiftungsrechtes, 
Unterstützung der Stiftungsgründung durch ei­
nen institutionellen Investor oder durch Koopera­
tion einer Industriebranche, E inrichtung eines 
neutralen Managements, Zusammenführung, 
U mstrukturierung und Sanierung ähnlicher Un­
ternehmen einer Branche, die volkswirtschaftlich 
überlebensfähig ist. 

Umstrukturierungshilfe zur Erhaltung der 
Kernbereiche von Unternehmen (unternehmens­
bezogene Arbeitsmarktförderung). Diese Unter­
stützung sol l  nach strengen Kriterien und ent­
sprechend den Zielformulierungen (2. 1 . )  und be­
fristet möglich sein.  

Für Sanierungsfäl le: Unterstützung bei Sanie­
rungskonzepten und Zurverfügungstellung von 
Managementressourcen. 

Stärkung des Kapitalmarktes. 

(3) High-tech-Programm (zum Aufbau eines 
u ltramodernen Industriekerns) 

3 . 1 .  Ziele 

Selektive Beschleunigung des Strukturwandels 
der österreich ischen Industrie zur Bewältigung 
der Herausforderung zur EGIEWR - Beitritt 
und Ostöffnung. 

Modernisierung der industriellen Produktion 
und Logistik , Stärkung der Innovationskraft der 
heimischen Industrie, damit sie in der Lage ist, an 
der Erschließung des wirtschaftlichen Potentials 
sowohl der westlichen als auch der östlichen 
Nachbarstaaten optimal teilzunehmen (Nutzung 
der Beschaffungsmärkte, Direktinvestitionen vor 
Ort, Erschließung und Ausbau des zukünftigen 
Heimmarktes im EWR sowie der östlichen Nach­
barstaaten CSFR, Ungarn, Slowenien und Kroa­
tien) . 

Ansatzpunkt müssen die Industriecluster sein 
(vor allem dort, wo Technologie ein zentraler 
Faktor für die Wirtschaft ist) ,  die durch gezielte 
öffentliche Investitionen, Förderungsschwer­
punkte, selektive Betriebsansiedelungen sowie 
ordnungspolitische Zielvorgaben gestärkt werden 
sollen (zum Beispiel für Umwelttechnik:  Emis­
sionswerte, Lärmvorgaben,  Recycl ingpflicht et 
cetera). 

F&E-Maßnahmen haben sich auf eine Nischen­
strategie kombiniert mit Nachfragepolitik zu kon­
zentrieren. HauptSächlich soll eine Förderung der 
Technologie-Diffusion (Engpaß-Wissen) erfol­
gen.  

Eine strategische Ansiedelungspolit ik ist einer­
seits auf den Aufbau ultramoderner Industrien 
(hier spielen in der Produktion die Arbeitskosten 
eine untergeordnete Rolle) auszurichten, welche 
die österreichische vor- und nachgelagerte Indu­
strie befruchten. Die Ansiedlung von Forschungs­
einrichtungen ist konzentriert zu fördern. 

3.2. Bestehende Instrumente: 

Technologie- und Innovationsförderung (FFF, 
ERP), 

Betriebsansiedlung (FGG, ICD, ERP), 

Umstrukturierung, TOP, 

Kapitalmarkt, 

Seed financing, Erleichterung von Firmengrün­
dungen, 

Fokussierung auf Technologiefelder mit ho­
hem industriellen und sozialem Primärnutzen 
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(zum Beispiel Verkehr ,  Umwelt, E nergie, Tele­
kommunikation) .  

3 .3 .  :--;eue I nstrumente 

Konzentration auf  Sch irm projekte (Leise 
Bah n ,  Leiser Verkehr ,  Berührungslose Mautsy­
steme, Verkehrsleitsysteme, Fernwärmeauskopp­
lu ng/Cogeneration ,  E ntsorgung) .  

Konzentration auf den Aufbau von I ndustrie­
c lustern.  

Die auf versch iedene Förderungsaktionen 
(FFF, TOP,  ITF et cetera) aufgetei lte Technolo­
gieförderung so ll in e inem ausgegl iederten Tech­
nologiefonds zusammengefa ßt werden.  Dieser 
Fonds sol l  von einem Aufsichtsrat kontroll iert 
werden, der auch die Projektförderung be­
sch l ießt. D iese Konzentration dient e inerseits der 
Bereinigung der Förderungslandschaft und ist an­
dererseits sach lich gerechtfertigt, weil sich ein 
Projekt häufig über mehrere I nvestit ionsstadien 
ersteckt .  Die Richtl i n ien kom petenz für den Tech­
nologiefonds sol l  be im Bundesmin ister ium fü r öf­
fent l iche Wi rtschaft und Verkehr und beim Bun­
desm in ister ium für  Wissenschaft und Forschung 
l iegen ,  d ie  auch den Aufsichtsrat bestel len .  

(4) I nfrastrukturprogramm für Österreich 

4. 1 .  Ziele: 

Der Ausbau und die Verbesserung der Infra­
struktur ( Ausbi ldung, Arbeitsvermittl ung,  Woh­
nu ngen,  Freizeit, Telekommunikation ,  Trans­
portkapazität, technologische und industrie l le 
Transferzentren)  ist e ine Voraussetzung zur He­
bung der Standortattraktivität Österre ichs. Die 
Errichtung schwerpunktorientie rter Technologie­
, Wirtschafts-, I ndustrie- und Wissenschaftsparks 
ist zu forcieren ( Positivbeispiele Japan ,  BRD,  
CSA). 

Öffentl iche Aufträge und I n vesti tionen s ind das 
am besten gee ignete I nstrument für Konjunktur­
impulse und heben g leichzeitig die Standortqual i ­
tät  des I nd ustriestandortes Österreich.  

E ine strategisch orientierte Wirtschaftsförde­
rungspol it ik  sol lte sich offensiv auf künftig domi­
nierende wertschöpfungsintensive Sektoren aus­
richten .  I m  Klartext heißt d ies Förderung der 
G rundlagen einer u ltramodernen I nd ustrie,  wei­
ters der I n formations- und Kommunikationstech­
nologie sowie die Modernisierung und E rweite­
rung einer ökologisch orientierten Infrastruktur .  
Die Wirtschaftsförderung hat s ich an den zuk ün f­
tigen Wirtschaftsstrukturen auszurichten .  

Aufwertung des Staates a l s  avancierter Nach­
frager ,  I ntegrationsmöglichkeiten zu einem Clu­
ster nutzen ,  Verschiebung des Leistungsangebo­
tes von "Verwaltung" zur " Dienstleistung" .  

4.2 .  Bestehende I nstrumente :  

Bahn ,  Post, Straße, Energiewirtschaft ( BMö-
WuV, B MwA), 

F&E-Infrastruktur (BMWF) ,  

Wirtschaftsparks, Tech nologieparks (GBI ) ,  

Oual ifi kationsinfrastruktur (AMF,  BFI ,  WIFI ) .  

4 .3 .  Neue I nstrumente: 

Zeit l iche Umsetzung notwendiger I nfrastruk­
turinvestitionen besch leunigen, 

Organisation und Finanzierung der I nfrastruk­
turbere itste l l  ung, 

privatwirtschaft l ich orientierte E rbringung von 
I n frastru kturleistungen ,  Private als Investoren 
und Betreiber unter  Wettbewerbsbedingungen ,  

Österreich a l s  Standort fü r Holdi nggesel lschaf­
ten forcieren ( ICD) .  

(5) Weiterbi ldungsoffensive 

5 . 1 .  Ziele 

Last, but not least ist die Höherqualifizierung 
des Produktio nsfaktors Arbeit e insch l ießl ich un­
ternehmerische Fähigkeiten in  den Vordergrund 
zu rücken. Nur der Staat mit  den am besten aus­
gebildeten Arbeitskräften wird die komplexen 
Herausforderungen der Zukunft bewältigen (ma­
teriel le und immaterie l le Förderungen von Aus­
und Weiterbi ldungsmaßnahmen et cetera). Diese 
h istorische Stärke Österre ichs ist weiter auszu­
bauen .  

Schwerpunkt Oualifikationsstrategien in 
marktbezogenen Bereichen ( Marketing und Spra­
che) ,  Erhöhung von Flexibi l ität und Mobi l ität. 

5.2 .  Bestehende I nstrumente 

AMV, Arbeitsstiftungen,  W I F I ,  BF! .  

5.3 .  Neue I nstrumente: 

Fachausbi ldung (zum Beispiel Ankoppelung an 
Industrieparks, Zugangsvoraussetzungen) ,  

Flächenberufe,  

stärkere I nstitutional isierung des 2 .  Bildungs­
weges. 

(6) Regionalentwick lungsprogram m  

6. 1 .  Ziele: 

Die untersch iedliche Betroffenheit e inzelner 
Regionen beziehungswiese das Entstehen neuer 
Entwicklungsachsen und Zukunftszonen ver­
stärkt den Druck auf die Schaffung  attraktiver 
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Standorte. "Weg von flächendeckender Strategie­
hin zur Profilierung entwicklungsfähiger Stand­
orte." Diese Standortschwerpunkte sind national 
(untereinander und mit dem Hinterland), insbe­
sondere aber auch mit den Nachbarstaaten zu 
vernetzen (vergleiche Projekt Gmünd/CeskeNe­
lenice). 

Die Regionalförderung muß nach Regionsty­
pen spezifiziert sein. Die Klassifizierung der Re­
gionen sol l  quantitativ und qualitativ den Krite­
rien der EG folgen und mit der Erstellung regio­
naler Entwicklungspläne verbunden werden. 

Strukturverbesserung von alten Industrieregio­
nen, produktzyklische Verjüngung und verstärkte 
Mobilisierung unternehmerischer Potentiale. 

Wachstumsstimulierung in  entwicklungsschwa­
chen peripheren Regionen, "upgrading" und Dy­
namisierung der Unternehmensstruktur. 

Weniger Einzelprojektförderungen ver-
stärkte Programmförderung. 

6.2. Bestehende Instrumente: 

Regionale Innovationsprämie (ERP), 

Technologie- und Wirtschaftsparks, Gründer­
zentren (GBI),  Vernetzung durch Trägerorgani­
sation ("Mini-World-Trade-Center") ,  

Förderungsprogramm für eigenständige Regio­
nalentwicklung. 

6.3. Neue Instrumente: 

Regionales Infrastrukturprogramm, Förde­
rungsprogramm für eigenständige Regionalent­
wicklung, Sektorübergreifendes, subsidiär und 
selektiv einzusetzendes Regionalverstärkungspro­
gramm: mit folgenden Förderungsschwerpunk­
ten :  

integrierte regionale Wirtschaftskonzepte (vor 
allem im Hinblick auf EG), 

Schlüsselbereiche der (wirtschaftsnahen) I nfra­
struktur, zum Beispiel Innovationszentren; 

Modell- und Pilotprojekte sowie sonstige Pro­
jekte von besonderer Qualität und Bedeutung für 
die Entwicklung der jeweiligen Regionen, wobei 
jeweils alle Sektoren (Industrie, Tourismus, Land­
wirtschaft, Dienstleistungen) einbezogen werden. 

Förderung der Konzepterstellung, der Investi­
tionen und begleitende Unterstützung in der 
Startphase. 

Erleichterung der Unternehmensgründung, li­
beralisierung des Zugangs zu Gewerbe und 
Dienstleistungen. 

* * * * *  
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ÖVP: 
" Industriestandort Österreich 

Die internationale Konjun kturkrise hat vor 
Österreich nicht halt gemacht: 

Die enormen Leistungen der Menschen i n  
Österreich, der Arbeitnehmer, der Wirtschafts­
treibenden und I nd ustrie l len ,  aber auch der pol i ­
tisch Verantwortl ichen haben d ieses Land zu e i ­
nem der reichsten Länder der Erde gemacht. Die 
Qual ität des Wirtschafts- und I ndustriestandortes 
Österreich ist über d ie Grenzen, auch jener des 
europäischen Kontinents, bekannt und geschätzt. 
Die Trade-mark "made in austria" genießt welt­
weite Anerkennung. Durch den Beitritt zur Eu­
ropäischen Union werden wichtige I mpulse für 
die österreichische I ndustrie ausgehe n .  

Angesichts der neuen wirtschaftl ichen und so­
zialen Herausforderungen brauchen wir jedoch 
eine Neuorientierung in  der Wi rtschaftspol i ti k ,  
e i n  k räftiges Wi rtschaftswac hstum, neue Arbeit  
und e ine gestärkte Wettbewerbsfäh igkeit auf den 
Weltmärkten ,  um diese hervorragende Wettbe­
werbsposition auch in Zukunft behaupten und 
weiter ausbauen zu können. 

Die Wirtschaftspol i t ik  der ÖVP wil l  d ie Stär­
ken Österreichs als Chancen für d ie Zukunft n üt­
zen, um neue Arbeitsplätze zu  schaffen und e ine 
neue Phase des wi rtschaftl ichen Wachstums e in­
zuleiten .  

Derzeit steckt die Weltwirtschaft in einer be­
achtl ichen Konjunkturkrise. In den meisten I ndu­
striestaaten ist die Bekämpfung der  Massenar­
beitslosigkeit zum wi rtschaftspol itischen Schwer­
punktthema geworden .  Österreich ist von dieser 
Entwick lung leider nicht verschont geblieben .  
Auch wir  haben mit  erheblichen Konjunktur-, vor 
allem aber auch Strukturproblemen zu kämpfen .  
Im Jahr 1 993 erl i tt die österreich ische Wirtschaft 
den schwersten Wirtschaftse inbruch se it  1 945. I m  
Jahresdurchschnitt 1 993 waren über 225 000 
Menschen ohne Arbeit: das war die höchste Ar­
beitslosenzahl seit den siebziger Jahren .  

Die  Weltmärkte rücken durch k ü rzere Trans­
port- und Kommunikationswege näher an unsere 
Grenzen heran ,  was für uns Osterreicher Chan ­
cen ,  aber auch risiko re iche Herausforderungen 
bringt. Ein isolationistisches Abschotten unserer 
Grenzen gibt es nicht ,  denn wir  s ind Teil der 
Weltwirtschaft. Also m üssen wir  als kleiner Staat 
auf d iese geänderten Situationen k lug und verant­
wortungsvoll reagieren .  Den n  in den nächsten 
Jahre n  werden die N iedriglohnländer (für uns 
s ind vor al lem die osteuropäischen Nachbarn be­
deutend)  weiter e ine enorme Konkurrenz für un­
sere österreich ische Wi rtschaft darstel len . 

industriepolitische Leitlinien" 

Daher: Ausbau des W irtschafts- u nd I nd ustrie­
standortes Österreich 

Das pol it ische Ziel der ÖV P  ist es, die Qualität 
des Wirtschafts- und I ndustriestandortes Öster­
re ich weiter auszubauen um damit d ie Wettbe­
werbsfähigkeit unserer Wirtschaft auf den Welt­
märkten dauerhaft zu sichern und neue A rbeits­
plätze zu schaffen .  

E ine zentrale Rolle n immt dabei d ie österrei­
chische I nd ustrie e in :  

D ie österreichische I ndustrie - einsch l ieß l ich 
Energie- und Bauwirtschaft - leistet e inen Bei­
trag von über  30 P rozent zum Bruttoin landspro­
dukt  und beschäftigt rund ein Viertel a l ler u nselb­
ständig Erwerbstätigen .  1 992 wurden mehr als 
90 P rozent der österre ichischen Exportleistung 
mit i ndustriel len Produkten im Wert von nahezu 
500 Mil l iarden Sch i l l i ng erzielt . 

Mehr als die Hälfte der Industrieproduktion 
wird exportiert. Damit ist die I nd ustrie der mit 
Abstand wichtigste Zweig der Volkswi rtschaft. 
Gro ße Bereiche der wirtschaftsnahen Dienstlei­
stungen stehen in engem Zusammenhang mit der 
Sachgüterprod uktion. 

Österreich weist im internationalen Vergleich 
hohe Einkommens-,  Sozia l- und Umweltstan­
dards auf. Die Volkspartei geht davon aus, daß 
d iese nur  auf der Basis einer international wettbe­
werbsfäh igen Industrie gesichert und weiterent­
wickelt  werden könne n .  Ihr kommt daher e ine 
Motorfun ktion für Wirtschaftswachstum , Volks­
e inkommen, Leistungsbi lanz,  Steueraufko m men 
und sozialstaatliche S icherheit zu.  

N ur k napp e in  Drittel der Österreicher ist  der 
Meinung,  daß die I nd ustrie der wichtigste Wirt­
schaftszweig beim Zustande kommen des Bruttin­
landsproduktes ist .  Zumindest ebensoviele Men­
schen glauben hingegen jeweils, daß der F rem­
den verkehr oder die Landwi rtschaft diese gesamt­
wirtschaft l iche Motorfunktion i n nehaben .  Das 
sind über Jahre hinweg immer wieder die E rgeb­
n isse einschlägiger demoskopischer Befunde. 

Vergleichszahlen aus anderen westeu ropäi­
schen I ndustriestaaten ergeben, daß etwa in 
Deutschland,  aber auch in  den B E N ELUX-Län­
dern das I nd ustriebewu ßtse in  deut l ich stärker 
ausgeprägt ist. Dort weiß  jeweils mehr als  die 
Hälfte der Bevölkerung um die entscheidende 
Funktion der Industrie Bescheid. 

Darüber h inaus sind die von der Industrie zu 
tragenden Lasten staatlicher Bürokratie rad ikal  
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abzubauen. Viele Länder, mit denen Österreich 
im Wettbewerb steht, haben unnötige Gesetze ab­
geschafft oder vereinfacht und überlassen Unter­
nehmen und Mitarbeitern mehr Entscheidungs­
freiheit bei der Gestaltung der Arbeitsabläufe und 
Rahmenbedingungen, als d ies in Österreich der 
Fall ist. 

Auf Druck der Volkspartei konnten auch in 
Österreich bereits zahlreiche Überreglementie­
rungen abgebaut werden. Beispiele dafür sind das 
neue Preisgesetz oder das Preisauszeichnungsge­
setz. Auch die von der ÖVP durchgesetzte neue 
Gewerbeordnung bringt für die österreichische 
Wirtschaft eine deutliche Liberalisierung. 

Der Weg der Liberalisierung der Wirtschaft 
und der Verbesserung der kosten- und produkt­
mäßigen Konkurrenzfähigkeit ist konsequent 
weiterzuverfolgen .  

Die Österreichische Volkspartei wi ll Rahmen­
bedingungen für die Industrie weiter verbessern: 

Als Volkspartei wollen wir die österreichische 
Industrie vor allem durch die Schaffung leistungs­
freundlicher Rahmenbedingungen unterstützen: 

Die ÖVP ist der Garant dafür, daß wirtschaftli­
che Schwierigkeiten nicht zum Anlaß für mehr 
Staatseingriffe genommen werden .  Die staatliche 
Verwaltung hat sich als ServicesteIle für unter­
nehmerische Tätigkeit zu verstehen. 

Das bürokratische und zeitaufwendige österrei­
chische Anlagengenehmigungsverfahren sollte 
nach dem Muster der Umweltverträglichkeitsprü­
fung auf Verfahrens- und Ents<:.heidungskonzen­
tration umgestellt werden. Die OVP schlägt dazu 
ein eigenes Standortsicherungsgesetz vor. 

Die industriel len Rahmenbedingungen sind ge­
nerell derart zu gestalten, daß die Zahl der Be­
triebsansiedlungen und -erweiterungen zunimmt 
und bestehende Standorte nicht aufgrund eines 
ungünstigen Umfeldes geschlossen oder verlegt 
werden müssen. 

Voraussicht ist eine wichtige Säule der unter­
nehmerischen Disposition. Je mehr sich die Un­
ternehmen auf kommende Veränderungen ein­
stel len können, desto besser sind sie für den inter­
nationalen Wettbewerb gerüstet. Maßnahmen, 
d ie die unternehmerische Disposition massiv be­
einflussen, sind daher vorausschauend zu planen. 

Inflexible Regelungen - zum Beispiel bei der 
Arbeitszeit - und bürokratische H indernisse ko­
sten Zeit und Geld und behindern die heimische 
Industrie in ihrer Wettbewerbskraft. Alle Geset­
zesvorlagen sollen daher in Zukunft vor ihrer Be­
schlußfassung auf ihren Verwaltungsaufwand und 
ihre Folgekosten für die Wirtschaft überprüft 
werden. 

Alle Rahmenbedingungen müssen sich am Ziel 
einer ökosozialen Wirtschaftspolitik orientieren. 
Der sorgfältige Umgang mit dem öffentlichen 
Gut "Umwelt" muß belohnt werden.  Umweltpo­
litik muß ihre Ziele möglichst effizient auf Basis 
von Kosten-Nutzen-Überlegungen erreichen. 

Industrienahe Dienstleistungen nehmen eine 
zentrale Schlüsselrolle ein, wenn es darum geht, 
die Wettbewerbs kraft der heimischen Wirtschaft 
zu stärken .  Restriktive Regelungen, die die Ent­
wicklung leistungsfähiger industrienaher Dienst­
leistungsunternehmen verhindern, s ind abzu­
schaffen. 

Leistung muß sich wieder lohnen! Zweifellos 
ist der soziale Ausgleich Eckpfeiler der pol iti­
schen und sozialen Stabilität. Aber Menschen, die 
zu Mehrarbeit bereit sind, muß ein leistungs­
freundliches Umfeld geboten werden. 

Im Kampf gegen die gegenwärtige Rezession 
tritt die Volkspartei für eine deutliche Entla­
stungsoffensive für die heimischen Unternehmen 
als beste Maßnahme für einen raschen Auf­
schwung und die Schaffung neuer Arbeitsplätze 
ein. 

Schwerpunkte der Industriepolitik: 

Weitere Konsolidierung des Staatshaushaltes: 

Die ÖVP ist überzeugt davon, daß ein konsoli­
dierter Staatshaushalt das notwendige Fundament 
einer verantwortungsbewußten Politik darste llt. 
Eine nachhaltige Gesundung der österreich ischen 
Staatsfinanzen ist nur möglich, wenn die Sparge­
sinnung von der gesamten Bundesregierung, den 
Ländern und den Sozialpartnern getragen wird. 

Im Regierungsübereinkommen 199 1  wurde 
dieser Konsolidierungskurs neuerlich bestätigt. 
Trotz der konjunkturbedingten Verzögerung des 
Jahres 1 993 kann man seit dem Regierungsein­
tritt der ÖVP von einem signifikanten Sanie­
rungsfortschritt des Staatshaushaltes sprechen. 
Ein Abgehen vom Sanierungskurs würde für 
Österreich auch international Nachteile bringen. 
So wäre nicht auszuschließen, daß Zweifel an der 
G laubwürdigkeit und wirtschaftlichen Leistungs­
fähigkeit Österreichs auch die Stabilität des öster­
reichischen Schi l l ings in Frage stellen. 

Nach wie vor sind die großen strukturellen Pro­
bleme des österreichischen Staatshaushalten nicht 
vollständig gelöst. Dies gilt im besonder.en Maße 
für die Bereiche Gesundheitswesen, OBB und 
Schule. Wenn Österreich nicht - ähnlich manch 
internationalen Beispielen - unvorbereitet auf 
plötzlich aufbrechende Finanzierungslücken rea­
gieren wil l ,  muß die vernünftige Sparpolitik fort­
gesetzt werden. 

Die Volkspartei tritt daher dafür ein, daß 
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das Ziel der Reduktion des Nettoabgangs auf 
2,5 P rozent des Brutto i n landsproduktes weiter 
verfolgt wird, 

die Sanierung der öffentl ichen Haushalte durch 
entsprechende Reorgan isationen der Verwaltung 
wirkungsvol l unterstützt wird, 

d ie Gerechtigkeit der Sozialpo l i t ik  durch k lare 
Anspruchsvoraussetzungen ,  verbesserte Kontrol­
le langfristig abgesichert wird, 

durch Organ isationsänderungen im öffent l i ­
chen D ienst das Reagieren des Staates auf neue 
Aufgaben deutlich erleichtert wird, u nd daß 

bei öffentl ichen Aufgaben und D ienstleistun­
gen erhöhte Kostentransparenz geschaffen wird, 
um e inen effizienteren und rationalen Ei nsatz 
von Steuermitte ln  zu ermögl ichen .  

Die ÖVP tritt daher für  e ine  sparsame und  ver­
antwortungsvolle Budgetpol i t ik  e i n .  die Steuerer­
höhu ngen verhindert und neue Sp ielräume für 
Steuersen kungen für W irtschaft und Arbeitneh­
mer schafft. 

Flexibi l ität von Arbeitszeit und E ntlohnung: 

Die Volkspartei ist davon überzeugt, daß durch 
e ine offensive Arbeitsmarktpol i t ik ,  aber vor al lem 
auch durch f lexible Arbeitszei tformen der Ar­
beitsmarkt entspannt und die Zahl  der Arbeitslo­
sen verr ingert werden können :  

E inarbeitung von " Fenstertagen " :  Die E i nar­
beitung von " Fenstertagen" ,  die auf Grund des 
Arbei tsze itgesetzes derzeit nur b innen sieben 
Wochen mögl ich ist. sol l te auf das ganze Jahr auf­
getei l t  werden können.  

Jahresarbeitszeitverträge: I n nerhalb eines Jah­
res muß rechner isch die geltende Normalarbeits­
zeit (maxi mal -lO Stunden pro Woche. für man­
che Bereich bereits wen iger) e ingeha lten werden .  
Wan n und  i n  welcher Bandbreite d iese Arbeits­
stunden absolv iert werden.  hängt von den be­
trieblichen Erfordern issen und den Bedürfnissen 
des Arbeitnehmers ab, die zu Begi n n  dieses Ver­
trages gemeinsam festgelegt werden sol len .  Vor­
teil d ieser Regelung ist, daß d ie derzeit für Wirt­
schaftsbereiche wie Bau- oder Tou rismusbranche 
übl iche Saisonarbeitslosigkeit wegfäl l t  und damit 
auch der Bedarf an M itte ln  für Arbe i tslosengelder 
reduziert wird.  

Die  Wettbewerbsfäh igkeit des Wirtschafts­
standortes Österreich hängt entscheidend von der 
Entwick lung der Arbeitskosten i n  unserem Land 
ab. 

Die  Österreichische Vol kspartei spricht sich in  
der a ktuel len S i tuation gegen e ine  weitere Erhö­
hung der Loh nnebenkosten aus. Damit würde die 

Wettbewerbssituation der U nternehmer ver­
sch lechtert und mittelbar auch Arbeitsplätze ge­
fäh rdet werden .  

Ausbi ldungs- und  Oual ifi kationsoffensive: 

Die Qualifikation der M itarbeiter ist - neben 
Kostenfragen - e i n  Schl üsse lk riterium bei der 
Beurte i lung e ines I ndustriestandortes. Die Volks­
partei wil l  d ie Quali tät des Industriestandortes 
Österreich nachhaltig festigen und ausbauen . 
Mehr Qual ität auf a l len B i ld ungsebenen ist daher 
e ines der wichtigsten Ziele, wenn es um d ie zu­
künftige Wettbewerbsfähigkeit Österreichs geht. 

Die Europäische I ntegration ,  das hohe Sozial­
und Lohnn iveau Österreichs und die hohen Stan­
dards im Umweltbereich erfordert Anstrengun­
gen Österre ichs vor a l lem im Bereich der Qual ifi­
kation, der I n novat ion,  der Qual itätssteigerung 
und der Flexib i l is ierung. Erfo lgreiche Prod ukte 
aus Österreich werden sich in Zukunft vor a l lem 
an den Kriterien I nnovation im Produkt- und 
Prozeßbereich.  hohe Wertschöpfung, hohes Oua­
l i tätsniveau. professionelles Marketing und an­
sprechendes Design orientieren müssen.  

Berufsbi lder und Leh rpläne sind der wirt­
schaftl ichen E ntwick lung rascher anzupassen .  
Dazu ist e ine stärkere Orientierung der Lehr in­
halte an den Anforderungen der  Betriebe anzu­
streben .  

Aus- und  vor  a l l em Weiterbi ldungsangebote 
für a lte u nd neue Berufe sind zu entwickeln und 
ohne Zeitverzug umzusetzen .  D ies gi l t  sowohl  fü r 
d ie berufl iche, schul ische aber auch universitäre 
Ausb i ldung. als auch für die betriebl iche und 
überbetriebliche Weiterbi ldung.  

Neue postseku ndäre Bi ldungsei nrichtungen,  
wie  etwa die neu zu gründenden Fachhochschu­
len.  sol len e ine praxisorientierte Ausbildung für 
I ngen ieure und Betriebswi rte anbieten.  wobei auf 
eine adäquate budgetäre Vorsorge zu achten ist. 

Zur Unterstützung  Berufstätiger. die eine aka­
dem ische Qual ifi kation erwerben wollen , sind 
Fernstud ien offensiv auszubauen, mit Zielr ich­
tung einer Verdreifachung der Studentenzahlen 
bis 1 998. 

P rivate Ausbi ldungsinstitutionen, die mit der 
Wirtschaft kooperieren oder an denen sich die 
Wirtschaft d i rekt bete i l igt, s ind zu unterstützen .  

I n  a l len Bi ld ungsstufen und Oualif ikationsebe­
nen, vor al lem auch in fachspezifischen Ausbi l­
dungsvorhaben .  s ind verstärkt Fremdsprachen zu 
vermitte ln .  

Die Lehrerausbi ldung ist verstärkt praxisnah 
und an den Erfordern issen der Wi rtschaft zu 
orientieren. 
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Das Image der Facharbeiterausbi ldung muß 
deutlich aufgewertet werden.  Die Attraktivität 
der Lehrlingsausbi ldung ist durch die Eröffnung 
- auch vertikaler - Weiterbildungsmöglichkei­
ten aufzuwerten. In diesem Sinn ist generell er­
höhtes Augenmerk auf die Durchlässigkeit unse­
res Bildungssystems zu richten. 

Verdoppelung der Aufwendungen für F & E, 
Investitionen in  moderne Technologien: 

Die Österreichische Volkspartei betrachtet 
Ausgaben für moderne und zukunftsweisende 
Technologien gerade in wirtschaftlich schwieri­
gen Zeiten als Investitionen in die Zukunft und 
damit in den Wohlstand unseres Landes. Die 
ÖVP tritt dafür ein, die Mittel für Forschung und 
Entwicklung raschest an das Niveau unserer eu­
ropäischen Mitkonkurrenten anzupassen. 

Obwohl die Aufwendungen für Forschung und 
Entwicklung während der letzten Legislaturperi­
<?de deutlich gesteigert werden konnten, gibt 
Osterreich derzeit nur rund 1 ,6 Prozent seines 
BIP für F&E aus. Das ist ein im internationalen 
Vergleich außerordentlich geringer Forschungs­
etat. Vergleichbare Länder, wie etwa die Schweiz, 
Deutschland oder die USA, investieren rund dop­
eelt so viel in Forschung und Entwicklung wie 
Osterreich. Der EG-Durchschnitt liegt bei 2 Pro­
zent. 

Um zu verhindern, daß sich Österreich im Be­
reich von Forschung und Entwicklung von den 
europäischen Mitwettbewerbern abkoppelt, sind 
daher neue Akzente in der Forschungs- und 
Technologiepolitik notwendig. 

Die ÖVP will Forschung und Entwicklung ver­
stärkt zu einem wirtschaftspolitischen Schwer­
punktthema machen und die staatliche und priva­
te Forschungsquote auf das OECD-Niveau he­
ben. Konkret tritt sie für folgende Maßnahmen 
ein: 

Eine deutliche Erhöhung der Forschungsquote. 
Neben budgetmäßigen Schwerpunktsetzungen 
sollen auch die Aufwendungen der Wirtschaft für 
Forschung und Entwicklung gefördert werden .  

Die Erhöhung des Forschungsfreibetrags von 
derzeit 1 2  Prozent auf 20 Prozent beziehungs­
weise von 1 8  Prozent auf 30 Prozent. 

In Zusammenarbeit mit den Förderungsfonds 
soll - ausgehend von einem nationalen For­
schungsplan - die Grundlagenforschung ver­
stärkt und durch Schwerpunktinvestitionen, ins­
besondere im technischen Bereich, gefördert wer­
den. 

Da Forschung und Entwicklung verstärkt in in­
ternationaler Kooperation durchgeführt werden, 
ist eine verstärkte Teilnahme Österreichs an den 

Forschungsprogrammen der EG von außeror­
dentlicher Bedeutung. 

Die Teilnahme Österreichs an europäischen 
und internationalen Forschungsorganisationen ist 
durch Schwerpunktsetzungen im Wissenschafts­
budget auszuweiten. 

Durch Großforschungseinrichtungen und die 
Initiierung von Spezialfors�hungsbereichen soll 
die Konkurrenzfähigkeit Osterreichs auf dem 
Sektor spezialisierter Hochtechnologien gestärkt 
werden. 

Die technologieorientierte öffentliche Auf­
tragsvergabe ist zu verstärken und institutionell 
so zu organisieren, daß ein effizienter Einsatz si­
chergestellt ist. 

Marktnahe Forschungskooperationen zwischen 
Wissenschaft und Wirtschaft sind zu intensivie­
ren, um aktuelle Forschungsergebnisse ohne 
Zeitverzögerung wirtschaftlich nutzen zu kön­
nen. 

Zukunftstechnologien wie Biotechnologie, Mi­
kroelektronik oder die Nutzung von Biomasse 
sind verstärkt zu fördern. 

Ausbau des Finanz- und Kapitalplatzes Öster­
reich: 

Der Finanzmarkt Österreich bedarf einer nach­
haltigen N�.ustrukturierung, um den Anforderun­
gen einer Offnung im Zuge des EWR-Vertrages 
sowie der Annäherung unserer östlichen Nach­
barstaaten gerecht zu werden. D ie ÖVP unter­
stützt die Bemühungen um die Dynamisierung 
und Verbreiterung des Kapitalmarktes Öster­
reich. Sie setzt angesichts der Vielzahl notwendi­
ger Maßnahmen auf folgende Schwerpunkte: 

Stärkung der Eigenkapitalbasis der österreich i­
schen Industrie: Jene Unternehmen der österrei­
chischen Wirtschaft, die aufgrund ihrer Größe ei­
nen Gang an die Börse noch nicht antreten kön­
nen, bedürfen besonderer Maßnahmen zur För­
derung ihrer Eigenkapitalbasis. Die 
mittelständische österreichische Industrie bedarf 
einer soliden Finanzierungsstru ktur: "Mittel­
standsfonds" ; (Mittelstandsfinanzierungsgesell­
schaften) sollen sich nach dem Prinzip der Risi­
kostreuung erfolgsabhängig an solchen Unter­
nehmen beteiligen .  

Verbesserung des Minderheitenschutzes, um 
die Börse für das Publikum attraktiver zu ma­
chen: Der Schutz einer kleinen Minderheit gegen­
über der dominierenden Mehrheit ist der OVP 
auch im wirtschaftlichen Umfeld ein Anliegen. 
Wenngleich wir unverändert von einer Paralleli­
tät von Risikotragung und Kapitalbereitstellung 
ausgehen, muß dennoch dem Minderheitsaktio­
när ein ausreichendes Maß an effektiver Informa-
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t ion u nd Mi tsprachemögl ichkeit e ingeräumt wer­
den. 

Neustrukturierung der Marktaufsicht:  Die 
mangelnde Attrakt iv ität des Finanzmarktes 
Österreich geht zum Tei l  auf e ine veraltete und 
nicht meh r  angemessene Marktaufsicht zurück. 
Die ÖVP fordert daher eine moderne, vol lcom­
puterisierte Handelsüberwachung,  um Verstöße 
gegen Handelsvorschr iften jeder Art rasch und 
unmitte lbar der Marktaufsichtsbehörde zur 
Kenntn is zu  br ingen .  

Fortsetzung des Pr ivatisierungskurses: 

Die Österreich ische Vol kspartei tritt für eine 
zügige Pr ivatisierung jener Bereiche e in ,  d ie Pri­
vate besser und leistungsfäh iger als der Staat 
wahrnehmen können. Privatisierung zwingt zu 
mehr Leistung und Kosteneinsparung. S ie führt 
zu I nnovation und stärkerer Kundenorient ierung. 
e nd sie führt auf breiter Front zur Entlastung 
des Staates. 

S ichere Arbeitsplätze setzen voraus. daß U nter­
nehmen auf Dauer Gewi nne erzielen. Für öffent­
liche Lnternehmungen besteht aber oftmals kein 
Zwang zur wirtschaft l ichen Gebarung. Verstei­
nerte Stru kturen, unterdurchschn i tt l iche P roduk­
t ivität und überdurchschn ittl iche Kosten sind 
n icht selten die Folge. 

Stehen öffentl iche U nternehm ungen mit Priva­
ten im Wettbewerb, so können sie vielfach Wett­
bewerbsvorte i le nutzen ,  die Privatunternehmen 
nicht offen stehen . Bestes Beispiel dafür s ind gün­
stigere F inanzierungsmöglichkeiten und Un­
gle ichbehandlung im steuerl ichen Bereich. 

Pr ivatisierung ist für die Vol kspartei weder 
Ideologie noch Selbstzweck .  Sie ermögl icht es der 
öffentl ichen Hand v ielmehr, sich auf zeitgemäße 
Bereiche zu konzentrieren .  Zumindest 50 Pro­
zent  der P rivatisierungserlöse s ind zur Dotation 
in Forschungs- und Technologiefonds e inzubrin­
gen .  

Umsetzung der  Pr ivatisierung der verstaatlich­
ten I ndustrie entsprechend dem jüngst fixierten 
Zeitplan laut ÖIAG-Gesetz. 

Die Verkaufsermächtigung zur weiteren Priva­
tisierung der Credi tanstalt ist vom Finanzmin ister 
zügig umzusetzen .  

D ie  Bank Austria i s t  mehrheitl ich zu  privat isie­
ren .  

Der kommerziel le Tei l der Postsparkasse ist i n  
e i ne A G  unzuwande l n  und z u  privatisiere n .  

D i e  Post- u n d  Telegraphenverwaltung i s t  orga­
n isatorisch in die Bereiche Telekommun ikation, 
"gelbe" Post und Busdienst zu gliedern. Der Tele-

kommunikationsbereich ist für eine Privatisie­
rung vorzubereiten .  

Die Ö B B  haben das nicht betriebsnotwendige 
Vermögen,  im speziel len n icht benötigte liegen­
schaften zu verkaufe n .  

D i e  Verbundgesel lschaft, d ie Landes-EVUs 
und die Stadtwerke sind auf die mehrheitl iche 
Pr ivatisierung vorzubereiten .  

D ie  seit Jahren vom Finanzminister angekün­
digte Privatisierung der Vorar lberger I l l-Werke 
ist nach wie vor offen .  Sie ist daher rasch umzu­
setzen .  

Die Bu ndesforste s ind auszugl iedern .  Gemein­
wirtschaftl iche Leistungen der Bundesforste s ind 
wirtschaftl ich abzugelten . 

.. Weitere Privatisierungskandidaten s ind u .a .  der 
Osterreich ische B undesverlag, die Sal inen AG, 
d ie Austria Tabakwerke sowie die Österreichische 
Staatsdruckerei und das Dorotheum. 

Moderne Infrastruktur: 

E i ne moderne Verkehrsin frastruktur ist das 
G rundelement des öffentl ichen und privaten Le­
bens und eine wesentl iche yoraussetzung für e ine 
moderne Wirtschaft. D ie Osterreic hische Volks­
partei tr itt dafür e in ,  die ökonomische und ökolo­
gische Verbesserung al ler Verkehrsabläufe voran­
zutre iben, um damit den  Wirtschaftsstandort 
Österreich und damit  unseren Wohlstand abzusi­
chern und unsere natürl ichen Lebensgrundlagen 
dauerhaft zu erhalten .  

D ie  ÖVP spricht s i ch  daher dafür aus ,  daß 

die freie Wahl des Verkehrsmitte ls  unter Be­
rücksichtigung ökologischer Rahmenbedi ngun­
gen und regionaler Betroffenheiten wei terh i n  ge­
sichert bleibt, 

es durch Attraktiv itätssteigerungen ,  i nsbeson­
dere in  Ba l l u ngsräumen,  zu einer Ver lagerung 
zum öffent l ichen Personenverkehr und, i nsbe­
sondere im Transit, zu einer stärkeren l\i utzung 
des Schienenverkehrs kommt, 

die Transparenz der Verkehrskosten der e inzel­
nen Verkehrsträger erhöht wird und so e ine ver­
u rsachergerechte Zuordnung der volkswirtschaft­
l ichen Kosten zu den e inzelnen Verkehrsträgern 
ermöglicht wird, 

die Erstel lung e ines in  die europaweite Planung 
eingebundenen langfristigen Verkeh rskonzeptes 
mit konkreten F inanzierungsplänen rasch abge­
schlossen wird, 

die Österre ichischen Bundesbahnen  nach i h rer 
erfolgten Ausgl iederung forciert zu e inem lei-
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stungsfähigen, flexiblen und raschen Massenbe­
förderungsmittel ausgebaut werden, 

die Bahninfrastruktur zu unseren nördlichen 
und östlichen Nachbarstaaten ausgebaut wird, da 
gerade in Ostösterreich mit Zunahmen im Güter­
und Personenverkehr zu rechnen ist, deren Nut­
zung für die österreichische Wirtschaft neue 
Chancen eröffnet, 

die Lücken im überregionalen Straßennetz 
durch Fertigstellung der noch ausständigen Auto­
bahn-,  Schnellstraßen- und Bundesstraßenprojek­
te geschlossen werden.  

Telekommunikation: 

Mit der zunehmenden Technologie- und 
DienstIeistungsorientierung unserer Wirtschaft 
wird der Transport von Nachrichten immer wich­
tiger. Die weltweite ökonomische Entwicklung 
zeigt, daß Wissen und Information als Produk­
tionsfaktor und damit zusammenhängend die Te­
lekommunikation als Vermittlungsinstrument 
weiter an Bedeutung gewinnen werden. 

Die europäischen Wirtschaftsforscher gehen 
davon aus, daß im Jahr 2000 der Anteil des Fern­
meldewesens am Bruttosozialprodukt der Volks­
wirtschaften von derzeit knapp über 2 Prozent 
auf 7 Prozent ansteigen wird. Gleichzeitig werden 
Konzentrationstendenzen im Telekommunika­
tionssektor stattfinden. Die Telekommunika­
tionswirtschaft ist also ein Sektor von grundsätzli­
cher wirtschaftlicher Bedeutung für die positive 
Weiterentwicklung der österreich ischen Volks­
wirtschaft. Der Markt selbst wird von außeror­
dentlicher wirtschaftlicher Dynamik geprägt sein .  
Konkret fordert die ÖVP eine umfassende Re­
form der Post- und ein modernes Poststrukturge­
setz. 

Die Jahre des Umbruchs, wie wir sie gegenwär­
tig erleben, sind immer auch Anlaß zur Bestim­
mung des eigenen Standortes, Gelegenheit zu ei­
ner nüchternen Bestandsaufnahme sowie Chance, 
den Blick auf neue Herausforderungen zu richten 
und die gemeinsame Zukunft zu gestalten. Das 
gilt auch und vq,r allem für die Zukunft des Indu­
striestandortes Osterreich. 

Die Antworten der ÖVP lauten dazu - wie 
schon ausführlich dargestellt - :  

1 .  Rückkehr z u  Budgetkonsolidierung 

2. Fortsetzung der steuerlichen Entlastungspo­
litik 

3 .  Umsetzung einer umfassenden Qualifika­
tionsoffensive 

4. zeitgemäße Flexibilisierung der Arbeitszeit 

5. Innovationsstärkung durch Verdoppelung 
der Forschungsmittel 

6. stärkere Teilnahme unserer Wirtschaft am 
europäischen Wettbewerb 

7. Bündelung und Neuausrichtung der öffentli­
chen Fördermittel 

8. Forcierung einer modernen Infrastrukturpo­
l it ik 

9. Verbesserung des Umfeldes zur Gründung 
neuer Unternehmen 

10.Weiterführung des erfolgreichen Privatisie­
rungskurses. 

* * * * *  
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FPÖ: 
" Perspektiven für eine erfolgreiche Industriepolitik 10  Österreich "  

I n  der österreich ischen I ndustriepol i t ik ist es 
"höchste Eisenbahn" , an e ine weitreichende Neu­
orientierung zu denken. Am Vorabend der Eu­
ropä ischen I ntegration wird e ine weitere Anpas­
sung an die gesamteuropäischen Wettbewerbsre­
geln  unumgängl ich sei n .  Auch m u ß  Österreich 
rasch d ie r ichtigen  industriepol i tischen Antwor­
ten auf die Herausforderungen durch die neuen 
Marktwirtschaften der Länder des ehemaligen 
Ostblocks f inden. 

Diese auch als "Ostöffn ung" bekannte Ent­
wick lung hat für Österre ichs I ndustrie grundsätz­
liche Veränderungen mit sich gebracht. Öster­
reich steht somit einem neuen Markt mit zum 
Tei l  sagen haft b i l l igen Produkten vor a l l em der 
Grundstoff- und Texti l industrie gegenüber. Das 
Kostenverhältnis kann mit  etwa 1 : 1 0  beziffert 
werden - eine völ l ig neue S ituation. die auch 
vö l l ig neue Antworten erfordert. 

Diese Entwick l ung hat auch zur Folge. daß aus 
wi rtschaft l ichen Gründen der Standort Öster­
reich für viele E rzeugnisse nicht mehr aufrecht 
zu erhalten ist. Die logische Folge dieser Ent­
wick lung sind massive Verluste an Arbeitsplätzen 
und somit auch negative volkswirtschaftl iche 
Auswirkungen .  

D iese Entwick l ung be inhaltet aber gleichzei tig 
auch e ine gro ße Chance und damit auch e ine gro­
ße Herausforderung für innovative österreichi­
sch�. I ndustrieu nternehmen.  Der Wegfal l  bisher 
in Osterreich angesiedelter " verlängerter Werk­
bänke" und d ie Schaffung von wertschöpfungs­
und arbeitsp latzintensiven Unternehmen ist für 
Österreichs I ndustrie e ine Aufgabe. d ie langfristig 
dazu führen kann .  daß wieder sichere Arbeits­
plätze. s�ubere P rodu kte und gefragte Technolo­
gien in  Osterreich geschaffen werden.  In d iesem 
an Chancen.  aber auch Risken reichen Umfe ld 
geht es nun zuerst um e ine weitreichende Neuge­
staltung der Rahmenbedingungen,  von denen die 
Ind ustriepo l it ik  im engeren Sinne nur einen Aus­
schn i tt darstel lt .  

Wichtig ist die Umsetzung e ines " Maßnahmen­
bünde ls" , welches beispielsweise e ine neuorien­
tierte und nachfragegerechte Bi ldungspol i t ik ,  
e ine flexiblere u nd aktive Arbeitsmarktpol i t ik .  e i ­
nen attraktiven Kapitalmarkt,  e ine ökologisch 
orientierte und das H umankapital schonende 
Steuerpol i t ik  sowie die Schaffung neuer I nfra­
strukturen im Bereich Verkehr und Telekommu­
n ikation be in halten muß.  

Dies wird notwendig sein ,  um in e iner  "zweiten 
industriel len Revolution" dem 2 1 .  Jahrhu ndert 

mit seinen neuen Herausforderungen auch ins 
Gesicht schauen zu können. Die  Wettbewerbsfä­
h igkeit der heim ischen I ndustrie muß wieder der 
Motor der österre ichischen Volkswirtschaft wer­
den. 

H istorisch gesehen wird die österre ich ische In­
dustrie aber nach wie vor vom Nachlaß zweier 
ehemal iger Gro ßmächte gep rägt. Der immer 
noch hohe Antei l  der Texti l - und Bek le idungsin ­
dustrie ist letztl ich e in Rel ikt  aus  den längst ver­
gangenen Tagen der Monarchie.  

Der hohe Antei l  der vor al lem im Verstaatl ich­
ten-Bereich angesiede lten grundstofflastigen 
Stah l - und Chemiebranchen ist das schwere und 
kosten intensive Erbe des ehemal igen Deutschen 
Reiches. Die anfal lenden Mi l l iarden an  Stüt­
zungszahlungen aus dem Budget für diesen I ndu­
striebereich s ind berei ts Legende. 

Anderersei ts gibt es eine gute Posit ionierung 
im internationalen Wettbewerb der überwiegend 
k le in- und mittelständ isch struktur ierten österrei­
ch ischen I ndustrie. I nsbesondere dort, wo in 
Marktn ischen etwa die Meta l l - ,  Masch inen- ,  Bau­
und Baustoffi ndustrie auch inte rnational reüssie­
ren kann.  

Die größte Herausforderung, die s ich für die 
I ndustriepol it ik des auslaufenden zweiten Jahr­
tausends ergibt. ist die Schaffu ng von neuen Ar­
be itsplätzen fü r das aus der Ostöffn ung u nd der 
weltweiten  Rezession resultierenden Arbeitslo­
senheer. 

Industrie und Pol i t ik  - über Parte i - u nd ideo­
logische Grenzen hinaus - haben al les zu unter­
nehm�n .  um neue Produkte und Dienstleistungen 
nach Osterreich zu br ingen. d ie h ier wettbewerbs­
fähig produziert werden können. 

Wir  al le müssen uns - im S inne einer weiteren 
Entwick l ung des Wohlstandes, aber auch im Hin­
b l i ck  auf  d ie Erhaltung des sozialen Friedens -
d ieser Herausforderung ste l len und sie sch l u ß­
endl ich auch meistern. 

Um d ieser Herausforde.�ung gerecht werden,  
um den I nd ustriestandort Osterreich auch in  Zu­
k unft erha lten und ausbauen zu  können, s ind aus  
fre iheitl icher S icht  e in  gutes D utzend an  Maß­
nahmen zu  erfüllen: 

nachfrageorientierte Bildung ( Höherqualifika­
tion von Arbeitnehmern) :  

Es macht wen ig S inn ,  wen n  Österreichs Uni­
versitäten in  U nmengen Sozio logen , Pol i tologen ,  
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Psychologen und so weiter heranbilden, ohne daß 
diese Studienrichtungen vom Markt nachgefragt 
werden. Gleichzeitig aber gibt es einen eklatanten 
Mangel an Informatikern, WU-Absolventen, 
Werkstoff technikern , Facharbeitern - und wie 
etwa im Bundesland Salzburg - an Lehrlingen. 

Reform der Berufsschulen: 

Hier nur schlagwortartig einige unbedingt not­
wendige Veränderungen: 

bessere Ausbildung in den Betrieben, Anreize 
für Unternehmer zur Ausbildung von Facharbei­
tern, 

Errichtung von Fachhochschulen mit laufender 
externer Kontrolle (auch durch ausländische Ex­
perten), 

verstärkte Zusammenarbeit zwischen Wirt­
schaft und Hochschulen, 

ständige Kontrolle und Anpassung des gesam­
ten Schulsystems von der Volksschule bis zur 
Hochschule an die sich rasch ändernden Anforde­
rungen. 

Anhebung der Aufwendungen für Forschung 
& Entwicklung: 

In Österreich scheint nach wie vor die Meinung 
präsent zu sein, daß eigene Forschung und eigene 
Entwicklung nur in geringem Umfang notwendig 
ist. Der im Ausland produzierte technische Fort­
schritt könne durch zugekaufte Anlagen weit bil­
liger erworben werden - so lautet die Ansicht 
vieler, vor allem im mittelständischen Bereich. 
Diese Einstellung gehört grundlegend geändert, 
da sie auch grundlegend falsch ist. Nur eine ra­
sche und umfassende Nutzung des Fortschritts er­
möglicht den Fortbestand und die Weiterentwick­
lung einer wettbewerbsfähigen österreichischen 
Industrie. 

Es ist zunächst die Aufgabe der Unternehmun­
gen, für Forschung und Entwicklung zu sorgen. 
Es ist aber genauso die öffentliche Hand gefor­
dert - dies, ohne gleich den Ruf nach mehr Staat 
laut werden zu lassen. Die Erfolge innovativer 
Forschung und Entwicklung bringen letztlich der 
öffentlichen Hand beträchtliche Mehreinnahmen 
durch steigende Steuerleistung. Die Forschungs­
und Entwicklungspolitik muß somit ein vordring­
liches Anliegen all jener sein, denen eine zu­
kunftsorientierte österreichische Industrie ein 
Anl iegen ist. In d iesem Zusammenhang muß es 
auch zu einer Verbesserung sowohl der direkten 
als auch der indirekten Forschungsförderung 
kommen. 

Es sollte alle wachrütteln, daß Österreich mit 
einem prognostizierten Anteil an Forschungsaus­
gaben von 1 ,65 Prozent am BIP 1994 noch immer 

erheblich unter dem internationalen Durch­
schnitt von etwa 2,5 Prozent und damit im letzten 
Drittel der OECD-Staaten l iegt. 

Festlegung von Forschungsschwerpunkten: 

Eine Beteiligung an internationalen For­
schungsprogrammen ist genauso anzustreben wie 
eine Anhebung der Ausgaben für Forschung und 
Entwicklung sowohl des unternehmerischen als 
auch des öffentlichen Anteils. 

Flexibilisierung des Arbeitszeitrechtes: 

Die Flexibilisierung der Arbeitszeit entspricht 
nicht nur den Notwendigkeiten einer Wettbe­
werbsfähigkeit  der österreichischen Industrie, 
sondern auch dem Interesse vieler Arbeitnehmer. 
Die Wirtschaft braucht dringend eine Entlastung 
bei den Arbeitskosten. Dies darf jedoch keines­
falls durch eine Amputation von sozialen Errun­
genschaften geschehen. Eine höhere Leistungsbe­
reitschaft, mehr geistige und berufliche Mobilität 
der Arbeitnehmer können sicher nicht durch Ab­
bau von sozialer Sicherheit erreicht werden. 

besserer Kapitalmarkt: 

Durch eine effizienteren Kapitalmarkt soll in 
den Unternehmungen die Eigenmittelzufuhr von 
außen verstärkt werden.  Es müßte gelingen, von 
den rund 1 ,6 Bi llionen Geldwertvermögen ,  die 
bei den Kreditinstituten und Versicherungen her­
umdümpeln, zumindest 10 Prozent in direkte Be­
teiligungen oder Beteil igungsfonds zu bringen.  

Verbesserung der Infrastruktur: 

Die Telekommunikationsnetze und -dienste ge­
hören zügigst erweitert und modernisiert. Ebenso 
ist ein gut ausgebautes Verkehrsnetz, vor al lem 
im Bereich der öffentlichen Güterbeförderung, 
die Grundlage einer erfolgreichen Industrie. Zu 
einer wettbewerbsfördernden Infrastruktur gehö­
ren aber auch Investitionen in die Ausbildung, in 
die Forschung und Entwicklung und Investitio­
nen in das Sozial- und Gesundheitswesen. 

Neuausrichtung der Investitionsförderung: 

Im Hinblick auf die gesamteuropäischen Wett­
bewerbsregeln  wird es zu einem Abbau der allge­
meinen Investitionsförderungen kommen müs­
sen .  Dem aber stehen andere Förderungsbereiche 
mit steigender Bedeutung gegenüber, wie bei­
spielsweise die Forschung und Entwicklung, die 
Mittelstandsförderungen, die Bereiche Umwelt 
und Energie, die arbeitsmarktpolitischen Förde­
rungen oder die Regionalhilfen. 

Eine institutionelle Bereinigung der Förde­
rungslandschaft ist unumgänglich. Klare Förde­
rungsrichtlinien, Vermeidung von Wettbewerbs­
verzerrungen, verstärkte Innovationsförderun-

III-186 der Beilagen XVIII. GP - Bericht  - 01 Hauptdokument (gescanntes Original)82 von 92

www.parlament.gv.at



Parlamentarische E nquete - 1 .  Juni 1 994 83 

FPÖ 

gen, Verlagerungen von den Betriebsförderungen 
hin zur Standortförderung sind weitere Forde­
rungen an eine Neuausrichtung der Investitions­
förderung. 

Steuer- und Abgabenpolitik: 

Eine ökologische Steuerreform mit dem 
Aspekt der verstärkten Besteuerung der Primär­
energie muß in der nächsten Legislaturperiode 
umgesetzt werden. Als Gegengewicht hat es so­
fort zu einer Entsteuerung des Humankapitals zu 
kommen. Die in der 2. Etappe der Steuerreform 
1 993 eingeführte arbeitsplatzvernichtende Kom­
munalabgabe ist ersatzlos abzusch.?Jfen. Bei allen 
steuer- und abgabenrechtlichen Anderungen ist 
eine Wettbewerbsverzerrung hintanzuhalten. 

Die Lohnnebenkosten sind umfassend und 
nachhaltig zu senken, ohne daß es dabei zu einer 
Amputation der sozialen Sicherheit kommt. 

Auf die Industrie darf dabei nicht vergessen 
werden. Die Bundesregierung wird aufgefordert, 
die entsprechenden Rahmenbedingungen zu 
schaffen, damit die heimische Industrie auch den 
Herausforderungen des dritten Jahrtausends ge­
wachsen ist und wir in der heimischen Industrie 
wieder sichere Arbeitsplätze vorfinden und mit 
umweltfreundlichen, modernen Technologien 
Produkte erzeugt werden können, die auf dem 
Weltmarkt gefragt sind. 

* * * * *  
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"Anforderungen an eine aktive Industriepolitik "  

1 .  Ausgangslage 

Die industriepolitische Debatte der letzten Jah­
re war geprägt von ideologischen Scheingefechten 
zwischen den Proponenten der verstaatlichten In­
dustrie und den Vertretern der Privatindustrie be­
ziehungsweise der Klein- und Mittelbetriebe. Par­
teipolitische Auseinandersetzungen rund um 
Subventionsvergaben und der Terminisierung 
von Privatisierungsaktivitäten verdrängen noch 
heute die notwendige Debatte einer gesamtöster­
reichischen Industriepolitik ,  die staatliche Unter­
nehmen ebenso umfassen muß wie Privatunter­
nehmen. Nur durch diese Gesamtschau kann eine 
strategische Standortbestimmung erfolgen, die 
Österreichs Industrieposition im internationalen 
Wettbewerb aktiv mitbestimmen kann.  

Diese Standortbestimmung erscheint auch des­
wegen notwendig, als Österreich im Spannungs­
feld zwischen Europäischer Integration und der 
Konkurrenz aus den mittel- und osteuropäischen 
Ländern einem beschleunigten Strukturwandel 
ausgesetzt ist, dessen wirtschaftspolitische Gestal­
tung in Richtung einer ökologischen und sozialen 
Entwicklung bislang vermißt wird. 

Aufgrund der Inexistenz einer österreichischen 
Industriepolitik ist es nicht weiter verwunderlich, 
daß Industriepolitik bei den Verhandlungen mit 
der EU keine Rolle gespielt hat, obwohl diese 
erstmals in den Maastrichter Verträgen als Kom­
petenztatbestand der EU verankert wurde. Dieser 
Verankerung ging eine heftige EU-interne Debat­
te voraus. Zwei Grundpositionen waren dominie­
rend: Deutschland, Großbritannien und die Nie­
derlande sehen die Aufgabe von Industriepolitik 
in erster Linie darin ,  das wirtschaftspolitische 
Umfeld für die Industrie zu verbessern. Frank­
reich und Italien, unterstützt von den Kohäsions­
ländern, sind hingegen Befürworter einer inter­
ventionistischen und sektoralen Industriepolitik 
und wollen exponierte EU-Sektoren besonders 
gefördert wissen. 

Im EU-Vertrag sind die institutionellen Vor­
aussetzungen geschaffen worden, interventioni­
stische Maßnahmen zu treffen (Artikel 1 30); und 
in Verbindung mit Artikel 1 1 5 und 1 30b sind spe­
zifische industriepolitische Aktionen zugunsten 
einzelner Regionen möglich .  Die Industriepolitik 
hat somit grundsätzlich eine Aufwertung erfah­
ren .  Der Komprorniß ist allerdings so weich for­
muliert, sodaß politische Kräfteverhältnisse sowie 
realwirtschaftliche Notwendigkeiten über dessen 
Auslegung bestimmen werden. Kritisiert wird in 
diesem Zusammenhang immer wieder der man­
gelnde Dialog zwischen den Sozialpartnern, der 

eine sinnvoll akkordierte Industriepo l i tik beglei­
ten müßte. 

Auch in diesem Zusammenhang hat die öster­
reichische Bundesregierung eine Positionierung 
vermissen lassen .  

Insofern ist die Abhaltung einer parlamentari­
schen Enquete zum Thema "Die Zukunft des In­
dustriestandortes Österreich" als ein positiver Be­
ginn einer industriepolitischen Debatte zu sehen. 
Der Erfolg wird erst dann zu beurteilen sein, 
wenn konkrete Schritte in Richtung der Erstel­
lung eines Industriekonzeptes in die Wege gelei­
tet werden .  

2 .  zur Definition 

"Unter Industriepolitik wird im weiteren staat­
l iche Beeinflussung des industriellen Struktur­
wandels in Richtung höherwertiger Produk­
tion/Dienstleistung verstanden.  Ziel der Indu­
striepolitik ist die Erreichung und Erhaltung ei­
ner dynamischen Wettbewerbsfähigkeit, das heißt 
der Sicherung der internationalen Wettbewerbs­
fähigkeit bei hohen und steigenden Faktorein­
kommen sowie hohen und steigenden sozialen 
und ökologischen Standards." (Kurt Bayer, 
Grundlagen einer Neuen österreichischen Indu­
striepolitik,  in: Zeitschrift für öffentliche und ge­
meinwirtschaftliche Unternehmen, Jg. 16, Nr. 4, 
S. 442-448, hier S. 442, 1993) 

"Ziel der Industriepolitik ist es, den dynami­
schen Wandel der Industrie in  Richtung Höher­
verarbeitung, Internationalität, hohem Beschäfti­
gungsniveau und hoher Qualifikation aktiv zu 
unterstützen. Die Erreichung einer dynamischen 
Wettbewerbsfähigkeit bedeutet die Erzielung 
langfristig anhaltender hoher und steigender rea­
ler Einkommen und eines hohen und steigenden 
sozialen und ökologischen Standards" (Beirat für 
Wirtschafts- und Sozialfragen,  Industriepolitik 
I I I , S .  8, Wien 1 99 1 ) .  

Dieser Definition von Industriepolitik, die sich 
gleichzeitig als Absage an vor allem von konser­
vativer Seite immer wieder favorisierten "Kosten­
senkungsprogrammen" versteht, kann sich die 
grüne Fraktion anschließen. Die Konkurrenzfä­
h igkeit der österreichischen I ndustrie darf nicht 
zu Lasten der sozialen Absicherung und nicht zu 
Lasten der Umwelt gehen. Hier ist die Politik ge­
fordert. Es geht um die Gestaltung des Struktur­
wandels, den man nicht dem Spiel der freien 
Marktkräfte überlassen darf. 

3. Wettbewerbsfähigkeit 
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Für die Wettbewerbsfäh igkeit der österreich i­
sehen Wirtschaft kann e ine rad ika le Umorientie­
rung nach Meinung der grünen Fraktion nur von 
Vorte i l  se in .  Das hohe E ntwick lu ngsniveau unse­
res Landes und die zunehmende E inb ind ung 
Österreichs in  die Weltwirtschaft e rfordern  wirt­
schafts- und industriepo l i tische Strategien einer 
neuen Qual i tät, die langfristig auch i nternational 
positive Impulse setzen können. Fragen der Tech­
no logiebeherrschung, aber  auch der  Gese l l ­
schafts- und Umweltverträgl ichkeit  der  Techno­
logie- und I ndustrieentwick lung werden für e ine 
österreich ische Forschungspol i t ik  an Bedeutung 
gewinnen müssen. Die Zukunft der österreichi­
schen Wirtschaft kann nicht im Ö ko-Raubbau 
und in  den B i l l iglohnbranchen l iegen .  

4. zum Begriff des ökologischen Strukturwan­
dels (siehe dazu: Mart in  Jänicke, Harald Mönch, 
Manfred Bi nder. Limweltentlastung durch  i ndu­
strie l len  Strukturwande l? ,  E ine explorative Studie 
über 32  I ndustrieländer [ 1 970 b is  1 990], Ber l in  
1 992 M ichael von Hauff ,  Umrisse einer ökolo­
gisch orientierten I ndustriepol i ti k .  in:  Michael 
von Hauff. Uwe Schmid [ Hg. ] ,  Ökonomie und 
Ökologie , S .  8 1  - 98. Stuttgart 1 992)  

Voraussetzung ist, den Zusam menhang zwi­
schen Strukturwandel und Umwelt  zu ana lysie­
ren .  Daraus leitet sich unter Berücksichtigung der 
ökologischen Zielvorgaben der industriepo l i t i ­
sche Handlungsbedarf ab .  Zu u nterscheiden ist 
zwischen reaktiven Strategien der Reparatur ,  
Kompe nsation. Vermeidung und Beseit igung von 
Cmweltsc häden und präventiven Strategien tech­
n ischer I n novationen zur Schaffung ökologisch 
verbesserter Produktionsprozesse beziehungswei ­
se  Strategien industriepol i tischen Umweltsch ut­
zes durch die Kompensation umweltgefährdender 
durch umweltfreund l iche Produkt ion .  Während 
für schrumpfende und stagn ierende. das he ißt 
tradi t ionel le Branchen primär reaktive Strategien 
relevant sind, sol l ten für expandierende Prod uk­
tionszweige die präventiven Strategien verstärkt 
angewandt werden. 

Da U mwel tqual ität zunehmend zum Standort­
faktor geworden ist. müssen ökologisch nachte i l i ­
ge Wachstumseffekte langfristig d u rch ökologisch 
positive Struktureffekte ausgegl ichen werden. 
U mweltschutz als regionale Strukturpol i t ik  be­
zieht sich beispielsweise auf die ö kologische Sa­
nierung von Regionen und Standorten ,  auf selek­
tive Schrumpfungsprozesse oder Produktionsaus­
lagerungen aus öko logisch überlasteten Bal l ungs­
gebieten .  die durch die N utzung vorhandener 
Entwick l ungspotentiale,  e insch l ie ß l ich  ökolo­
gisch vorte i lhafter lokaler Ressourcen .  kompen­
siert werden .  

U mweltschutz als sektorale Strukturpolit ik 
kann den Strukturwandel im Sinne e iner Verän­
derung des Ste l lenwertes einzelner Produktionen 

beziehungsweise Branchen anstreben .  Ziel wäre 
h ier e ine relative E inschränkung für strukture l l  
besonders umweltbe lastende P roduktionen u n d  
deren Kompensation durch ökologisch angepaß­
tere Zweige. 

Ökologische Strukturpol it ik so l l te aber auch 
auf den techn ischen Wandel in nerhalb der Bran­
chen und U nternehmen abzie len .  Dabei wird es  
vor  a l lem um techn ische I nnovationen i m  S inne 
einer ökologischen Modern isierung gehen.  Öko­
logische Modern isierung als Program m folgt der 
Erkenntn is, daß der techn ische Fortsch ritt ange­
sichts des Problems l angfristiger U mweltzerstö­
rung besch leunigt werden muß,  mit  dem Ziel  der 
Umrüstung auf ökologisch angepaßte P roduktio­
nen und Produ kte. Demnach betrifft techn ischer 
Wandel sowoh l  P rozeß innovationen als auch Pro­
duktinnovationen.  

5 .  konkrete Forderungen an e ine  akt ive und of­
fensive I ndustriepol i t i k 

Eine offensive und strategische I ndustriepol i t ik  
muß s ich ,  entsprechend ihrer regionalpol itischen 
Verantwortung, schwerpunktmäßig an einer 
Qual ifizierung der Standorte . wobei es n icht nur 
um die Bereitstel l ung der I nfrastruktur (Verkehr 
und Te lekommunikation) .  sondern vor a l lem um 
die Qual if izierung der Arbeitskräfte geht. orien­
t ieren.  Zielsetzung e iner grünen I ndustriepol i t ik  
ist d ie  Forcierung des ökologischen Strukturwan­
dels. 

5 . 1 .  Öko-Steuern 

Die rasche Einfü h rung e i ner Energiesteuer 
würde die langfristige Wettbewerbsfähigkeit der 
österreichischen Industrie s icherl ich stärken.  
Nach dem grünen Vorschlag werden 

die Mineralölsteuer auf alle Treibstoffe um 2 S 
erhöht ( i n  Summe 1 3 ,3  M i l l iarden Sch i l l ing) und 

Steuern auf sogenannte � icht-Treibstoffe wie 
Gas. Kohle ,  Ö l  (5 g/kWh) und Strom ( 1 2  g/k Wh) 
eingeführt (Gesamtaufkommen rund 1 1  M i l l iar­
den Sch i l l i ng) .  

Ab 1 996 erfo lgt eine jährl iche Erhöhung des 
Steueraufkommens um rea l  3 Prozent. D iese 
jährl iche Erhöhung betrifft sowoh l  die Treib- wie 
auch die Nichttreibstoffe. 

Die 1 3  M i l l iarden Sch i l l i ng  aus der Treibstoff­
besteuerung werden zur  Gänze - zweckgebun­
den - für  energiesparende beziehungsweise ver­
kehrsvermeidende I n vestitionen und Maßnahmen 
eingesetzt. Das Steueraufkom men aus der Be­
steuerung der N icht-Treibstoffe beträgt rund 
1 1  Mi l l iarden Schi l l ing .  Aus wettbewerbs- und 
beschäftigungspol itischen Gründen ist  geplant,  
die Schwer industrie und jene d urch die E infüh­
rung einer Energiesteuer besonders betroffenen 
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Industriezweige zeitlich befristet (für ungefähr 
fünf Jahre) von d ieser Regelung auszunehmen. 
Diese Betriebe sind jedoch aufgerufen, diese Aus­
nahmefrist dahin gehend zu nützen, u nverzüglich 
Umstrukturierungsmaßnahmen in Angriff zu 
nehmen. Das Aufkommen aus der Besteuerung 
der Nicht-Treibstoffe verringert sich aus diesem 
Grund um etwa 1 ,5 Milliarden Schil l ing und re­
sultiert somit in einem Gesamtaufkommen von 
rund 9,5 Mil liarden Schil ling. Diese 9,5 Milliar­
den Schi l l ing werden zur Gänze zur Abgleichung 
des Wohnbauförderungsbeitrages (rund 9 Mill iar­
den Schilling), der derzeit je zur Hälfte von Ar­
beitgebern und Arbeitnehmern entrichtet wird, 
verwendet. Dadurch kann ein erster Schritt in  
Richtung Ökologisierung des Steuersystems ge­
setzt werden ,  der der Forderung der Grünen nach 
verstärkter Besteuerung von Energie und Roh­
stoffen bei gleichzeitiger Entlastung des Faktors 
Arbeit gerecht wird. 

Das Steueraufkommen, aus der ab 1 996 durch­
geführten jährl ichen 3prozentigen realen Steuer­
erhöhung auf Treib- und Nicht-Treibstoffe, wird 
ebenfalls zur Gänze aufkommensneutral verwen­
det. Nach Abschaffung des Wohnbauförderungs­
beitrages sol l  in einem zweiten Schritt die Kom­
munalabgabe (Lohnsummensteuer) reduziert be­
ziehungsweise ersetzt werden. 

5.2. aktive Arbeitsmarktpolitik und Bildungsof­
fensive 

Derzeit werden drei Viertel der finanziel len 
Mittel für pa , i ve Arbeitslosenfinanzierung und 
nur ein Viertel für aktive Arbeitsmarktpolitik 
verwendet. Dieses Mißverhältnis beweist, daß 
sich der Staat zunehmend in die Rolle eines "Ver­
walters" von Arbeitslosigkeit zurückzieht. Neben 
den negativen persönlichen und psychologischen 
Effekten, die eine solche Politik für die Betroffe­
nen nach sich zieht, entgehen dem Staat auch 
Kaufkraft und Steuereinnahmen. Es rechnet sich. 
in die Bekämpfung von Arbeitslosigkeit zu inve­
stieren. 

Die Aufwertung des Arbeitsmarktservice in  
Richtung eines modernen Dienstleistungsbetrie­
bes verlangt eine bessere finanzielle und perso­
nelle Ausstattung; Ausgliederung als Absicherung 
sozialpartnerschaftlicher Einflußbereiche genügt 
nicht. Umschulungen und Qualifikationsoffensi­
ven, Bildungsprogramme und Individualförde­
rung unter besonderer Berücksichtigung der re­
gionalen Betroffenheit könnten ein erster Schritt 
in eine mutige und etwas phantasievollere Rich­
tung der Arbeitslosenbekämpfung sein .  Die Qua­
lifizierung der Arbeitskräfte ist eine notwendige 
Investition in d ie künftige Sicherung des Indu­
striestandortes Österreich. 

Neue Umschulungsmaßnahmen müssen die 
volkswirtschaftl ich sinnlose Vergeudung von 

Humankapital ablösen, die vielfach durch sehr 
großzügige Frühpensionierungen betrieben wird 
(Kurt Bayer. a. a. 0.,  S. 447) .  

Staatliche Bildungs- und Infrastrukturkonzepte 
müssen auf die Bedürfnisse der Menschen und 
der Wirtschaft Bedacht nehmen und durchlässig 
sein, auch für jene. die bereits in Beschäftigung 
stehen. offen bleiben. Lebenslange Berufe gibt es 
nicht mehr. und nur ein andauernder Lern- und 
Weiterbildungsprozeß sichert individuellen Er­
folg und eine "öko-optimale" Wirtschaft. 

5.3. Förderungsreform 

Dem Gießkannenprinzip des österreichischen 
Förderungswesens muß ein Ende bereitet wer­
den. Stattdessen sollte ein Bundesförderungsrah­
mengesetz nach folgenden Kriterien verankert 
werden: verpflichtende Vorlage von Öko- und 
Sozialbilanzen, Festlegung von Erfolgskriterien. 
Pflicht zur Rückzahlung bei Nicht-Einhaltung, 
Vorlage entsprechender Besicherungen, Informa­
tionspflicht gegenüber dem Nationalrat. Vor je­
dem Förderungsvorhaben ist vom Förderungs­
werber eine Ökobilanz einzufordern, also ein Ab­
fallwirtschaftskonzept, ein Energieoptimierungs­
konzept und ein logistisches Konzept für innerbe­
triebliche Transporte und für die Anbindung der 
Unternehmen an das öffentliche Verkehrsnetz. 

Die institutionelle Bereinigung der österreich i­
sehen Förderungslandschaft ist vordringlich zu 
behandeln. Gleichzeitig sollte eine verpflichtende 
Evalu ierung al ler Subventionen durchgeführt 
werden. Eine Verlagerung von der reinen Investi­
tionsförderung zur Innovationsförderung und 
von der Betriebs- zur Standortförderung kann ei­
nen positiven Beitrag zum Strukturwandel leisten 
(siehe dazu: Karl Aiginger, Eine zukunftsorien­
tierte Industriepolitik vor dem Hintergrund der 
Verstaatlichtenkrise. in: Österreichisches Jahr­
buch für Politik 1992, S.  487 - 503. hier 
S. 495/496, Wien/München 1 993). 

5.4. Branchenkonzepte und Regionalentwick­
lungspläne 

Für jene Unternehmen und Regionen, die auf­
grund von neuer Konkurrenz beziehungsweise 
Standortnachteilen besonders krisenanfällig sind, 
sollten in einer konzertierten Aktion Branchen­
konzepte beziehungsweise Regionalentwicklungs­
pläne erarbeitet werden.  Branchenkonzepte sind 
vor allem für die Grundstoffindustrie notwendig, 
die künftige Kapazitäten ebenso klären sollen wie 
langfristige Anpassungspläne. 

"Die stark konjunkturabhängige Grundstoffin­
dustrie, die sehr hohen Kapitalbedarf hat. muß 
aus dem Zyklus der oftmals öffentlich geförder­
ten Expansion im Konjunkturaufschwung und 
der mit öffentlichen Mitteln verhinderten 
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Schrumpfung im Abschwung herausgenommen 
und an einem langfristigen Konzept ausgerichtet 
werden" (Kurt Bayer, a. a. 0.,  S. 448) .  

Regionalentwicklungspläne werden bei einem 
EU-Beitritt für jene Regionen notwendig, die 
EU-Strukturmittel lukrieren wol len. Deren Kon­
zeption erscheint auch dann ohne EU-Beitritt 
sinnvoll, wenn sie sich am Prinzip der Nachhaltig­
keit orientiert und langfristigen Perspektiven den 
Vorrang vor kurzfristiger Krisenintervention gibt. 
Zentraler Ausgangspunkt einer solchen Strategie 
muß die Aktivierung vorhandener regionaler 
Entwicklungspotentiale sein. Um die Akzeptanz 
und das Know-How der betroffenen Bevölkerung 
zu erhöhen beziehungsweise zu nutzen, ist bei der 
Erstellung derartiger Konzepte die Partizipation 
der regionalen Bevölkerung an den Entschei­
dungsprozessen zu gewährleisten. 

5.5. Forschung und Entwicklung 

Österreich gibt derzeit nur rund 1 ,5 Prozent 
seines BIP für Forschung und Entwicklung aus, 
ein im OECD-Vergleich äußerst geringer Antei l, 
der bei jeder Gelegenheit beklagt wird. Dennoch 
wurden bislang nur unzureichend Maßnahmen 
gesetzt, diesen Anteil zu erhöhen. Gleichzeitig er­
hofft man sich von der Teilnahme an Europäi­
schen Forschungsprogrammen einen positiven 
Impuls. Aus bisheriger Sicht konnte Österreich 
allerdings nur einen sehr geringen Teil seiner an 
die EU-Forschungstöpfe zu leistenden Zahlun­
gen als "retour juste" lukrieren. 

Die Befürchtung, daß die Zahlungen an die 
EU-Töpfe die eigenständige österreichische For­
schung weiter reduzieren, ist nicht unbegründet. 
Neben der Erhöhung des Forschungsbudgets 
müssen gleichzeitig Zielvorgaben verankert wer­
den, die sich aus Sicht der Grünen vor allem auf 
die "Vorsorgeforschung" , also auf gesel lschaftlich 
wichtige Bereiche wie Gesundheit, Verkehr und 
Umwelt konzentrieren sollen (Kurt Bayer, 
a. a. 0., S. 448). Daneben sollte die Kooperation 
der Forschungseinrichtungen verstärkt und deren 
Wissen in eigenen Technologie- und Beratungs­
zentren der Unternehmen vor allem im mittel­
ständischen Bereich zur Verfügung gestel lt wer­
den. 

5.6. Verfügungsrechte 

Die Grünen schließen sich der Forderung des 
Beirates für Wirtschafts- und Sozialfragen an, der 
eine "verfügungsrechtsorientierte Industriepoli­
tik" empfiehlt, welche die Sicherung und Ent­
wicklung starker Unternehmen mit strategischem 
Zentrum in Österreich ßurch Wahrung des stra­
tegischen Einflusses in Osterreich situ ierter "stra­
tegischer Eigentümer" anstrebt. 

.. "Es l iegt sowohl im gesamtwirtlichen Interesse 
Osterreichs wie auch im langfristigen Interesse 
der österreichischen Unternehmen selbst, d ie 
Verfügungsrechte über wichtige österreich ische 
Unternehmen in Österreich zu halten. Nur da­
durch können die wertschöpfungsintensiven stra­
t.�gischen Funktionen auch auf lange Sicht in  
Osterreich gehalten und a l le  möglichen Synergie­
und Multiplikatoreffekte genutzt werden" (Beirat 
für Wirtschafts- und Sozialfragen, a. a .  0., S. 40). 

Das im Dezember beschlossene Privatisie­
rungsgesetz der ÖIAG nimmt zwar mehrmals Be­
zug auf die "Wahrung und Sicherung österreichi­
scher Interessen", läßt aber ein Konzept zu deren 
Durchsetzung vermissen. 

Auch der Wirtschaftswissenschaftler Professor 
Aiginger ortet ein "geringes Interesse an österrei­
chischen Lösungen (Papier, Schi et cetera) und 
das Fehlen eines Bewußtseins für strategische In­
dustriepolitik im Sinne des Managements von 
Verfügungsrechten" (Karl Aiginger, a. a. 0.,  
S. 493) .  

5 .7. Kompetenzen 

Die Forderung nach einer Bündelung der indu­
striepolitischen Instrumente in Österreich ist 
nicht neu - bis heute allerdings hat sich an der 
unkoordinierten Vielfalt der industriepolitischen 
Instrumente und der ihnen entsprechenden mini­
steriel len Zuständigkeiten nichts geändert (dazu: 
Wilfried Stadler, Die Stunde der Industriepol itik ,  
in  Wirtschaftspolitische Blätter, J g. 4 1 ,  N r .  1 ,  
S. 4- 1 5) .  

Parteipolitische Interessen verhindern eine 
sinnvolle Zusammenführung beziehungsweise 
Koordination der Kompetenzen sowohl im Be­
reich des Förderungswesens als auch bei indu­
striepol itischen Maßnahmen im allgemeinen. 

Die grüne Fraktion fordert vor allem aber auch 
industriepolitische Kompetenzen für das Parla­
ment: 

Die besten industriepolitischen Vorschläge nüt­
zen nichts, wenn sie nicht in die pol itischen Ent­
scheidungen einfl ießen. Deshalb fordert die grü­
ne Faktion die Umwandlung des ohnehin nicht 
wirklich existierenden Verstaatlichtenausschusses 
in einen Industrieausschuß (bereits am 
1 3. 1 .  1 993 brachte die Klubobfrau Mag. Dr.  Ma­
deleine Petrovic einen diesbezüglichen Vorschlag 
in der Präsidialsitzung ein), der unter Beiziehung 
von Industrie- und Regionalexperten einem Indu­
striekonzept zum Durchbruch verhelfen soll .  In 
diesem Ausschuß könnte die Zusammenführung 
aller relevanten Vorlagen und Berichte stattfin­
den, d ie eine industriepolitische Gesamtschau er­
möglichen würde. 
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Gleichzeitig könnte so ein Diskussionsforum 
entstehen, welches sich mit Fragen der strategi­
schen Standortqualifizierung ebenso wie mit Fra­
gen der Verfügungsrechte befassen sollte. 

* * * * *  
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" Die Zukunft des Industriestandortes Österreich " 

Der Wettbewerb der Standorte wird in  Zeiten 
zunehmender i nternationaler Verflechtung der 
Volkswirtschaften schärfer. Das b i rgt Risken ,  
aber auch Chancen in  s ich .  Die österreich ische 
Wi rtschaftspol i t ik  im weiteren Sinne hat sich dar­
auf e inzuste l len und ze i tgerecht Rahmenbedin ­
gungen zu schaffen ,  d ie  es  den österreich ischen 
Li nternehmen ermöglichen, d ie Herausforderun­
gen anzunehmen ,  um im internationalen Wettbe­
werb zu bestehen.  

I .  Eckpfe iler e iner l iberalen Industriepol i t ik  

I .  I nd ustriepol i t ik  statt Verstaatl ichten-Pol i t ik  

Die Industrie ist  mit  3 1  Prozent Ante i l  am B I P  
Österreichs grö ßter Wirtschaftssektor. G leiches 
gi l t  für d ie exportorientie rte österre ichische I ndu­
strie als Devisenbr inger. 36,8 Prozent der  Be­
schäftigten arbeiten  in  der Industrie und im 
Gro ßgewerbe. Schon d iese Zahlen belegen die 
Wichtigkeit der Erhaltung des Industriestandor­
tes Österreich.  Industriepol itische Überlegungen 
bedürfen daher der Einbeziehung der Steuer- ,  
Wirtschafts-, Forschungs-, Bi ldungs-, Sozial- ,  
Cmwelt- , Regional- und Europapol i t ik .  Vor al­
lem aber bedarf es der g le ichen rechtl ichen Rah­
menbed ingungen für die pr ivate und die Staats in­
c1 ustrie. Der Weg führt zu e inem einheit l ichen In­
cl ustriebegriff.  

2.  I ndustrieausschuß ins Parlament 

Voraussetzung für e ine effiziente I ndustriepo l i ­
t i k  ist auf  parlamentarischer Ebene d ie Umorga­
nisation des Aussch usses fü r verstaatl ichte Betrie­
be zum Industrieausschuß . Das bringt weitere 
Bl ickwinkel ,  umfassendere Kompetenzen, mehr 
Transparenz und bessere parlamentarische Kon­
trol le  der I ndustriepol i t ik .  

3 .  Langfristig ökonom isch hande ln  heißt ökolo­
gisch handeln 

Das hei  ßt ,  weite rer Ausbau ökologischer 
Aspekte in  der I ndustriepol i t ik  auf zwei Ebenen: 

auf jener der ökologischen Auswirkungen i ndu­
strie l ler Produktion 

und auf jener der Entscheidung für best immte 
�roduktgruppen ( Wettbewerbsargument und 
Oko-Technologie ) .  

4. Wandel der  Industrie 

Wie jedes U nternehmen,  hat sich auch ein 
Land seiner Stärken zu besinnen,  hat diese zu 
nutzen.  Österreichs Arbeitskräftepotential ist  gut ,  
aber teuer. Danach hat sich die Wirtschaft und 

i nsbesondere die Industrie zu richten. Es g i l t  so­
gar,  d iese Stärke durch  e ine Qual ifi kationsoffen­
sive wei ter auszubauen .  

5 .  Schaffung e ines i nvestitionsfre u ndl ichen Kl i­
mas 

Wichtigste Voraussetzung für I n vestitionen ist 
die Berechenbarkeit der Pol it ik ,  die Verläß l ich­
keit der Rahmenbedingungen ,  die Rechtssicher­
heit. Zudem bedarf es e i ner Redi mension ierung 
des Normendschungels und einer weiteren Straf­
fung von Genehm igungsverfahren,  nicht jedoch 
auf Kosten der Qual i tät derselben .  

6.  Förderung von  Forschung und Entwicklung 

Die Förderung von Forschung und Entwick­
lung durch d i rekte Transferzah l ungen ist deshalb 
(noch)  notwendig. wei l  Österre ich im Vergleich 
der O ECD-Länder i mmer noch e i n  Nachzügler 
bezüglich seiner F&E-Quote ist. Außerdem be­
darf es weite rer V1otivation der Ind ustrie zur Te i l ­
nahme an europäischen Rahmenprogrammen im 
Rahmen der E U  ( I nformationspo l i t i k ! ) .  

7 .  Standort pol i t ik 

Es muß umgedacht werden: Weg von der För­
derung e inzelner Betriebe, h i n  zur  Förderung 
von Standorten.  Regionen . Ebenso wichtig sind 
I nvestitionen in  In frastrukturmerkmale des 
Standortes, wie Verkehrsanbindu ngen ,  Telekom­
munikation et cetera. Das wirkt nicht wettbe­
werbsverzerrend. ist EU-konform und im Rah­
men des europäischen Standortwettbewerbes not­
wendig und erwünscht .  

8 .  Ei nbeziehung der Zul ieferer 

Unumgänglich ist die E inbeziehung der Zul ie­
ferer und sonstiger von Industr ien abhängiger 
Unternehmen in industriepol i t ische Überlegun­
gen .  Die I ndustrie ist ein Konjun kturmotor .  das 
Beziehungsgeflecht m i t  anderen W irtschaftszwei­
gen komplex. 

9. aktive Mi twirkung an e iner gesamte u ropäi­
schen Industrieentwick lung  

Es g i l t  ähn l iches w ie  für  die U mweltpol i t ik .  
Problem lösungen bedü rfen eines überregionalen 
Ansatzes. Auch kann ein kle ines Land sich der 
weltweiten Arbeitste i lung und der Vernetzung 
der Wirtschaft nicht versch l ießen.  

1 0. Lösung des Verstaatl ichen-Di lemmas im 
D re ischritt 
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Zerteilung der verstaatlichen Konzerne in 
überschaubare, sinnvolle, branchenorientierte, 
gesundgeschrumpfte k leinere Einheiten, um diese 
(ver)käuflich zu machen (Abschied von der rot­
weiß-roten Mischkonzernidee). Diese Forderung 
des Liberalen Forums aus dem Herbst 1993 ist 
mittlerweile endlich erfüllt. 

Geordneter Rückzug aus bestimmten Produk­
tionsbereichen und Branchen ;  was nicht überle­
ben oder umsteigen kann, muß zugesperrt wer­
den. 

Zügige Privatisierung der verstaatlichten Indu­
strie (institutionelle Partner, Börse) .  

I I .  Der ökologische Aspekt 

Besonders wichtig erscheint aus der Sicht des 
Liberalen Forums die Harmonisierung von indu­
strieller Entwicklung und Rücksichtnahme auf 
unsere natürlichen Lebensgrundlagen. Daher soll 
dieser Aspekt hier noch einmal bewußt vertieft 
werden. Auch die Industrie selbst bekennt sich 
zusehends zum aktiven und vorsorgenden Um­
weltschutz. Dazu dienen etwa 1 10 Mill iarden 
Schil l ing jährlich an Investitionsvolumen der 
österreichischen Industrie. 

Die Industrie hat sich einer sachlichen Diskus­
sion zu stellen. 

Die Industrie hat möglichst geschlossene Kreis­
läufe anzustreben. 

Die Industrie hat nach sinnvollem recyclingfä­
higem Produktionsdesign zu streben. 

Die Energieeffizienz muß gesteigert werden 
(gerade Kraft-Wärme-Koppelungsanlagen enthal­
ten noch viel Potential . )  

Die Vermeidung von gefährl ichen Abfäl len ist 
längst als (volks)wirtschaftlich sinnvoll erkannt 
worden. 

Die Reduktion umweltbelastender Verfahren 
und Anlagen durch gezielte Forschung und Ent­
wicklung ist ebenso zielführend wie durch not­
wendige Investitionen. 

Voraussetzung für eine günstige industrielle 
Entwicklung ist überdies die Straffung und Ab­
stimmung der unüberschaubaren Umweltgesetz­
gebung: 

Einbeziehung von Industrieexperten schon bei 
der Gesetzwerdung, 

bessere Investitionsplanung durch langfristige, 
systematische Umwelt-Rahmenbedingungen für 
die Industrie, 

Berücksichtigung der EU-Richtlinien. 

Umweltgerechte Industriepolitik endet nicht an 
den Grenzen Europas, auch nicht an jenen der 
Industrienationen, sondern muß auch und vor al­
lem die Dritte Welt einbeziehen. 

zu 6.) Investition in die eigene Zukunft durch 
entsprechende Technologie- und Innovationspo­
litik (F&E) 

Der beschleunigte Strukturwandel der Wirt­
schaft in den hochentwickelten Industriestaaten 
in Verbindung mit dem verschärften internatio­
nalen Wettbewerb haben dazu geführt, daß ein 
hoher Standard von Forschung und Technologie 
für exportorientierte Volkswirtschaften zum ent­
scheidenden Wettbewerbsfaktor in der internatio­
nalen Arbeitstei lung geworden ist. In einem mo­
dernen Wirtschaftssystem muß die Forschung die 
Innovationskraft aufrechterhalten und damit die 
Wettbewerbsstärke. Der eigentliche Schlüssel 
zum Erfolg einer ausgewogenen industriel len 
Entwicklung ist also die Investition in die techno­
logische Entwicklung. 

Daher müssen alle politischen Anstrengungen 
zur Verbesserung der Kapitalkraft der österrei­
chischen Industrieunternehmen durch steuerpoli­
tische Maßnahmen unternommen werden, denn 
Innovation bedeutet Risiko, und Risikobereit­
schaft setzt Kapital voraus. 

Österreichs Industrieunternehmen bedürfen 
der Beratung beim Zugriff auf neues Wissen. Die 
österreichischen außeruniversitären Forschungs­
institute und Technologie-Transferzentren müs­
sen auf diese Aufgabe ausgerichtet werden. 

Auch Österreichs Industrieunternehmen kön­
nen die Ergebnisse aus der Grundlagenforschung 
nicht immer unmittelbar verwerten. Sie benöti­
gen dazu externe Mittlerfunktionen. Die Univer­
sitäten und außeruniversitären Forschungsinsti­
tute müssen diese Funktion verstärkt wahrneh­
men. 

Die Politik hat ihre Verantwortung bei der An­
bahnung internationaler Kooperationen für 
Österreichs Industrie wahrzunehmen. Die Mit­
gliedschaft in  der Europäischen Union öffnet 
neue Chancen für Europa, aber es gilt, die spezi­
fischen Probleme der österreichischen Industrie­
unternehmen zu berücksichtigen. Die österreichi­
schen Förderungseinrichtungen müssen daher 
nicht nur restrukturiert werden, sie müssen auch 
aktiv d iese neuen Anbahnungs- und Vermittler­
dienste für internationale Projekte aufbauen und 
anbieten. 

Ökonomisch tragbare Wege der Weiterbildung 
(möglichst innerhalb der Unternehmen) müssen 
gefunden werden. 

Au ßerordentlich wichtig ist außerdem der Ein­
satz moderner Kommunikationstechnologien 
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(über Com puternetze) mit den damit verbunde­
nen Zugriffsmögl ichkeiten auf I nformat ion .  Dar­
aus result ieren Vorteile im Wettbewerb. Die 
österreich ische Post so ll  dabei e ine aktive Füh­
rungsrol le übernehmen, neigt aber im Gegensatz 
dazu in v ielen Deta i ls zur Restriktion. Darüber 
h inaus m üssen Gewinne aus der Telekommunika­
tion für deren infrastrukturel le  Verbesserung e in­
gesetzt werden.  

Darüber h inaus s ind steuerl iche Rahmenbedin­
gungen zu schaffen ,  d ie  d ie österreichische Tech­
nologie- und In novationsentwick lung nachhaltig 
unterstützen ,  das hei ßt: 

Verbesserung der steuerbegünstigten Anerken­
nung von betr iebl ichen F&E-Kosten ,  

echte Steuerbefreiung f ü r  Forschungszusch üs­
se, 

höhere Steuerfreiste I l ungen für Erfindervergü­
tungen an Mitarbeiter. 

Auch d ie staatl iche F &E-Quote ist u nverzüg­
lich auf das N iveau der führenden I ndustrienatio­
nen zu erhöhen. 

* * * * *  

ÖSlerreich ische Slaalsdruckere i .  94 0703 
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